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Vo r s i tz end e: Präsident Benya. Zweiter Kr a n k gemeldet ist der Abgeordnete Wie-
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. landner. 

Präsident Dr. Maleta: Die Sitzung ist e r ö f f­
net. 

Fragestunde 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zur 
Fragestunde. kh beginne jetzt - um 14 Uhr 
1 Minute - mit dem Aufruf der Anfragen. 
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Bundeskanzleramt 

Präsident Dr. Maleta: 1. Anfrage: Abgeord­
neter Dkfm. Gorton (OVP) an den Herrn Bun­
deskanzler. 

1184/M 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, die 
Anteilsrechte der OIAG an der Schiffswerft Kor­
neuburg AG, der Schiffswerft Linz AG und der 
G. Rumpel AG ab 1. Jänner 1914 auf die VOEST 
Alpine AG zu übertragen, wie dies in einem 
derzeit im Begutachtungsverfahren befindlichen 
Gesetzentwurf vorgesehen ist? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Gründe für die Zusammenführung 
der beiden Schiffswerften und ihre Vertöchte­
rung gegenüber der VOEST-Alpine sowie ein 
ähnlicher Vorgang für die Rumpel AG werden 
aus dem Auftrag des Gesetzes abgeleitet, wo­
nach es zu einer branchenweisen Zusammen­
fassung der verstaatlichten Unternehmungen 
bis Ende 1973 kommen soll. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Der Gesetzentwurf ist in der Zwi­
schenzeit unverändert als Regierungsvorlage 
im Parlament eingebracht worden. Ich habe 
mir allerdings eine intensivere Beantwortung 
meiner Anfrage in Ihrer Begründungsbeant­
wortung vorgestellt. Nur der Hinweis auf die 
branchenwei-se Zusammenführung müßte mei­
ner Meinung nach in diesem speziellen Fall 
kein Grund allein dafür sein. 

Ich möchte zunächst sagen, daß wir aus 
grundsätzlichen Erwägungen gesetzliche Rege­
lungen für solche Fragen ablehnen, da dafür 
eigentlich die zuständigen Organe der OIAG 
maßgebend wären. 

Ich frage Sie: Haben vor Einleitung dieses 
Begutachtungsverfahrens oder vor Einbrin­
gung des Gesetzentwurfes die zuständigen 
Organe der OIAG diesbezüglich ·einen Be­
schluß gefaßt oder Ihnen zumindest beschluß­
mäßig eine Empfehlung für diese anteilsrecht­
liche Ubertragung der Rumpel AG und der 
Schiffswerften auf die VOEST gegeben? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Vor Abfassung 
des Gesetzentwurfes habe ich natürlich mit 
einigen Vorstandsmitgliedern der oIAG Rück­
sprache gepflogenj der Inhalt des Gesetzent­
wurfes deckt sich vollständig mit den Auffas­
sungen dieser Persönlichkeiten. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Ich entnehme aus Ihrer Beantwortung 
meiner ersten Zusatzfrage, daß diesbezüglich 

keine Beschlüsse in den Organen der OIAG 
gefaßt wurden. Die Tatsache, daß keine sol­
chen Beschlüsse oder Empfehlungen für eine 
solche Anteilsübertragung dieser drei Gesell­
schaften gefaßt wurden, stellt wieder einmal 
Ihren autoritären Regierungsstil unter Bewei,s, 
der in völligem Gegensatz zu Ihren ständig 
vorgebrachten Demokratisierungsbeteuerun­
gen steht. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler, daher: 
Sind Sie bereit, künftig vor Einleitung ähn­
licher Maßnahmen Beschlüsse der dafür zu­
ständigen Organe der 01 AG einzuholen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich glaube, dar­
auf antworten zu müssen, daß es wohl kaum 
etwas Demokratischeres gibt, als der Volks­
vertretung ein Gesetz dieser Art zur Beschluß­
fassung und zur vorherigen Diskussion vorzu­
legen. Das scheint mir der demokratischeste 
Vorgang zu sein. 

Einen weiteren Ausdruck der ausgeprägten 
Demokratisierungstendenzen, die damit ver­
bunden sind, erblicke ich darin, daß durch 
Gesetz - und nur durch Gesetz ist es mög­
lich - im Aufsichtsrat der neuen Gesellschaft 
ein Drittel Vertreter der Arbeiter und Ange­
stellten der in Betracht kommenden Unterneh­
mungen sein werden. Es handelt sich also um 
eine neue Form der Mitbestimmung für die 
dort Beschäftigten, und ich betrachte das als 
einen Ausdruck der Demokratisierung im Wirt­
schaftsleben, wie er späterhin auch in dem 
neuen Betriebsverfassungsgesetz seine Sank­
tion finden wird. Das ist ein Vorgriff auf dieses 
Gesetz. 

Präsident Dr. Maleta: 2. Anfrage: Abgeord­
neter Wuganigg (SPO) an den Herrn Bundes­
kanzler. (Zwischenrufe des Dkfm. Gor ton.) 
Wir sind schon bei Wuganigg! 

1183/M 

Wann ist voraussichtlich mit der Einbringung 
der Regierungsvorlage betreffend ein Daten­
schutzgesetz im Nationalrat zu rechnen? 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte, Herr Bundes­
kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Das Bundes­
kanzleramt hat einen Referentenentwurf für 
ein Datenschutzgesetz zur Begutachtung aus­
gesendet, und zwar schon am 1. 8. 1973. Die 
Stellungnahmen hiezu liegen zum großen Teil 
vor und werden derzeit geprüft. Die Bundes­
regierung ist um eine möglichst beschleunigte 
Ausarbeitung einer Regierungsvorlage be­
mühtj ein konkretes Datum für die Beschluß­
fassung vermag ich allerdings nicht zu nennen. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundeskanz­
ler! Es ist sicherlich sehr erfreulich, daß Oster­
reich zu den ersten Staaten in Europa und 
sogar der Welt gehört, in welchem ein Entwurf 
eines Datenschutzgesetzes bereits vorliegt. 
Darf ich Sie nunmehr fragen: Welchen Rahmen 
hat vorerst dieser Entwurf? Ist hier eine Be­
schränkung der Kontrolle auf den staatlichen 
Bereich vorgesehen, oder werden auch private 
Datensammlungen einbezogen werden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Soweit ich die 
Materie kenne, wird sich dieses Gesetz aus­
schließlich auf Einrichtungen des Bundes be­
schränken müssen, nicht auf Einrichtungen der 
Länder und schon gar nicht auf Einrichtungen 
Privater. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundeskanz­
ler! In welcher Form soll nunmehr diese Kon­
trolle zum Schutze der Privatsphäre der Staats­
bürger ausgeübt werden, und ist auch ein Pas­
sus vorgesehen, wonach jedem Staatsbürger, 
dessen Daten gespeichert wurden, auf Verlan­
gen die Möglichkeit gegeben wird, Einsicht 
in diese Daten zu erhalten? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Der versendete 
Referentenentwurf sieht keine Verfassungs­
bestimmung zum Schutz der Privatsphäre vor. 
Der Artikel 8 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention, der in OsterreiCh Verfas­
sungsrang hat, garantiert einen solchen Schutz 
der Privatsphäre, und ich glaube daher, daß 
das vorläufig ein hinlänglicher Schutz ist. Es 
ist aber geplant, im Zusammenhang mit ande­
ren Materien, wie etwa der Volksanwaltschaft, 
auch hier Vorkehrungen zu treffen. 

Präsident Dr. Maleta: 3. Anfrage: Abgeord­
neter Peter (FPO) an den Herrn Bundeskanz­
ler. 

1111/M 

Bis wann ist mit einer Entscheidung über 
das weitere Schicksal des verstaatlidlten Kohlen­
bergbaues zu rechnen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Bundes­
kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Peter! Eine Entscheidung über das wei­
tere Schicksal der verstaatlichten Kohlenberg­
baubetriebe kann nur jeweils von den Vor­
ständen und Aufsichtsräten beziehungsweise 
mit Zustimmung der Hauptversammlung der 
betreffenden Unternehmungen gefällt werden. 

Die Hauptversammlung der Wolfsegg­
Traunthaler Kohlenwerks AG hat am 12. 9. 
ihren seinerzeitigen Liquidationsbeschluß 

widerrufen, womit sichergestellt ist, daß dieser 
Bergbaubetrieb über den seinerzeitigen Still­
legungstermin des Jahres 1913 hinaus beste­
hen wird. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
Daß sich die Bundesregierung aber dennoch 
für dieses Problem zuständig fühlen muß, geht 
doch aus dem Beschluß der Bundesregierung 
vom 11. Oktober dieses Jahres hervor, die 
Schulden des Bergbaues an den ERP-Fonds 
aus Budgetmitteln zu übernehmen. 

Weiter beziehe ich mich auf Ihre persön­
lichen Äußerungen im Abendjournal vom 
9. Oktober 1913, worin Sie wörtlich erklärten~ 
"Es werden einmal verschiedene Berechnun­
gen angestellt, es wird erst einmal verhandelt 
werden, mit welcher Weise hier eine Lösung 
gefunden werden kann zwischen dem Handels­
minister einerseits und der VOEST-Alpine· 
anderseits bezüglich der Bergbaumittel. Dann 
wird also bezüglich der ERP-Verpflichtungen 
einiges versucht werden, und dann wird man 
weitersehen. " 

Daraus schließe ich, daß ein Drei-Etappen­
Programm abgelaufen i:st: Reden des Handels­
ministers mit der VOEST-Alpine AG und den 
V·erantwortlichen des Bergbaues, dann wird 
man sehen, was man beim ERP-Fonds machen 
kann; das ist mit dem Beschluß der Bundes­
regierung vom 11. Oktober geschehen. 

Darf ich nun nach der dritten Etappe auf 
Grund Ihrer eigenen Äußerung: "und dann 
wird man weitersehen" fragen: Was verstehen 
Sie darunter, Herr Bundeskanzler? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es ist in der Tat 
so, daß sich die Regierung in einem hohen 
Maße für das, was im österreichischen Kohlen­
bergbau geschieht, verantwortlich fühlt; das 
können Sie auch daraus entnehmen, daß die 
Bergbauhilfe des Bundes zum Beispiel im Jahre 
1969 46,6 Millionen Schilling und in den Jah­
ren 1971 und 1912 über 80 Millionen betragen 
hat; sie wird 1913 noch höher sein. . 

Zweitens haben Sie mit Recht darauf ver­
wiesen, daß die Bundesregierung beschlossen 
hat, die ERP-Schulden der drei österreichischen 
Braunkohlenbergwerksunternehmungen in der 
Höhe von 160 Millionen Schilling zu überneh­
men. Eine entsprechende Regierungsvorlage ist 
dem Parlament bereits zugegangen. 

Es muß jetzt die dritte Frage beantwortet 
werden, in welcher Weise die Zukunft dieser 
Betriebe gesichert werden wird. Darüber gibt 
es auf verschiedenen Ebenen Verhandlungen; 
einerseits führe ich als der für die verstaat-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
lichte Industrie Ressortzuständige Gespräche, 
anderseits führt der Herr Handelsminister Ver­
handlungen über die Förderung dieser Be­
triebe; daneben werden auch Maßnahmen nicht 
nur beraten, sondern auch durchgeführt, die 
vorsehen sollen, daß dort, wo unter Umstän­
den in absehbarer Zeit mit einer Stillegung 
gerechnet werden muß, Ersatzbetriebe hinkom­
men. Eine endgültige Entscheidung kann heute 
noch nicht getroffen werden. Aber die beiden 
wichtigsten Voraussetzungen betreffend die 
Liquidität und die Verbesserung der Bilanzen 
sind immerhin schon getroffen worden, Herr 
Abgeordneter. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler I 
Sie lehnten im Abendjournal vom 9. Oktober 
1973 den Vorschlag der VOEST-Alpine AG ab, 
den Kohlenbergbau der österreichischen Elek­
trizitätswirtschaft anzugliedern. Es drängt sich 
doch gerade angesichts der Energiesituation 
Osterreichs und der weltpolitischen Situation 
die Frage auf, ob man nicht den Kohlenberg­
bau in ein Gesamtenergiekonzept eingliedern 
sollte, denn es läge geradezu nahe, dem Vor­
schlag der VOEST-Alpine AG näherzutreten. 
Darf ich um die Beweggründe bitten, Herr Bun­
deskanzler, warum Sie diesem Vorschlag di,e 
Ablehnung haben zuteil werden lassen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die Gründe da­
für sind folgende: die VOEST-Alpine will 
offenbar diesen Komplex zum Teil deshalb 
weglegen, weil er ihr teilweise nicht rentabel 
genug erscheint, und machte dabei, wie ich 
glaube, sehr voreilig den Vorschlag, eine 
andere Gruppe von Unternehmungen, die auch 
zu einer normalen Gestionierung verpflichtet 
smd, möge diese Gruppe, die der VOEST -
Alpine gehört, übernehmen. Sie ist jedoch 
nicht berechtigt, eine solche Auslobung durch­
zuführen, und die Elektrizitätsunternehmun­
gen ihrerseits haben klar und deutlich gesagt, 
daß sie auch unter Berücksichtigung aller die­
se: Umstände, die Sie erwähnt haben, kein 
Interesse haben, diese Unternehmungen in ihr 
"Eigentum überzuführen. Es wird wohl eine 
dritte befriedigendere Lösung -gefunden wer­
werden müssen. 

Präsident Dr. Maleta: 4. Anfrage: Abgeord­
neter Burger (OVP) an den Herrn Bundes-
1(.anzler. 

11 85/M 

Nachdem der VOEST-Vorstand laut "Kurier" 
vom 12. September 1973 die Ubernahme der 
Verluste der GKB abgelehnt hat, frage ich Sie, 
ob Sie dafür sorgen werden, daß die Verluste 
der GKB aus öffentlichen Mitteln abgededd 
werden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Sie, Herr Abge­
ordneter Burger, Stellen mir die Frage, ob 
Verluste aus öffentlichen Mitteln abgedeckt 
werden. Sie wissen ganz genau, Herr Abge­
ordneter, daß die Frage, inwieweit verstaat­
] ichte Unternehmungen aus Mitteln der Steuer­
zahler finanziert werden sollen, gerade in der 
Zeit der früheren Regierung und in der Ver­
gangenheit eine gewisse Rolle im polemischen 
Sinn gespielt hat. 

Dennoch möchte ich Ihnen mitteilen, daß 
bereits aus öffentlichen Mitteln Verluste ab­
uedeckt werden, nämlich durch die erwähnte 
Bergbauhilfe, die von Jahr zu Jahr stärker in 
Anspruch genommen wurde, und durch die 
Streichung beträchtlicher ERP-Schulden in der 
Höhe von 160 Millionen Schilling. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Burger: Herr Bundeskanzlerl 
J ch habe deshalb diese Anfrage gestellt, weil 
mr. 28. 8. 1973 der Vorstand des Stahlkonzerns 
den Be-schluß gefaßt hat, an die Bundesregie­
rung einen Antrag zu stellen, aus welchem 
hervorgeht, daß der Konzern nicht bereit ist, 
auch nur einen Teil des Defizits zu tragen, 
50ndern er ersucht darin die Bundesregierung, 
das Defizit zu tragen, ansonsten müßte eine 
Anzeige über den Konkurs wegen Uberschul­
dung gemacht werden. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundeskanzler -
ich schließe mich hier dem Abgeordneten p.eter 
illl -: Würden Si'e Ihre Zustimmung geben, 
daß dann ein anderes verstaatlichtes Unter­
nehmen als die Elektroversorgungsindustrie 
rias Defizit zu tragen hätte? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Aus der Ant­
wort an den Herrn Abgeordneten Peter geht 
schon hervor, daß ich so einen Vorschlag, für 
den ich übrigens gar nicht zuständig bin, nicht 
für begrüßenswert hielte. 

Ich kann mich auch nicht mit dem Gedanken 
anfreunden, daß große Konzerne die Betriebe 
behalten wollen, die ihnen einen Ertrag ab­
werfen, und die Betriebe oder Gesellschaften, 
die das nicht tun, sozusagen mit offener Hand 
dem Staat oder im Wege des Staates anderen 
schenken wollen. Das ist eine Auffassung, der 
ich mich nicht ohne weiteres anschließen kann. 
IdJ ,glaube, es werden Schritte unternommen 
werden müssen, die der wirtschaftlichen Praxis 
eher entgegenkommen und gleichzeitig der 
besonderen Bedeutung, die der Bergbau in 
Osterreich hat, gerecht werden. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Burger: Herr Bundeskanzler! 
Im Bericht und im Antrag des Vorstandes des 
Stahlkonzerns sind bereit,s zwei Schließungs­
termine f·estgehalten: Fohnsdorf 1975 und Pöl­
fing-Bergla 1976, obwohl die Lieferverträge an 
das kalorische Kraftwerk in Zeltweg, ODK, 
bis 1986 mit einer Liefermenge von 350.000 
Jahrestonnen abg·eschlossen worden sind. Tat­
sächlich erscheint im Antrag, Herr Bundes­
kanzler, in der Verlustskala Fohnsdorf 1976 
nicht mehr auf. 

Der Nahostkonflikt hat ja ganz deutlich 
unter Beweis gestellt, wie wichtig die heimi­
sche Kohle für unsere heimische Wirtschaft 
ist. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: Würden 
Sie einem vom Vorstand eingebrachten Schlie­
ßungsantrag - unter der Voraussetzung der 
Notwendigkeit der heimischen Kohle - Ihre 
Zustimmung geben? Würden Sie diese Schlie­
ßung wie bei der Stahlfusion im Parlament 
d.urchführen lassen. Oder würden Sie die 
ScMießung den zuständigen Organen überlas­
sen, weil eine solche Maßnahme unpopulär 
wäre? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte noch 
einmal sagen, daß die Bundesregierung zur 
Frage der Schließung von Fohnsdorf noch nicht 
Stellung genommen hat und daß sich aber die 
Bundesregierung in Anbetracht der Bedeutung, 
d.ie der Kohlenberogbau hat, vorbehält, dazu 
ihre Stellungnahme im einzelnen noch be­
kanntzugeben. 

Ich kann aber dem Herrn Abgeordneten 
eInes versichern: Was immer im Bergbau ge­
schehen wird, so leichtfertig wird nicht vor­
gegangen werden wie seinerzeit im Lavanttal. 
(Beifall bei der SPG. - Abg. 0 f e nb ö c k: 
lCeine Antwort!) 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Bundes­
~,;:anzler. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident Dr. Maleta: 5. Anfrage: Abgeord­
lJIeter Dr. Bauer (GVP) an den Herrn Bundes­
minister für Justiz. 

1188/M 

Aus welchen Gründen kam die Staatsanwalt­
schaft erst nach einjähriger Verfahrensdauer zu 
der Erkenntnis, daß das Herrn Siegfried Heiss 
und Karl Mohr zur Last gelegte Verhalten 
(Fälschung von Urkunden über Subventionen 
an die Zeitschrift "profil") aus rechtlichen Grün­
den nicht strafbar ist? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeordneter Dr. Bauer! Ich darf mich vorerst 

auf den Inhalt meiner mündlichen Anfragebe­
ä\lltwortung vom 20. März 1973 beziehen. 

Zur vorliegenden Anfrage hat die Staats­
anwaltschaft Wien folgenden Bericht erstattet, 
,IUS dem ich wörtlich zitiere: 

"Am 20. März 1913 betrieb die Staatsanwalt­
schaft Wien den Abschluß der Voruntersu­
chung, worauf der Untersuchungsrichter am 
2. April 1973 den Strafakt der Staatsanwalt­
schaft Wlien zur Einsicht in die bisherigen 
Untersuchungsergebnisse und zur allfälligen 
weiteren AntragsteIlung übermittelte. Die 
Staatsanwaltschaft Wien hatte daher am 
3. April 1973 erstmalig Gelegenheit, die bis­
herigen Ergebnisse der Voruntersuchung einer 
näheren Prüfung zu unterziehen. Dabei stellte 
sich heraus, daß ·eine Ergänzung der Vorunter­
suchung erforderlich war. Deshalb stellte die 
Staatsanwaltschaft Wien am 2. Mai 1913 beim 
Untersuchungsrichter umfangreiche Anträge 
zur Ergänzung der Voruntersuchung. Nach 
Durchführung dieser Ergänzungen berichtete 
die Staatsanwaltschaft Wien am 15. Juni 1973 
der Oberstaatsanwaltschaft Wien über die be­
absichtigte VerfahreneinsteIlung." - Ende des 
Zitats. 

Es wurde dann über Anregung des Bundes­
ministeriums für Justiz dieser Bericht nach 
weiterer Uberprüfung in rechtlicher Beziehung 
am 30. Juli 1973 noch ergänzt. Der Abschluß­
bericht der Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 
22. August 1973 ist am 23. August 1973 im 
Rundesministerium für Justiz eingelangt. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini­
ster! Die Thematik beschäftigt uns beide ja 
schon seit einigen Monaten. Wenn ich in Er­
innerung bringen darf: Es ist einer angesehe­
nen österreichischen Zeitschrift der Vorwurf 
gemacht worden, erhebliche Beträge aus dunk­
Jen Quellen bezogen zu haben. Es ist von 
einem sozialistischen Mandatar - wenn man 
sich die stenographischen Protokolle, die ich 
mithabe, in Erinnerung ruft - mit einem sehr 
erheblichen Betrag die von Ihnen erwähnte 
Urkunde zu erwerben versucht worden; dies,er 
sozialistische Mandatar hat versucht, diese Be­
stätigung zu erhalten. 

Ich habe mich damals bei Ihnen erkundigt, 
wie es mit der ganzen Sache ausschaut. Slie, 
Herr Bundesminister, haben mir am 20. März 
1913 in der mündlichen Fragestunde mitg1eteilt 
-- in der Zwischenzeit haben Sie mir auch 
noch dankenswerterweise eine IschI1iftliche An­
frag·e beantwortet -, daß das gegenständliche 
Strafverfahren sich derzeit noch - ich zitiere 
wörtlich - "im Stand der Voruntersuchung 
befindet, da der vom Gericht bestellte 
Schriftsachverständige sein Gutachten noch 
nicht erstattet hat". 
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Dr. Bauer 
Warum, Herr Bundesminister - das wäre 

meine erste Zusatzfrage -, haben Sie in der 
Fragestunde am 20. März nicht auf die recht­
Hchen Schwierigkeiten hingewiesen, von denen 
diese Voruntersuchung begleitet ist? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Soweit ich es im 
Kopf habe, Herr Abgeordneter Dr. Bauer: weil 
ich darum gar nicht gefragt wurde und weil 
ich immer wieder sage, daß es außerordent­
lich schwierig ist, in der mündlichen Frage­
stunde Rechtsprobleme so umfassend zu dis­
kutieren. 

Ich darf aber nochmals betonen, daß ich 
gerade Ihre Anfrage vom 20. März 1973 zum 
Anlaß genommen habe, um die Durchführung 
des Verfahrens zu betreiben, was Sie aus den 
Daten, die ich Ihnen mitgeteilt habe, ersehen 
wollen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini­
ster! Meine Anfrage am 20. März war so ge­
halten, daß sie ohne weiteries in der Beant­
wortung selbstverständlich auch bestimmte 
rechtliche Schwierigkeiten hätte aufzeigen 
l'Cönnen oder zumindest Hinweise darauf mög­
lich gemacht hätte. 

Ich nehme Ihre Antwort jetzt zur Kenntnis, 
möchte aber doch festhalten, daß Sie in Ihrer 
mündlichen Anfragebeantwortung, über den 
Verfahrensausgang befragt, implizite darauf 
hingewiesen haben, daß die ganze Sache sehr 
wohl vom schriftlichen Gutachten, vom Gut­
achten des Sachverständigen abhängt. Hier 
scheint eine gewisse Relevanz zur Endantrag­
steIlung denn doch hergestellt werden zu müs­
sen. Wenn nicht, Herr Bundesminister, dann 
hat eine Angelegenheit, die sang- und klang­
]05 eingestellt wurde, die Justiz monatelang 
beschäftigt. Hier wurden von der soziahstisch 
verwalteten Justiz Steuergelder verschleudert. 
Herr Bundesminister! Man hätte das bei einer 
beschleunigten Erledigung weit früher machen 
können. Ich erlaube mir, Sie zu fragen: Welche 
Kosten aus Steuergeldern hat diese jetzt ein­
nestellte Voruntersuchung erfordert? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Dr. Bauer! Ich glaube, Wiir sind einer 
Meinung, daß es keine sozialistisch verwaltete 
Justiz gibt, Isondern nur eine Justiz der Repu­
blik Osterreich, der zu dienen ich die Ehre 
habe. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Dr. Bauer! Zweitens 
möchte ich mit großem Nachdruck auch zu die­
ser Rechtssache sagen, daß in keinem Stadium 
des Verfahrens vom Bundesministerium für 
Justiz mittelbar oder unmittelbar Weisungen 

an die staatsanwaltschaftlichen Behörden er­
teilt worden sind. Alle Schluß anträge der 
staatsanwaltschaftlichen Behörden sind in 
deren pflichtgemäßem Ermessen ohne jede 
Weisung erfolgt. 

Das Bundesministerium für Justiz hat etwas 
ganz anderes getan. Gerade im Hinblick auf 
das bekannte öffentliche Aufsehen des Rechts­
falles wollten wir, daß alle Rechtsaspekte 
besonders sorgfältig geprüft werden. Des­
halb haben wir gebeten, noch einmal das 
rechtliche Problem zu durchdenken, das ich 
dann in meiner schriftlichen Anfragebeantwor­
tung vom 7. September 1973 an Sie dargestellt 
habe. 

Ich bin im Augenblick nicht in der Lage, 
Ihnen die Sachverständigenkosten mitzuteilenj 
.ich werde es aber sehr gerne nachholen. Ich 
habe gar keine Bedenken dazu, aber bitte, 
Hohes Haus, sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Bauer, doch eines zu bedenken: Wenn wir uns 
in dieser Frage von Anfang an auf den 
Standpunkt gestellt hätten, daß wir überhaupt 
nicht untersuchen lassen, überhaupt kein 
Schriftsachverständigengutachten einholen, 
sondern uns sofort aus rechtlichen Gründen 
auf den Standpunkt gestellt hätten, daß nichts 
weiter zu unternehmen ist, wären Sde auch 
nicht mit der Justiz der Republik Osterreich 
zufrieden gewesen. Die Justiz kann es Ihnen, 
Herr Abgeordneter Dr. Bauer, offenbar nicht 
leicht recht machen. Ich bitte um Entschuldi­
gung. (Abg. Dr. Bau e r: In diesem Fall sicher 
nichtf) 

Präsident Dr. Maleta: Sechste Anfrage: Ab­
geordneter Dr. Reinhart (SPO) an den Herrn 
Justizministe'r. 

I 18'1/M 

Welche Erfahrungen ergeben sidt aus der 
praktischen Anwendung des Strafvollzugs­
gesetzes und der Strafvollzugsgesetznovelle? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Abge­
ordneter Dr. Reinhartl Wir können feststellen, 
daß das am 1. 1. 1970 in Kraft getretene 
Strafvollzugsgesetz, das naturgemäß in der 
praktischen Durchführung großen Schwierig­
keiten begegnet ist, weil es ja bis dahin kein 
Strafvollzugsgesetz gab, heute von der Praxis 
verkraftet worden ist. Wir sind darüber sehr 
froh, und ich möchte die Gelegenheit wahr­
nehmen, um auch zu sagen, daß wir allen 
Strafvollzugsbediensteten außerordentlich 
dankbar sind, daß sie sich mit den zum Teil 
ja schwierigen Bestimmungen eines rechts­
staatlich geordneten Strafvollzuges vertraut 
gemacht haben. 
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Bundesminister Dr. Broda 
Natürlich werden wir stufenwei,se in der Urlaubs gewährung oder die Möglichkeit der 

Praxis mehr und mehr Gesichtspunkte des Freizeitgestaltung außerhalb der Gefängnis­
Strafvollzugsges-etzes durchzuführen haben. mauern. 
Dazu brauchen wir - der Finanzminister hat 
heute ,in seiner Budgetrede darüber berich­
tet - vor aUem budgetäre Mittel und wir 
brauchen auch die entsprechende personelle 
Ausstattung. Das Budget für 1974 wird uns 
die Möglichkieit geben, wieder weiter auszu­
bauen. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 

Wir werden dazu auch legislative Vor­
schläge im Zusammenhang mit den Erfahrun­
gen in anderen Ländern - wir haben es ja 
gemeinsam in Schweden und der Schweiz ge­
sehen - in nächster Zeit dem Hohen National­
rat vorlegen. 

Präsident Dr. Maleta: Ich danke, Herr Mini­
ster. 

Herr Bundesminister! Liegt dem Bundesmini- Bundesministerium fÜr Unterricht und Kunst 
sterium für Justiz im Bereiche des Strafvoll-
zuges ein internationaler Erfahrungsaustausch 
vor? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Reinhart! Wir bemühen uns sehr inten­
siv im Rahmen der Zusammenarbeit im 
Europarat; außerdem vertritt uns unser öster­
reichischer Vertreter im Europarat, der Lehr­
beauftragte an der Hochschule in Linz, Mini­
sterialrat Doleisch - ein wirklicher Pionier 
des modernen Strafvollzugswesens - immer 
wieder bei di,esem internationalen Erfahrung1s­
austausch; seine Stimme wird in anderen Län­
dern sehr gerne gehört. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Ergeben sich aus der 
praktischen Erfahrung des Strafvollzugsgeset­
zes und des internationalen Erfahrungsaus­
tausches Konsequenz,en beziehungsweise ist 
mit einer weiteren Humanisierung des Straf­
vollzuges in Osterreich zu rechnen? 

Herr Bundesminister! Ich nehme dabei die 
Gelegenheit wahr, um auf eine Initiative der 
Justizvollzugsanstalt Bernau am Chioemsee zu­
rückzukommen, in der erstmals Strafgefangene 
zu Bergwanderungen eingeladen worden sind. 
Es wurde auch dort in diesem Bereiche schon 
versucht, diese Strafgefangenen kulturellen 
Veranstaltung·en zuzuführen. Ist in diesem Zu­
sammenhang auch in Osterreich mit ähnlichen 
IV! aßnahmen zu rechnen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Es geht hier um 
dje Probleme des offenen oder halboffenen 
Strafvollzuges; dort, wo die Möglichkeit dazu 
besteht, gegen Ende der Strafzeit und bei Per­
sünen, bei denen man nicht annimmt, daß sie 
für die Sicherheit des Landes gefährlich sind, 
müßte man in Osterreich in viel stärkerem 
Maße als bisher möglich die Kommunikation 
zur Außenwelt verstärken, und dazu gehören 
auch diese Möglichkeiten, die Möglichkeit der 

Präsident Dr. Maleta: 7. Anfmge: Abgeord­
neter Luptowits (SPO) an den Herrn Bundes­
minister für Unterricht und Kunst. 

1190/M 

Wie hat sidJ. der Kartenverkauf der Bundes­
theater in den letzten Jahren entwickelt? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneterl Der Karten­
verkauf unserer Bundestheater entwickelte 
sich in den letzten drei Jahren recht günstig. 
Nicht uninteressant ist es, daß sich der Karten­
verkauf bei den Musiktheatern besser ent­
wid{elte, als das bei den Sprechtheatern der 
Fall war. 

Ich kann Ihnen mitteilen, daß in der Volk,s­
oper seit der Saison 1970171 bis zur Saison 
1972173 der Kartenverkauf von 398.000 auf 
430.000 gestiegen ist, in der Staatsoper von 
559.000 auf 575.000, im Akademietheater von 
137.000 auf 147.000; nur in der Burg haben 
wir einen Rückgang von 384.000 auf 376.000 
zu verzeichnen, wobei allerdings zu bemerken 
ist, daß seit der Saison 1971/72 schon wieder 
eine Steigerung um 2000 eingetreten ist. 

Insgesamt haben wir also bei unseren Bun­
destheatern einen Kartenverkauf zu verzeich­
nen: 1970171 1,480.000, 1971172 1,495.000 und 
1972/73 1,528.000. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Luptowits: Herr Bundesmini­
ster! Was bedeutet das in Geld umgesetzt? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Finanziell ent­
wickeln sich die Einnahmen bei unseren Bun­
destheatern seit 1968 günstig, wobei ich zu­
gebe, daß wir es wünschen würden, daß es 
noch besser wäre. Wir hatten 1970171 Ein­
nahmen von rund 121 Millionen Schilling zu 
verzeichnen, 1971/72 waren es 124 Millionen 
und in der Saison 1972173 135 Millionen. 
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Präsident Dr. Maleta: 8. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Gruber (OVP) an den Herrn Unter­
richtsminister. 

1192/M 

Wieviel kostet voraussichtlich die GratissChul­
buchaktion für das Schuljahr 1973114? 

Präsident Dr. MaJeta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Gruber! An sich müßte die Frage 
an den Finanzminister gestellt werden, weil 
es sich um Mittel aus dem Familienlalstenaus­
gleichsfonds handelt. (Abg. DI. GI U bel: Lei­
deI!) Ich bin aber gerne bereit zu antworten, 
allerdings soweit ich dazu heute imstande bin. 

Man kann nicht mit Bestimmtheit sagen, wie 
teuer die Aktion 1973/74 sein wird. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e I: Jedenfalls teuer!) Ich kann 
aber eines sagen, Herr Abgeordneter Kohl­
maier: daß die Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Mock. in der Pressekonferenz nicht 
gestimmt haben und daß die Zahl 770 MilLio­
nen Schilling auf die Gutscheine, die bestellt 
wurden, begründet ist. Es wird darauf ankom­
men, wie viele dieser Gutscheine auch wirklich 
eingelöst werden. Ich bin der Meinung, daß 
wir weit unterhalb dieser Grenze von 770 Mil­
lionen Schilling liegen werden. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben sich jetzt also auf die in der 
Offentlichkeit mehrfach genannte Zahl von 
770 Milloionen Schilling bezogen. Es wurde 
allerdings vom Buchhandel und von den Ver­
lagen in Zweifel gezogen, ob diese 770 Mil­
lionen ausreichen werden. Es wurde dort die 
Meinung geäußert, daß dieser Betrag nicht 
unwesentlich überschritten würde. 

Ich habe Ihrer Anfragebeantwortung ent­
nommen, daß Sie der Meinung sind, daß die 
770 Millionen jedenfalls nicht erreicht würden, 
daß der Betrag zu hoch gegriffen sei. Gibt 
es dafür außer dem schon glenannten Anhalts­
punkt noch andere Anhaltspunkte? Von den 
Verlagen wird nämlich ins Treffen geführt, 
daß die Preise für die Schulbücher seinerzeit 
anders kalkuliert waren, als sie sich jetzt tat­
sächliCh heraustellen. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Gruber! Ein Teil dieser Frage 
hätte eigentlich auch an den Herrn Finanz­
minister gestellt werden müssen. Aber auch 
hier kann ich Ihnen versichern, daß ich bisher 
von keinem Verlag gehört habe, er sei der 
Auffassung, daß mit dieser Summe nicht das 
Auslangen gefunden werden könne. 

Außerdem sind die Preise der Bücher mit 
den Verlegern und den Buchhändlern verein­
bart worden, sodaß hier keine Teuerung ein­
tritt, wie überhaupt keine Teuerung bei den 
Schulbüchern eingetreten ist, was nicht zuletzt 
auf den Umstand zurückzuführen ist, daß durch 
die Schulbuchaktion eine ganz andere Planung 
des Verlagswesens auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht mögLich gewesen ist. 

Ich kann Ihnen vIersichern, daß sich diese 
770 Millionen Schilling - und das muß immer 
wieder gesagt werden, damit kein Irrtum ent­
steht - auf die Zahl der bestellten Gutscheine 
gründen, wobei wir ja immer gesagt haben, 
daß wir an die 20 Prozent mehr Gutscheine 
bestellen, damit die Sicherheit gegeben ist, 
daß sie in der Schule aufliegen. Der Gutschein 
wird ja erst dadurch zu einem Wertpapier, 
daß er eingelöst wtird, daß er vorher unter­
schrieben, unterfertigt wird. 

Ich bin davon überzeugt, und alle Hinweise 
bestärken mich in dieser Ansicht, daß wir die 
Ziffer von 770 Millionen Schilling nicht errei­
chen werden. Ich darf daran erinnern, daß ja 
auch im Vorjahr horrende Ziffern genannt 
worden sind - 1500 Millionen Schilling, 
1200 Millionen Schilling -, und dann hat die 
Aktion genau soviel gekostet, als wir ur­
sprünglich geplant hatten, etwa 570, 580 Mil­
lionen Schilling. Wir werden auch in di,esem 
Jahr im Bereich unserer Schätzungen verblei­
ben. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini­
ster r Sie haben davon gesprochen, daß mehr 
angefordert wurde, als nachher unter Umstän­
den zur Auslieferung kam. Man hört, daß 
Buchhändler wesentlich w.eniger ausLiefern, als 
sie vorrätig haben. Das scheint also auf eine 
nicht ganz sinnvolle Bevorratung zurückzufüh­
ren zu sein. ICh bin der Meinung, daß hier 
die Bevorratung wesentlich weniger dringlrich 
ist als auf anderen Gebieten. 

Herr Bundesminister! Si,e sagen, daß man 
mit der geschätzten Ziffer das Auslangen fin­
den dürfte. Wie erklärt sich nun der Umstand, 
daß für das Budget 1974 ein Betrag von 
850 Millionen Schilling - das entnehme ich 
den Ausführungen des Herrn Bundesministers 
für Finanzen - vorgesehen ist? Heißt das 
mit anderen Worten, Herr Bundesminister, daß 
die Verwaltungskosten allein hier etwa 
100 Millionen SchiUing ausmachen? 

Im übrigen darf ich noch sagen, ich danke 
Ihnen, daß Sie die Frage beantworten. Aber 
wenn ich sie an den Herrn Finanzminister 
gestellt hätte - ich habe das überlegt -, 
hätte er vielleicht gesagt: Wiir wissen noch 
niChts Genaues, das weiß nur der Unterrichts­
minister. 
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Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Gruber! Ich freue mich, daß Sie 
soviel Vertrauen in das Unterrichtsministe­
rium setzen. Sie kennen ja als Fachmann die 
Bereiche des Unterrichts. Ich nehme das sehr 
gerne zur Kenntnis. Ich kann Ihnen versichern, 
daß im Grunde genommen diese Schulbudl­
aktion ohne wesentliche Verwaltungskosten 
durchgeführt wird. Alles das, was in der letz­
ten Zeit über Verwaltungskosten im Zusam­
menhang mit der Schulbudlaktion gesagt 
wurde, entspricht nJcht den Tatsachen. Es gibt 
faktisch keine Verwaltungskosten. 

Ich nehme an, daß ich den Herrn Finanzmini­
ster ridltig interpretiere, daß er natürlich die 
Ziffer der bestellten Gutscheine von heuer als 
Grundlage für die Planung 1974 genommen 
hat. Aber iich hoffe, wie g,esagt, daß sich bei 
der Durchführung der Schulbuchaktion 1973/74 
zeigen wird, daß wir durChaus in dem BereiCh 
verbleiben werden, den ich vorhin angeführt 
habe. 

Daß wir bei der Bestellung der Gutscheine 
eine 20prozentige Erhöhung vorgenommen 
haben, wurde den Buchhändlern und den Ver­
le>gern mitgeteilt. Ich kann Ihnen sagen, daß 
im Unterrichtsministerium offiziell vom BuCh­
handelsgremium keine Hinweise eingelangt 
sind, daß in Buchhandlungen zuviel BüCher 
auf Vorrat gelegt worden sind. Idl habe aller­
dings gehört, daß es da und dort der Fall sein 
soll. Ich muß dazu sagen, daß ein gewisses 
Maß an wirtsdlaftlichem Risiko audl bei die­
sem GesChäft der Buchhändler einzukalkulie­
ren ist. 

Ich habe aber darüber hinaus mit den maß­
gebendsten Verlegern gesprochen, und die 
haben mir zugesagt, daß sie, sollte das der 
Fall sein, diese von einzelnen BuChhändlern 
zu viel bestellten Schulbücher zurücknehmen 
werden. 

Präsident Dr. Maleta: 9. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Sdlranz (SPO) an den Herrn Unter­
ridltsminister. 

1191/M 

Halten Sie es für mögliCh, daß alle Eltern 
von SChülern über sämtliche wkhtige Rechts­
grundlagen im Zusammenhang mit Schul­
problemen (Gesetze, Verordnungen, Erlässe), 
etwa in Broschürenform, informiert werden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Schranz! Sämtliche widltige 
Rechtsgrundlagen des Schulbereiches den 
Eltern in Form von Broschüren zur Verfügung 
zu stellen, ersdleint mir unmöglich, weil es 

sidl dabei (Abg. Dr. G r u be r: Um Bände!) 
um ein sehr, sehr umfangreiChes ReChtsgebiet 
handelt. - Der Herr Abgeordnete Dr. Gruber 
hilft mir wieder. Er ist wirklich versiert in 
allen Fragen, die das UnterriChtsministerium 
betreffen. - Allein was die allg,emeinbilden­
den höheren Schulen betrifft, müßte ein zwölf­
bändiges Werk zur Verfügung gestellt wer­
den. 

Aber ich bin der Auffassung, daß Herr Abge­
ordneter Dr. Schranz nicht meinte, daß alle 
Gesetze den Eltern zur Verfügung gestellt 
werden sollten, 'sondern daß die wichtigsten 
Bereiche des schulischen Lebens den Eltern 
bekanntgemacht werden sollen. Das ist auch 
die Auffassung des Unterrichtsministeriums. 
Darf ich aber darauf hinweisen, daß wir gerade 
jetzt im Unterausschuß des UnterriChtsaus­
sChusses die Neuordnung der wichtigsten inne­
ren Bereiche unseres Schulwesens vornehmen 
mit dem großen SChulunterrichtsgesetz; dann, 
wenn dieses Gesetz beschlossen werden wird, 
halte ich es für sinnvoll, daß ein Weg gefun­
den wird, die interessantesten und für die 
Eltern wichtigsten Bestimmungen allen Eltern 
in Osterreich zugänglich zu machen. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundesmini­
sterl Vielleicht ist die Differenz in der An­
sChauung eine Frage der Betonung. ICh würde 
also sagen: "sämtlidle w ich t i g e" anstatt 
"s ä m t I ich e wiChtige", und dann befinden 
wir uns schon auf einer Linie. 

Um die Rechtsgrundlagen geht es, die eben 
für die Schüler und deren Eltern besonders 
wichtig sind, etwa der Erlaß "Heutige Rechts­
grundlagen", Prüfen und Klassifizieren, Vor­
sdlriften über Sdlularbeiten. 

Sind Sie mit mir also einer Meinung, daß 
zu den Bestrebungen, alle Bereiche der Gesell­
schaft zu demokratisieren, eben audl dazuge­
hört, den Schülern, etwa denen der Oberstufe 
der AHS, und bei den anderen Schülern den 
Eltern die wichtigsten Regeln, aber auch die 
wichtigsten Rechte für die Sdlüler, den Schul­
betrieb betreffend, bekanntzumadlen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! ICh bin nicht nur mit Ihnen einer 
Meinung, daß dies notwendig wäre, sondern 
iCh habe mich in den letzten Jahren sehr be­
müht, das auch in der Realität des Schulwesens 
immer mehr zum DurchbruCh zu bringen. Das 
Sdmlunterrichtsgesetz, von dem ich vorhin ge­
sprochen hab.e, i,st ein Beweis dafür, daß für 
die Eltern weitaus mehr Möglichkeiten beste­
hen werden, am Schulleben Anteil zu nehmen, 
Informationen zu erhalten, aber audl eine 
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Bundesminister Dr. Sinowatz 
Rechtsgrundlage zu bekommen, um gegen Ent­
scheidungen der Schul,e Einspruch zu erheben. 

Im neuen Schulunterrichtsgesetz werden 
auch die Elternvereine erstmals rechtlich fixiert 
werden. Ich bin der Auffassung, daß eben 
diese Frage, die Sie gerade anschnitten, für 
unsere Elternvereine sehr wesentlich ist. Ich 
werde nicht versäumen, schon jetzt den Eltern­
beirat, der beim Bundesministerium für Unter­
richt und Kunst besteht, von diesem Wunsch 
und von dieser Uberlegung in Kenntnis zu 
setzen, damit schon jetzt darüber nachgedacht 
wird, in welcher Form unsene Elternvereine 
mitarbeiten können, damit dann, wenn das 
Schulunterrichtsgesetz beschlossen wird, die 
Möglichkeiten für die Eltern, mehr Information 
über die gesetzlichen Grundlagen der Schule 
zn erhalten, sehr rasch realisiert werden kön­
nen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Man kann also 
erfreulicherweise annehmen, daß bald nach 
dem Inkrafttreten des Schulunterrichtsgesetzes 
diese Rechtsgrundlagen den Eltern gegeben 
werden. 

Wäre es möglich, daß das im Hinblick auf 
die in den Oberstufen der AHS befindlichen 
Schüler so vor sich geht, daß die Schüler 
über diese Rechtsgrundlagen informiert wer­
den? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Das Schul­
unterrichtsgesetz sieht ja überhaupt eine Part­
nerschaft zwischen Lehrern, Eltern und Schü­
lern vor. Es wird also in Zukunft direkt die 
Möglichkeit bestehen, in dem dafür bestimm­
ten Ausschuß, dem Lehrer und Schüler ange­
hören, diese Fragen zu behandeln. Ich glaube, 
daß das ein sehr wesentlicher Teil des Geset­
zes sein wird. 

Ich bin der Auffassung, daß wir jetzt nicht 
von oben bestimmen sollten, wie das überall 
zu geschehen hat, denn der Sinn der Mitver­
antwortung und der Mitbestimmung in der 
Schule liegt ja darin, daß auf die jeweiligen 
Eigenarten der Schulen eingegangen wird und 
daß in der Schule Lehrer, Schüler und Eltern 
selbst einen Weg erarbeiten, wie solche orga­
nisatorischen Maßnahmen am besten bewerk­
stelligt werden können. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident Dr. Maleta: 10. Anfrage: Abge­
ordneter Peter (FPO) an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen. 

1172/M 

Sind im Verlauf der in jüngster Zeit statt­
gefundenen Verhandlungen zwischen Vertretern 
der Schulbuchverlage und des Buchhandels einer­
seits sowie Vertretern des Finanzministeriums 
andererseits, die mit der Durchführung der heu­
rigen Gratisschulbuchaktion im Zusammenhang 
standen, bereits konkrete Ergebnisse erzielt 
worden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Verhand­
lungen zwischen dem Bundesministerium für 
Finanzen einerseits und der Interes'senvertre­
tung der Verleger und der Buchhändler ande­
rerseits finden über die Vorbereitung und Ab­
wicklung der Schulbuchaktion für di,e jeweili­
gen Schuljahre statt. Die Verhandlungen be­
treffen die Ausstattung der Bücher, die Preise 
und die Herstellung der erforderlichen Gut­
scheine. 

Für das laufende Jahr sind d1ese Verhand­
lungen abge,schlosseni ebenso sind sie für das 
nächste Schuljahr nahezu abgeschlossen. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Diesen Verhand­
lungen entnehme ich, Herr Bundesminister, 
daß auch über die Auflagenhöhe auf Grund 
der Gutscheinabsprachen Gespräche geführt 
werden müssen. Daraus entnehme ich, daß die 
eben vom Bundesminister für Unterricht er­
teilte Information, er habe keine Ahnung von 
dieser Uberproduktion, nicht den Tatsachen 
entsprechen kann. 

Ich frage Sie daher, ob Ihnen bekannt ist 
und in Ihrem Ministerium bekannt war, daß 
hier eine SOprozentige Uberproduktion gegen­
über den benötigten Gutscheinen stattgefun­
den hat, und wer in Ihrem Ministerium dafür 
verantwortlich ist. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Außerhalb der 
angeführten Verhandlungen, die nicht - ich 
betone das - über die Auflagenhöhe erfolgen, 
finden keine Gespräche mit den Verlegern 
und Schulbuchhändlern statt. Insbesondere 
haben keine Gespräche über das Problem einer 
allfälligen Uberproduktion der Verlage statt­
gefunden. Gegenteilige Feststellungen in 
Tageszeitungen entsprechen nicht den Tat­
sachen. 

Für solche Verhandlungen besteht auch kein 
Anlaß, zumal es auch nicht zutrifft, daß das 
Bundesministerium eine bestimmte Auflage 
von Schulbüchern bestellt. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Ich darf an Ihre Fest­
stellung anknüpfen, daß die Pressemeldungen 
nicht den Tatsachen entsprechen, Herr Bundes-
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Peter 
minister, und daher ganz konkret eingehen 
auf die "Presse" vom 13./14. Oktober 1973, 
wo eine Uberschrift lautet: 

"Gratisschulbücher als Ladenhüter. - Skan­
dal wegen 50prozentiger Uberproduktion ... " 

Darin wird ein Beamter Ihres Hauses, Herr 
St'ktionsrat Schredel, wörtlich zitiert, indem 
man ihm in den Mund legte, beziehungsweise 
er sagte: 

"Die Unternehmer haben die Möglichkeit, 
ihr Risiko im Preis einzukalkulieren ... " 

Mich interessiert sehr wohl, ob diese Mei­
nungsäußerung von einem Beamten Ihres Hau­
ses getätigt wurde, denn dann sagt ein Mini­
sterium gen au das Gegenteil von dem, was 
der Handelsminister auf der anderen Seite 
immer gegenüber der Wirtschaft erklärt, wenn 
es um Preise geht. 

Ist diese Äußerung von einem Beamten Ihres 
Hauses gefallen oder nicht, und sind Sie bereit, 
Herr Bundesminister, das untersuchen zu las­
sen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich werde der 
Sache gern nachgehen. Aber eindeutig steht 
fest, daß das Mengenproblem sowohl die Ver­
lage wie die Buchhändler abzuschätzen haben, 
wie sie das auch früher abzuschätzen hatten. 
Daran hat sich durch die Schulbuchaktion, das 
heißt dadurch, daß die Lasten vom Familien­
lastenausgleichsfonds übernommen wurden, 
überhaupt nichts geändert. 

Die Preis erstellung ist eine Sache der Pari­
tätischen Kommission, und es gelten jene 
Grundsätze, die auch für andere Preisfestset­
zungen in diesem Gremium Anwendung finden. 

Präsident Dr. Maleta: 11. Anfrage: Abgeord­
ntter Minkowitsch (OVP) an den Herrn 
Fi nanzminister. 

1204/M 

Ab welchem Zeitpunkt wird die Verwendung 
gefärbten Dieselöls für land- und forstwirtsChaft­
liche Maschinen, wie dies der Herr Bundes­
kanzler angekündigt hat, gestattet werden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Am 20. September dieses 
Jahres hat der Herr Bundeskanzler anläßlich 
einer Riede in Linz eine Enquete angekündigt, 
deren Aufgabe es ,ist zu prüfen, in welcher 
Form die Verwendung gefärbten Dieselöls, wie 
es einem Wunsch der landwirtschaftlichen Ver­
treter entspricht - wir hatten ja in mehrfachen 
Aussprachen Gelegenheit, das zu erörtern -, 
durchzuführen ist. Mit Rücksicht auf die Ter­
minplanung des Parlaments möchte ich noch 

die Sitzung am 7., 8. November abwarten, um 
in der Folge oder in der darauffolgenden 
\lVoche einen Termin für eine solche Enquete 
zu fixieren, auf der neben den Fragen der 
landwirtschaftlichen Vertreter auch die Fragen 
der Erdölfirma, die Bereitstellung der Kapazi­
täten und ähnliches geklärt werden sollen, um 
dann, wenn man sich dazu entschließen kann 
- die Bereitschaft ist unsererseits vorhan­
den -, auch eine klaglose Durchführung zu 
garantieren. 

Es gilt dabei auch gewisse sozialpolitische 
überlegungen anzustellen, weil das heutige 
Treibstoffverbilligungssystem sozusagen den 
kleineren Betrieb etwas stärker begünstigt 
und eine degressive Wirkung zum großen hat, 
was bei gefärbtem Dieselöl selbstverständlich 
wegfallen würde, 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Minkowilsch: Herr Bundes­
minister! Unsere Forderung war seinerzeit 
ganz eindeutig so gestellt, daß gerade die 
Rückvergütung auf dem Benzill!sektor selbst­
verständlich aufrecht bleiben möge. Im be­
grüße es, daß Sie selbst Interesse daran zeigen, 
daß di,eses Problem möglichst bald glelöst wird. 
Ich würde es für zweckmäßig halten, daß an­
läßlich der nächsten Preiserhöhung für Mine­
ralstoffe dieses Umsteigen des Systems mög­
lich wäre, spätestens jedoch zum 1. Jänner 
1974. 

Herr Bundesminister I Das Problem als sol­
ches ist ja weitgehend bekannt. Ich frage Sie 
nun: Halten Sie eine so rasche Erledigung für 
möglich, daß dieser von mir ins Auge gefaßte 
Termin auch Ihnen als realistisch erscheint? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Nach allen 
mir zugänglichen Informationen ist das tech­
nisch unmöglich, wenn man eine einwandfreie 
Versorgung sicherstellen will, weil allein die 
dafür erforderlichen Lagerkapazitäten erst ge­
schaffen werden müssen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Minkowitsch: Herr Bundes­
minister! Ich würde Sie ersuchen, siro mit dem 
Handelsminister ins Einvernehmen zu setzen, 
der mir schon vor langer Zeit erklärt hat, 
daß es nach dem ihm und uns zugänglichen 
Fachgutachten ohne weiteres möglich wäre, 
das im Handel befindliche Heizöl auch tatsäch­
lich zu verwenden. Es geht jetzt lediglich 
darum, das vorhandene Heizöl leicht, das eben 
zur Verfügung steht und bisher als Dieselöl 
verkauft wurde, einzufärben, sodaß wir gar 
nicht glauben, daß daraus ein versorgungs­
technisches Problem entsteht. 

81. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 88

www.parlament.gv.at



7688 Nationalrat XIII. GP - 81. Sitzung - 23. Oktober 1973 

Präsident Or. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Or. Androsch: Wenn Sie sich 
nur vorstellen, wie groß der Bedarf an Heizöl 
im Verhältnis zu dem ist, was die Landwirt­
schaft benötigt, und wie sich das regional ver­
teilt, so ergibt sich sehr deutlich, daß die 
Kapazitäten erst geschaffen werden müssen. 
Es hat keinen Sinn, wenn man das übers Knie 
bricht und die Versorgung nicht sichergestellt 
ist. Das Ziel muß sein, die Enquete zum frü­
hestmöglichen Zeitpunkt, zu einem Zeitpunkt, 
der auch technisch möglich ist, einzuberufen. 
Es hat gar keinen Sinn, einen technisch nidlt 
realisierbaren Termin anzupeilen. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich werde die 
Sache prüfen, ob es einen Grund dafür gibt, 
daß diese Werte nicht in Form einer geson­
dertenKraftfahrzeugsteuermarke, also mit die­
sem Aufdruck, aufgelegt worden sind. 

Präsident Or. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister I 
Es müßte eigentlich auch Ihnen schon aufge­
fallen sein, daß aus den Kreisen der Trafikan­
ten Klagen laut geworden sind, daß verschie­
dene Mehrbelastungen infolge dieser neuen 
Stempelmarken aufgetreten sind. Sie haben 
zwar meiner Anregung stattgegeben, auch für 
diese zweite Stempelmarkensorte, beginnend 

Präsident Or. Maleta: 12. Anfrage: Abgeord- von 6 Prozent bis zu einem Umsatz von 
neter Melter (FPO) an den Herrn Finanzmini- 300.000 S, eine Provisionsvergütung zu bewil-
ster. ligen, was ein Ausgleich für die Mehrbela-

1173/M stung ist. 

WelChe Erfahrungen wurden bisher mit den 
ab 1. Oktober 1913 neu eingeführten KFZ­
Stempelmarken gemacht? 

Präsident Or. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Wir haben 
erst seit drei Wochen die nur für die Kraft­
fahrzeugsteuer geltenden Stempelmarken. Hier 
jetzt sdlon eine abschließende Beurteilung 
meinerseits vorzunehmen, wäre, würde idl 
glauben, voreilig. Jedenfalls kann ich auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen sagen, daß 
die Mehrzahl der Kraftfahrer die Einführung 
der Stempelmarken mit dem Aufdruck "Kraft­
fahrzeugsteuer" positiv beurteilt, weil von den 
insgesamt 14 neu aufgelegten Wertzeidlen 
8 Stück. Monatswerte darstellen. Mit diesen 
8 Wertzeidlen kann die Monatssteuer für Per­
sonenkraftwagen bis zu einem Hubraum von 
3000 Kubikzentimeter mit nur ein e r Stempel­
marke entrichtet werden. Insoweit wurde da­
mit die Entrichtung der Kraftfahrzeugsteuer 
auch für den Kraftfahrer vereinfacht und leich­
ter gestaltet. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesministerl 
Anläßlich der Beratungen im Finanzausschuß 
haben Sie auf Grund einer von mir gemachten 
Anregung zugesichert, daß sämUiche im Kraft­
fahrzeugsteuergesetz genannten Werte an 
Stempelmarken mit dem Aufdruck "Kraftfahr­
zeugsteuer" versehen werden. Nun stellt sich 
jedoch heraus, daß dabei einig-e Marken ver­
gessen wurden, und zwar solche Marken, die 
zum Teil sehr häufig verwendet werden müs­
sen. Es betrifft die Werte von 3 Sund 6 S. 

Ich frag,e Sie nun, Herr Finanzminister: 
Warum haben Sie es unterlassen, die Auflage 
auch dieser Werte zu verfügen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Es ergibt sich aber nun die Frage, w,ieso 
man im Zusammenhang mit der Kraftfahrzeug­
steuer nicht genau jene Markenwerte geschaf­
fen hat, die im Kraftfahrzeug'steuerge~etz ge­
nannt sind und die man demzufolge benötigt. 
Es zeigt sich nämlich jetzt in der Praxis, daß 
für eine ganze Reihe von Werten, und zwar 
für 8 S, 9 Sund 18 S - Marken im Werte von 
9 Sund 18 S werden sehr häufig benötigt -, 
immer noch drei Marken geklebt werden müs­
sen. Das heißt also: Es ist damit für den Trafi­
kanten eine erhebliche Mehrarbeit verbunden, 
denn er muß drei Marken abreißen. Das Mar­
kenabreißen kann sehr leicht, wie Sie ja 
wissen, zu Beschädigungen führen, sodaß Um­
tausche notwendig sind. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Beabsichtigen Sie nicht, diese sehr häufig be­
nötigten Werte doch noch aufzulegen, damit 
sowohl für die Trafikanten wie auch für die 
Benützer von Kraftfahrzeugen, dLe ja die Mar­
ken. kleben müssen, eine weitere Vereinfa­
chung eintritt? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Mit Ihrer 
Formulierung nach einer "weiteren Verein­
fachung" stimmen Sie meiner Auffassung zu, 
daß überhaupt eine Vereinfachung eingetreten 
ist, was Sie bei den Beratungen im Ausschuß 
durchaus noch bestritten hatten. 

Ich möchte feststellen, daß hier abzuwägen 
ist eine entsprechende Vielfalt von Wertmar­
ken und das, was dann der Tabaktrafikant 
sozusagen "am Bestand" halten muß. Das 
heißt: Wenn nicht ein gesichertes Volumen 
in einem bestimmten Ausmaß zur Verfügung 
steht, muß man durch Teilung oder durCh Ver­
wendung von mehreren Marken so wie bisher 
das Problem lösen. Es tritt hier keine Ver-
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Bundesminister Dr. AndrosdJ. 
schlechterung, zugegeben aber auch keine Ver­
besserung ein. Ich werde das aber gerne prü­
fen. 

Ich möchte aber noch einmal in aller Form 
klarstellen, worum es gegangen ist: Es gibt 
2,385.747 Kraftfahrzeuge in Osterreich und 
ebenso viele Kraftfahrzeugsteuerkarten. Bisher 
war es notwendig, genau zu ermitteln, wieviel 
von den einen größeren Betrag ausmachenden 
Stempelmarkeneinnahmen auf diese Steuer 
entfallen. Das führte dazu, daß jede einzelne 
Kraftfahrzeugsteuerkarte für jeden Monat nach 
Einschickung zu überprüfen war. Das erfor­
derte die Arbeit von 200 Beamten. 

Sollte sich nun 1974 doch herausstellen, wie 
so oft sChon, daß die Lohnsteuer in diesem 
Jahr 1974 noch kräftiger steigt, als Sie ange­
nommen haben, sind Sie dann bereit, einen 
Teil dieser inflationsbedingten Mehreinnah­
men den betroffenen Steuerzahlern zurückzu­
erstatten? 

Prä>sident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Bei diesem 
Vergleich, Herr Abgeordneter, bitte ich nicht 
zu übersehen, daß im Jahr 1973 gegenüber 
1972 wegen der so großen Steuersenkung im 
heurigen Jahr überhaupt keine oder nahezu 
köne Erhöhung eingetreten ist, sodaß man 

Die Vereinfachung wird dazu führen, daß den Vergleich doch wohl nur über den Durch­
mit Wirksamkeit nächsten Jahres - denn schnitt unter Einbeziehung des Jahres 1972 
jetzt müssen noch die alten Karten des abge- überhaupt sinnvollerweise anstellen kann. 
laufenen Kraftfahrzeugsteuerjahres geprüft Dazu darf ich noch einmal zusammenfassen 
werden - die 200 Beamten auf 100 reduziert - ich hatte vorhin ausführlicher Gelegenheit, 
beziehungsweise für andere Zwecke zur Ver- das zu tun -, daß auch jede Steuersenkung 
fügung gestellt werden können. ihren Preis hat. Der Preis besteht zunächst 

Ich darf auf die Kosten verweisen: Die Per­
sonalkosten für zirka 200 Bedienstete betragen 
18 Millionen, die Druckkosten der Wertzeichen 
1,2 Millionen und die Verschleiß gebühren 
40,5 Millionen. Ich weiß, daß das für die 
Tabaktrafikanten eine nicht uninteressante 
Einnahme ist, und ich verstehe ihre Anregung 
nicht so, Uberlegungen anzustellen, die über­
haupt ein anderes System des Inkassos der 
Kraftfahrzeugsteuer vorsehen, womit diese 
Einnahmen für die Tabaktrafikanten wegfallen 
würden. 

Präsident Dr. Maleta: AnfIalge 13: Herr Ab­
geordneter Dr. Keimel (GVP) an den Herrn 
Finanzminister . 

1205/M 

Schließen Sie eine Senkung der Lohn- und 
Einkommensteuer vor dem 1. Jänner 1975 unter 
allen Umständen aus? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Auf Grund 
der voraussehbaren Umstände: ja. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Keimei: Wenn die im Bun­
desvoranschlag getroffenen Annahmen zutref­
fen, wird es bei der Lohnsteuer eine Zunahme 
von mehr als 26 Prozent geben. Aber das 
dürfte noch unterschätzt sein, denn es gibt 
jd eine unveröffentlichte Beiratstudie, wonach 
die Androsch-Steuerreform, wenn wir sie so 
nennen dürfen, den Lohnsteuer-Multiplikator 
1974 auf 2,4 anhebt. Das würde dann sogar 
eine Erhöhung des Lohnsteueraufkommens um 
38 Prozent bedeuten. 

darin, daß die Defizite größer werden, nicht 
nur beim Bund, sondern bei den Ländern und 
vor allem bei den Gemeinden, mit allen Kon­
sequenzen, daß öffentliche Leistungen nicht 
oder erst später erbracht werden können und 
daß diejenigen, die den Preis zahlen, nicht 
identisch sind mit dem Kreis derjenigen, die 
den entgangenen Nutzen haben. Denn etwa 
35 Prozent der Lohnsteuerpflichtigen zahlen 
auf Grund der Steuersenkungen keine Lohn­
steuer. Bei den Landwirten ist die Zahl derer, 
die keine Einkommensteuer zahlen, noch 
höher, bei den Selbständigen ist sie etwas 
niedriger. Das heißt, dieser Personenkreis der 
EinkommenssChwächeren hat den entgangenen 
Nutzen zur Gänze zu tragen, ohne nur den 
geringsten Vorteil aus einer Steuersenkung 
zu haben. 

Das ist auch der Grund für die Uberlegung, 
die Kinderabsetzbeträge, die die Kinderfrei­
beträge ersetzt haben, in direkte Transfers 
umzuwandeln, damit auch jene, die keine oder 
keine in diesem Ausmaß sich ergebende 
Steuerschuld haben, in den vollen Genuß die­
ser Unterstützung kommen können. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Keimei: Es geht ja auch 
aus dem Bericht zum Budget 1974 hervor, daß 
die Gesamtabgabenbelastung wieder gegen­
über dem Vorjahr wesentlich steigt, was Sie 
jetzt auch bestätigt haben. Die OVP hat Vor­
sChläge zu einer gezielten Steuersenkung per 
1. 1. 1974 .gebraCht, die Sie allerdings abge­
lehnt haben. Wir haben bewußt, Herr Finanz­
minister, auf eine Senkung des nicht neutralen 
Satzes für die Mehrwertsteuer verzichtet, um 
stabilitätsbewußt unsere Vorschläge unterzu­
bringen. Sie haben gemeint, daß die nächsten 
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Dr.Keimel 
Lohnsteuersenkungen erst wieder per 1. 1. 1975 
gemacht werden könnten. Eine Frage, die sich 
bei mir nun erhebt, ist, wieso der Zeitpunkt 
1. 1. 1975 konjunkturpolitisch ein besserer 
sein sollte als der 1. 1. 1974. 

Zu Ihren Ausführungen nun noch die Frage: 
Welche Kriterien müssen bei Ihnen außer der 
voraussichtlichen Geldentwertung von 7,5 Pro­
zent für eine konjunkturgerechte Lohnsteuer­
senkung noch gegeben sein, oder nach Ihren 
jetzigen Ausführungen: Sind Sie wenigstens 
bereit, eine Negativsteuer für jenen Personen­
kreis einzuführen, der bisher nicht in den 
Genuß der Steuerabsetzbeträge kommt? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Zunächst nehme ich dank­
bar zur Kenntni,s, daß Sie meine Argumenta­
tion übernommen haben, daß eine Mehrwert­
steuersenkung stabilitätspolitisch unerwünscht 
wäre. Vor wenigen Monaten haben Sie das 
noch gefordert als Beitrag zur Stabilitätspoli­
tik. 

Ich darf feststellen, daß wir - ich habe das 
in meiner Budgetl1ede ausgeführt - insge­
samt durch die Steuersenkung 1971, die Vor­
leistung 1972 und die im heurigen Jahr statt­
gefundene Steuersenkung auf 10 Milliarden 
Schilling Einnahmen verzichtet haben - aus 
guten Gründenl 

Ich erinnere weiter daran, daß Sie, Ihre 
Fraktion im vergangenen Herbst gegen das 
Einkommen- und Lohnsteuergesetz gestimmt 
haben, vor allem weil Sie das System abge­
lehnt haben, zu dem Sie jetzt Vorschläge 
machen, die Sie auch von uns übernommen 
haben. Ich darf erinnern, daß kh erstmal,s 
auf der Betriebswirtschaftlichen Woche 1969 
die Ehre hatte, das Problem negativer Steuern 
für Kinder in einem steuerpolitischen Vortrag 
anzuregen. Daher bitte ich Sie, zu berücksich­
tigen: Für das Jahr 1974 ,ist der Verzicht auf 
3750 Millionen Schilling nach den drei Steuer­
senkungen, die wir vorgenommen haben, nicht 
möglich. Unter Berücksichtigung der wirt­
schaftlichen Entwicklung und der staatsfinan­
zieHen MögLichkeiten haben wir in Aussicht 
genommen, bereits im Frühjahr mit dem Oster­
reichischen Gewerkschaftsbund weitere Ge­
spräche darüber aufzunehmen. 

Aber wir wollen eines auf jeden Fall ver­
meiden, sehr geehrter Herr Abgeordneter, daß 
so wie 1967 und 1968 folgendes eintritt: daß 
man am 1. Oktober 1967 eine Steuersenkung 
macht, dann am 1. Februar 1968 die Umsatz­
steuer hebt, am 1. September 1968 zwei neue 
Steuern einführt, nämlich die Alkoholsonder­
steuer und di,e Sonderabgabe von Kraftfahr­
zeugen - letztere konnten wir inzwischen 

beseitigen -, und mit Wirksamkeit 1. Jänner 
1969 einen 10prozentigen Zuschlag zur Lohn­
steuer, zur Einkommensteuer, zur Körper­
schaftsteuer und einen 50prozentig'en Zuschlag 
zur Vermögensteuer. Das wollen wir vermei­
den. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich danke, Herr Mini­
ster. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­
laufen. 

Wir schreiten in der Tagesordnung fort. 

Zuweisungen 

Präsident Dr. Maleta: Die in der letzten 
Sitzung eingebrachten Anträge weise ich zu 
wie folgt: 

Antrag 94/ A der Abgeordneten Mondl und 
Genossen betreffend die Novellierung des 
Wehrgesetzes dem Landesverteidigungsaus­
schuß; 

Antrag 95/A der Abgeordneten Sandmeier 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972 
geändert wird, und 

Antrag 96/A der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner und Genossen betreffend die Ände­
rung des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

dem Verfassungsausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft über den Grenzübertritt von Personen 
im Kleinen Grenzverkehr (835 der Beilagen) 
und 

Bundesgesetz zur Durchführung zwischen­
staatlicher Vereinbarungen über die Vermes­
sung und Vermarkung der Staatsgrenze und 
zur Regelung bestimmter Angelegenheiten der 
Staatsgrenze (Staatsgrenzgesetz) (853 der Bei­
lagen) ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Organisation für 
Kernforschung im Bereich der Sozialen Sicher­
heit (841 der Beilagen), 

Internationale Arbeitsorganisation; Uber­
einkommen (Nr. 26) über die Einrichtung von 
Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen 
(871 der Beilagen) und 

Bundesgesetz über die Gewährung einer 
Sonderunterstützung an Personen, die in be­
stimmten, von Betriebseinschränkung oder 
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Betriebsstillegung betroffenen Betrieben be- Kultur, Wissenschaft und Erziehung samt An­
schäftigt waren (Sonderunterstützungsgesetz) hang (869 der Beilagen) und Änderung dieser 
(B78 der Beilagen); Vorlage (Zu 869 der Beilagen), 

dem Justizausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Königreich Belgien über Kon­
kurs, Ausgleich und Zahlungsaufschub samt 
Zusatzprotokoll (842 der Beilagen), 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich, der Republik Rwanda und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft betreffend den 
Geologischen Dienst Rwandas samt Anhängen 
(879 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem die Konkursordnung Bundesgesetz über die Organisation der 
und die AusgleiChsordnung geändert werden Universitäten (Universitäts-Organisationsge-
(854 der Beilagen), setz) (888 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Jurisdiktions- dem HandelsaussChuß : 

norm geändert wird (855 der Beilagen), Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz 
Bundesgesetz, mit dem das allgemeine bür- 1970 geändert wird (873 der Beilagen), 

gerliche Gesetzbuch durch die Regelung der Abkommen zwischen der Republik Oster­
Haftung für den Zustand eines Weges ergänzt reiCh und der Volksrepublik Bulgarien über 
wird (856 der Beilagen), die gegenseitige Gewährung der Meistbegün-

Bundesgesetz über die Ausübung der Ge- stigung (874 der Beilagen) und 
richtsbarkeit im Sinn des Artikels 21 des Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflen­
Europäisdlen Ubereinkommens über Staaten- kungsgesetz 1951 geändert wird (Rohstoff­
immunität (866 der Beilagen), lenkungsgesetznovelle 1973) (891 der Bei­

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Fürstentum Liechtenstein über 
die Anerkennung und Vollstreckung von ge­
richtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen, 
Vergleidlen und öffentlichen Urkunden (868 
der Beilagen), 

lagen); 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bundesgesetz über die Veräußerung und 
Belastung von unbeweglichem Bundesver­
mögen (876 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem weitere UbersChrei-
Europäisches Ubereinkommen über Staaten- tungen der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 

immunität samt Zusatzprotokoll und Oster- 1973 genehmigt werden (2. Budgetübersdlrei­
reichische Erklärung gemäß Artikel 28 Abs. 2 tungsgesetz 1973) (882 der Beilagen), 
des Ubereinkommens (870 der Beilagen), 

Vertrag über das gerichtliche Verfahren in 
Zivil- und Handelssachen zwischen der Repu­
blik Osterreich und der Vereinigten Republik 
Tansania (872 der Beilagen) und 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und dem Australischen Bund über die Aus­
lieferung (877 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tä tswirtsdlaft: 

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der Osterreichischen Elektri­
zitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund­
gesellschaft) und der SondergesellsChaften 
(Energieanleihegesetz 1973) (885 der Beilagen), 

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der Vereinigte Osterreichi­
sche Eisen- und Stahlwerke - Alpine Mon­
tan Aktiengesellschaft (886 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Elektrizitätswirt-
schaft (Elektrizitätswirtschaftsgesetz) (867 der Bundesgesetz betreffend die Bedeckung des 
Beilagen) und Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge­

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Führung von geschlossenen Zügen (Zügen 
unter Bahnverschluß) der OsterreichisChen 
Bundesbahnen über Strecken der Deutschen 
Bundesbahn in der Bundesrepublik Deutsch­
land (875 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Volksrepublik Bulgarien über 
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der 

schäftsjahr 1974 (887 der Beilagen), 
Bundesgesetz, mit dem die Reisegebühren­

vorschrift 1955 geändert wird (889 der Bei­
la.gen), 

Bundesgesetz über Ergänzungszulagen zur 
Erhöhung der Anfangsbezüge im öffentlichen 
Dienst (890 der Beilagen), 

Bundesgesetz betreffend die Veräußerung 
bundeseigener Anteile an der Kärntner Heim­
stätte, gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsvereinigung, Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, Klagenfurt (892 der Bei­
lagen), 
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Bundesgesetz betreffend den Ubergang von 

ERP-Verbindlichkeiten von drei Unternehmun­
gen des Kohlenbergbaues und der Fernheiz­
kraftwerk Pinkafeld Gesellschaft m. b. H. auf 
den Bund als Alleinschuldner (893 der Bei­
lagen) und 

Bundesgesetz über Maßnahmen zur Sanie­
rung der Fernheizkraftwerk Pinkafeld Gesell­
schaft m. b. H. (894 der Beilagen); 

dem Zollausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Wertzollgesetz 
1955 geändert wird (Wertzollgesetznovelle 
1973) (883 der Beilagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Präferenzzoll­
gesetz geändert wird (884 der Beilagen); 

dem Ausschuß für verstaatlichte Betriebe: 

Bundesgesetz zur weiteren branchenweisen 
Zusammenfassung verstaatlichter Industrie­
unternehmen und Änderung des GIG-Gesetzes 
(895 der Beilagen). 

Erklärung des Bundeskanzlers zu den Vor­
fällen am 28. und 29. September 1913 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein: Erklärung des Bundeskanz­
lers zu den Vorfällen am 28. und 29. Septem­
ber 1973. 

Ich erteile dem Herrn Bundeskanzler das 
Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! In dem Bericht, den ich namens 
der Bundesregierung über die VorfäUe am 
28. und 29. September 1973 erstatte, möchte 
ich eingangs auf die Frage eingehen, wie 
überhaupt ein Ereignis dieser Art eintreten 
konnte, ohne daß die entsprechenden Sicher­
heitsvorkehrungen getroffen wurden. Wenn­
gleich sich in den letzten Jahren gezeigt hat, 
daß terroristische Aktivitäten trotz Sicher­
heitsvorkehrungen nicht verhindert werden 
konnten, so enthebt dieser Umstand doch nicht 
die zuständigen Behörden,solche zu treffen, 
denn ohne sie wäre die terroristische Aktivität 
in der Welt wahrscheinlich noch intens:iver 
gewesen. 

Ich entnehme dem zusammenfassenden Be­
richt des Bundesministeriums für Inneres über 
die Geilseinahme am 28.129. September 1973 
in Marchegg/Schwechat unter anderem folgen­
des - ich zitiere -; 

"Im Hinblick auf die immer mehr um sich 
greifende Terrortätigkeit in der ganzen Welt 
sahen sich die österreichischen Sicherheitsbe­
hörden veranlaßt, eine Reihe von Maßnahmen 
zu setzen, die geeignet erschienen, eine Akti-

vität von Terroristen auf österreichischem 
Staatsgebiet zu unterbinden beziehungsweise 
zumindest wesentlich zu erschweren." 

Ich möchte" mich nun aus verschiedenen 
Gründen nicht mit den einzelnen Sicherheits­
maßnahmen beschäftigen, sondern lediglich 
über die mit diesen Ereignissen zusammen­
hängenden Tatsachen berichten. 

Das Lager Schönau, in dem die jüdischen 
Auswanderer aus der UdSSR auf ihrem Weg 
nach Israel Zwischenstation machen, ist seit 
seinem Bestehen, und zwar seit 24. August 
1965, insbesondere aber seit der Zunahme 
arabischer Terroranschläge in Europa zu einem 
Sicherheitsrisiko geworden. Wegen der mög­
lichen Bedrohung durch palästinensische Ter­
roristen hat das Bundesministerium für Inneres 
ab 7. Juni 1972 eine verstärkte Uberwachung 
des Lagers angeordnet. Der Personalstand der 
im und um das Lager Schönau dienstversehen­
den Beamten wurde nach der Verhaftung von 
sechs arabischen Terroristen im Jänner 1973 
aufgestockt. 

Da die Emigranten entweder über Hohenau 
oder über Marchegg nach Gsterreich einreisen, 
wurde am 22. Jänner 1973 vom Bundesmini­
sterium für Inneres angeordnet. daß entlang 
dieser Strecken auf allen Bahnhöfen, wo Züge 
mit Auswanderern halten, Gendarmerie­
beamte zwecks Kontrolle und Sicherung Posten 
zu beziehen haben. 

Diese Weisung wurde von der Sicherheits­
direktion für das Bundesland Niederösterreich 
mit Erlaß vom 13. August 1973 auf Grund von 
Vorstellungen der Gendarmeriedienststellen 
des Bezirkes Gänserndorf dahin abgeändert, 
daß - vorerst befristet bis 30. September 
1973 - die Anwesenheit der Gendarmerie­
beamten zum Zwecke der Sicherung nicht mehr 
bei allen Zügen vorgeschrieben wurde. 

Ursprünglich war periodenweise auch eine 
Zugsbegleitung durch Exekutivbeamte durch­
geführt worden. Die Sicherheitsdirektion für 
das Bundesland Niederösterreich ist von die­
ser Vorgangsweise jedoch Wieder abgegangen. 

Sowohl von dem Erlaß der Sicherheitsdirek­
tion für das Bundesland Niederösterreich vom 
13. August 1973 als auch von der Einstellung 
der periodischen Zugsbegleitung wurde das 
Bundesministerium für Inneres, Generaldirek­
tion für die öffentliche Sicherheit, nicht ver­
ständigt. 

Dieser Umstand dürfte erklären, warum es 
am Bahnhof in Marchegg zum kritischen Zeit­
punkt keine ausreichenden Sicherheitsvorkeh­
rungen gab. Erst der Fahrdienstleiter am Bahn­
hof in Marchegg leitete die Verständigung 
der Zugs leitung Wien und des zuständigen 
Gendarmeriepostenkommandos Marchegg ein. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Der Sicherheits direktor für das Bundesland 

Niederösterreich, Dr. Schüller, traf auf dem 
Ort des Geschehens ein und übernahm die 
Verhandlungsführung mit den Terroristen. 
Der Bahnhofsvorstand folgte den Schlüssel zu 
dem auf dem Bahngelände abgestellten VW­
Pritschenwagen der OBB einem freiwilligen 
Vermittler aus, worauf der Zollbeamte Franz 
Bobits mit dem Kraftfahrzeug unmittelbar vor 
die Fahrdienstleitung fahren mußte. 

Nach einem Aufenthalt in der Fahrdienst­
leitung forderten die Terroristen den Zoll­
beamten Bobits auf, das Fahrzeug Richtung 
Wien-Flughafen zu lenken. Sie hatten es da­
bei, wie Bobits nachträglich angegeben hat, 
sehr eilig, da sie ihn immer wieder zur 
schnelleren Fahrt aufforderten. Die Fahrt ging 
auf direktem Weg zum Flughafen. 

Auf dem Flughafen begannen die langwie­
rigen Verhandlungen mit den Terroristen, die 
bis 29. September 1973, 2.21 Uhr, dem Abflug 
der Maschine, andauerten. 

Die Verhandlungen wurden geführt: 

zunächst von Gendarmerie-Rittmeister 
Werle und nach seinem Eintreffen durch den 
Sicherheitsdirektor für Niederösterreich, wirk­
lichen Hofrat Dr. Schülier; 

in der Folge übernahm der Generaldirektor 
für die öffentliche Sicherheit Dr. Peterlunger 
die Verhandlungen mit den Terroristen; 
er war um zirka 14.00 Uhr am Flughafen 
Schwechat eingetroffen und den Arabern als 
oberster Sicherheitschef vorgestellt worden; 

nach ein Flugzeug zu verlangen und mit den 
Geiseln in ein arabisches Land zu fliegen. 
Dort wolle man dann die Geiseln gegen palä­
stinensische Gefangene in Israel austauschen. 

Generaldirektor Dr. Peterlunger ließ den 
Terroristen hierauf durch Gendarmerie-Ritt­
meister Werle erklären, daß ein Abflug mit 
den Geiseln nicht in Frage komme. Er stellte 
die Bedingung, daß die Geiseln freizulassen 
wären, man dann jedoch über ein freies Geleit 
für sie sprechen könne. Hierauf stellte einer 
der Araber das Ultimatum, binnen 20 Minuten 
ein Flugzeug bereitzustellen, ansonsten er die 
Geiseln erschießen und sich selbst mit seinem 
Freund in die Luft sprengen würde. 

Die Äußerung des Generaldirektors, er habe 
viele Stunden Zeit, beantwortete der Terrorist 
mit der Feststellung, er auch, weil er durch die 
Einnahme von Pulvern in der Lage sei, lange 
wach zu bleiben. Im übrigen seien sie sich 
schon vor ihrer Aktion der Gefährlichkeit 
ihres Unternehmens bewußt gewesen; sie 
seien jederzeit bereit, für ihre Sache zu ster­
ben. Das Angebot, arabische Botschafter den 
Verhandlungen beizuziehen, wurde von den 
Terroristen zunächst abgelehnt. 

Die Terroristen wiederholten immer wieder, 
daß alles Zureden nur verschwendete Zeit be­
deute, und erklärten, daß sie nicht einmal dann 
Konzessionen machen könnten, wenn einer 
von ihnen dazu bereit wäre. Jeder von ihnen 
habe den Befehl, den anderen sofort zu er­
schießen, wenn dieser nachgeben sollte. 

in die weiteren Gespräche schaltete sich Im Zuge der weiteren Verhandlungen 
dann auch Ministerialrat Dr. Erben vom Bun- kamen auch die beiden Psychiater Professor 
desministerium für Inneres ein; Hacker und Dr. Sluga zum Wagen. 

ferner wirkten die Psydliater Professor 
Hacker und Dr. Sluga, 

die Botschafter der arabischen Staaten 
Ägypten, Irak, Libyen und Libanon sowie 

der Offizier des österreichischen Bundes­
heeres Hadi Eisenstädter als Dolmetscher für 
arabische Sprachen an den Verhandlungen mit. 

Weiters waren während der Verhandlungen 
auf dem Flughafen Wien anwesend: Mini­
sterialrat Dr. Pachernegg, Polizeipräsident 
Dr. Reidinger, Gendarmerie-General Rauscher, 
Generalinspektor Dr. Bögl und Sprengstoff­
sachverständiger Polizeioberst Ing. Massak, 
Botschafter Marquet und Legationssekretär 
Dr. Türk vom Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten sowie der Präsidial­
chef der Gemeinde Wien, Dr. Bandion. 

Die Araber erklärten am Beginn der Ver­
handlungen, daß sie den Auftrag hätten, in 
Osterreich jüdische Geiseln zu nehmen, dar-

Um etwa 17 Uhr erschien der Botschafter 
des Libanon und etwa eine halbe Stunde spä­
ter der Botschafter des Irak am Flughafen. Um 
17.40 Uhr traf auch der Botschafter Ägyptens 
in SCh.weCh.at ein. Der BotsCh.after Ägyptens 
übernahm in der Folge die führende Rolle bei 
den Verhandlungen der drei Botschafter mit 
den Terroristen. Diese stellten ein Ultimatum 
biE 18.30 Uhr betreffend die Bereitstellung 
eines Flugzeuges und erklärten, daß sie nicht 
mehr länger warten könnten, da sie eine 
Aktion der österreichischen Polizei gegen sie 
bei Einbruch der Dunkelheit befürchteten. Sek­
tionschef Dr. Peterlunger versicherte, daß von 
österreichischer Seite keine Aktion geplant 
sei, und bot siCh. überdies als Geisel an. Auch 
der irakisehe Botschafter erklärte, sich ge­
gebenenfalls als Geisel zur Verfügung stellen 
zu wollen. Diese Angebote wurden jedoch von 
den Terroristen abgelehnt, sie beharrten viel­
mehr weiterhin darauf, mit den drei Geiseln 
ausfliegen zu können. 

530 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Sektionschef Dr. Peterlunger betonte jedoch ten beim Transit durch Osterreich auf Grund 

wiederholt, daß dies unter keinen Umständen der "Aktionen der palästinensischen Revolu­
in Betracht käme. tion" nicht mehr gewährleistet werden könne. 

Um 17.50 Uhr kam Innenminister Rösch auf 
das Flugfeld und teilte dem ägyptischen Bot­

Die von den Terroristen geforderten Zusätze 
wurden vom Bundeskanzler abgelehnt. 

schafter mit, daß die österreichische Bundes- Der ägyptische Botschafter sprach anschlie­
regierung - ich folge hier dem Bericht des ßend nochmals fernmündlich mit dem Bundes­
Bundesministeriums für Inneres - für 19.15 kanzler und erklärte, dieser habe ihm gesagt, 
Uhr vom Herrn Bundeskanzler zu einer außer- die Erklärung der österreichischen Bundes­
ordentlichen Regierungssitzung einberufen regierung würde vor 1 Uhr vom Osterreichi-
wurde. schen Rundfunk gesendet. 

Botschafter Gohar gab dies an die Terrori- Nach neuerlichen Kontakten der Botschafter 
sten weiter und teilte ihnen überdies mit, daß mit den Terroristen erklärten diese unter die­
die drei arabischen Botschafter um 19 Uhr sen Umständen ihre Bereitschaft, auf eine Mit­
von mir empfangen werden würden; er bewog nahme der Geiseln zu verzichten. 
sie hiemit, das Ultimatum bis 21 Uhr zu ver­
längern. 

Um 18.30 Uhr begab sich Legationssekretär 
Dr. Türk vom Außenministerium mit den drei 
arabischen Botschaftern zu einer Unterredung 
zu mir. Nach ihrem Weggehen um etwa 18.30 
Uhr erklärte der Wortführer der Terroristen, 
daß der ägyptische Botschafter versprochen 
habe, ihm bis län.gstens 21 Uhr eine Nach­
richt zukommen zu lassen. Sollte etwas da­
zwischen kommen, würde ihm dies der Bot­
schafter unter Zusatz eines bestimmten Code-, 
wortes mitteilen. 

Die Forderung der Araber nach Bereitstel­
lung eines Flugzeuges wurde zunächst bis 
21 Uhr und in weiterer Folge bis 22.30 Uhr 
befristet. 

Um 22 Uhr kamen die drei Botschafter zum 
Flugplatz zurück. Diese sowie der Botschafter 
Libyens, der mittlerweile ebenfalls wieder in 
Schwechat eingetroffen war, nahmen die Ver­
handlungen mit den Terroristen wieder auf 
und legten hiebei großen Wert darauf, allein 
mit ihnen zu sprechen. 

Der ägyptische Botschafter führte in der 
Folge wiederholt Telefongespräche mit dem 
Bundeskanzler. 

Bei einem dieser Gespräche gab der Bundes­
kanzler dem ägyptischen Botschafter den Wort­
laut einer von der Bundesregierung abzuge­
benden Erklärung betreffend den Transit jüdi­
scher Emigranten durch Osterreich bekannt 
- den der Botschafter eigenhändig mit­
schrieb -, womit die Terroristen zur Frei­
lassung ihrer Geiseln bewogen werden sollten. 
Anschließend verhandelten die arabischen Bot­
schafter längere Zeit ohne österreichische Zeu­
gen mit den Terroristen über den Inhalt dieser 
Erklärung, wobei diese verlangten, daß in der 
Erklärung nicht nur auf Gruppen von Emigran­
ten, sondern auch auf Einzelreisende Bezug 
genommen werde und diese ferner einen Hin­
weis enthalte, daß die Sidlerheit der Emigran-

Der Abflug der Terroristen erfolgte um 
2.20 Uhr. 

Dies, meine Damen und Herren im Hohen 
Haus, ist in verkürzter Form der Hergang der 
Ereignisse; für alle näheren Fragen, die Ein­
zelheiten betreffen, hält sich der Herr Bundes­
minister für Inneres zur Berichterstattung zur 
Verfügung. 

Die Frage, die sich nun stellt und zu einer 
gewissen Kontroverse in der Offentlichkeit 
geführt hat, ist die, inwieweit die Terroristen 
entschlossen waren, ihre Drohungen wahrzu­
machen. 

Der Sicherheitsdirektor von Niederöster­
reich behauptete in einem seiner Berichte, 
daß er nicht den Eindruck gehabt hätte, daß 
während der ganzen Verhandlungszeit in 
irgendeinem Stadium der Verhandlungen 
akute Lebensgefahr bestanden hätte. Dem 
widerspricht aber, was zwei Absätze zuvor 
im selben Bericht des Sicherheitsdirektors von 
Niederösterreich zu lesen steht. Ubrigens ist 
der Bericht vom 2. Oktober 1973, er wurde 
also einige Tage nachher verfaßt. Dort heißt 
es wörtlich: 

"Es wäre sicherlich absurd, wollte man be­
haupten, daß Personen wie die von den Terro­
risten festgehaltenen Geiseln nicht gefährdet 
smd, werm neben ihnen im Auto zwei mit 
Maschinenpistolen und Handgranaten bewaff­
nete Männer sitzen, welche durch ihre voran­
gegangenen Handlungen bewiesen haben, daß 
sie beherzt und entschlossen sind." 

Hätte keine Lebensgefahr bestanden, so 
elhebt sich außerdem die Frage, warum der 
niederösterreichische Sicherheitsdirektor er­
laubt hat, daß die Terroristen von Marchegg 
mit dem Pritschenwagen der Bundesbahnen 
wegfahren. 

Schließlich stehen aber dieser Darstellung, 
die vom 2. Oktober stammt, die Äußerungen 
und Auffassungen anderer gegenüber, zum 
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Beispiel die Informationen des Generaldirek­
tors für die öffentliche Sicherheit, Dr. Peter­
lunger, die Darstellungen von Botschafter 
Dr. Marquet, der die ganze Zeit am Flugplatz 
war, und des Legationssekretärs Dr. Türk vom 
Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten, der die meiste Zeit am Flugplatz 
zugebracht hat und in direktem Kontakt mit 
den Terroristen gestanden ist, die Schilderun­
gen des Ministerialrats des Bundesministe­
riums für Inneres Dr. Erben sowie des Spreng­
stoffsachverständigen Oberst Dr. Massak und 
außerdem die Gutachten der beiden Psychiater 
Professor Hacker und Dr. Sluga. 

Schließlich mömte ich einen privaten Brief, 
den im vom Gendarmeriearzt des Landesgen­
darmeriekommandos Niederösterreich, Prima­
rius Dr. Hans Ebner, erhalten habe, erwähnen. 

Hohes Haus! Im übrigen haben die Erfah­
rungen gezeigt, daß ;in der Regel die Terror­
akte Ausübenden ihr Leben riskiert haben, 
jedenfalls aber das Leben anderer niemals ge­
schont haben. 

Für die Beurteilung dessen, was hier ge­
schehen ist, muß aber auch festgehalten wer­
den, was bei den bekanntesten Terrorakten 
im Ausland passiert ist: 

Auf dem Flughafen von Athen wurde am 
26. Dezember 1968 eine EI-AI-Flugmaschine 
von Terroristen mit Handgranaten beschossen. 
Ein Passagier starb, eine Stewardeß wurde 
smwer verletzt. Die Terroristen konnten feIst­
genommen werden. 

Am 27. November 1969 wurde ein EI-AI­
Büro in Athen mit Handgranaten und Bomben 
überfallen; es gab 14 Verletzte. Auch diese 
Attentäter konnten verhaftet werden. 

Die palästinensismen Terroristen entführten 
daraufhin ,im Sommer 1970 eine Maschine der 
griechische Fluglinie Olympic-Airway. Die 
griechische Regierung ließ die verurteilten und 
inhaftierten Terroristen frei, alle - samt und 
sonderns. 

Am 5. September 1972 überfielen mehrere 
palästinensische Terroristen das Olympische 
Dorf in München. Sie nahmen neun Geiseln 
und forderten, mit ihnen ausfliegen zu dürfen. 
Nach etwa 20stündigem Verhandeln versuchte 
die deutsche Polizei, die Geiseln gewaltsam 
zu befreien. Neun Geiseln und vier Terroristen 
wurden getötet, drei der überlebenden Terro­
risten wurden verhaftet. 

Wenige Wochen später entführten Terro­
risten ein Lufthansa-Flugzeug. Sie forderten 
die Freilassung der drei 'in München verhaf­
teten Terrori1sten. Der bayrische Innenminister 
erklärte sich bel1eit, diese Forderung zu er­
füllen. 

Am 18. Februar 1969 wurde auf dem Züri­
cher Flughafen ein startendes EI-AI-Flugzeug 
von drei palästinensischen Terroristen be­
smossen. Vier Mitglieder der Besatzung wur­
den smwer verletzt; ein Attentäter wurde er­
smossen, die anderen wurden festgenommen .. 

Am 6. September 1970 entführten daraufhin 
Terroristen j<e ein Flugzeug der Swiss Air, 
der Pan-American-Airways und der Trans­
american-Airways mit insgesamt 300 Men­
schen an Bord. Sie forderten die Freilassung 
der in der Schweiz und in Bayern inhaftierten 
Terroristen. Auch diese Forderung wurde er­
füllt. 

Am 2. März 1973 kamen beim Dberfall auf 
die ,saudiarabische Botschaft in Khartum drei 
Diplomaten ums Leben. 

Am 5. August 1973 kamen bei einem Terror­
überfall auf dem Flughafen in Athen drei 
Mensmen ums Leben und 49 wurden verletzt.. 
Einer der Toten war ein Osberreimer. 

Und so könnte iich fortfahren in einer Auf~· 
zählung von blutigen Dberfällen. 

Hohes Haus I Insgesamt wurden seit 1968 
22 Terroranschläge registriert, bei denen es 
89 zivile Tote, 8 tote Terroristen Isowie 160· 
Verletzte gab. 

Und erst vorige Woche wurden bei einem 
Dberfall auf eine Bank in Beirut in der Folge 
fünf Menschen, davon drei Terroristen, ge­
tötet. 

DieSle grausame Bilanz vor Augen und in 
Kenntnis der Sachlage schien für die Bundes­
regierung eine eindeutige Gefahr für das 
Leben der vier Geiseln vorzuliegen, und ihre 
Bemühungen konzentrierten sich demg1emäß 
auf die Frage - und auf diese Frage allein! -, 
wie sie gerettet werden könnten. 

Hohes Haus! Und so möchte ich zur zweiten 
Frage Stellung nehmen, inwieweit man ein 
Ausfliegen der Terroristen unter Mitnahme 
der Geiseln hätte riskieren können. 

Ich. habe, um auch diese Alternative besser 
durchdenken zu können, d1ese Frage zum 
Gegenstand der Gespräche mit den arabi­
schen Botschaftern gemacht. Dazu stellt Lega­
tionssekretär Dr. Türk, der an diesen Gesprä­
chen teilgenommen hat, in seinem Gedächtnis­
protokoll fest - ich zitiere daraus -: 

"Anschließend ergriff der ägyptische Bot­
schafter das Wort. Er erklärte, daß die Terro­
risten ein Flugzeug wünschten, um mit den 
Geiseln abzufliegen. Sie würden den gefan­
gengehaltenen Osterreicher freilassen. Sobald 
sich da,s Flugzeug in der Luft befinde, würden 
sie den Piloten Instruktionen hinsichtlich des 
Bestimmungsortes erteilen. Der Botschafter 
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fügte hinzu, daß normalerweise die Geiseln 
in arabischen Ländern freigelassen worden 
seien, er könne jedoch im vorliegenden Fall 
diesbezüglich keinerlei Versicherung ab­
geben ... " 

Weiter heißt es im Protokoll: 

, ,Der Herr Bundeskanzler ging nochmals auf 
die Erklärung des ägyptischen Botschafters 
ein, daß Geiseln am Bestimmungsort freige­
lassen worden seien, und 'erkundigte sich, ob 
dies auch bei jüdischen Geiseln bemits der 
Fall gewesen sei. Auf diese Frage vermochte 
niemand Antwort zu geben, da es sich offen­
bar um den ersten derartigen Fall handelte. 
Der ägyptische Botschafter bemerkte, daß das 
Problem mit einem österreichischen Flugzeug 
wesentlich einfacher zu lösen wäre und man 
nicht das Ri,siko eines Blutvergießens ein­
gehen könne." 

Ich muß hier einfügen, daß ich die Herren 
gefragt habe, ob für das Ausfliegen der beiden 
Terroristen ein ,arabisches FlugZieug zur Ver­
fügung gestellt werden könnte. 

"Ein Handstreich unter Schonung des Lebens 
der Geiseln schien mir auch schwer vorstell­
bar, weil sie zu sechst in der Doppelkabine 
zusammengepfercht saßen, jeder der beliden 
Terroristen e'ine Eierhandgranate in Händen 
hielt und die bei den linken Fenster und das 
rechte hintere Fenster stets hochgekurbelt 
liE'ßen, sodaß man überhaupt nur durch einen 
mehr oder weniger großen Spalt des rechten 
vorderen Fensters verhandeln konnte. 

Auf die linke Wagenseite durfte überhaupt 
niemand treten. Auch lehnten sie stereotyp 
j,edes Offnen der Wagentür ab, sodaß sie auch 
das mehrfache Anerbieten eines Geiselaus­
tausches ablehnten. Dies sei ihnen von ihrem 
General untersagt. Aus dem gleichen Grund 
ließen sie es auch unter keinen Umständen zu, 
daß einer der Insassen auch nur für einen 
Augenblick, und selbst gegen Er,satzgeisel­
stellung, das Kraftfahrzeug zur VerDichtung 
der Notdurft verlasse." 

Also schied auch diese dritte Alternative 
aus. 

Und so möchte ich dem Hohen Haus mit-
"Im Anschluß an diese Unterredung ver- t'eilen, wie es zu dem Beschluß der Bundes­

einbarte der ägyptische Botschafter mit den regierung kam, der folgenden Wortlaut hat: 
Terroristen eine Verlängerung des Ultimatums 
auf 22.30 Uhr. 

Nach Beratungen mit den MitgHedem der 
Bundesregierung traf" - ISO berichtet Doktor 
Türk - "der Herr Bundeskanzler wieder mit 
den drei Botschaftern zusammen und stellte 
die Frage, was man tun könne, um Menschen­
leben zu retten. Welcher Flughafen sei be­
reit, die Terroristen aufzunehmen, und welche 
Garantie gäbe es, daß die Geiseln wirklich 
freigelassen würden? Das Problem sei in 
Wirklichkeit, wie man die Terrori,sten zum 
Abflug ohne die Geiseln bewegen könne. 

Der ägyptische Botschafter erklärte, daß er 
nicht glaube, die Terroristen würden damit 
einverstanden sein. 

Der Herr Bundeskanzler wliederholte die 
Frage, wer eine Garantie hinsichtlich der Gei­
seln abgeben könne." 

Garantien für das Leben der Geiseln bei 
einer Landung in einem arabischen Land konn­
ten nicht gegeben werden. Hätte also die 
österreichJilsche Bundesregierung - das ist 
jetzt meine Feststellung - den Terroristen 
das Ausfliegen mit den Geiseln gestattet, dann 
hätte sie dadurch am Verbrechen des Men­
schenraubes mitgewirkt. 

Die letzte Frag,e, ob die Anwendung von 
anderen Maßnahmen durch die Exekutive er­
folgversprechend gewesen wäre, beantwortete 
Ministerialrat Dr. Erben, :indem er fe,ststellte 
- ich zitiJel'e aus seinem Protokoll -: 

"Die Bundesregierung hat in einem am 
28. September 1973 stattgefundenen außer­
ordentlich'en Ministerrat beschlossen, ,in An­
betracht des Umstandes, daß dje Sicherheit der 
aus der Sowjetunion in Gruppen nach Israel 
auswandernden Sowjetbürger bei ihrer Durch­
reise durch Osterreich gefährdet ist, in Zukunft 
die bisher gewährten Erleichterungen, wie die 
Unterbringung im Lager Schönau, einzustel­
len." 

Hohes Haus! Hier ist es notwendig - was 
Schönau betrifft - auf Ereignisse zurückzu­
gehen, die sich vor einigen Monaten ereignet 
haben. 

Am 14. September 1972 erbielt die israe­
lisdle Botschaft in Wien eine schriftliche War­
nung, derzufolge in Schönau ein Attentat ge­
plant sei. 

Am 11. Februar 1973 wird beim Pfarramt 
Schönau durch einen Mann mit ausländischem 
Akzent angerufen und mit einem Anschlag 
gedroht. 

Am 4. September 1973 langt eine Depesche 
eines österreichischen Botschafters aus einem 
arabischen Staat in Wien ein, wonach vier 
vermutlich syrische Staatsangehörige nach 
Algier reisen und von dort am 6. September 
1973 nach Wien fliegen wonen. Der Zweck 
dieser Reise sei ein Attentat auf das Lager 
Schönau um den 10. und 11. September 1973. 

Am 15. September 1973 wird der Gendar­
merieposten Günselsdorf von einem Unbe-
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kannten angerufen, der sich als Mitglied des' ten aus osteuropäischen Staaten auf größte 
Schwarzen September bezeichnete und einen Diskretion Wert gellegt haben, der aber offen­
Sprengstoffanschlag androhte. bar seitens der Gesprächspartner der Bundes-

Am 20. Jänner 1973 kam es zur Festnahme regierung nicht die gleiche Bedeutung beige-
von drei Arabern in Wien. messen wurde. 

Am 27. Jänner 1973 wurden nach dem Grenz- Als nun die Ereignisse in Schwechat ein-
übertritt von Osterreich nach Italien weitere traten, habe ich der Bundesregierung nach 
drei Araber festgenommen und nach Oster- längerer Uberlegung den sdlon zitierten Be­
reich überstellt. Bei diesen sechs Personen schluß empfohlen, wobei idl die Mitglieder der 
handelte es sich um Angehörige des Schwar- Bundesregierung vor der Beschlußfassung auf 
zen September, die ein Attentat gegen das die zu erwartenden Reaktionen im Ausland 
Lager Schönau planten. aufmerksam machte. Die Mitglieder der Bun-

desregierung waren also keineswegs über-
Die Polizei hat die Verhafteten vernommen, rd·scht von der heftigen Reaktion, die zum 

und aus den Vernehmungsprotokollen der Teil - wie im schon ausführte - auf Un­
Polizei ergibt sich, daß diese Araber eine kenntnis des wahren Sachverhaltes zurück­
Aktion gegen Schönau planten. zuführen war, zum Teil auch auf die ver-

DOOr seine Aufgabe bei dieser geplanten sdliedenartige Beurteilung solcher Vorgänge 
Aktion sagte einer der Verhafteten aus, daß in kriegsführenden Ländern und solchen, die 
er festzustellen gehabt habe, wann genügend sich im Friedenszustand befinden. 
jüdische Emigranten in Schönau angekommen Hohes Haus! Ich übernehme also vor diesem 
wären. Dann hätte er ein verschlüsseltes Tele- Hohen Haus die volle Verantwortung dafür, 
fongespräch durchgeben sollen. Erst dann daß ich diesen Beschluß der Bundesregierung 
wären die notwendigen Waffen und auch die unter ausdrücklicher Erwähnung des Lagers 
übrigen Leute in Wien aufgetaucht. Dber die Schönau initiiert habe, daß ich den Mitglie­
Stärke der Einsatzgruppe gefragt, gibt er an, dem der Bundesregierung empfohlen habe, 
daß er dies nicht genau wisse, er selbst nehme diesen Beschluß zu fassen. 
jedoch an, daß mit zirka 12 Personen zu rech-
nen gewesen wäre. Ich möchte aber ausdrücklich hinzufügen, 

daß niemals in der Frage der freien und unge-
Aus diesen Darstellungen, Hohes Haus, hinderten Durchreise durch OsterreiCh irgend-

habe idl jedenfalls den Sdlluß gezogen, daß weldle Zugeständnisse an die Terroristen, die 
die im Schloß Schönau einquartierten Emi- bekanntlich eine Verhinderung verlangt 
granten sich ständig in höchster Lebensgefahr haben, gemacht wurden. Darüber findet sich 
befunden haben und befinden, dies vor allem eine entsprechende Feststellung im Beridlt 
nach den Ereignissen in München, und daß des Bundesministeriums für Inneres, wie be­
das gleiche auch für die dort stationierten reits erwähnt, sowie im Bericht des Legations-
Gendarmeriebeamten gelte. Ich mußte mir sekretärs Dr. Türk. Dort heißt es: 
auch klar darüber sein, daß für den Fall, daß 
es in Schönau oder um Schönau herum zu 
Terrorakten kommen würde, innerhalb der 
österreichischen Bevölkerung die Sorge ent­
stehen könnte, daß Osterreich durch seine 
Haltung Gefahr laufe, zu einem Nebenkriegs­
schauplatz der Auseinandersetzungen im Mitt­
leren Osten zu werden. 

Aus diesen und anderen Gründen befand 
ich mich in großer Sorge und habe auch daraus 
gegenüber den Mitgliedern der Bundesregie­
rung kein Hehl gemacht. Ich war mir aber auch 
andererseits im klaren darüber, daß Verhand­
lungen über eine Liquidation von Schönau als 
Kapitulation vor befürchteter terroristischer 
Aktivität ausgelegt worden wären und wahr­
scheinlich ähnliche Reaktionen ausgelöst hät­
ten, wie das nach den Schwechater Ereignissen 
der Fall gewesen ist. 

Das Schloß Schönau hat in gewissen Kreisen 

"Anschließend verhandelten die arabisdlen 
Botsdlafter längere Zeit ohne österreichische 
Zeugen mit den Terroristen über den Inhalt 
dieser Erklärung, wobei diese - nadl den 
Worten des ägyptischen Botschafters - ver­
langten, daß in der Erklärung nicht nur auf 
Gruppen von Emigranten, sondern auch auf· 
Einzelreisende Bezug genommen werde und 
diese ferner einen Hinweis enthalte, daß die 
Sicherheit der Emigranten beim Transit durdl 
Osterreich auf Grund der ,Aktionen der palä­
stinensischen Revolution' nicht mehr gewähr­
leistet werden könne. Der ägyptische Bot­
schafter führte anschließend ein weiteres Fern­
gespräch mit dem Herrn Bundeskanzler; dem 
konnte ich entnehmen" - so Legations­
sekretär Dr. Türk -, "daß die von den Terro­
risten geforderten Zusätze vom Herrn Bundes­
kanzler abgelehnt wurden." 

allmählidl Symbolcharakter erlangt. Das war Noch am selben Tag, nämlich am 29. Sep­
durchaus unerwünscht, da alle Bundesregie- ternber 1973, um zirka 12 Uhr, also wenige 
rungen in der Frage des Transits von Emigran-I Stunden, nachdem diese Ereignisse stattge-
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funden haben, habe ich, noch unter dem Ein­
druck der Ereignisse stehend, dem israelischen 
Fernsehen ein Interview gegeben, in dem ich 
ausführte: 

"Zuerst einmal möchte ich mit aller Ein­
deutigkeit feststellen, daß alle geltenden Ge­
setze und die von uns beachtete Praxis bezüg­
lich der Emigranten weiterhin wirksam. sind. 
Es geht lediglich darum, daß gewisse Maß­
nahmen, die unsererseits getroffen wurden, 
um die Emigration zu erleichtern, soweit es 
Osterreich betrifft, überprüft werden müssen, 
weil wir ganz einfach nicht in der Lage sind, 
solche Maßnahmen zu treffen, daß wir die 
Sicherheit der Durchreisenden absolut gewähr­
leisten können." 

Reporter: "Können Sie mir präzise sagen, 
welche Auswirkungen dieser Entschluß für 
die künftigen Emigranten aus der UdSSR hat?" 

Bundeskanzler: "Wer ein Visum hat und das 
entsprechende Dokument, also ein Durchreise­
visum durch Osterreich, kann weiterhin durch­
reisen. Es wird nur, was den Aufenthalt be­
trifft, gewisse Veränderungen geben. An der 
Durchreise durch Osterreich wird niemand ge­
hindert.'· 

Reporter: "Was bedeutet die ,gewisse Ver­
änderung' ?" 

Bundeskanzler: "Zum Beispiel, daß wir be­
züglich des Lagers Schönau uns überlegen 
müssen, es in diesem Sinne nicht mehr weiter 
aufrechtzuerhalten. Es war audl schon bisher 
sehr gefährdet, das weiß man nur nicht in der 
Offentlichkeit. Und wir sind nidlt in der Lage, 
hier eine Art Nebenkriegsschauplatz sidl ent­
wickeln zu lassen." 

Reporter: "Die Emigranten müssen irgend­
wo untergebradlt werden." 

Bundeskanzler: "Idl bin der Meinung: Wenn 
jemand durch ein Land durdlreisen muß, dann 
soll er es in der rasdlesten Weise madlen, 
die möglich ist. Und wenn man organisatori­
sche Aufgaben zu lösen hat, dann müssen sie 
eben von anderen Stellen gelöst werden. Es 
muß also etwa die Fluggesellsdlaft sehr viel 
rascher in der Lage sein, diese Leute weiter­
zubefördern. Wir können nur verlangen, daß 
man Rücksidlt darauf nimmt, daß wir nun 
seit 20 Jahren nahezu ein Land sind, das un­
unterbrochen und noch länger Flüdltlinge auf­
genommen hat, und es wäre sehr zweckmäßig, 
wenn es da ein gewisses Verständnis gibt. 
Denn wie es jetzt aussieht, gibt es Bewaffnete 
von der einen Seite und Bewaffnete von der 
anderen Seite. Und wir wünsdlen nidlt, daß 
unsere humanitäre Aufgabe - die wir weiter­
hin zu erfüllen beabsidltigen - gleidlzeitig 

einhergeht mit der Entwicklung eines Neben­
kriegsschauplatzes. Das können wir uns nidlt 
leisten." 

Reporter: "Sie sagten gestern, daß Ihr Land 
nun mehr als andere Länder für die Emigran­
ten getan hat. Wie meinen Sie das?" 

Bundeskanzler: "Wir haben hunderttausen­
den Emigranten auch in der Zeit schwerster 
Notlage hier die Möglichkeit gegeben, nadl 
Osterreich zu kommen, ganz gleich ob es 
ungarische waren, ob es tschedlische waren, 
ob es jüdisdle Emigranten aus den Oststaaten 
gewesen sind. Wir haben das alles getan. Wir 
werden alle, die durch unser Land durch wol­
len, weiterhin durchlassen. Wir werden nur 
keinen organisierten Beitrag zur Emigration. 
aus einem Land in ein anderes leisten können, 
weil wir dazu einfach nidlt in der Lage sind." 

Reporter: "Was waren Ihre Grunde für die­
sen Entschluß?" 

Bundeskanzler: "Die sdlon seit Monaten 
sich deutlich zeigenden Gefahren - das geht 
ja schon auf Monate zurück - und sdlließlich 
die Ereignisse gestern. Das schafft Situationen, 
die man halt nicht tolerieren kann." 

Reporter: "Stichwort München?" 

Bundeskanzler: "München hat sidlerlich eine 
Rolle gespielt. Wir haben uns gestern vor 
allem von einem leiten lassen: zu verhindern, 
daß es vier Tote gibt in Schwedlat. Das war 
das Entscheidende. Darunter drei russische 
Juden. Wir haben das vermieden und glauben, 
daß wir richtig gehandelt haben." 

Bei dem am gleichen Tag, eine Stunde 
später, im Bundeskanzleramt stattgefundenen 
Mittagessen für in Wien weilende sowjetische 
Parlamentarier erklärte ich in meiner Tisch­
rede, die idl ad hoc gehalten habe, wörtlich 
- sie wurde bei Tisch mitgesdlrieben -: 

"Osterreidl bekennt sich zu den Grund­
sätzen der Demokratie und der Humanität. 
Und ich lege Wert - gera.de heute - auf die 
Feststellung, daß sich durch alles, was ge­
schehen ist oder noch geschehen mag, an 
unserer Grundeinstellung nichts ändern wird, 
an unseren Gesetzen und auch an unserer 
humanitären Praxis nichts ändern wird. Es 
werden lediglich im Interesse der Erhaltung 
des Friedens im Inneren Osterreichs gewisse 
kleinere Veränderungen durchgeführt, aber 
keine grundsätzlichen Anderungen unserer 
humanitären Haltung. Osterreich bleibt ein 
Land, das jedem, der sich verfolgt fühlt, Asyl 
gewährt, und jedem, der über Osterreich 
irgendwohin in ein anderes Land will, diese 
Möglichkeit bietet." 
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Hohes Haus! Abschließend möchte idl be­

richten, daß den heftigen Reaktionen im Aus­
land bald eine tatsachenbezogenere, sach­
lidlere Beurteilung folgte. 

So heißt es in einem telegraphischen Bericht 
des österreidlischen Informationsdienstes in 
New York - ich lese daraus vor -: 

"Die amerikanische Presse, deren äußerst 
österreich-kritische Artikel zu Beginn und 
Mitte der Woche zum Teil auf die irrigen 
Vorstellungen über die Einstellung des Tran­
sitverkehrs ... zurückzuführen waren, hat eine 
objektivere Haltung eingenommen." 

Die große New Yorker Tageszeitung "New 
York Post" schreibt: 

"Es erfordert keinen politischen Mut für 
Politiker, Osterreich anzuklagen. Der wirk­
liche Test ist, ob sie bereit sind zu verlangen, 
daß dieses Land (USA) und die UN ein echtes 
Maß an Verantwortung übernehmen. Dies ist 
nicht eine ,österreiChische Frage'." 

Auch die bis dahin sehr kritische "New 
York Times" befaßt sich nunmehr in sach­
liCher und objektiver Weise mit den Ereignis­
sen in Osterreich. 

Das österreichisChe Generalkonsulat in Los 
Angeles, das die sehr wichtigen Massen­
medien an der amerikanischen Westküste ge­
nau beobaChtet, berichtet über einen Mei­
nungsumsChwung: 

Die "Jewish Defence League" hat sich bei 
unserem Generalkonsul für die Demonstratio­
nen gegen das Generalkonsulat entsChuldigt. 

Generalkonsul Klestil beridltet ferner: 

"Zur allgemeinen Beruhigung in Los Ange­
les haben auch die Zeitungen beigetragen, die 
zunächst über UPI unJd AP ausnahmslos nega­
tiv beriChtet hatten, dann aber über eigene 
Korrespondenten den Ausführungen des Herrn 
Bundeskanzlers bei den diversen Pressege­
sprächen in Wien breiten Raum gegeben und 
damit ein objektiveres Bild vermittelt haben." 

Das wichtigste Blatt der amerikanischen 
Westküste, die "Los Angeles Times", schreibt 
in einem dreispaltigen Bericht aus Wien: 

der freigelassen haben. Osterreich trage bei 
der Emigration die größte Last. Osterreich 
würde weiter Transitvisa gewähren, aber war­
um muß das alles über Osterreich gehen?" -
So schließt das Blatt. 

Auch die österreichische Botschaft in Lon­
don berichtet über eine Beruhigung und Ver­
sachlidlung in der britischen Presse und zitiert 
Berichte der "London Times" , der "Financial 
Times" , des "Daily Telegraph" , "Observer" 
und "Sunday Times" , einen österreichfreund­
lidlen Beridlt des "Guardian" sowie eine 
halbstündige Fernsehsendung, die "in öster­
reichfreundlichem Ton gehalten" war. 

Die Pressestimmen aus den anderen west­
europäisdlen Ländern zeichnen sich ebenfalls 
nadl der ersten sehr kritischen Phase durch 
Sachlichkeit unJd teilweise großes Verständnis 
aus. Französische, belgische, italienische und 
deutsdle Blätter kommentieren die Ereignisse 
in Osterreich kühl und emotionslos. 

Die "Stuttgarter Zeitung" meint: 

"Der Herr Bundeskanzler ist zum Prügel­
knaben der Welt geworden ... warum muß 
ausgerechnet Osterreich seit Kriegsende Euro­
pas Durchgangslager sein? ... hat es ihm 
jemand gedankt, daß es bis heute 164.000 
Emigranten vorübergehend aufgenommen und 
verpflegt hat?" 

"La Libre Belgique" schreibt am 8. Oktober: 

"Es war ungerecht, dem immer generösen 
und gastfreundlichen Osterreich, das beson­
ders während der Ereignisse in Ungarn so 
viele Zeugnisse der Großzügigkeit abgelegt 
hat, nunmehr einen Vorwurf daraus zu 
machen, daß es eine Maßnahme von be­
sduänkter Bedeutung und ohne nachteilige 
Konsequenzen für die jüdischen Sowjetbürger 
getroffen habe." 

Und das "St. Galler Tagblatt" aus der be­
nachbarten Schweiz meint: 

"Man kann von einem kleinen Land nicht 
über das vernünftige Maß Entschlossenheit 
und Heldentum erwarten, wenn größere Staa­
ten mit der Nachgiebigkeit gegenüber Terro­
risten bereits vorangegangen sind." 

"Eine schlechte Ubersetzung, in Ubermüdung Und an anderer Stelle schreibt das gleiche 
und Eile hergestellt, und ein fast weltweites Blatt: 
Unvermögen, 30 Jahre Geschichte zu ver-
stehen, hat in der vorigen Woche Osterreich "Kreisky hat (für seine Entscheidung) eine 
auf der Weltbühne abweChselnd in den Rollen sehr mensChliche und sehr staatsmännisChe 
eines Feiglings und eines Neo-Nazi-Monsters Erläuterung gegeben '" wer würde anders 
dargestellt. Keine dieser Rollen hat sich Oster- handeln?" 

reidl verdient." Hohes Haus! Die kritisChen Stimmen aus 
"Amerika und Großbritannien hätten ver- dem Ausland sind für mich keineswegs uner­

gessen, daß sie in zahllosen Fällen selbst den wartet gekommen. Die ersten, sehr heftigen 
Terroristen nachgegeben und verurteilte Mör- Reaktionen erfolgten in der mißverständlichen 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Annahme, daß die Bundesregierung den Tran­
sitverkehr sowjetischer Staatsbürger jüdischen 
Glaubens durch Osterreich unterbinden wolle. 
Nachdem die wahren Tatbestände auch den 
Redaktionen der Auslandspresse vorlagen, 
trat eine Versachlichung, ja teilweise über­
haupt ein Meinungsumschwung ein. 

Hohes Haus! Ich habe mir erlaubt, die posi­
tiven Stimmen etwas ausführlicher wieder­
zugeben, da die kritischen Stimmen der ersten 
Stunde ohnehin genügend umfangreich publi­
ziert wurden, während positive Stellungnah­
men, offenbar in der Absicht, die Meinungs­
vielfalt nicht zu übertreiben und nicht allzu 
sehr zu strapazieren, unterblieben sind. Da­
durch ist in Osterreich fälschlicherweise der 
Eindruck einer völlig einseitigen Verurteilung 
unserer Haltung hervorgerufen worden. Ge­
wiß, es gibt - wie nicht anders zu erwarten -
auch weiterhin kritische Stimmen. Wir werden 
uns auch weiterhin bemühen, in sachlicher und 
ruhiger Weise um Verständnis für unsere 
Haltung zu werben. Osterreichs Stellung in 
der Welt ist durch die Haltung unseres Landes 
in den letzten Jahrzehnten gut fundiert, sodaß 
ich hoffen darf, daß unser Vorgehen in der 
Weltöffentlichkeit im wachsenden Ausmaß 
Verständnis finden wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einem Antrag zur 
Gesehäftsbehandlung hat sich der Abgeordnete 
Robert Weisz zum Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO): Herr 
Präsident! Ich stelle den Antrag, über die 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers zu den 
Ereignissen vorn 28. und 29. September 1973 
anschließend die Debatte zu eröffnen. 

Präsident Dr. Maleta: Sie haben den Antrag 
gehört. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Antrag auf sofortige Durchführung 
einer Debatte über die Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Schleinzer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scbleinzer 
(OVP): Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Vor zwei Tagen, also am Sonntag, sind 
bei den Landtagswahlen in Wien und in Ober­
österreich zirka 40 Prozent der österreichischen 
Wähler zu den Urnen gegangen, UIIld in drei 
Tagen, am 26. Oktober, begeht unser Land 
seinen Nationalfeiertag, der uns an den Abzug 
des letzten Besatzungsoldaten nach zehn Jah­
ren der Unfreiheit erinne-rt. 

Mit diesen beiden Daten ~st das Feld der 
heutigen Debatte terminmäßig abgesteckt. Wir 
können diese Auseinandersetzung nieht füh­
ren, ohne uns vor Augen zu halten, daß am 
vergangenen Sonntag der Wähler gesprochen 
hat. 

Gewiß ist es in Wien und in Oberösterreich 
le,diglich darum gegangen, den Gemeinderat 
beziehungsweise den Landtag für die nächsten 
fünf beziehUlIlgsweise /Sechs Jahre zu wählen. 
Aber in einern nicht näher zu bestimmenden 
Ausmaß Siind diese beiden Wahlentscheidun­
gen sicherlich auch von der Bundespolitik be­
einflußt worden. Sosehr ich mich nun freue, 
daß die Gewinn- und Verlustrechnung vom 
vergangenen Sonntag so aussieht, daß die 
Osterreichts'che Volkspartei sowohl in Ober­
österreich als auch in W.ien Mandate gewon­
nen hat, während die Sozialistische Partei nur 
in Wien gewonnen, in Oberösterr.eich dagegen 
verloren hat, sowenig wage ich zu sagen, in­
wieweit die Wähler damit in der Frage, die 
uns heute beschäftigt, Ihnen oder uns recht 
gegeben haben. An dieser mei'll!er Zurückhal­
tung bei der Interpretation des Wahlergeb­
nisse\s vermag auch die Tatsache nichts zu 
ändern, daß Sie, Herr Bundeskanzler, die ober­
österreichischen Wahlen von Anfang an zu 
Testwahlen für :die Bundespolitik erklärt 
haben und diesen Testcharakter insofern auf 
das Thema des heutigen Tages und dieser 
Debatte ausgedehnt haben, aLs Sie im ober­
österreichischen Wahlkampf immer wieder auf 
das Geiseldrama von Schwechat zurückgekom­
men sind und wichtige Erklärungen in dieser 
Frage, wie etwa Ihre Angriffe gegen die Ver­
eintelIl Nationen, in Oberösterreich abgegeben 
haben. 

Wichtig erscheint mir aber die Feststellung, 
daß alle jene Wähler, die den Terror der Ent­
führer, das Schicksal der Geiseln und das Ver­
halten der Bundesregierung als Motivation bei 
Ihrer Wahlentscheidung herangezogen haben, 
nur einen Teil dler Wahrheit kannten. (Präsi­
dent Pro b stübernimmt den Vorsitz.) Es 
scheint mir die Aufgabe der heutigen Debatte 
zu sein, möglichst die ganze Wahrheit darzu­
legen, damit sich die österreichische Offentlich­
keit ein abgewogenes Urteil bilden kann. 

Meine Damen und Herren I Wir werden in 
drei Tagen unseren Nationalfeiertag begehen, 
einen Tag, den wir geschaffen haben, um uns 
von Jahr zu Jlahr auf die Grundfragen UIlIS,erer 
nationalen Existenz zu besinnen. Dieser Tag 
erinnert uns daran, daß so wie dem einzelnen 
Menschen, auch den Völkern im Leben nichts 
geschenkt wird, daß jeder ideelle GewilIln so 
wie jeder materielle Gewinn seinen Preis hat. 
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Wenn wir am 26. Oktober 1955 zum ersten 
Mal wieder Herren im eigenen Haus war.en, 
dann war dies die Frucht von zehn harten Jah­
ren bestandener Bewährung. (Beifall der OVP.) 
Wir haben den Staatsvertrag und mit ihm 
unsere Freiheit bekommen, weil sich die öster­
r,eichische Bevölkerung und die österreichische 
Regierung nicht gebeugt haben. (Neuerlicher 
Beifall der avp.) Wir haben uns im Oktober 
1950 in einer der gefährlichsten Situationen 
unseres Landes der Gewalt widersetzt und 
haben vorher und nachher in vielen weit 
weniger dramatischen Situationen der Ver­
suchung widerstanden, nachzugeben und 
wegen eines vorübergehenden und scheinba­
ren Teilerfolges das Ziel der vollen und unge­
teilten Freiheit und Souveränität preiszugeben. 

Sie, Herr Dr. Kreisky, haben zusammen mit 
dem damaligen Bundeskanzler Raab, dem 
Vizekanzler Dr. Schärf und dem Außenmini­
ster F,igl der Delegation angehört, die im 
April 1955 nach Moskau flog. Raab, Schärf und 
Figl sind tot. Sie, Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky, haben vor der öSberreichischen Be­
völkerung, aber nicht zuletzt auch vor sich 
selber die Frage zu beantworten, ob die Ent­
scheidungen, die Sie getroffen haben, Entschei­
dungen im Geiste von Raab, Figl und Schärf 
waren. Sie haben die Frage zu beantworten, 
ob die von Ihnen vertretene Politik noch in 
Ubereinstimmung mit jener Politik steht, die 
Osterreich im Jahre 1955 nach der Wieder­
err,ingung der Freiheit, Unabhä1l1.gigkeit und 
Souveränität eingeschlagen hat. Sie haben die 
Frage zu beantworten, ob das Verhalten Ihrer 
Regierung im Herbst 1973 in Ubereinstimmung 
steht mit dem Verhalten Osterreichs im Herbst 
1956 und im Sommer 1968 angesichts der Not 
der ungarischen und der tschechoslowakischen 
Flüchtlinge. 

Das s,ind die Fragen, die wir heute stellen, 
das sind die Fragen, die beantwortet werden 
müssen, das sind die Fragen, die - davon 
bin ich überzeugt - über diesen Tag und 
diesen Raum hinaus die östeffieichische Offent­
lichkeit noch lange beschäftigen werden. 

Es gab .im Herbst 1956 nicht wenige, die 
uns damals geraten haben, nur keine Risken 
einzugehen. Wir sollten die Grenze nach 
Ungarn sperren, wir sollten keine Flüchtlinge 
aufnehmen, wir sollten alle zurückweisen, eine 
andere Haltung könnte die sowjetische Groß­
macht provozieren, den Zorn des Kreml auf 
uns laden. 

Wir haben damals dennoch nicht g.ezögert, 
jedes Risiko auf uns zu nehmen, wir hielten 
die Grenzen offen, waren bereit, jeden aufzu­
nehmen, der Verfolgung litt oder befürchten 
mußte, der über unser Land die Freiheit suchte. 

Das hat uns damals über Nacht den Respekt 
der ganzen Welt eingetragen, der ganzen Welt, 
meine Damen und Herren, denn auch die 
Sowjetunion hat zur Kenntnis genommen, als 
was wir Osterreich verstehen und in Zukunft 
verstanden wissen wollten: als einen freien, 
einen unabhängigen Staat, der sich durch keine 
Macht der Welt seine Handlungsfreiheit be­
schneiden oder diktieren lassen würde. (Bei­
fall der OVP.) 

Damals, meine Damen und Herren, wurden 
Normen gesetzt für unser künftiges Verhalten, 
Normen, die bisher nie in Frage gestellt wur­
den, Normen, die das politische Selbstbewußt­
sein der Osterreicher und den Stolz auf Hal­
tung und Moral ihres Landes erhöhten. Unser 
Land hatte an Ansehen gewonnen und unser 
Wort hatte auch Gewicht in großen interna­
tionalen Entscheidungen. Das fand wlahrschein­
lich seinen deutlichsten Ausdruck !in der Wahl 
des Osterreichers Dr. Waldheim zum General­
sekretär der Vereinten Nationen, auch in der 
Wahl des Osterreichers Dr. TonCic zum Gene­
ralsekretär des Europarates und der Aufnahme 
Osterreichs in den Sicherheitsrat der UNO. 

Hohes Haus! Es ,ist die demokratische Pflicht 
der Oppo.sition, die Regierung zu kontrollieren 
und sie überall dort, wo das Ergebnis der 
Kontrolle unbefriedigend ist, zu kritisieren. 

In Ausübung dieser Kontrolle hat sich im 
Laufe der letzten Jahre gezeigt, daß die Tätig­
keit dieser Regierung drei grundsätzliche Män­
gel aufweist, die dementsprechend eine drei­
fache Kritik hervorrufen: 

Erstens. Dieses Kabinett hat bei seinem 
Amtsantritt behauptet, es sei die bestvorbe­
reitete Regierung, die Osterreich je gehabt hat. 
Das Gegenteil ist leider der Fallj das hat zur 
Folge, daß diese Regierung Ereignissen, die 
vorhersehbar ,sind, unvorbereitet und hilflos 
gegenübersteht. 

Zweitens. Diese Regierung versucht den 
Mangel an Vorbereitung und Vorsorge durch 
Aushilfen, Augenblickslösungen und Improvi­
sc.tionen auszugleichen. Dabei ist es unver­
meidlich, daß ihre Taten oft den Worten und 
die Worte oft den Taten widersprechen. Sie 
hält nicht, was sie verspricht, sie führt nicht 
durch, was sie ankündigt - mit einem Wort, 
sie ist unglaubwürdig. 

Drittens. Diese Regierung versucht im zu­
nehmenden Maße über den Mangel an Vor­
bereitung und Glaubwürdigkeit durch eine 
Manipulation der öffentlichen Meinung hin­
wegzutäuschen, durch eine Manipulation, die 
in zunehmend gefährlicher Weise Grundsätze 
unseres staatlichen Gemeinwesens in Frage 
stellt. 
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Es ist eine alte Erfahrung, meine Damen 
und Herren, daß strukturelle Schwächen im 
Augenblick der außergewöhnlichen Belastung 
besonders deutlich zutage treten; genau das 
ist hier der Fall: Mangelnde Vorbereitung, 
Mangel an Glaubwürdigkeit und Manipula­
tion von Grundsätzen. Das sind die drei struk­
turellen Fehler, die am 28. September und in 
den darauffolgenden Tagen zutage getreten 
sind. In diesen drei Schwächen Hegt das Ver­
sagen der Regi.erung begründet, und der von 
ihr diesem Haus vorgelegte Bericht vermag 
diese Schwächen weder zu erklären, noch zu 
entsChuldigen. 

Es ist dementsprechend auch ein dreifacher 
Fragenkomplex, mit dem wir uns heute zu 
beschäftigen haben, ein Fragenkomplex, der 
zunäChst durCh drei geographische Begriffe ge­
prägt ist: Marchegg, Schwechat und Schönau. 
Diese drei geographischen Begriffe entspr.echen 
einem zeitlichen Ablauf, der zugleich wieder 
eine Kette tragischer schuldhafter Verstrickun­
gen ist. Wenn das Wort von der bösen Tat, 
die fortwährend Böses gebären muß, je ,am 
Platze war, doon hier. Weil man nicht vorbe­
reitet war, wurde man in Marchegg überrum­
pelt. Weil man in Marchegg überrumpelt 
wurde und noch stundenlang überrumpelt und 
initiativlos blieb, kam es zu der immer ge­
fährlicher werdenden Situation in Schwechat, 
und weil man aus dieser Situation herauskom­
men mußte, kam es schließlich zu jener Ent­
scheidung, die mit dem Namen Schönau ver­
knüpft ist. 

Marchegg, das ist gleichbedeutend mit dem 
Mangel an Vorbereitung, das ist gleichbedeu­
tend mit dem Versagen jener Organe der 
Bundesregierung, die für die innere Sicherheit 
des Landes verantwortlich sind. 

Schwechat und der Versuch, die dortige 
Situation zu bereinigen, das ist gleichbedeu­
tend mit dem Mangel an Glaubwürdigkeit, in 
diesem Fall der Glaubwürdigkeit UIllserer 
Außenpolitik und der Glaubwürdigkeit unse­
rer rechts staatlichen Prinzipi,en. 

Schönau schließlich, das heißt die Art und 
Weise der Preisgabe dieses Lagers mit allen 
seinen Konsequen:z;en, das ist gleichbedeutend 
mit dem Vel1such, Grundsätze unseres Ge­
meinwesens zu verändern, das ist eine Frage, 
die weit über Ressorts, Kompetenzen und 
Ministerien hinaus die GruIlldlagen uns'erer 
staatlichen EXiistenz berührt. Lassen Sie mich 
ZlJ jeden einzelnen dieser drei Ahschnitte je 
eine grundsätzliche Feststellung treffen. 

Zunächst zu Marchegg, zur Frage der man­
gelnden Vorbereitung, zum Problem der inne­
ren Sicherheit. Ich habe dazu eine Frage an 
die Bundesregierung: Ist es richtig, daß die 

Regri1erung am Vortag der Ereignisse von 
Marchegg, also am 27. September, von kom­
petenter und verläßlicher Seite zweimal - ich 
wiederhole: zweimal - ausdrücklich und mit 
konkreten Angaben davor gewarnt worden 
ist, daß ein Anschlag gegen den Duchwanderer­
transport unmittelbar bevonsteht? Ich frage 
die Bundesregierung, warum sie dieser Wlar­
nung nicht Rechnung getragen und entspre­
chende Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat. 
Das ist die Grundsatzfrage, die beantwortet 
werden muß, ehe in der Debatte alle Einzel­
heiten des Versagens von Marchegg und der 
Vernachlässigung der inneren Sicherheit er­
örtert werden, ehe Sie, Herr Bundeskanzler, 
den Versuch unternehmen, die Ver·antwortung 
für Marchegg auf den niederösterreichischen 
Sicherheitsdirektor abzuschieben. 

Nun zu Schwechat und damit zur Frage 
der Glaubwürdigkeit von Rechtsstaat und 
Außenpolitik. Auch hier wird im Verlauf der 
weiteren Debatte noch viel zu Einzelfragen 
der rechtsstaatlichen Glaubwürdigkeit zu 
sagen sein, vor allem zu der Frage, ob hier tat­
sächlich ein f.reiwilliger Beschluß der Bundes­
regierung vorlag oder ob es nicht vielmehr 
so war, daß die Bundesregierung auf dem 
Wege über die Botschafter auslä!lldischer 
Mächte mit zwei Terroristen verhandelt hat 
und ihr Beschluß als ein Verhandlungsergeb­
nis anzusehen ist, das von den Botschaftern 
vorgeschLagen und von den Terroristen ange­
nommen worden ist. Wie immer es sich aber 
auch abgespielt haben mag, meine Damen und 
Herren, es ist unerträglich, daß zwei Terro­
risten mit Pistole und Handgranate in der 
Lage sind, die Regierung eines Staates zu 
politischen Entscheidungen zu zwingen, die 
di'e Politik dieser Regierung in der Zukunft 
bindet. (Beifall bei der avp.) 

Hier, meine Damen und Herren, sind Klar­
stellungen unerläßlich. Uber diese Fragen und 
ihre Auswirkungen wird noch zu diskutieren 
sein. Doch bereits einleitend und grundsätzlich 
nehme ich zu der Frage der auße!llpolitischen 
Glaubwürdigkeit Stellung. Es scheint mir not­
wendig zu sein, eine Termin- und Kausalkette 
aufzusteHen, die sich dann folgendermaßen 
präsentiert: 

Am ersten Tag haben Sie, Herr Bundeskanz­
ler, erklärt, daß die Bundesregierung das Lager 
Schönau <schließen werde. 

Am zweiten Tag haben Sie angesichts welt­
weiter Kritiklen an diesem Beschluß erklärt, 
daß Sie diese Schließung von Schönau unter 
keinen Umständen rückgängig machen und 
eher zurücktreten werden. Ich zitiere Sie wört­
lich: "Lieber gehe ich aus diesem Haus hinaus, 
als daß ich meinen Entschluß revidiere." 
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Am dnitten Tag haben Sie, Herr Bundes­

kanzler, das Lager Schönau, dessen unwider­
rufliche Schließung S~e noch am vorangegan­
genen Tag verkündet hatten, der UNO zur 
Führung und Verwaltung angeboten. 

Am vierten Tag hat die UNO dieses Ange­
bot abgelehnt. 

Am fünften Tag haben Sie daraufhin er­
klärt, Ihr Angebot sei insofern gar nicht ernst 
gemeint gewesen, da Sie die Ablehnung von 
Anfang an erwartet hätten. Ich zitiere dazu 
wörtHch einen bisher von Ihnen nicht demen­
tierten Bericht der Tageszeitung "Die Presse" 
vom 8. Oktober 1973. Ich zitilere: "Bundes­
kanzler Kreisky ,wußte von allem Anfang an', 
daß die UN seinen Kompromißvorsmlag be­
züglich des Transitlagers Schönau ablehnen 
würden. Kreisky erklärte am Sonntag während 
seiner Wahltoumee durch Oberösterreich in 
Braunau: ,Ich werde noch mehrere Länder in 
die peinlich'e Situation versetzen, uns Hilfe 
verweigern zu müssen,' Die Welt solle sehen, 
daß Osterreich von den Vereinten Nationen 
im Stich gelassen werde, meinte Kreüsky im 
Gespräch mit der ,Presse'. Die UN seien ,viel 
zu feig', um sich die Finger zu verbrennen." 
- Soweit der Bericht der Presse. 

Hohes Haus! Wäre die Lage nicht so ernst, 
dann könnte man den Bundeskanzler ange­
simts dieser Folge widersprüchlicher Erklä­
rungen mit jenem Mann mit dem zerbrochenen 
Krug vergleichen, der da erklärte: Erstens 
habe ich den Krug unbeschädigt zurückgege­
ben. Zweitens war er schon zerbrochen, als 
ich ihn bekommen habe und drittens habe 
ich mir gar keinen Krug ausgeborgt. 

Ich verweise zunächst auf den unvereinbaren 
Widerspruch zwischen Ihrer Erklärung, Herr 
Bundeskanzler, vom Tag 2, die da lautet: 
Nichtschließung des Lagers bedeutet meinen 
Rücktritt, und Ihrer Erklärung vom Tag 3, die 
UNO soll das Lager, dessen Schließung Sie 
eben als unwiderruflich hingestellt hatten, 
übernehmen. Da erhebt sich doch die Frage, 
wie man ernsthaft und glaubwürdig etwas, 
was durch Schließung nicht existent gemacht 
werden soll, jemand andel1em anbieten kann. 
Es erhebt sich in der weiteren Folge die Frage, 
ob die Annahme Ihres Angebots durch die 
UNO nicht bedeutet hätte, daß Sie der erste 
Regierungschef in der Geschichte aller Länder 
und aller Zeiten gewesen wären, der sich 
selbst gestürzt hätte. Die UNO hätte das von 
Ihnen angebotene Lager Schönau jla nur über­
nehmen können, wenn es nicht geschlossen 
wird. Aber NichtschließUIIlg - so ,sagten Sie 
ja selbst - wäre gleichbedeutend mit Ihrem 
Rücktritt gewesen. 

Freilich, meine Damen und Herren, in der 
Gefahr, sich selbst zu stürzen, war der Herr 
Bundeskanzler trotzdem nicht, denn Ihr .Ange­
bot, Herr Bundeskanzler, war ja, wie Sie selbst 
sagten, unannehmbar. Ich zitiere Sie nochmals: 
"Ich werde noch mehrere Länder in die pein­
liche Situation bringen, UIllS Hilfe verweigern 
zu müssen," 

Herr Bundeskanzler! Es mag Menschen 
geben, die solchen Worten Beifall klatschen 
und die den Mut bewundern, mit dem hier 
ein Regierungschef die Vereinten Nationen 
und eine ganve Reihe nicht näher genannter 
Länder herausfordert. Im Sommer 1914 ist 
auch Beifall geklatscht worden, als man im 
Uberschwang der nationalen Emotion sagte, 
nun werde man am BallhaU!splatz eine Tafel 
mit der Inschrift anbringen: "Hier werden noch 
Kriegserklärungen angenommen." 

Meine Damen und Herren! W,ir wissen frei­
lich, wie schrecklich die Ernüchterung war, die 
damals dem Hochgefühl des nationalen Uber­
schwanges gefolgt ist, und wie furchtbar 
schließlich das Ende gewesen ist. 

Wenn Ihre Haltung, Herr Bundeskanzler, 
glaubwürdig und kOIllsequent wäre, dann hät­
ten Sie an dem Tag, an dem Sie in aller 
OffentlichkeH die UNO der Feigheit bezich­
tigt haben, Ihrem ehemaligen Kabinettchef und 
dem jetzigen österreichischen Botschafter bei 
den Vereinten Nationen 'ein Telegramm schik­
ken müssen: "Heraus mit uns ,aus dem Sicher­
heitsrat! WalS wollen wir noch länger im Füh­
rungsgremium eine'r Organisation, die wir als 
feige ansehen und die wir vor aller Offent­
lichkeit bloßstellen!" 

Aber Sie haben natürlich dieses Telegramm 
nicht geschickt. Denn Sie haben ja zweifellos 
Ihren Kommentar zur Ablehnung des Angebo­
tes ebensowenig ernst genommen wie das An­
gebot selbst. Es fragt sich nur, ob sich Oster­
reich einen Regierungschef leisten kann, der 
selbst nicht ernst nimmt, was er sagt. (Beifall 
bei der GVP.) 

Ich möchte Ihnen, Herr Bundeskanzler, eines 
zugute halten; auch das möchte ich nicht unaus­
gesprochen lassen, Sie haben Ihr Verhalten 
möglicherweise nach dem Prinzip orientiert, 
daß auf einen groben Klotz ,auch ein grober 
Keil gehört. Mag Isein. Angesichts der überaus 
scharfen und emotionellen Reaktion des Aus­
landes auf den Beschluß der österreichischen 
Bundesregierung mögen Sie der AnSlicht ge­
wesen· sein, daß man nun in gleicher Schärfe 
die österreichischen Emotionen artikuliellen 
müsse. 

Ich glaube gerrude zu dieser Frage der Ein­
mischung des Auslandes ein Recht zu Fest­
stellungen vor diesem Hohen Hause zu haben. 
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Ich darf Sie, Herr Bundeskanzlier, daran erin­
nern, daß vor längerer Zeit der damalige Ver­
teidigungsminister der Bundesrepublik 
Deutschland Helmut Schmidt eine sehr herbe 
Kritik an der Verteidigungspolitik Ihrer Regie­
rung geübt hat. Ich habe damaLs auch an dJieser 
Stelle mit Vorbedacht darauf verzichtet, Herrn 
Minister Schmidt zu meinem Bundesgenossen 
zu ernennen und Ihnen genüßlich vorzuhalten, 
daß Ihre eigenen Parteifreunde jenseits der 
Grenzen Kritik an Ihrer Politik üben. Ich habe 
mich auch im Falle der beiden arabdschen 
Terroristen von einer überspitzten auslän­
dischen Kritik distanziert. 

Ich nehme daher in diesem Zusammenhang 
für mich in Anspruch, die Legitimation und 
ich hoffe auch die Glaubwürdigkeit zu haben, 
mich mit einer Äußerung des Bürgermeisters 
Gratz auseinanderzusetzen. Ich bedaure es, daß 
er auf die Kritik der Opposition in der Terro­
ristenaffaire mit der Beschuldigung antwortete, 
er sei entrüstet, daß sich die Opposition in 
eine Reihe mit den ausländischen Kritikern 
stelle. 

Meine Damen und Herren! Was soll das 
bedeuten? Soll das heißen, wer Kritik übt ,an 
der Bundesregierung, macht gemeinsame Sache 
mit dem Ausland? Das ist präzise der Stand­
punkt, den etwa sowjetische Funktionäre 
gegenüber den russischen Kritikern Sacharow 
und SolscheIllizyn einnehmen. (Beifall bei der 
avp.) Sie dürften keiiIle Kritik üben, denn 
damit stellten sie sich auf die Seite der Feinde 
der Sowjetunion. 

Meine Damen und Herren! Das ist einfach 

einzuholen, wie dieser selbst behauptet hat? 
Da konnten sehr bekannte und prominente 
Jlmgsozialisten gegen die USA protestieren, 
die Amerik'aner Mörder nennen. Und wie oft 
konnte man das gleiche in der "Arbeiter­
Zeitung" lesen. Wie schnell war sie bei der 
Hand, die USA der Aggression, des Imperialis­
mus, ja des Mordes am chHenischen Staats­
präsidenten Allende zu beschuLdigen. 

Und auch der Bundeskanzler selbst hat sich 
voll und ganz hinter Sacharow und Solsche­
nizyn gestellt. Dazu hatte er, hatte seine Partei 
und hatte deren Zeitung jedes erdenkliche 
Recht. Ja sie fühlten sogar eine Verpflich­
tung zu dieser Kritik, weil eben heute jedes 
Volk für jedes Volk und jeder Mensch für 
jeden Menschen verantwortlich list. Nur wird 
diese Verantwortung mit einem Federstrich 
außer Kraft gesetzt, wenn das nicht mehr ins 
eigene Konzept paßt. 

So geht das nicht! Es mag sein, daß ich eine 
vielleicht unpopuläre Linie vertrete. Daß sie 
unpopulär werden konnte, meine Damen und 
Herren, ist nicht zuletzt auf die demagogische 
Art und Weise zurückzuführen, mit der die 
Bundesregierung ihre Entscheidung begründet 
und verteidigt hat. 

Darum sage ich Ihnen, Herr Bundeskanzler: 
Wer hier versucht, mit Emotionen und Ressen­
timents eigene Popularität zu erhaschen, der 
vergeht sich. an unserem Land und seiner Be­
völkerung. (Beifall bei der OVP.) Aus dieser 
Verantwortung ist niemand zu entlassen, schon 
gar nicht eine Regierung und schon gar nicht 
ein Bundeskanzler. 

der Anspruch 'auf totale Meinungskontrolle, Wenn uns Osterreicher die Kritik des AUis­
auf Diffamierung des pohitischen Gegners. Da l,andes so überrascht und erschüttert hat, dann, 
frage ich nur, was an diesem Standpunkt noch meine Damen und Herren, deshalb, weil wir 
demokratisch ist. Und wo blIeibt die soziali- so etwas noch nicht erlebt haben und weil 
stische Tradition gemeinsamer internationaler 
Verantwortung? Das ist übelster Fremdenhaß, 
wenn nichts Ärgeres, meine Damen und Her­
ren! 

Im übrigen wurde diese Haltung auch noch 
unterstrichen durch die prompt einsetZlenden 
sozialistischen Angriffe gegen den österreichi­
schen Rundfunk, nur weil dieser die im Aus­
land geäußerten Proteste und Kritiken wieder­
gab. Auch darin liegt ein Anspruch auf Zensur 
und auf Gleidrschaltung. 

Es liegt darin aber auch ein tiefer Wider­
spruch zu den Rechten, die sich die SPO bisher 
selbstverständlich zugemessen hat. Oder hatte 
der Bundeskanzler etwas einzuwenden gegen 
die Demonstnationen junger österreichischer 
Sozialisten gegen den Präsidenten der Ver­
einigten Staaten, als dieser nach Salzburg kam, 
um dort österreichische Gastfreundschaft zu 
genießen, sich den Rat des Bundeskanzlers 

wir es dementsprechend auch nicht gewöhnt 
waren. Wir waren vielmehr daran gewöhnt, 
daß die Haltung Osterreichs und seiner Regie­
rung in KrLsenfällen den Beifall und die Unter­
stützung des Auslandes fanden. So war es im 
Oktober 1950, so war es im Herbst 1956 und 
im Sommer 1968, so Wiares tin unseren zehn­
jährigen Bemühungen um die Wiedererlan­
gung unserer Freiheit. Wenn wir dagegen im 
Herbst 1973 zum ersten Mal statt allgemeiner 
Zustimmung Kritik entgegennehmen mußten, 
dann sollten wir doch auch bei aller Ableh­
nung überspitzter Kritik die Frage prüfen, in­
wieweit wir selbst in diesem Herbst uns anders 
verhalten haben als in der Vergangenheit. 

Das Wort vom außenpolitischen Scherben­
haufen hat nicht die Opposition geprägt, Herr 
Bundeskanzler. Es ist Ihnen tin einem Inter­
view entgegengehalten worden, und Sie haben 
es nicht dementiert, sondern lediglich gemeint, 
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man werde diesen Scherbenhaufen wieder be­
seitigen können. Wir wollen es hoffen, und 
es liegt in unserem gemeinsamen Interesse, 
denn zerschlagen woroen ist ja nicht zuletzt 
eine Politik, die wir durch Jahrzehnte hin­
durch entscheidend gestaltet und mitbestimmt 
haben. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben heute eine 
Reihe ausländi'scher Zeitungs stimmen zitiert. 
Sie haben auch vor den letzten Wlahlen eine 
Sendung des Bundeskanzlers dazu gebraucht, 
um sich mit der Reaktion des Auslandes zu 
beschäftigen. Ich will einfach das eine fest­
stellen, Herr Bundeskanzler: Ihre damalige 
Sendung war manipuliert. Sie gab und gibt 
nicht das wieder, was die aUJsländische Reak­
tion tatsächlich ausmacht. Wir alle glauben 
zwar, daß dile heftigen Reaktionen einer tat­
sC1chenbezogeneren und sachlicheren Beurtei­
lung gewichen sind. Diese Beurteilung ist aber 
deshalb nicht freundlicher geworden, Herr 
Bundeskanzler, bis in die letzten Tage nicht. 
Ich denkle nur lan die "frankfurter Allgemeine 
Zeitung" vom gestrigen Tag, an einen inter­
essanten Leitartikel zum Nachlesen. 

Hier wurde außenpoHtisches Porzellan zer­
schlagen, und wir fürchten, daß es noch länger 
dauern wird, um es beiseite zu räumen, und 
es erscheint uns daher hoch an der Zeit, zu 
den Grundsätzen, die man in der Emotion der 
letzten Wochen verlassen hat, zurückzukehren. 

Herr Dr. Kreisky! Ich erinnere Sie in diesem 
Zusammenhang daran, daß es erst wenige 
Jahre her sind, seit wir vor d'€r gleichen UNO, 
die Sie jetzt zum Adressaten eines Scherzan­
gebotes gemacht haben, als Anwälte der Süd­
tiroler aufgetreten sind. Sie, Herr Bundeskanz­
ler, haben damals diesen Schritt mit dem Be­
merken kommentiert, es sei deshalb so bedeu­
tungsvoll, weil die UNO eine Instanz von 
höchstem moralischem Wert sei. Haben Sie 
schon g'anz darauf vergessen und können Sie 
ausschließen, daß wir nicht wieder einmal in 
eine Situation geraten könnten, in der wir die 
Unterstützung durch die V,ereinten Nationen 
brauchen können? 

Es galt bisher bei uns in Osterreich der 
Grundsatz, daß wir bei aller ErkeIlJlltnis der 
Schwäche der UNO die Organisation der Ver­
einten Nationen unterstützen und als loyaler 
Mitgliedstaat jede Gelegenheit nützen, um 
rihren Einfluß zu stärken und ihr Ansehen zu 
mehren. Von diesem Grundsatz, der seit unse­
rem Eintritt in die Vereinten Nationen im 
Jahre 1956 eine verläßliche Grundlage unsel1er 
Außenpolitik war, sind Sie, Herr Bundeskanz­
ler, zum ersten Mal in aller Offentlichkeit 
abgerückt. 

Und damit komme ich zu dem dritten Vor­
wurf, den ich gegen die Regierung erhebe: 
zu dem mit dem Begriff Schönau verknüpften 
Vorwurf der Manipulation der öffentlichen 
Meinung, der In-frage-Stellung von Grund­
lagen unseres staatlichen Gemeinwesens. 

Lassen Sie mich dazu eingangs aus einem 
Buch zitieren, dessen Lektüre gerade in diesen 
Tagen sehr lehrreich ist. Es ist von einem 
jungen amerikanischen Senator im Kranken­
bett geschrieben worden. Er wurde dann später 
Präsident der VIereinigten Staaten und ist 
während seiner ersten Amtsperiode ermordet 
worden: John f. Kennedy. Das Buch trägt 
in der ,amerikanischen Originalausgabe den 
Titel "Profile des Mutes". In der deutschen 
Ausgabe ist der Titel nicht ganz sinngemäß, 
aber sehr treffend zu einem Wort zusammen­
gezogen worden: "Zivilcourage". In diesem 
Buch schreibt Kennedy: 

"Zehn Jahre lim Kongreß haben mich von 
der Weisheit der Worte Abraham Lincolns 
überzeugt." - Er zitiert ihn -: "Wenige 
Dinge sind gänzlich schlecht oder gänzlich gut; 
fast jede Sache, besonders in der Staatspolitik, 
ist eine unteilbare Verbindung von beidem, so­
daß wir ständig zu beurteilen haben, welches 
der beiden Elemente gerade überwiegt!" 

Ich bekenne mich zu dieser Auffassung 
Kennedys und zu diesen Gedanken Lincolns. 
Und indem ich das tue, distanziere ich mich 
zugleich von der zwar genialischen, ja fast 
könnte man sagen dämonischen Vel1einfa­
chung, mit der Sie, Herr Bundeskanzler, einen 
überaus komplexen Vorgang auf eine Primi­
tivformel gebracht haben, die da lautet: Das 
Leben hat Vorrang. Dr. Kreisky hat für das 
Leben entschieden, wer so wie Dr. Schleinzer 
die Entscheidung der Regierung und des Bun­
deskanzlers kritisiert, entscheidet gegen das 
Leben. - So leichtfertig wurde im Wahlkampf 
argumentiert. Das ist eine glatte Vlerleum­
dung! (Beifall bei der avp.) 

Hohes Haus I Ich sehe mich außerstande, 
dieSier Argumentation, die so einleuchtend er­
sdteint, weil sie so einfadt klingt, ebenso 
simple Argumente gegenüberzustellen. für 
mich stellen sich diJe Dinge beim besten Willen 
nicht so einfach und damit nicht so einleuch­
tend dar. Ihnen, Herr BundeskanzLer, will ich 
nicht unteflstellen, daß Sie sich Ihre Entschei­
dung in der Nacht des 28. September leicht 
gemacht haben. Sehr wohl aber werfe ich 
Ihnen vor, daß Sie sich die Begründung Ihrer 
Entscheidung zu leicht gemacht haben. 

Sie sind am 1iage nach der Bekanntgabe 
des Beschlusses der Bundesregierung von zahl­
reichen Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens in einem Aufruf beschwoI1en worden, 
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Grundsätze, an denen Osterreich bisher fest­
gehalten hat, nicht preiszugeben. Sie kennen 
dieses Manifest und Sie kennen die Namen 
der Unterzeichner. Die Grundsätze, um die 
es sich dabei handelt, sind doch im wesent­
lichen: der Grundsatz der Unbeugsamkeit des 
Rechts, der Grundsatz der unverzichtbaren 
Freiheit nicht nur unseres Landes, sondern 
auch unseres HandeIns, und der Grundsatz, 
daß in der heutigen Welt - lieh möchte es 
noch einmal ausdrücken - jedes Volk für 
jedes Volk und jeder Mensch für jeden Men­
schen mitverantwortlich ~st. 

Sie haben allen, die an Sie appelliert haben 
- und auch ich habe im Namen der Oster­
reichischen Volkspartei an Sie lappelliert, diese 
Grundsätze nicht preiszugeben -, geantwor­
tet. Sie haben geantwortet, indem Sie auf 
Ihrer Pressekonferenz an die anwesenden 
Journalisten und über diese an die gesamte 
offentlichkeit di>e Frage gerichtet haben: Mußte 
von Ihnen schon einmal jemaJlld über Leben 
und Tod entscheiden? 

Meine Damen und Herren! So hat sich unse­
rer Auffassung nach diese Frage in Schwechat 
nicht gestellt. Es ging lIlicht um lJeben oder 
Tod, sondern nur darum, wie die Leben der 
Geiseln gerettet werden konnten. (Abg. Dok­
tor Tu 11: Das ist doch "Leben oder Tod"! 
So kann man doch nicht argumentieren als 
Bundesparteiobmann! ) 

Herr Bundeskanzler! Si'e haben eine Reihe 
von Terrorfällen zitiert. Sie haben vorwiegend 
Situationen zitiert, wo es sich um Uberfälle 
gehandelt hat. Ich möchte aber auf der anderen 
Seite sagen, daß in sehr vielen Fällen bei 
Geiselnahmen nur verhandelt und nicht ge­
schossen worden ist. Und ich kenne unter 
allen diesen Fällen der Geiselnahmen und der 
damit zusammenhängenden Verhandlungen 
nur einen einzigen F,all, näm1ich den vom 
2. März 1973, wo arabische Toerroristen ihre 
Drohung wahrgemacht haben, die Geiseln zu 
ermorden, falls man die Forderungen nicht er­
fülle. Das war bei einem Empfang in Khartum. 
Da haben acht Mitglieder des Schwiarzen Sep­
tember fünf D.iplomaten in ihre Gewalt ge­
bracht, und als die Freilassung palästinensi­
scher Gefangener abgelehnt wurde, haben sie 
drei ihrer Geiseln ermordet, zwei amerikani­
sche und einen belgisehen Diplomaten. Das ist 
der einzige F,all, wo bei einer Geiselnahme 
bei Verhandlungen Terroristen ihre Drohun­
gen wahrgemacht haben. 

Und nun möchte ich aber - ich betone 
ausdrücklich: völlig losgelöst von der Aktuali­
tät des Anlaßfalles - Ihnen, Herr Bundes­
kanzler, hier eine Antwort zu geben versuchen 
auf die Frag.e, die Sie bei der Pressekonferenz 
an die Journalisten gerichtet haben. Herr Bun-

deskanzler, es gibt unter uns viele Menschen, 
die sehr wohl täglich in der Lage sein können. 
über Leben und Tod entscheiden zu müssen. 
Jeder Polizeibeamte, jledier Probegendarm 
draußen auf dem flachen Land, der Soldat des 
Bundesheeres, der zum Katastropheneinsatz 
abkommandiert wird, das Mitglied einer Frei­
wilLigen Feuerwehr, ein Angehöriger des Berg­
rettungsdienstes, sie alle können, ja müssen 
geradezu von ihrer Aufgabe und ihrem Auf­
trag her Entscheidungen fällen, die möglicher­
weise Entscheidungen über Leben und Tod 
sein können. Allen diesen Menschen, die ich 
hier aufgezählt habe, ist eine'S gemeinsam: sie 
stlehen, sei es von Berufs wegen, sei es durch 
Eidesleistung, sei es durch freiwilligen Ent­
s·chluß, im Dienste der Allgemeinheit, im 
Dienste der Mitmenschen, im DieIllSte des Ge­
meinwesens, dessen höchste Ausdrucksform 
der Staat ist. Deshalb ist ihnen allen auch 
gemeinsam, daß sie bereit sein müssen, nicht 
nur das eigene Leben, sondern auch durch 
Emsatzbefehl allenfalls das Leben eines Dl1it­
ten in die Waagschale von Entscheidungen 
zu werfen, wenn es etwa darum geht, in ein 
brennendes Haus einzudringen oder eine 
Brücke vor dem Einsturz im Hochwasser zu 
retten. Würde das von Ihnen, Herr Bundes­
kanzler, verkündete Prinzip zur Maxime unse­
res Gemeinwesens werden, dann könnten wir 
doch nie wieder mit reinem Gewissen am 
Grabe eines Menschen stehen, der sein Leben 
gab, damit ein Feuer eingedämmt, ein Hoch­
wasser bekämpft oder ein Sachwert gerettet 
wird, dann müßten wir UIllS an seinem Grabe 
als Mörder fühlen! (Zustimmung bei der OVP.) 

Und daher noch einmal: Herr Bundesk;anzler, 
im unterstelle Ihnen nicht, daß Si1e sich Ihre 
Entscheidung leicht gemacht haben, aber indem 
Sie sich die Begründung Ihrer Entscheidung 
zu leicht machen, machen Sie es zugleich all 
jenen schwer, die da in Zukunft alle,in auf 
sich gestellt eine Entsc:beidung treffen sollen, 
die tatsächlich eine Entscheidung über Leben 
und Tod sein kann. Und an diesem Punkt der 
Debatte geht es gar nicht mehr darum, daß 
die Oppositionspartei die &egjerung kritisiert, 
es geht hier darum, daß wir alle miteinander 
als Bürger dieses Gemeinwesens, das unser 
Staat ist, Klarheit darüber schaffen, auf wel­
chen Grundlagen unser Gemeinwesen beruht 
und nach welch~n Grundsätzen wir zusammen­
leben und füreinander einstehen! (Beifall bei 
der OVP.) 

Würde die von Ihnen gegebene Begründung 
für Ihre EntscheidUlIlg zur Staatsmaxime wer­
den, dann müßte in Osterreich ein großes Um­
d.enk,en und auch ein großes Umschreiben be­
ginnen, wir müßten dann nicht nur manche 
Eidesformel und freiwillige Verpfliochtungser-
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klärung, sondern wohl auch unsere Gelschichts- wegen Hochverrats vor Gericht gestanden bin, 
bücher umschreiben müssen. Es hat in der weil ich meiner Partei, die damals verboten 
Geschichte und auch in der jüngsten Ver- war, treu geblieben bin! (Beifall bei der SPO.) 

gangenheit unseres Landes sehr wohl immer Zum zweiten Mal damals, als die nazistische 
wieder Menschen gegeben - das wissen Sie Diktatur in Osterreich etabliert wurde und 
am allerbesten, meine Damen und Herren -, ich Gefangener der Gestapo gewesen bin und 
die ihr Leben einem höheren Prinzip, ihrem mich für meine Gesinnung zu verantworten 
Glauben, ihren Idealen oder leinem von der hatte. Alles das, glaube im, sind Beweise 
staatlichen Gemeinschaft postulierten Grund- dafür, daß man jedenfalls bereit ist zu einem 
satz untergeordnet haben. Würde das von . B k tenn 1·-1.. so sagen geWissen e ennermu, w ur 
lhnen, Herr Bundeskanzler, verkündete Prin-
zip absolute Geltung haben, dann wäre das 
Opfer dieser Menschen sinnlos gewesen, dann 
wären sie für Grundsätze gestorben, die heute 
nicht mehr gültig sind! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

In dieSlern Sinne, Herr Bundeskanzler, möchte 
ich Sie auffordern, Ihre Argumentation zu 
überprüfen. Wir verlangen von Ihnen weder 
eine Kapitulation vor uns noch ein Bekennt­
nis eigener Schuld. Wir sollten vielmehr ge­
meinsam zu der Feststellung gelangen, daß 
die Entscheidung der Bundesregierung ein 
durch höhere Gewalt erzwungenes Abgehen 
von Grundsätzen darstellt, die unverändert 
gültig sind. Eine solche KlarsteIlung eIlscheint 
mir nicht nur im Interesse unserer innerstaat­
lichen Ordnung, sondern auch im Hinbli<k auf 
unser:e internationale Vertrauenswürdigkeit 
geboten. Man soll diesseits und jenseits unse­
rer Grenzen wissen, daß erpresserische poli­
hsche Forderungen und ihre Erfüllung in unse­
rer rechtsstaatlichen Ordnung keinen Platz 
haben, sondern ein Abweichen von den Nor­
men des Rechtsstaates sind. Wenn es uns 
gelingt, in dieser Frage eine Dbereinstimmung 
zu erzielen, dann hat die heutige Debatte ihre 
Aufg.abe erfüllt! (Starker Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Ich werde nicht auf das eingehen, was der 
Herr Bundesparteiobmann der Osterreichi­
schen Volkspartei hier über den österreichi­
schen Staatsvertrag und was damit zusammen­
hängt gesagt hat. Die Umstände kenne ich 
wahrscheinlich mindestens so genau wie er. 
Ich habe selber Gelegenheit gehabt, einige 
Jahre der Besatzung als Staatssekretär in der 
Bundesregierung zu erleben und gelegentlidJ. 
auch mit den Besatzungsmächten umzugehen, 
und ich habe während meines Lebens einige 
Male den Mut bewiesen, von dem ich glaube, 
daß er selbstverständlicherweise von Leuten 
bewiesen werden muß, die zu ihrer Gesinnung 
stehen. (Beifall bei der SPO.) Zum ersten Mal 
damals, als die Vorläuferin der gegenwärtigen 
Volkspartei, die Christlichsoziale Partei, die 
Diktatur in Osterreich eingeführt hat und ich 

darf. 

So möchte ich Ihnen aber heute sagen, daß 
es sehr viel mehr "Mut" erfordert hätte, die 
Dinge einfach laufen zu lassen und zuzusehen, 
wie hier vier Menschen zugrunde gehen! Mut 
auf Kosten anderer, den habe ich allerdings 
im Leben noch nie gehabt! (Starker Beifall 
bei der SPO.) 

Im mömte klarstellen, was ich gesagt habe. 
Im habe einige Male auf die Frage zu ant­
worten gehabt, ob wir diese Entsmeidung zu 
überprüfen bereit sind. Darauf habe ich geant­
wortet: Die Entscheidung der Bundesregierung, 
die in dieser Nacht gefaßt wurde, ist zweimal 
nachher überprüft wOllden j in einer Vorbe­
spremung der Bundesregierung am Montag 
darauf und auch in der Dienstagsitzung, in der 
das neuerdings zur Sprame gekommen ist, 
hätte die Bundesregierung Gelegenheit ge­
habt, eine andere Stellung zu beziehen. Die 
Bundesregierung ist nach Prüfung auch aller 
der Einwände, die erhoben wurden, bei dieser 
Stellungnahme geblieben. Und so erklärte ich: 
Ehe ich bereit wäre, der Bundesregierung eine 
Zurücknahme dieses Beschlusses zu empfehlen, 
werde ich es vorziehen, auf dieses Amt zu 
verzichten. Dazu stehe ich natürlich. 

Was die Vereinten Nationen betrifft, so 
möchte ich eines sagen: Ich habe es immer 
unterlassen, das, was ein Journalist über ein 
Gespräch mit mir, bei dem es keine anderen 
Teilnehmer gegeben hat, wiedergegeben hat, 
auch nur zu modifizieren. Das fällt mir nicht 
ein, weil man dann in der schwierigen 
Situation ist, zu prüfen, wer eigentlich von 
beiden recht hat. Ich will gar nicht behaupten, 
daß dieser Journalist das, was er berichtet, 
zu unrecht gesagt hat. 

Aber ich möchte hier folgendes sagen: Als 
man mir die Frage gestellt hat - dazu be­
kenne ich mich -, ob ich glaube, daß nun 
Schönau überhaupt nicht zu halten ist, ob 
ich mir nichts vorstellen könne für Schönau, 
habe ich gesagt: Die Vereinten Nationen 
tragen ein hohes Maß an Verantwortung für 
die Flüchtlingslager, in denen die Palästinen­
ser leben, die durch sie dort unterstützt 
werden. Wenn es denkbar wäre, daß sich die 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Vereinten Nationen sozusagen für sich - nicht 
für uns - dazu bereit erklärten, eben auf 
Grund der Funktion, die sie dort schon für 
Hunderttausende Palästinenser erfüllen - aus 
diesen Lagern kommen da diejenigen, die an 
dieser Aktivität teilnehmen -, dann hätten 
sie die moralische Aufgabe und die Reputa­
tion, unter Umständen diesem Schloß ein 
höheres Maß an Sicherheit zu gewähren, als 
wir es können; wenn die Vereinten Nationen 
bereit wären, diese Einrichtung sozusagen in 
ihre Verwaltung zu nehmen! Das ist keine 
Änderung unseres Standpunktes. 

Wenn ich dann gesagt haben soll, daß ich 
eine solche Antwort erwartet habe, so halte 
ich es für sehr wahrscheinlich, daß ich das 
gesagt habe, weil ich eine solche Antwort 
durchaus erwartet habej sie ist auch prompt 
eingetroffen, aber zum Unterschied von Ihnen, 
Herr Bundesparteiobmann, hat man diese Ant­
wort einer harten öffentlichen Kritik in der 
amerikanischen und in der internationalen 
Presse unterzogen und gefragt, warum denn 
eigentlich die Vereinten Nationen innerhalb 
ganz kurzer Zeit eine so negative Antwort 
gegeben haben. 

Wenn ich jetzt diese Antwort hier vorlesen 
würde, dann wäre das noch um vieles unan­
genehmer; es ist die Antwort vor allem eines 
Mannes - nicht des Generalsekretärs, eines 
anderen -, und solche Antworten sind nicht 
sakrosankt. Daß Menschen in einer Organisa­
tion eine bestimmte Auffassung vertreten, das 
disqualifiziert noch nicht die ganze Organisa­
tion. Man hat den Standpunkt vertreten, daß 
es sich hier um etwas ganz anderes handle, 
weil die Leute mit Legitimationspapieren 
kommen. Ich kann mich an eine Zeit erinnern, 
wo HunderttauseIlJde, auch mit Legitimations­
papieren versehen, ins Ausland gegangen sind 
und dennoch die Flüchtlingsqualität gehabt 
haben. Ich bin auch gar nicht sicher, daß das 
das letzte Wort sein muß. Vielleicht überlegt 
man es sich im Laufe der Zeit anders. 

Und die zweite Antwort ist darauf zurück­
zuführen, weil in manchen Zeitungen der Ein­
druck entstanden ist, daß wir, die wir nun 
eine schlechte Note in manchen Zeitungen 
bekommen haben, durch andere Länder leicht 
ersetzt werden können, die uns diese schwere 
Aufgabe abnehmen oder - wie ich es gesagt 
habe - sie mit uns teilen. 

In der Zwischenzeit hat sich aber gezeigt, 
daß sich kein einziges Land bereit erklärt hat, 
diese Bürde auch nur mit uns zu teilen. Daß 
das in mir eine gewisse Bitterkeit ausgelöst 
hat und daß es eine nützliche Lehre für alle 
die war, die uns gute Ratschläge in politischer 
Moral erteilt haben, sie aber, wie ich gesagt 

habe, ihren eigenen Regierungen nicht ertei­
len, nämlich dahin gehend, daß sie uns ein 
bißchen unterstützen und die Bürde mit uns 
gemeinsam tragen, das gebe ich offen und 
unumwunden zu. Darauf hat ja auch die 
"New York Post" verwiesen, als sie gesagt 
hat, warum eigentlich tut denn da niemand 
mit, warum tut denn die UNO nicht mit, 
warum nehmen denn die anderen den Oster­
reichem diese Bürde nicht ab? Das dazu. 

Ich sagte schon, es stimmt ganz einfach nicht, 
Herr Bundesparteiobmann, daß, wenn man 
verhandelt hat, das immer - mit einer einzi­
gen Ausnahme - mit Tod geendet hat. Mir 
genügt übrigens die eine Ausnahme, denn 
wann immer es Tote gibt, so ist das ein 
Beweis dafür, daß es sie geben kann. Denn 
man hat ja Stunden und Stunden in München 
verhandelt, und das Ergebnis kennen wir. 
Man hat überall verhandelt, und fast überall 
hat es Tote gegeben, oder man hat sie aus­
fliegen lassen, und es hat unter ganz bestimm­
ten Umständen dann woanders die Frei­
lassung gegeben. Ja, aber genau das hätten 
wir nicht tun können, denen zu erlauben, mit 
den Geiseln wegzufliegen, dann hätte man 
uns erst recht der Mithilfe und der schänd­
lichen Kapitulation beschuldigt. 

Und zum Schluß - hier trennen uns eben 
Welten, Herr Bundesparteiobmann, ich sage 
es ganz offen -: Ich wünsche mir, daß es 
die Maxime eines Gemeinwesens ist, und ich 
wünsche mir nicht mehr, als daß man sich, 
vor die Frage gestellt, was wichtiger ist: ein 
Symbol - und um mehr handelt es sich gar 
nicht - ader das Leben von vier Menschen, 
für die Menschen entscheidet. (Beifall bei der 
SPo.) Das ist eine Maxime, von der ich glaube, 
daß sie es sehr wohl verdient, dafür einzu­
treten. Heute, fast drei Wochen nachher, sidl 
herzustellen und mit solchem Pathos über 
diese Dinge zu reden, das zu beurteilen, über­
lasse ich getrosten Mutes den anderen! (Beifall 
bei der SPo.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Peter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPO): Hohes Hausl 
Meine Damen und Herren! Eine parlamen­
tarische Opposition .ist ständig dazu heraus­
gefordert, in der Konfrontation mit der Regie­
rung Alternativen aufzuzeigen, leine Ver­
pflichtung, die wir Freiheitlichen sehr ernst 
nehmen. Denn eine Kr.itik, die es sich erspart, 
gleichzeitig auch Alternativen anzubieten, hat 
meines Erachtens keinen Anspruch auf Glaub­
würdigkeit. Dabei Hegt es jedoch auf der 
Hand, daß es in bestimmten Bereichen oder 
konkreten Fällen Entscheidungen und Maß­
nahmen einer Regoierung geben kann, zu denen 
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Peter 

sich - aus welchen Gründen immer - auch I Sdlönau erbracht hat, in dieser Form länger 
aus der Sicht einer Opposition edlte Alter- geleistet, als ihm dies zuträglich war, als dies 
nativen nicht finden lassen. mit Rücksicht auf die in seiner vorübergehen­

Befindet sich eine Oppositionspartei in einer 
derartigen Situation, dann soll sie sich nach 
freiheitlichem Selbstverständnis keinesfalls 
von einem falschen Prestigedenken und von 
einem krampfhaften Bemühen leiten lassen, es 
justament besser gewußt zu haben. Es ge­
reicht einer parlamentarischen Opposition, wie 
wir meinen, durchaus Illicht zur Unehre, dies 
auch ganz offen dann einzugestehen, wenn 
sie in bezug auf einen konkreten Gegenstand 
nicht sicher ist, eine bessere Lösung anbieten 
zu können. 

Diese unsere grundsätzliche Einstellung 
führt dazu, daß wir hinsichtlich dies heute 
zur Diskussion stehenden Gesamtkompl1exes 
als Freiheitliche eine Zweiteilung vorzu­
nehmen haben: Wir Freiheitlichen glauben, 
die näheren Umstände, Verhältnisse und Vor­
gänge, die zu jenem noch lange unvergessenen 
28. September 1973 geführt haben, von dem 
trennen zu sollen, was dann von den Morgen­
stunden dieses Tages an seinen Lauf 
genommen hat. DieSle zweite Phase, also der 
28. September und die dramatische l:ange 
Nacht auf den 29. September 1973, einschließ­
lich der Haltung und im wesentlichen auch 
der Argumente, mit denen der Bundeskanzler 
oder der Bundesminister für Justiz die von der 
Bundesregierung hier getroffene Entscheidung 
vertreten hat, kann nicht Gegenstand meiner 
Kritik Isein, und zwar deshalb, weil wir keine 
Gewißheit haben, ob es zur Handlungsweise 
der Bundesregierung eine Alternative gegeben 
hätte, die unserer eigenen ehrlichen Uber­
zeugung nach lauch gangbar und vor allem 
verantwortbar gewesen wäre. Mit umso 
größerem Nachdruck habe ich jedoch namens 
der fveiheitlichern Fraktion jene Unterlassun­
gen der Bundesregierung wie der zuständigen 
Sicherheitsbehörden zu kritisieren, die zu 
jener verhängnisvollen Entwicklung geführt 
haben, an deren Ende die Ge~selaffäre von 
Marchegg und Schwechat gestanden ist. 

Gestatten Sie, meine Damen und Herren, 
daß ich mich, da andere Kollegen meiner 
Fraktion noch in detaillierter Form auf die hier 
maßgeblichen Faktoren und Umstände ein­
gehen werden, in ditesem Zusammenhang auf 
eme RJeihe grundsätzlicher Feststellungen be­
schränke. 

Osterreich hat die guten Dienste, die es 
bei der Durchreise jüdischer Emigranten aUJs 
der Sowj'etunion nach Israel in der ganz 
speziellen und, wie ausländischen Kritikern 
mit aller Deutlidlkeit gesagt werden muß, 
einmaJ.igen Form des Durchgangslagers 

den Obhut befindlichen Menschen, aber auch 
im Hinblick auf die Sich!erheit seiner eigenen 
Bürger vermtwortet werden konnte. 

Ich möchte es, unter Wahrung der damit 
Vlerbundenen Verantwortung, so formulieren: 
Osterreich hat sich übernommen. Der Zeit­
punkt, von dem an Schönau ein kaum mehr 
kalkulierbares, ein nicht mehr zumutbares 
Risiko bed,eutet hat, liegt meiner Meinung 
nach weit vor dem 28. September; Ispätestens 
fällt er mit jenen untrüglichen Anzeichen für 
eine akute Gefährdung dieses Lagers 
zusammen, die in den ersten Monaten dieses 
Jahres im Zusammenhang mit der Verhaftung 
arabischer Terroristen festgestellt werden 
mußten. 

Hier begegnet uns das Paradoxon einer 
doppelten Halbheit, die wir Freiheitlichen der 
Bundesregierung zum Vorwurf machen 
müssen. Diese doppelte Halbheit bestand 
darin, meine Damen und Herren, einerseits 
mit der Aufrechterhaltung des Durchgangs­
lagers Schönau zu Lange zugewartet zu haben 
und andererseits nicht alles unternommen zu 
haben, um die Sicherheit der Emigranten­
transporte durch ,e,ine lückenlose Bewachung, 
also 'Schon vom Grenzbahnhof an, zu gewähr­
leisten. In dieser gl'eich zweifachen Halbheit 
in der Vorgangsweise der Bundesregierung 
liegt meines Erachtens die Ursache dafür, daß 
sich Dank und Anerkennung, auf die Oster­
reich durch seine humanitären Leistungen An­
spruch erworben hat, ,in Undank und Tadel 
verkehrt haben. 

Wir Freiheitlichen meinen, daß ein recht­
zeitiges Einbekenntnts Osterreichs, für die 
Durchreise jüdischer Emigranten aus der So­
wjetunion in dieser Form nicht länger gerade­
stehen zu können, in Verbindung mit einer 
entsprechenden Aufklärungsarbeit unserer 
Diplomatie, in der Welt ein ganz landeres, ein 
verständnisvolles Echo gefunden hätte. So 
aber hat Osterreich mehr gegeben, als es hatte, 
so lange, bis der Moment verpaßt, die Chance 
des freiwilligen Verzichtes auf eine nicht 
länger tragbare Rolle durch den Handstreich 
zweier arabischer Terroristen vertan w,ar. Was 
dann folgte, war ja kein Agieren mehr, son­
dern nur noch ein Reagieren diJeser Bundes­
regierung, unter den Vorzeichen nackter und 
brutaler Gewalt. 

Auf diese Weise wurde die Würde der 
demokratischen Republik Osterreim, die 
Würde unseiies Rechtsstaates und das Rechts­
gefühl seiner Bürger empfindlich verletzt. Es 
wäre Selbstbetrug, diese deprimierende Tat­
same hinwegdiskutieren zu wollen. Ist 'es 
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Peter 
nicht beiSchämend, daß es zwei R!echtsbrechern 
möglich wurde, einer ganzen Regierung das 
Gesetz des HandeIns aufzuzwingen? 

Doch das zu vermeiden, unseren Staat vor 
dIeser Demütigung zu bewahJ1en, lag nach 
freiheitlicher Uberz1eugung in jener Nacht vom 
28. auf den 29. September wahrscheinlich nicht 
mehr in der Hand der österreichischen Bundes­
regierung. Zu diesem Zeitpunkt war meines 
Erachtens die entscheidende W1eichenstellung 
bereits versäumt. 

Wenn in diesem Zusammenhang, und zwar 
nicht zu Unrecht, von einem Scherbenhaufen 
gesprochen wird, der, zumindest gegenwärtig, 
die unbestreitbaren humanitären Leistungen 
und Verdienste Osterreichs verdeckt, dann 
lassen S~e uns aber auch die Tatsache und 
die Tat, das Leben von vier Menschen gerettet 
zu haben, nicht nur im Sinne einer obligaten 
Geste, sondern aufrichtig und nachdrücklich 
würdigen. 

Was wir Freiheitlichen zur Kenntnis neh­
men, ist die Haltung, welche die Bundes­
regierung in den Abendstunden des 28. Sep­
tember und in der langen Narnt auf den 
29. September eingenommen hat und auch 
die Entscheidung, die sie schließlich getroffen 
hat. Wir nehmen dies zur Kenntnis, obwohl 
wir es für richtig und angebracht gehalten 
hätten, Heu Bundeskanzler, wenn die Oppo­
sition von der Bundesregierung sogleich, und 
nicht erst nachträglich, informiert worden 
wäre. 

Im Zusammenhang mit der Kritik, die ich 
in ihren Grundzügen deponiert habe und di'e 
näher auszuführen me,inen Kollegen vorbe­
halten bleibt, darf ich nodl dies feststellen: 

manch harte Kritik und manch harte unge­
rechte KrHik an Osterreich gekommen ist, die 
erschreckende Lehre, wie schnell in einer Zeit, 
in der man glaubte, die Möglichkeit gegen­
seitiger Verhetzung gehöre der Vergangenheit 
an, das freundsdlaftliche Gefühl für ein 
anderes Land, für die Bevölkerung eines 
andeflen Staates in das Gegenteil umschlagen 
kann, w.ie erschreckend groß in der öffent~ 

lichen Meinung in Freundschaft zusammen­
lebender Staaten noch immer die Bereitschaft 
ist, Maßnahmen der Regierung eines anderen 
Lan.des mißzuverstehen, im Zweifelsfall so­
gleich das SchIedlteste anzunehmen und einer 
konkreten Entscheidung ungeprüft sofort un­
lauterste Motive zu unterstellen. Das hatten 
viele von uns längst überwunden geglaubt. 

Um so größer, Hohes Haus, muß unsere Ent­
schlossenheit sein, hier in Zukunft einen Wan­
del zum Positiven zu schaffen. Wir stehen 
da wirklich auch mit Blick auf die Innen­
politik vor einem Scherbenhaufen voll der 
häßlichsten gegenseitigen Verdächtigungen 
und Unterstellungen, voll der peinlichsten 
Taktlos·igkeiten und umkreist von Gespen­
stern der Vergangenheit, die wir entschlossen 
wieder in die Vergangenheit verbannen soll­
ten. 

Wir, die Mitglieder delS Nationalrates der 
Republik Osterreich, sind heute zusammen­
getreten, um die Haltung und die Maßnahmen 
der Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der Geiselaffäre in Marchegg und Schwechat 
als wirklich zuständige Instanz zu beurteilen 
und dort Kritik zu üben, wo uns dies ange­
bracht erscheint. 

Meine Damen und Herren! Unterziehen wir 
uns dieser Aufgabe und heUen wir dann alle 
gemeinsam mit, die5en Scherbenhaufen der 
letzten Wochen wieder abzutragen. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Rösch. Er hat das 
Wort. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Herr 
Präsident I Sehr verehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus I Es wurden bisher in der Diskus­

zugute halten, daß sie unzureichender Infor-
Sion drei Fragen aufgeworfen, zu denen in 

mation und oft auch Mißverständnissen ent-

Der richtige Ort, die Vorgänge um die Geisel­
nahme von Marchegg, ihre Ursachen und 
Hintergründe 'einer Kritik zu unterziehen, ist 
vor allem das österreichiJSche Parlament. WÜ 
Freiheitlichen woUen nicht in den Fehler aus­
ländischer· Kritiker verfallen und die aus 
dieser Richtung gehörten Vorwürfe und Ver­
unglimpfungen mit ähnlich unqualifizierbaren 
Verdächtigungen und pauschalen Beschuldi­
gungen beantworten. Wir wollen auch der 
einen oder anderen Kritik der ersten Stunde 

diesem Stadium der Diskussion Stellung zu 
sprang. nehmen ich für richtig halte. 

Aber, meine Damen und Herren, neben der 
furchtbaren Lehre, mit welcher Plötzl,ichkeit 
in einer Phasle intensiver Entspannungs­
bemühungen ein schwelender Konflikt zu 
einem Kriegsbrand werden kann, sollte uns 
noch eine zweite Lehre dieser letzten Woche 
ernstlich zu denken geben, uns ebenso wie den 
Menschen in anderen Ländern, laus denen 

Eine Frage wurde vom Herrn Parteiobmann 
Dr. Schleinzer aufgeworfen. Ähnlich hat es 
jetzt Herr Parteiobmann Peter gesagt, nämlich 
die Sicherheitsbehörden wären auf ein solches 
Ereignis nicht vorbereitet gewesen. Sie haben 
es so formuliert, daß Sie sagten, sie wären 
auf der einen Seite überrumpelt worden. 
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Bundesminister Rösm 
Auch jetzt wurde gesagt, man hätte schon 

von Anfang an, also von der Grenze an, dann, 
wenn man so ein Sicherheitsrisiko sieht, die 
nötigen Maßnahmen treffen sollen. Ich darf 
festhalten : Diese Maßnahmen wurden getrof­
fen. 

Sie haben die Frage gestellt, ob es richtig 
ist, daß wir am Tage vorher von kompetenter 
Stelle gewarnt wurden, daß auf diese Züge, 
auf diese Transporte, etwas geplant ist. Das 
ist richtig. Wir wurden nicht nur am Tage 
vorher, sondern wir wUIiden schon Wochen 
hindurch auf diese Gefahr von den verschie­
densten Seiten aufmerksam gemacht. Der Herr 
Bundeskanzler hat ja auf eine derartige Mel­
dung auch von einer unserer Botschaften im 
Ausland hingewiesen. 

Wir wußten also, daß es um diese Zeit, 
und zwar zu diesen Feiertagen - das war 
dieser Zeitpunkt -, zu irgendwelchen 
Aktionen gegen den Transit dieser jüdischen 
Auswanderer aus der Sowjetunion kommen 
werde. Nicht wußten wir allerdings, wo dieser 
Angriff stattfinden wird. 

Herr Abgeordneter Peter, Sie meinten, von 
einem bestimmten Zeitpunkt an, habe die 
österreichische Bundesregierung nur mehr 
reagiert und nicht agiert. Ich darf festhalten: 
In a 11 e n Fällen, bei denen es sich um 
Terrorakte handelt, kann die Sicherheitsver­
wallung nur reagieren, weil nämlich der 
Terrorakt zuerst gesetzt werden muß. Das ist 
das Schicksal der Sicherheitsverwaltung; das 
ist etwas sdnvierig. 

Ich glaube also - das darf ich auch in 
meiner Verantwortlichkeit sagen -, daß wir 
alles, was denkbar war, vorgekehrt haben. 
Die ersten schriftlichen und mündlichen An­
ordnungen erfolgten schon vor langer Zeit. 
Es gab diesbezüglich Besprechungen am 
26. Jänner 1973. Es hat dann später, am 
5. September, noch einmal eine dezidierte Ab­
sprache im Bundesministerium für Inneres ge­
geben, und schließlich und endlich wurde noch 
einmal, mit Fernschreiben vom 24. September 
1973, auf die diesbezüglichen kritischen Tage. 
nämlich den 26., 27. und 28. September, Neu­
jahrsfeierlichkeiten, den 5., 6. 10., Versöh­
nungstag, 10., 11., 12. 10., Laubhüttenfest, und 
den 17., 18. und 19. 10., Schlußfest, verwiesen. 
Speziell haben wir alle Sicherheitsbehörden 
darauf verwiesen. 

das richtig verstanden. Sie- meinen, das sei 
nicht legitim, man müsse schon die Verant­
wortung selbst tragen und könne sie nicht 
überwälzen. 

Ich bekenne mich dazu. Ich trage mit die 
Verantwortung. Aber auf der anderen Seite 
- ich glaube, das ist von mir aus legitim -
muß ich erwarten, daß Anordnungen durch­
geführt werden und daß erfolgte Anordnungen 
ohne Wissen des Innenministeriums nicht ab­
geändert werden. Das war der Fall. Mit 
13. August wurden nämlich Anordnungen ab­
geändert, ohne daß - ich will jetzt gar nicht 
von einer Mitteilung an mich sprechen, weil 
es selbstverständlich ist, daß solche Anord­
nungen beziehungsweise Änderungen ja nicht 
an mich direkt gemebdet werden - die 
Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, 
die zuständige Gruppe und Abteilung etwas 
von dieser Änderung gewußt haben. Das muß 
ich feststellen, denn so ist die Situation. Im 
glaube, ich brauche nicht auf die Rechtslage 
hinzuweisen, wonach natürlich die Sicherheits­
direktion für die Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung im Bundesland zuständig ist, 
weiters natürlich unter der Sicherheitsdirek­
tion die Bezirkshauptmannschaften und so 
weiter zuständig sind. 

Aber ich glaube, darum geht es nicht. Ver­
antwortlich sind alle: von unten bis oben 
einschließlich meiner Person. 

Ich stelle fest, daß solche Aufträge nicht 
durchgeführt beziehungsweise abgeändert 
wurden, und zwar ohne Wissen der General­
direktion. 

Dazu muß man aber noch etwas anderes 
sagen: Selbst wenn alle Maßnahmen peinlich 
genau durchgeführt worden wären, wenn also 
in Marchegg ein Kontingent von Sicherheits­
wachebeamten gewesen wäre, hätte das an 
der damaligen Situation nichts geändert. Denn 
die Bedrohung, der Terror, ist nämlich vom 
Ausland mit dem Zug importiert worden. Der 
Zug ist ja mit Terroristen und Geiseln einge­
fahren. Es gibt hier keine Möglichkeit. Man 
wäre vielleicht dort gestanden und hätte dann 
die Verhandlungen zur Rettung der Geiseln 
nicht außerhalb des Waggons, sondern inner­
halb des Waggons geführt. Es hätte dann 
nicht wie am Anfang fünf Geiseln - später 
waren es nur mehr drei -, sondern 37 ge­
geben, weil im Zug 37 Auswanderer waren. 
Es wäre also die Situation dem Wesen nach 

Sie haben gemeint, Herr Abgeordneter genau die gleiche gewesen. Das ist ein Risiko, 
Dr. Schleinzer, daß die Bundesregierung be- das kein Staat ausschalten kann. 
ziehungsweise natürlich auch ich versucht 
hätten, dabei vielleicht eine Verantwortung 
auf einen Beamten, nämlich auf den Sicher­
heitsdirektor, abzulasten. Ich glaube, ich habe 

Ich darf daran erinnern, daß ich in einem 
Fernsehinterview gefragt wurde: Wie erklären 
Sie sich, daß man über diese scharfbewachte 
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Grenze mit Maschinenpistolen und Hand­
granaten so einfach fahren kann? Ich habe 
mir erlaubt zu sagen: Das ist nur ein Beweis 
dafür, daß selbst die schärfsten Uberwachun­
gen offensichtlich nicht ausreichen, wenn 
Terroristen durchkommen wollen. 

Ich habe mir erlaubt darauf hinzuweisen, 
daß man vielleicht auch uns etwas anders 
beurteilt als in den Vorwürfen vor einigen 
Monaten, nämlich daß wir nicht verhindert 
hätten, daß Terroristen von Osterreich aus 
die Grenze überschritten. Das ist in dem Fall, 
wo es sich um Terror handelt, sehr schwer. 
Ich will weder Vorwürfe noch Beschuldigun­
gen erheben, ich will nur feststellen: Der 
Terror ist über die Grenze eingereist, ohne 
daß wir dagegen etwas hätten tun können. 
Ich halte es für notwendig, das hier zu sagen. 
Ich denke, daß damit auch die Frage der 
lückenlosen Uberwachung und so weiter be­
antwortet ist. Der Herr Bundeskanzler ist in 
seiner Klarstellung ja auch auf diese Frage 
eingegangen. 

Nun zur zweiten Frage, um die es hier 
gegangen ist. Herr Abgeordneter Peter sagte, 
die Bundesregierung beziehungsweise das 
Innenministerium, das Sicherheits ressort, habe 
ja von der Existenz des Sicherheitsrisikos in 
Schönau schon seit frühestem, schon seit dem 
Jänner gewußt. 

Jawohl, das haben wir gewußt. Wir haben 
uns auch darüber den Kopf zerbrochen. Der 
Herr Bundeskanzler und wir als Mitglieder 
der Bundesregierung haben zweimal in dieser 
Zeit darüber beraten, wie man es unter Um­
ständen ändern könnte. 

Ich darf also das wiederholen - vielleicht 
ist es in der Hitze der Debatte untergegan­
gen -, was der Herr Bundeskanzler in seinem 
Bericht sagte. Der Herr Bundeskanzler sagte 
wörtlich: "Ich war mir aber auch andererseits 
im klaren darüber, daß Verhandlungen über 
eine Liquidation von Schönau als Kapitulation 
vor befürchteter terroristischer Aktivität aus­
gelegt worden wären und wahrscheinlich ähn­
liche Reaktionen ausgelöst hätten, wie das 
nach den Schwechater Ereignissen der Fall 
gewesen ist." 

Hohes Haus! Ich bitte doch zu überlegen: 
Wenn wir gesagt hätten, wir fürchten einen 
Terrorangriff, wir wollen das Lager also aus 
Angst vor zukünftigen Angriffen auflösen, 
dann wäre wahrscheinlich die Reaktion bei 
Ihnen, so nehme ich fast an, wirklich dieselbe 
gewesen, nur hätte es dann nicht mehr ge­
heißen, wir haben kapituliert - wie Sie jetzt 
sagen -, sondern es hätte geheißen, wir 
haben sogar schon kapituliert, bevor wir noch 
bedroht gewesen wären. 

Schönau ist natürlich für die eine Seite ein 
Symbol gewesen, das ist mir ganz klar: ein 
Symbol der Freiheit der Menschen, die über 
die Grenze kommen. Auf der anderen Seite 
ist Schönau der Geßler-Hut gewesen. Ich 
glaube, das muß man wirklich einander gegen­
überstellen. Das ist die Situation. Es ist nur 
eine Frage der Organisation. Wir werden ja 
sehen. Die Frage wird in kürzester Zeit ge­
löst wellden. Es ist eine Frage, wie man das 
organisatorisch anders löst, ohne daß man 
dieses Transitlager hat. 

Zum Schluß wurde noch die Frage ange­
schnitten, ob es sich um einen freiwilligen 
Beschluß der Bundesregierung gehandelt hat. 
Herr Dr. Schleinzer sagte, er habe aus den 
Darstellungen doch noch immer den Eindruck, 
daß das eher ein Verhandlungsergebnis von 
seiten der arabischen Botschafter, von dorther, 
gewesen sei und daß es sich nicht um einen 
autonomen Beschluß der BUllldesregierung 
handle. 

Es gibt einen sehr eindeutigen und klaren 
Beweis dafür, daß es sich um einen Beschluß 
der Bundesregierung gehandelt hat, um einen 
selbständigen, einen eigenständigen, nicht ver­
handelten, sondern von der Bundesregierung 
selbst gekommenen Beschluß. 

Alle diese Gespräche, die mit den Bot­
schaftern geführt wurden, sind einerseits von 
einem Beamten des Außenministeriums proto­
kolliert worden. Das ist dort so üblich. Soweit 
das wesentliche Gespräch nach außen geführt 
wurde, erfolgte es über ein Funktelephon des 
Bundesministeriums für Inneres. Die General­
direktion hat auf dem Flugfeld einen Wagen 
mit Funkfernschreiber und Funktelephon ab­
gestellt, um die Verbindung leichter zu er­
möglichen, damit man nicht immer ins Flug­
hafengebäude hineinlaufen mußte. Alle Ge­
spräche, die von seiten des Bundesministe­
riums für Inneres über irgendeinen Apparat 
oder ein Funkgerät geführt wurden, sind auf 
Tonband festgehalten. Seit der Stein-Affäre 
haben wir eine große Anlage, durch die auf 
einem Zwölf-Spur-Tonband festgehalten wird, 
was alles gesprochen wird. Das ist für die 
spätere Zeit sehr sinnvoll und sehr nützlich, 
denn es wird festgehalten, wann einzelne Auf­
träge gegeben worden sind. Auf der zwölften 
Spur läuft außerdem noch die Telephonuhr 
mit, sodaß man jederzeit fast auf die Sekunde 
genau feststellen kann, welches Wort, welcher 
Satz wann gesprochen worden ist, denn man 
hört mit: Es wird in 20 Sekunden soundso 
viel Uhr. 

Ich darf aus diesem Telephongespräch des 
Herrn Bundeskanzlers mit dem ägyptischen 
Botschafter vier Sätze zitieren, aus denen, 
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glaube ich, auch für Sie die Uberzeugung 
hervorgeht, daß es nicht um ein Verhandeln 
gegangen ist. 

Der Botschafter sagte unter anderem - ich 
bringe es in Deutsch, ich gebe die deutsche 
Ubersetzung und nicht den englischen Text-: 
"Sie bestehen darauf, die Geiseln mit sich 
nach Zagreb zu nehmen, ohne den österreichi­
schen Beamten." 

Der Bundeskanzler fragte: "Aber haben Sie 
eine Gelegenheit, mit ihnen ein bißchen von 
dem zu sprechen, was wir ... " Das geht jetzt 
unter. 

Der Botschafter unterbricht: "Worüber?" 

Bundesk~nzler: "Uber das, was wir bespro­
chen haben?" 

Der Botschafter sagt: "Ja, ich werde ver­
suchen, es ihnen zu sagen." Es kommt dann 
wieder etwas, und dann heißt es: 

Botschafter: "Ja, aber ich glaube, Eure 
Exzellenz" - ich lege Ihnen den Text vor, 
es ist nicht so, daß ich das auslasse -, "ich 
glaube, Eure Exzellenz, es betrifft im Augen­
blick die Geiseln." 

Der Bundeskanzler erklärt: "Ja, aber das 
lst mein Angebot." 

Botschafter: "Gut, ich werde ihnen das An­
gebot übergeben." 

Es handelt sich um das Angebot des Bun­
deskanzlers! Wenn jetzt durch irgendwelche 
Darstellungen ein anderer Eindruck entstan­
den ist, so bestätige ich: Dieser Eindruck ist 
falsch! Idl kann es nur nochmals wiederholen: 
Es ist falsch und unrichtig, wenn man sagt, 
das sei aus einem Verhandlungsergebnis von 
Verhandlungen mit den arabischen Botschaf­
tern hervorgegangen. Das ist es nicht ge­
wesen! Es war ein selbständiges Angebot des 
Bundeskanzlers, der Bundesregierung an diese 
Terroristen, dafür die Geiseln freizulassen. 

Ich glaube, daß es notwendig ist, das zu 
sagen, weil immer wieder in verschiedenen 
Zeitungsartikeln behauptet wird, daß das 
anders gewesen sei, daß das erpreßt worden 
sei, und was weiß ich. Das ist ein selbständiger 
Beschluß gewesen! 

aufmerksam den Ausführungen des Herrn 
Parteiobmanns gefolgt und darf feststellen, 
daß seinen Ausführungen wohl ein sehr brei­
ter Rahmen gesteckt war. Aber es müßte doch 
eigentlich - so habe ich mir das vorgestellt -
die Kernfrage seiner ganzen Rede oder Ant· 
wort sein, was er selbst oder was die Oster· 
reichische Volkspartei in dieser Situation ge· 
tan hätte! (Rufe bei de.r 8PO: Genau!) Diese 
Antwort ist er uns - bis jetzt wenigstens -
sdmldig geblieben. (Neuerliche Zustimmung 
bei der SPO.) 

Wir können heute alle sehr leicht darüber 
reden, aber es list ein Unterschied, ob man die 
Entscheidung am 28. oder 29. September oder 
heute zu treffen hatte. Sie haben das immer 
sehr drastisch dargestellt: Wir haben über 
Leben und Tod zu entscheiden! - Damals ist 
es darum gegangen, über Leben und Tod zu 
entscheiden! Heute können wir nur sagen, 
ob der Weg richtig war. Ich glaube, daß wir 
alle feststellen können: Es war der richtige 
W'egl 

Sie haben heute auch erklärt, daß der Herr 
Bundeskanzler in Oberösterreich während der 
Wahlzeit mit diesem Geiseldrama umherg1e· 
zogen ist. Auch Sie haben oft noch von den 
Geiseln gesprochen. 

Es i'st interessant: Sie haben auch den Um­
stand herangezogen, daß Sie in Oberösterreich 
bei den Wahlen zwei Mandate gewonnen 
haben. Vielleicht ist es auch nur eines; das 
wird sich heute oder morgen herausgestellt 
haben. 

Sie haben weiter gesagt, daß Sie in Wien 
auch ein Mandat gewonnen haben. Ich möchte 
das aufs Fußballmäßige umlegen: Sie haben 
drei Mandate in Oberösterreich gewonnen, 
und wir haben in Wien auch drei Mandate 
gewonnen, also könnte das höchstens ein Un­
entschieden gewesen sein. Mehr ist auf keinen 
Fall drinnen gewesen. 

Aber es kommt etwas anderes dazu: Warum 
hat der Herr Landeshauptmann Wenzl über­
haupt gewonnen? Auch da muß man fest­
stellen: Vielleicht gerade aus dem Grunde, 
weil er von Ihrer Meinung abgerückt ist! 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Ich dachte, daß es gut ist, in diesem Zeit. Eine Zeitung ISchreibt: "Wenzl bremst VP· 
punkt der Diskussion diese Punkte festzu. Kritik an Geiseldrama-Lösung. Gegen Ein-
stellen. (Beifall bei der 8PO.) mischung anderer Staaten. 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Robert Weisz. Er hat 
das Wort. 

Der oberösterreichische OVP-Chef und 
Spitzenkandidat, Landeshauptmann Erwin 
Wenzl, distanzierte sich Donnerstag sehr be­
hutsam, aber doch unüberhörbar von der 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO): Sehr scharfen Kritik, die Parteiobmann Karl 
verehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Schleinzer an dem Regierungsentscheid im 
Damen und Herren! Hohes Haus! Ich bin ,sehr . Geiseldrama von Schwechat geübt hat. Wenzls 
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persönliche Ansicht: ,Es ist schwierig, im nach- . bei dieser so ernsten Frage sollte man be­
hinein zu befinden, wie man diese Frage durch rücksichtigen, wie sich di'e Ereignisse damals 
eine andere Regierung in derselben Situation abgespielt hatten. 
hätte lösen können.' Die Einmischung anderer 
Staaten ... sei jedenfalls abzulehnen." 

In einem Schlußsatz heißt es: 

"Wenzl, der zu einem ,Kurzgastspiel' vor 
der Prelsse nach Wien gekommen war, räumte 
auch ein, daß die Affäre Auswirkungenauf 
das Wahlergebnis haben werde. ,In welcher 
Richtung, kann ich nicht sagen: .. 

Ich nehme an, es hat ein gutes Echo für ihn 
gehabt, daß er von Ihrer Meinung abgerückt 
ist, und daher hat er die Wahl für seine Partei 
gut ge-schlaglen. 

Der Herr Parteiobmann hat auch gesagt, 
man hätte die Ereignisse voraussehen können. 
-- Ich glaube nicht, daß sich die Terroristen 
schriftlich anmelden, wann .sie kommen. Ich 
glaube, dieser Vergleich mit dem Anmelden 
ist zu billig, weil es nicht möglich ist, zu 
glauben, man müßte alLes schon von vorn­
herein wissen. 

Dann müßte ich fragen, was in München 
geschehen ist. Haben die nicht geahnt, 
daß etwas passieren könnte? Das 
hermetisch abgeschlossene Olympia-Dorf ist 
von den Terroristen genommen worden, und 
es gab vieLe Tote. Die haben das auch nicht 
vorausahnen können! Ich glaube, so kann man 
diese Sache nicht dallstellen. 

Man soll bei dem bleiben, was sich wirklich 
ereignet und was sich bisher in diesen vieLen 
Fällen überall ereignet hat. Das ist nichts 
Neues. 

In Marchegg seien wir überrumpelt worden. 
- Mit solchen Schlagworten soll man die 
Sache nicht darstellen, Herr Parteiobmann! 

Es list auch folgendes interessant: Ich habe 
am Freitag die Fernsehdiskussion der Partei­
obmänner gesehen. In Ihren Stellungnahmen 
am Freitag waren Sie ein ander,er Schleinzer 
als heute. Sie haben heute !Jestgestellt, man 
könne mit dem Regierungschef nicht zusam­
menkommen oder man könne Isich mit ihm 
nicht zusammenreden, denn er nehme nichts 
ernst. Das haben Sie heute erklärt. Aber am 
Freitag haben Sie in der Fernsehsendung ge­
sagt, Sie wollen gern mit ihm reden. 

Ich glaube, da ist irgendwo ein Wider­
spruch: Wenn man nämlich an einem Tag mit 
jemandem reden will, muß man das vielleicht 
auch an einem andelien Tag tun. Oder man will 
mit einem Menschen, den man nicht ernst 
nimmt, nicht reden. 

Ich scheue mich auch gar nicht zu bekennen, 
daß die Entscheidung der Regierung in der 
Geiselaffäre, die ,in der Nacht vom 28. auf 
29. September 1973 gefällt werden mußte, als 
die in der Weltöfftentlichkeit vieUeicht am 
meisten diskutierte Entscheidung einer öster­
reichischen Bundesregierung bezeichnet wer­
den kann. 

Ich glaube aber auch: Trotz gehässiger 
Press'estimmen des Auslandes - leideT aber 
auch solcher des Inlandes - hat unsere Regie­
rung unbeirrt eine wahrhaft humane Ent­
scheidung getroffen: Sie hat nämlich das 
Leben von vier UJIlschuldigen Menschen ge­
rettet! (Beifall bei der SPtJ.) Dafür darf 'ieh ihr 
nicht nur im Namen meiner Fraktion, sondern, 
so glaube ich, auch im Namen aller Oster­
reicher den aufrichtigen Dank aussprechen. 

Seit den Ereignissen von Schwechat ist viel 
diskutiert, gesprochen und geschrieben wor­
den. Ersparen Sie es mir daher, auf den 
dramatischen Ablauf der Ereignisse in dieser 
N acht noch einmal detailliert einzugehen. Ich 
will aber doch einiges Grundsätzliches zu 
diesem Problem sagen. 

Seit Jahren wird der Terrorismus in emer 
Art in die Länder hineingetragen, bei der 
bisher niJemand einen Weg sieht, den Terro­
rismus irgendwie einzudämmen. Der Anschlag 
arabischer Terroristen von Marchegg ist einer 
von vielen des internationalen Terrorismus. 
Bedenkenlos wird brutale Gewalt zur Ermi­
chung politischer Ziele angewandt. Es kann 
nicht unsere Aufgabe sein, darüber ein Urteil 
zu fällen, ob diese Ziele gerecht oder UllJge­
recht sind. Aber die Anwendung von Gewalt . 
zur Durchsetzung politischer Forderungen, 
meine Damen und Herren des Hohen Hauses, 
verurteilen wir aufs schärfste! Friedliche und 
menschliche Lösungen können nicht mit Waf­
fen erzwungen werden! 

Der furchtbare Terror, dem wir mit Ent­
set~en gegenüberstehen, verpflichtet uns, alle 
Kraft für die Uberwlindung von Haß, Gewalt, 
Erpressung und Mord in der Politik einzu­
setzen. Wir müssen alle Anstrengungen unter­
nehmen, daß Konflikte in der Welt mit fried­
lichen Mitteln gelöst werden! Trotz vieler 
Bemühungen stehen Regierungen aller Staaten 
der Erde dem modernen Terrorismus machtlos 
gegenüber. Auch Weltmächte zeigen solchen 
Aktionen gegenüber eine erschreckende Ohn­
macht. Die Welt kennt bi,s heute kein Patent-

Das ist die Situation in Ihrer Darstellung. rezept, um dieser fanatischen Gewalttäter 
Diese Differenz taucht heute auf. Ich glaube, Herr zu werden. 
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So wurde auch in den letzten Wochen im 

Zusammenhang mit dieser Entscheidung der 
österreichischen Bundesregierung viel von 
Kapitulation und Niederlage gesprochen. 
Wenn es wirklich eine Niederlage gegeben 
hat, dann ist es die Machtlosigkeit einer Poli­
tik der Humanität gegenüber dem brutalen 
Terror. 

Vielleicht rufen wir uns noch einmal in 
Erinnerung: Drei aus der Sowjetunion kom­
mende jüdi,sche Emigranten, die auf dem Weg 
in eine neue Heimat sind, und ein österrei­
chischer Zollbeamter geraten in die Hände von 
Terroristen. Vier Menschen werden mit einem 
Schlag zum Gegenstand weltpolitischer Aus­
einandersetzungen. Das Leben dieser vier 
Menschen setzen die Attentäter bedenkenlos 
für ihre politischen Geschäfte ein. In Anbe­
tracht dessen, daß sich die vier Menschen in 
Todesangst befanden und sich selbstverständ­
lich von maßgebender Stelle Hilfe und Rettung 
erwarteten, konnte doch die Regierung nicht 
anders entscheiden. Sie war und ist stets von 
dem Gedanken beseelt, jedes Menschenleben, 
das sich in Gefahr befindet, zu retten. 

Die Frage, die ich hier klären will, ist: 
Welche Alternativen habe,n sich der öster­
reichischen Bundesregierung in diesen ent­
,scheidenden Stunden gestellt? 

Erstens: Die Regierung hätte den Sdließ­
befehl erteilt. - Ich hoftie, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß wir uns alle 
restlos im klaren darüber sind, mit welcher 
nicht wiedergutzumachenden Tragödie dies 
geendet hätte. Leider gibt es dafür genug 
tragische Beispiele. Und vielleidlt darf ich 
noch einmal - der Herr Bundeskanzler hat 
das schon ausgeführt - auf das Ereignis in 
München hinweisen: Dort ist durch palästi­
nensische Terroristen das Olympia-Dorf über­
fallen worden, und nach etwa zwanzigstündi­
ger Verhandlung - auch dort ist verhandelt 
worden - versuchte die deutsche Polizei, die 
Geiseln gewaltsam zu befreien. Das Ergebnis 
war, daß neun Geiseln und vier Terroristen 
getötet wurden. Drei der überLebenden T,erro­
risten wurden verhaftet. Wenige Monate spä­
ter entführten Terroristen ein Lufthansa­
Flugzeug. Sie forderten die Freilassung der 
drei in München verhafteten Terroristen. Der 
Bayrische Innenminister erklärte sich bereit, 
diese Forderung zu erfüllen. Wir sehen, daß 
anscheinend auch ihm das Leben der Geiseln 
wich1liger war als vielleicht recht zu behalten 
oder diese Terroristen zurückzubehalten. 

Zweitens: Die Bundesregierung hätte die 
Terroristen mit den Geiseln ausfliegen lassen 
können. Ich glaube aber: Niemand hätte für 
das Leben der Geiseln zu garantieIlen ver-

mocht, und zwar weder die Regierung noch, 
so glaube ;ich, auch das Parlament. 

Und drittens: Die Bundesregierung hätte 
versuchen können, die Verhandlungen weiter 
hinauszuzögern. - Im ersten Augenblick mag 
die letzte Alternative durchaus vernünftig 
klingen. Doch rufen wir uns diese dramati­
schen Ereignisse von Schwechat noch einmal 
in Erinnerung: 

Die Geiseln und die T,erroristen waren be­
reits zwölf Stunden auf engstem Raum zu­
sammen. Auf Grund von Sprachschwi1erigkei­
ten konnten sie sich untereinander kaum ver­
ständlich machen. Die psychische Belastung 
war für alle Beteiligten nahezu unerträglich 
geworden. Die beiden Terroristen standen 
unter starkem Drogeneinfluß. 

In dieser Situation, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, bestand die größte Gefahr, 
daß sich Geiseln oder Terrori,sten zu einer 
Kurzschlußhandlung hinreißen lassen, wo­
durch das Leben aller vier aufs Spiel gesetzt 
worden wäre. Die Bundesregierung konnte 
unter diesen Voraussetzungen das ständig stei­
gende Risiko nicht auf sich nehmen und nicht 
noch länger eine Entscheidung hinauszögern. 
In dieser Situation, wo jedes weitere Warten 
eine todbringende Gefahr für das Leben der 
Geiseln bedeutet hätte, mußte eine Entschei­
dung rasch getroffen werden. 

Hohes Haus! Die österreichische Bundes­
l1egierung traf diese in der Zwischenzeit so­
viel diskutierte und - wie sich bestätigt hat -
richtige Entscheidung. Es war, wie ich 
bereits aufgezeigt habe, der einzige Ausweg, 
das Leben unschuldiger Menschen zu retten. 
Darüber hinaus wird auf Grund dieser Ent­
scheidung OsterIleich bei der Erfüllung seiner 
humanitären Aufgaben nicht zu einem Neben­
kriegsschauplatz. 

Meine Damen und Herren I Sehen wir dieses 
Problem ohne Emotionen. Emotionen können 
sich fatal auswirken! Das Abgeben negativer 
Stellungnahmen und das Hochspielen dieser 
bedauerlichen Angelegenheit erreicht dadurch 
ein Ausmaß, das dann sehr oft zu Unüber­
legtheiten führt. Wenn in der Welt unge­
rechtfertigte Kritik geübt wurde - und dies 
war der Fall -, dann dürfen wir uns davon 
nicht aus der Ruhe bringen lassen. Nüchtern 
und ohne PauschalurteiLe müssen wir ant­
worten. 

Die terroristischen Anschläge dürfen die 
Beziehungen Osterreichs zu den übrigen Staa­
ten der Welt nicht beeinträchtigen. Daher 
unsere neuerliche Forderung, die Vorfäl1e mit 
ObjektiViität zu analysieren. Diese Bitte um 
Objektivität schließt leider nicht aus, daß ge­
wisse Kräfte oder Personen nicht frei von 
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solchen Emotionen sind. Wie überall kommt 
es auch hier in erster Linie auf den Menschen 
an. Speziell geht unser eindringliches Er­
suchen daher an die Oppositionsparteien, ein­
zig und allein im Interesse unseres Staates 
und seiner Bevölkerung, eine klug,e und be­
sonnene Politik zu betreiben. 

Unser Land hat sich in den vergangenen drei 
Jahrzehnten in der Welt Ansehen und Sym­
pathie erworben. Wir müssen uns diese, Sym­
pathie erhalten und wenn möglich vermehren. 
Alle Kräfte in unserem Lande sollten daran 
mitwirken! Dies gilt auch für alle Institutio­
nen, in denen der politische Wille gebildet 
wird. Dies gilt aber auch für alle politischen 
Parteien, die Verantwortung in diesem Staate 
tragen und zu tragen haben. Unsere Zusam­
menarbeit in einer so wiichtigen Angelegen­
heit muß jenseits aller parteipolitischen Diffe­
renzen durch Sachlichkleit und Sachverstand 
geprägt und von Vertrauen getragen werden. 
Die moralische Stärke eines Staates zeigt sich 
nicht in seiner Partei und in seiner Regierung, 
sondern vor allem in seinem Verständnis für 
das Leiden der Menschen und in der Bereit­
schaft, den Hilflosen beizustehen. (Beifall bei 
der SPO.) Jedes Menschenleben i/st so wichtig, 
daß es das Ideal jeder humanen Politik sein 
muß, dieses Leben zu sichern und vor jedem 
Risiko zu schützen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Osterreich hat die Erfüllung seiner humani­
tären Aufgaben stets ernst genommen und 
wird dies auch weiterhin tun. Dafür gibt es 
Beweise, und zwar so viele, daß sie hier nicht 
alle aufgezählt werden können. Als Beispiel 
dafür will ich beute nur einige Zahlen nennen: 
Allein aus den Oststaaten sind von 1960 bis 
31. August 1913 164.638 jüdische Emigranten 
nach Osterreich gekommen, davon allein aus 
der Sowjetunion 72.078. Wir haben seit 1945 
an vertriebenen Personen, an Flüchtlingen 
1,414.000 Menschen in Osterreich aufgenom­
men oder in andere Länder weitergeleitet. Ich 
glaube, daß die Regierungen seit 1945 eine 
mehr als humane Poli1Ji.k erfüllt haben und wir 
mit Recht verlangen können, daß dies auch 
von den anderen Ländern anerkannt und aus­
gesprochen wird, statt, wie es gerade in dem 
letzten Fall geschehen i!st, uns mit Belehrun­
gen zu beweisen, was gemacht werden sollte. 
Wir haben bisher in der humanen Politik rest­
los unsere Pflicht erfüllt. 

Ich darf hier noch erinnern: Wir haben nicht 
nur die Flüchtlinge, die durchgereist sind. 
Zirka 120 jüdische Emigranten, die von Ruß­
land nach Israel gekommen sind und jetzt 
wieder von Israel zurückgekommen sind, hal­
ten 'sich in Osterreich auf. W,ir haben heute 
noch immer fast 250 Uganda-Flüchtlinge in 

Osterreich. Ich glaube also, daß wir in Oster­
r,eich mehr, als wir auf Grund unseres Staats­
wesens und unserer finanziellen Lage viel­
leicht imstande sind, für das FlüchtlJingswe,sen, 
für diese armen Menschen getan haben. Aus 
diesen Zahlen können wir ersehen, daß Oster­
reich Jederzeit seine Pflichten erfüllt hat. Aber 
über diesen Akt der humanitären HiUe ist 
jener Teil der Weltöffentlichkeit, der der Ent­
scheidung der österreichi'schen Bundesregie­
rung kritisch gegenübersteht, einfach hinweg­
gegangen. 

Ich möchte daher Mer noch einmal klar­
stellen: Jeder Auswanderer, der dies wünscht, 
wird seinen Weg über Osterreich lin seine 
neue Heimat finden kön!llenl Das hat man in 
der Zwischenzeit auch im Ausland anerkannt. 

Nicht ohne Genugtuung möchte ich fest­
,stellen, daß die kritischen Stimmen der Welt­
öffentlichkeit, nachdem sie die wahren Tat­
sa'ehen erfahren hatten, in vielen Fällen ihre 
Meinung revidiert haben. Aus allen jenen 
Ländern, in denen es in den ersten Stunden 
und Tagen nach der Befreiung der Geiseln so 
viele kritische, ja teilweise sogar gehässige 
Berichte und Kommentare gegeben hat, wer­
den nun auch Stimmen laut, dile VellStändnis 
für die Entscheidung der Bundesregierung 
zeigen. Sehr bedauerlich und auch beschämend 
ist es, daß zum Teil die Proteste aus dem Aus­
land durch falsche Informationen und Inter­
pretationen des tatsächlichen Beschlusses her­
vorgerufen wurden. 

Hohes Haus! Es gehört zu den selbstver­
ständlichen Spielregeln jeder Demokratie und 
des Parlamentarismus, daß die Opposition die 
einzelnen Akte der Bundesregierung kontrol­
liert und kritisiert. Zu diesem Grundsatz be­
kennen wir uns! Wozu wir uns aber nicht 
bekennen können, ist eine Politik der Effekt­
has'cherei. Auf der Welle der internationalen 
Kritik in einer Vorwahlzeit zu schwimmen, 
entbehrt nicht nur staatspolitischer Verant­
wortung, sondern widerspricht auch allen 
demokratischen Grundregeln (Beifall bei der 
SPO), wenn man vermeint, die Erreichung 
politischen Gewinnes könne auf Kosten von 
vier so bedauernswerten Menschen erreicht 
werden. 

Eine Politik solcher Art erfüllt uns mit 
tiefer Besorgnis. Gestatten Sie mir daher einen 
Appell an die große Oppositionspartei zu 
richten: Sie haben sich im ersten Sturm der 
Ereignisse hinreißen lassen, sich in Ihrer 
Kritik auf die gleiche Ebene mit den negativen 
Stimmen des In- und Auslandes zu stellen. Ich 
ersuche Sie: Handeln Sie nun Ihrer Verant­
wortung entsprechend so, daß Sie unserem 
Lande und seiner Bevölkerung gegenüber so-
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vjel Fairneß aufbringen, um sich endlich zu 
der Entscheidung der Bundesregierung zu be­
kennen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Herr Klub­
obmann Weisz hat eben gemeint, die Klern­
frage heute sei die, daß die Osterreichische 
Volkspartei sagen soll, wie sie es gemacht 
hätte und wQe lSie sich entschieden hätte. Herr 
Klubobmann. Weisz, da muß ich Ihnen schon 
sagen: Gegenstand der heutigen Sitzung ist 
der Bericht des Bundeskanzlers über die Er­
eignisse in Marchegg beziehungsweise Schwe­
chat, und der Nationalrat als das Organ, dem 
die Bundesregierung verantwortlich ist, hat 
ein Recht darauf, diesen Bericht des Bundes­
kanzlers mit allen Beweggründen zur Kenntnis 
gebracht zu bekommen. 

Aber wenn Sie unbedingt haben wollen, 
daß ich zu der Frage, wie die OVP sich ver­
halten hätte, eine Stellung abgebe, so werde 
ich das später sehr gerne tun. 

Der Herr Bundeskanzler hat gemeint: Wenn 
e., darum gegangen ist, zu entscheiden zwi­
schen einem Symbol oder dem Menschen, 
dann hätte er sich selbstverständlich für den 
Menschen entschieden. Dazu möchte ich jetzt 
einige grundsätzliche Bemerkungen machen. 

Ich glaube, daß es völlig unbestr,itten ist, 
daß menschliches Leben Vorrang hat,' wobei 
ich in Klammer anmerke, daß ich unter mensch­
lichem Leben auch werdendes menschliches 
LEben verstehe, dem natürlich auch dieser 
Schutz zuteil werden muß. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herr,en! Es ist völlig 
unbestritten, daß alles getan werden muß, daß 
alles unternommen werden muß, um mensch­
liches Leben, das gefährdet ist, zu retten. Aber 
wenn man diesen Satz verabsolutiert, dann 
könnten damit ganz große Gefahren verbun­
den sein, Gefahren mit unabsehbaren Folgen. 

Jeder Verbrecher, der Menschen als Geiseln 
nimmt, könnte dadurch jedes beliebige Ziel, 
den Sturz einer Regierung genauso wie den 
Umsturz unserer ganzen Gesellschaftsordnung, 
erreichen. Ich hoffe sehr, daß sich der Bundes­
kanzler, als er seine apodiktische Erklärung 
im Zusammenhang mit der Geiselnahme 
Marchegg abgab, denn doch darüber im klaren 
war, welche Gefahren mit de'r Unbedingtheit 
dieser Erklärung verbunden sein können und 
welche Ermunterungen derartige Erklärungen 
für Verbrecher jeder Art bedeuten können, 
ja letzten Endes bedeuten müssen. (Abg. 
S k r i te k: Eine falsche Darstellung!) 

Und dazu kommt noch etwas anderes: Der 
Chef einer Regierung - noch dazu, wenn 
dieser Chef der Regierung Dr. Krei1sky heißt -
muß wissen, daß sich ein solcher Satz viel­
leicht - ich sage jetzt ganz bewußt: viel­
leicht - gerade in Wahlzeiten gut verkaufen 
läßt. Er muß aber andererseits gleichfalls wis­
sen, daß er eine Verantwortung trägt, die 
über den Wahltag hinaus ohne jede Ein­
schränkung zu gelten hat. 

Meine Damen und Herren! Der Bundes­
kanzler hat während des Wahlkampfes gerade 
in Oberösterreich ein Generalthema in jeder 
Versammlung behandelt - dieses Thema hieß 
Schönau. Hier kehrten zwei Varianten immer 
wieder in. Form von - ich gebe zu - sehr 
publikumswirksamen Fragen. Die eine Frage 
hat gelautet - wir haben sie heute schon 
gehört -: Hätten Sie, wenn Sie über Leben 
zu entscheiden haben, bei einer Frage, bei der 
es um Leben und Tod geht, anders ent­
schieden? - Und die zweite Frage - da bin 
ich jetzt bei der sogenannten Kernfrage des 
Klubobmannes der Sozialistis.c:hen Partei -: 
Was hätten Sie an Stelle Dr. Kreiskys getan? 
Wenn es Sie interessiert, Herr Klubobmann 
Weisz: Ich kann es Ihnen sagen, was zum 
Beispiel ich persönlich an Stelle Dr. Kreiskys 
getan hätte. 

Ich hätte zum Beispiel nicht die arabischen 
Botschafter in das Bundeskanzleramt einge­
laden, sondern die Oppositionsparteien. (Bei­
fall bei der OVP.) Auch der Obmann der Frei­
heitlichen Partei hat in dieser Richtung bereits 
seiner Meinung Ausdruck verliehen. Noch bei 
jeder Währungs aufwertung hat die Regierung 
sofort die Oppositionsparteien zu Gesprächen 
in das Bundeskanzleramt eingeladen. Und 
wenn Sie mich jetzt um die Wertigkeit einer 
Währungs aufwertung und der Frage March­
egg befragen, meine Damen und Herren, so 
glaube ich denn doch, daß vom Staats­
politischen her gesehen der Frage Geisel­
nahme in Marchegg eine ungeheure Bedeu­
tung, wenn wir an die Folgewirkungen den­
ken, zugekommen ist. 

Ich hätte aus einem anderen Grund noch ... 
(Abg. W eis z: Wenn Sie in der Lage gewesen 
wären, hätten Sie die Zustimmung gegeben?) 
Darauf komme ich gleich zu sprechen. Herr 
Kollege Weisz, ich darf Ihnen folgendes sagen: 
Aus staatspolitischen, aber auch aus partei~ 

taktischen Gründen hätte ich das als Bundes­
kanzler gemacht. Noch dazu im Angesicht von 
kommenden Wahlen wäre es sicherlich 
zweckmäßig gewesen, wenn der Bundes­
kanzler sich versichert hätte, daß in dieser 
Frage, einer so ungemein bedeutungsvollen 
Frage, die ganze Opposition, das heißt das 
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ganze österreichisrne Parlament, hinter ihm 
steht. Er hätte sich dann wesentlich leichter 
getan und wäre nicht irgendeiner Versurnung 
unterlegen, im Wahlkampf die Außenpolitik 
für die Innenpolitik verwenden zu müssen. 

Ich darf Ihnen aber auch noch etwas anderes 
sagen, wenn Sie mich auf die Kernfrage an­
sprechen: Ich persönlich hätte nicht auf den 
Tag der Erpressung gewartet, sondern ich 
hätte das alles schon längst vorher getan. 

Der Bundeskanzler hat im Zusammenhang 
mit der Geiselaffäre gesagt, daß sich die Bun­
desregierung des großen Risikos, das mit 
Schönau verbunden war, schon lange bewußt 
gewesen sei. Vor dem Hohen Haus führte 
Bundeskanzler Dr. Kreisky heute wörtlich .fol­
gendes aus: 

"Aus diesen Darstellungen ... habe ich 
jedenfalls den Schluß gezogen, daß die im 
Schloß Schönau einquartierten Emigranten sich 
ständig in höchster Lebensgefahr" - im 
Manuskript, das uns vorliegt, steht auf Seite 22 
nur: "in höchster Lebensgefahr"; der Bundes­
kanzler hat also noch das Wort "ständig" ein­
gefügt - "befunden haben und befinden, dies 
vor allem nach den Ereignissen in Mün­
chen" - dieser Zwischensatz steht im Manu­
skript in Klammer -, "und daß das gleiche 
auch für die dort stationierten Gendarmerie­
beamten gelte." 

Herr Bundeskanzlerl Jetzt frage ich Sie: 
Wenn Schönau tatsächlich schon lange ein 
Risiko für die Burudesregierung bedeutet hat, 
warum redeten Sie dann nicht zeitgerecht mit 
den Oppositionsparteien'? Warum haben Sie 
nicht schon längst versucht - Sie sagten, daß 
sich die Emigranten in höchster Lebensgefahr 
befunden haben -, sich dazu eine breite Basis 
zu schaffen'? 

Wissen Sie, was ich weiter getan hätte? 
Wenn ich mir diese innenpolitische Basis ge­
schaffen hätte, dann hätte ich ganz offen und 
ehrlich vor der ganzen Welt gesagt: Wir in 
Osterreich, als ein kleiner neutraler Staat, 
haben jetzt wirklich alles getan, was man von 
uns verlangen kann. Wir haben ein unge­
heures Risiko auf uns genommen. Wir können 
es einfach nicht mehr länger tragen! 

Herr Bundeskanzler! Ich zitiere Sie jetzt 
wieder. Laut Seite 22 Ihres Manuskriptes 
haben Sie folgendes ausgeführt: "Aus diesen 
und anderen Gründen befand ich mich in 
großer Sorge und habe auch daraus gegenüber 
den Mitgliedern der Bundesregierung kein 
Hehl gemacht. Ich war mir aber auch anderer­
seits im klaren darüber, daß Verhandlungen 
über eine Liquidation von Schönau als 
Kapitulation vor befürchteter terroristischer 

Aktivität ausgelegt worden wären und wahr­
scheinlich ähnliche Reaktionen ausgelöst 
hätten, wie das nach den Schwechater Ereig­
nissen der Fall gewesen ist." 

Herr Bundeskanzler! Dazu folgendes: Sie 
haben am Ende Ihres Berichtes eine ganze 
Menge von Zitaten aus positiven Zeitungs­
berichten gebracht. Sie haben dann gesagt, 
daß aus diesen Zeitungsberichten - im 
speziellen haben Sie die "New Y ork Post" 
zitiert - das Verständnis der verschiedenen 
Nationen für Osterreich hervorgehe. 

Ich glaube, daß das die beste Beweisführung 
für meine Argumentation ist, und zwar, daß 
die Welt wirklich, wären wir offen und ehrlich 
vor sie hingetreten, Verständnis dafür auf­
gebracht hätte, wenn wir gesagt hätten: Wir 
haben die Last und das Risiko getragen, aber 
das ist uns einfach nicht mehr zumutbar! Sie 
selbst haben mit Ihren positiven Berichten 
darauf hingewiesen. Ich bin der Meinung, daß 
das keineswegs eine Kapitulation bedeutet 
hätte. Die Kapitulation kam leider Gottes erst 
in. der Nacht vom 28. auf den 29. September 
1973. 

Als Bundeskanzler Dr. Kreisky am 28. Sep­
tember 1973 von Linz nach Wien fuhr und 
ins Bundeskanzleramt kam - das entnahm 
ich der letzten Ausgabe des "profil" -, erfuhr 
er erst dort durch einen Journalisten - wie 
das "profil" schreibt - "die Horrorbotschaft" 
von den Ereignissen in Marchegg. Weiters 
steht im "profil", daß der Kanzler diese Mit­
teilung des Journalisten äußerlich gelassen 
entgegennahm. 

Laut "profil" sagte Dr. Kreisky zu diesem 
Journalisten wörtlich folgendes: "Das hab' ich 
ja kommen sehn, daß das eines Tages 
kommt." - Herr Bundeskanzler! Mir ist nicht 
bekannt, daß Sie diesen Satz dementiert 
hätten. Das heißt also - das muß ange­
nommen werden können -, daß der Satz 
offensichtlich so gesprochen wurde, wie er 
im "profil" wiedergegeben wurde. 

Jetzt wird die SaChe kritisch! Der Bundes­
kanzler war sich darüber im klaren, daß das 
eines Tages kommen wird, und er hat nichts 
unternommen, um dieser Gefahr vorzubeugen, 
um diese Gefahr abzuwenden. Er hat die 
Oppositionsparteien nicht konsultiert, sondern 
er hat die große Oppositionspartei im Sommer 
dieses Jahres lediglich ersucht, sie möge aus 
staatspolitischen Gründen eine das Lager 
Schön au betreffende mündliche Anfrage zu­
rückziehen. 

Meine Damen und Herren 1 Die Oster­
reichische Volkspartei verschloß sich nicht die­
sem Ersuchen des Bundeskanzlers, sie zog 
diese Frage zu~rück. Die Chance, die damit 
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gegeben war, hat der Bundeskanzler leider 
nicht genützt. Er "wartete auf Godot'" Genau 
das hätte der Regierungschef eines kleinen 
neutralen Staates nicht machen dürfen. Sein 
Verhalten - Herr Bundeskanzler, das muß 
ich Ihnen mit aller Deutlichkeit sagen! - war 
nicht nur völlig unverständlich, sondern 
geradezu unverantwortlich. (Zustimmung bei 
der OVP.) Durch dieses Verhalten wurde 
Osterreich nicht wieder gutzumachender Scha­
d en zugefügt. 

Mühsam war der Weg - Herr Klubmann 
Weisz, Sie haben vorhin darauf hinge­
wiesen -, den Osterreich nach 1945 gehen 
mußte, bis es wieder Ansehen auf der ganzen 
Welt erringen konnte. Alle österreichischen 
Außenminister haben redlich dazu bei­
getragen, daß Osterreich wieder einen geach­
teten Platz im Rahmen der Völkerfamilie ein­
nehmen konnte. Zu diesen Außenministern 
gehörte auch Dr. Kreisky. Dem Bundeskanzler 
Dr. Kreisky blieb es vorbehalten, durch sein 
Verhalten, das zur Entscheidung vom 
28.129. September 1973 führte, alles das restlos 
zerstört zu haben, an dessen Aufbau er als 
Außenminister tatkräftig mitgewirkt hatte. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! An der Geisel-

Ich weiß, wenn ich hier von Mißbrauch der 
Causa Marchegg im Wahlkampf spreche, daß 
das ein ganz schwerer und harter Vorwurf ist, 
den ich hiemit erhebe. Als alter Parlamen­
tarier fühle ich mich jedoch in meinem Ge­
wissen geradezu verpflichtet, das alles hier 
und heute, und zwar mit aller notwendigen 
Deutlichkeit, zum Ausdruck zu bringen. Das 
scheint mir deshalb besonders notwendig zu 
sein, damit nicht eines schönen Tages eine 
Legendenbildung um den Fall Marchegg ent­
steht und damit sich der Bundeskanzler nicht 
für eine Entscheidung einen Lorbeerkranz um­
hängt, die alles andere verdient, nur keinen 
Lorbeerkranz! (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir 
vorstellen, wie schwer sich Kollege Czernetz 
getan haben muß, als er gefragt wurde, was 
er von der Entscheidung halte, und dann 
sagte, er empfinde keine "jubelnde Be­
geisterung" über diese Entscheidung. Und hier 
schreibt noch die "Kleine Zeitung": Das sagt 
ein Mann von wahrhaft eiserner Partei­
loyalität. Ich wollte Ihnen damit, Herr Kollege 
Czernetz, wirklich nicht schaden, ich schätze 
Sie vom Europarat her, wie Sie wissen, viel 
zu sehr, aber ich glaube, auch das mußte hier 
gesagt werden. 

nahme in Marchegg werden wir noch lange Abschließend halte ich noch einmal, und 
zu tragen haben. Das ist der eine große Vor- zwar mit aller Klarheit und Deutlichkeit, fol­
wurf, den ich Dr. Kreisky mache, und zwar, gendes fest: Der Bundeskanzler war sich 
daß er durch Nichthandeln in einer Zeit, in - und das hat er heute, glaube ich, sehr 
der das Handeln nicht nur notwendig, sondern nachdrücklich dargelegt - des Risikos, das mit 
auch noch möglich gewesen wäre, die Geisel- Schönau verbunden war, seit langem be­
nahme am 28.129. September 1973 geradezu wußt. Noch einmal: Er sprach von höchster 
provoziert hat. (Der Prä s i den t übernimmt Lebensgefahr, in der sich die befunden haben, 
den Vorsitz.) die in Schönau waren; auch die Gendarmerie, 

Wie sagte doch Dr. Kreisky, als er am die draußen Dienst zu tun hatte. Herr Bundes-
28. September 1973 das Bundeskanzleramt kanzler I Trotz dieses Wissens haben Sie nicht 
erreichte: "Das hab' ich ja kommen sehn, daß gehandelt, Sie haben offensichtlich wie 
das eines Tages kommt." - Das heißt: Der gebannt auf das Ereignis gewartet, das dann 
Bundeskanzler von Osterreich als Vogel prompt auch am 28. September 1973 einge­
Strauß, der den Kopf in den Sand gesteckt treten ist. Und dieser 28. September 1973 wäre 
und so getan hat, als ob überhaupt nichts vermeidbar gewesen! 

passieren könnte oder passieren werde. Die Causa Marchegg war bisher die härteste 
Und jetzt der zweite große Vorwurf, Herr Bewährungsprobe und Belastungsprobe für 

Bundeskanzler, den ich Ihnen mache. Dieser Dr. Kreisky und für seine sozialistische Regie­
Vorwurf richtet sich deshalb gegen Sie, weil rung. Meine Damen und Herren! Es ist jetzt 
Sie den Fall Marchegg in einer Art und Weise wirklich keine Schadenfreude, keineswegs die 
zu Wahlkampfzwecken gebraucht ich Schadenfreude eines politischen Gegners, son­
könnte hier einen anderen Ausdruck, der ähn- dern das tiefe Bedauern eines Osterreichers, 
lieh klingt, gebrauchen - und verwendet wenn ich sage, daß die sozialistische Regie­
haben, die wirklich einmalig ist. Daß es letzten rung Osterreichs zum unendlich großen 
Endes nichts genützt hat, Herr Bundeskanzler, Schaden Osterreichs diese bisher härteste Be­
ist eine andere Frage. Ich kann mir vorstellen, lastungsprobe nicht bestanden hat. Gerade in 
daß es für Sie, wo Sie sich wirklich in Ober- diesem Falle hätte der Nachweis staats­
österreich in einer einmaligen Art eingesetzt männischer Eigenschaften des Bundeskanzlers 
haben, besonders bitter sein muß, daß es erbracht werden können. Das ist nicht nur 
letzten Endes dann doch nichts genützt hat. nicht geschehen, Sie haben vielmehr, Herr 
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Bundeskanzler, im entscheideruden Moment, 
leider muß ich das sagen, eindeutig versagt! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Es wurde heute schon von meinem Klub­
kollegen Dr. Schleinzer darauf hingewiesen, 
daß nicht wir es waren, die den Ausdruck 
"Scherbenhaufen" geprägt haben. Wir stehen 
aber leider Gottes wirklich vor einem gewal­
tigen Scherbenhaufen, der nicht zuletzt 
dadurch entstanden ist, daß der Bundeskanzler 
Innenpolitik mit der Außenpolitik zu machen 
versuchte. Ein solcher Versuch' kann nur fatal 
ausgehen. Es wird aller Anstrengungen be­
dürfen, damit der Schaden, der durch das Fehl­
verhalten der sozialistischen Regierung, aber 
besonders durch das Fehlverhalten des 
sozialistischen Bundeskanzlers entstanden ist, 
in mühevoller, zäher und wahrscheinlich 
jahrelanger Arbeit wieder gutgemacht werden 
wirdl (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Frage, inwi,eweit hier eine 
Inkonsequenz vorliegt, wenn man sich grund­
sätzlich für den Schutz menschlichen Lebens 
einsetzt und in der Frage der Fruchtabtreibung 
den Standpunkt ,einnimmt, den der Initiativ­
antrag der Sozialistischen Partei vertritt, steht 
nach der Auffassung meiner Parteifreunde in 
keinem Zusammenhang, weil es sich hier um 
grundsätzlich verschiedene weltanschauliche 
Motive handelt, weil eis sich in der ganzen 
Welt um weltanschaulich sehr entscheidende 
Unterschiede handelt. Ich habe allen Respekt 
vor der Anschauung, die Sie vertreten, meine 
Damen und Herren, und habe mich immer 
bemüht, auch in Kreisen meiner eigemm Par­
teifreunde Verständnis für diesen Standpunkt 
zu gewinnen. Ich muß aber andererseits auch 
erklären, daß in der ganzen Welt auch der 
andere Standpunkt viele Verbieter findet, und 
ich selbst habe von meinem Standpunkt aus 
eine Auffassung, die sich nicht sehr wesent­
lich von der in meiner Partei vertretenen 
unterscheidet. Hier geht es eben um welt­
anschauliche Meinungsverschiedenheiten, und 
deshalb halte ich einen Zusammenhang für 
nicht gegeben. 

Ich darf auch noch sagen, daß einer der 
Hauptgründe, warum die Sozialistische Partei 
und viele von uns diese strafrechtliche Rege­
lung wünschen, damit zusammenhängt, daß 
wir alle ganz genau wi,ssen, daß zehntausende 
Frauen durch diesen Paragraphen um ihr Leben 
gebracht werden, daß also auch hier das Motiv 
des Schutzes des Lebens eine nicht unentschei­
dende Rolle spielt. (Zustimmung bei der SPO. 

Abg. Dr. W i t ha 1 m: Zehntausende 

Frauen?) Zehntausende Frauen waren es im 
Laufe der Jahre; das ist die Dunkelziff,er, die 
bekanntlich immer wieder von den Fachleuten 
angeführt wirdl (Ruf bei der OVP: Reden Sie 
von den Kindern!) Ich rede jetzt von den 
Frauen, die Opfer dieses grausamen Paragra­
phen während der ganzen Zeit, wo es ihn 
goegeben hat, geworden sind. (Zwischenrufe bei 
der OVP.) Ich habe nicht die Kraft, mich dar­
über spöttisch zu äußern. Dieser Paragraph 
war für Zehnt aus ende Frauen ein Unglück, 
und dabei bleibt es! (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Nun darf ich Ihnen, Herr Vizekanzler ,außer 
Dienst Dr. Withalm, eines sagen: Ich habe 
von allem Anfang an erklärt, daß es für mei­
nen Teil, wenn ich absehe von den Aufgaben, 
die die Exekutive zu erfüllen hat, die ihre 
normale Pflichterfüllung darstellen, eine ein­
zige Ausnahme gibt, wo ich in der Frage des 
Menschenlebens eIDen ,ande,ren Standpunkt be­
ziehe und von allem Anfang an bezogen habe: 
Wenn es um die Freiheit und Unabhängigkeit 
Osterreichs geht. Da können diese Gesichts­
punkte nicht angewendet werden, da haben sie 
k'e'ine Gültigkeit, sondern sind durch andere, 
noch höhere zu ersetzen. 

Warum ich die arabischen Botschafter ein­
geladen habe? Weil sie, einige nach meiner 
festen Uberzeugung, echt bereit waren, uns in 
dieser Situation ihre' Unterstützung zu leihen, 
jedenfalls was di'e Verlängerung der immer 
wieder vorgebrachten ultimativen Forderun­
gen betrifft. Sie haben uns einen Dienst er­
wiesen, und ich stehe nicht an zu erklären, 
daß ich das, was sie getan haben, positiv be­
werte. Es ist einfach unwahr - das erkläre 
,ich hier vor dem Hohen Haus -, daß sie es 
g,ewesen sind, die mir auch nur im entfernte­
sten diesen Regierungsbeschluß nähergebracht 
haben. Sie haben in keinem einzigen Moment 
der Beratungen mit mir die Frage Schönau zur 
Diskussion gestellt. 

Ich habe cLie arabischen Botschafter rufen 
lassen, wleil sie sich bereit erklärt haben, uns 
bei der Lösung dieser Frage beizustehen. Und 
ich habe die Vertreter der OVP deshalb nicht 
gerufen, weil ich mir davon eben nichts er­
wartet habe, was gleichwertig gewesen wäre. 
(Beifall bei der SPO. - Ruf bei der OVP: 
Das ist auch eine Begründung!) 

Im übrigen habe ich das für einen Akt 
des Regierens gehalten. Die Parteien im Par­
lament sind dazu da, Gesetze zu machen. Zum 
Regieren ist die Regierung da, und sie über­
nimmt ja auch für alles, was sie tut, die volle 
Verantwortung. 

Im übrigen hat sich in den letzten Monaten 
immer deutlicher gezeigt, daß die OVP gar 
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nicht beI1eit ist, auch nur das bescheidenste 
Maß an Mitver,antwortung zu tragen. (Zustim­
mung bei der SPO.) Das geht schon aus dem 
Umstand hervor, den der Herr Vi2Jekanzler 
außer Dienst nur sehr am Rande erwähnt hat. 
Jetzt kann ich ihn wiederholen: Ich werde 
diese Frage dem Hohen Haus etwas ausführ­
licher erläutern; dies umsomehr, als j,a solche 
Anfragen kein Geheimnis sind; sie sind ja 
offenkundig, aktenkundig, sie werden ver­
öffentlicht. 

Die Herren Abgeordneten Suppan und Ge­
nossen haben eine Anfrage an den Bundes­
minister für Inneres gestellt. Diese Anfrage 
war geradezu ein Hinweis für die Terroristen 
und überdies für die Kommunisten in ihrer 
Propaganda. Ich darf Ihnen vorlesen: 

"Zeitungsmeldungen zufolge wurde unter 
dem Namen ,Kobra' kürzlich ein Sonderkom­

,,5. Falls derartJige Berichte vorliegen, frage 
ich Sie, welche Konsequenzen zieht das res­
sortzuständige Bundesministerium daraus?" 

Ich bin zum Herm Klubobmann Dr. Koren 
gegangen und habe gesagt: Erlassen Sie uns 
bitte die Beantwortung dieser Fragen. Das 
alles macht uns große Sorgen. 

Es ist in der Tat so gewesen, daß auf die 
Beantwortung dieser schon offen vorliegen­
den Anfrage verzichtet wurde, was ich dem 
Herrn Klubobmann Koren sehr hoch anrechne 
und wofür ich ihm auch zu Dank verpflichtet 
bin. 

Aber es ist der Geist, aus dem heraus das 
gefragt wurde. Und das, was hier gefragt 
wurde, war ja geradezu ein Hinwe~s, war ja 
geradezu das, was man in Wien "Ein Hölzl 
werfen" nennt. 

mando aufgestellt, dem Gendarmen mit einer Wenn mich Herr Dr. Withalm fragt, was ich 
Spezialausbildung angehören. Sie sind mit Ein- get,an habe, so kann ich ihm darauf nur ant­
satzwagen, Stahlhelmen, Funkgeräten und worten: Das, was der Innenminister getan hat, 
Schnellfeuerwaffen ausgerüstet. Dieses Son- nämlich das, was hier der Herr Abgeordnete 
derkommando soll das Schloß Schönau, in dem Suppan wissen will, was jeder ordentliche 
bekanntlich jüdische Auswanderer ,aus der Staat tut, der vor Terroristen nicht kapituliert: 
Sowjetunion Zwischenstation auf dem Weg Der Innenminister hat einfach die Kräfte, die 
nach Israel machen, bewachen." - Ausgerech- ihm zur Verfügung stehen, mobilisiert, um 
net der Herr Suppan hat diese Anfrage ge- einen Uberfall auf Schönau zu verhindern. 
stellt. (Rufe bei der OVP: Was soll das Das ist geschehen, und das schien uns nütz-
heißen?!) licher, als lange Diskussionen zu führen, die 

"Die unterzeichneten Abgeordneten stellen letztlich zu keinem Resultat geführt hätten. 
an den Bundesminister für Inneres folgende Die Darstellung im "profil" ist insofern 

Anfrage: 

1. Welche Aufgabe hat dieses Gendarmerie­
kommando? 

2. Wie viele Beamte sind gegenwärtig die­
sem Sonderkommando zugeteilt?" - Damit 
es die arabiscben Terroristen gleich erfahren. 

,,3. Bestehen irgendwelche Kontakte zwi­
schen dem österreichischen Sonderkommando 
und dem in Schloß Schönau stationierten israe­
lischen Geheimdienst?" - Damit ja aHes bei­
sammen ist, was man uns vorwerfen kann, 
sofern es das überhaupt gibt. 

,,4. Liegen dem Bundesministerium Berichte 
über angebliche Unzukömmlichkeiten aus 
Schloß Schönau vor, wonach beispielsweise 
ehemalige jüdische Sowjetbürger, die Schloß 
Schönau verlassen hatten, von Personen, die 
angeblich dem israelischen Geheimdienst an­
gehören - das verwendet die ,Volksstimme' 
täglich -, gegen ihren Willen wieder zurück­
gebracht und später nach ISI1ael transportiert 
wurden?", also Menschenverschickung betrie­
ben wurde. 

ergänzungs- oder revisionsbedürftig, als ich 
das nicht von einem Journalisten lerfahren 
habe, sondern von einem Beamten meines 
Büros. Und das nur deshalb, weil ich auf der 
Fahrt von Linz nach Wien einen Reifendefiekt 
hatte und mich bei irgendeiner Werkstätte 
eine halbe Stunde aufhalten mußte, um diesen 
Reifendefekt repariert zu bekommen. Daß ich 
zu diesem Jouffi'alisten gesagt hätte, daß ich 
das immer erwartet habe, das finde ich für 
durchaus ver:ständlrch nach dem, was ich 
Ihnen in meinem Bericht schon mitgeteilt habe. 

Ich habe es daher auch laIs erstes begrüßt, 
daß der Herr Innenminister alle zweckdien­
lichen Maßnahmen für Schönau getroffen hat. 
Daß dann der Sicherheitsdirektor für Nieder­
österreich das wieder geändert hat, ohne das 
vorgesetzte Ministerium zu verständigen, 
scheint mir bezeichnend zu :sein. (Zwischen­
ruf bei der OVP.) 

Daß nichts unternommen wurde, ist also 
vollkommen unrichtig. Im Gegenteil, es wurde 
mehr unternommen, 'als j1e in Osterreich in 
einer ähnlichen Situation unternommen wurde. 

Zu dem Argument, daß diese Frage ,im 
Das alles wird der Offentlichkeit und damit Wahlkampf eine Rolle gespielt habe: Ich habe 

auch denen, die das wissen wollen, mitgeteilt. mich aus zwei Gründen dazu veranlaßt gese-
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hen: Erstens. weil der Herr Bundespartei­
obmann Dr. Schleinzer angekündigt hat. er 
werde am 23. Oktober im Parlament eine An­
frage an die Bundesregierung stelLen; die Bun­
desregierung werde sich zu verantworten 
haben. Und da wa,r lich der Meinung. wenn 
das so ist. dann habe ich. wenn so viele Men­
schen beisammen sind. jedenfalls das Recht 
und auch die Pflicht. den Menschen. die mir 
zuhören wollen. zu sagen. warum es bei dieser 
Geschichte nach meiner Meinung gegangen 
ist. Das muß wohl erlaubt sein! Nicht ich habe 
das zu einem Wahlkampfthema gemacht. son­
dern - wenn überhaupt jemand - derjenige. 
der die Parlamentsdebatte angekündigt hat! 
(Beifall bei de.r SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) Ja was denn geschieht mit einer Sache. 
die dem österreichischen Parlament vorgelegt 
woird. (Ruf bei der OVP: Das ist ein schwaches 
Argumentf) Wenn Sie einen Unterschied 
machen zwischen dem Parlament und einer 
Wählerversammlung. dann bin ich der Mei­
nung. daß das sicher funktionell etwas ande­
reE ist. Aber die Menschen. die bei einer 
Wählerversammlung sind. nehme ich genau 
so ernst - ob sie- Mandatare sind oder nicht. 

Nun möchte ich zum Schluß zu dem etwas 
sagen. was der Herr Dr. Withalm erklärt hat. 
daß nämlich das Ansehen Osterreichs "restlos 
zerstört" wäre. Das ist ein wenig eine rück­
schreitende Metamorphose, es sind das die 
rhetorischen Ubertreibungen. die wir beim 
Herrn Abgeordneten Withalm immer sehr ge­
schätzt haben. (Heiterkeit bei der SPO.) Ich 
möchte dazu folgendes sagen: 

Ich habe aus der Fülle der Briefe. die wirk­
lich große Stöße bilden - glauben Sie ja 
nicht, daß das Leute ohne Urteil sind -, nur 
ein paar herausgegriffen. 

Hier schreibt mir ein Arzt der Gendarme­
rie: 

"Da ich vor einem Jahr als österreichischer 
Olympiaarzt München erlebte, befürchtete ich 
ähnliche Verhältnisse wie ,in Fürstenfeld­
bruck." - Der war dort am FlugpLatz. (Ruf 
bei der OVP: In Schwechat?) Ja, in Schwechat 
am Flugplatz. - "Als der Geiselwagen nach 
dem Abflug der Araber vom Rollfeld herein­
kam, übernahm ich mit dem Chefarzt des 
Osterreichischen Roten Kreuzes, Primarius 
Dr. Slatin und Dr. Schwameis, in Gegenwart 
von Herrn Bundesminister Rösch die drei Aus­
wanderer. Sie waren in einem Schockzustand 
und konnten noch nicht fassen, daß das Leben 
fÜl sie nun ei!Ile Fortsetzung hat." - Der hat 
das also anders gesehen als die Herren hier. 
"Für den Zollwachebeamten Wlar es nicht 
anders." - Er hat es mir übrigens selber ge­
sagt. - "Das alte Ehepaar .sprach Worte des 
Dankes, der junge Mann fragte nach Frau und 

Kind, die in Marchegg ·noch entkommen konn­
ten. Hätte mJan sie opfe,rn sollen. nur ein. kled­
nes Wort hätte dazu genügt. 

Herr Bundeskanzler, der Arzt ist verpflich­
tet, das Leben zu erhalten, Ihnen ist es gelun­
gen, das Leben zu beschützen. Wenn ,es uns 
am Rollfeld draußen bis in die frühen Morgen­
stunden schon ziemlich kalt wurde, so konn­
ten wir aber für ein paar unschuldige arme 
Teufel bereit sein. Sichedich lassen sich nach 
gut durchschlafener Nacht ,aus der warmen 
Stube Manifeste, Proteste et cetera sehr gut 
formulieren. Auch scheint Tinte kostbarer al,s 
Blut zu sein. denn diese muß man kaufen. 
und Blut bekommt man gespendet. Sie. sehr 
geehrter Herr Bundeskanzler, haben sich für 
das letztere entschieden. nicht. weil es schon 
so billig geworden list, sondern weil es der 
Pflicht entspricht." Und so weiter. 

"Primarius Dr. Ebner." 

Der Theologieprofessor und Studienpräfekt 
der Theologischen Ordenshochschu1e mit 
staatlichem Offentlichkeitsrecht und so weiter, 
01'. Michael Rustler, ,schreibt mir: "Es drängt 
mich, Ihnen und Ihren Mitarbeitern zu dem 
großen Erfolg in der Schwechater Affäre meine 
aufrichtige Hochachtung zum Ausdruck zu 
bringen." Er erklärt sich selber als Philosemit 
und ist hoch befriedigt. daß es gelungen ist, 
die Menschen vor dem Tod zu bewahren. 

Der Dozent des Theologischen Instituts der 
Universität Uppsala. einer der angesehensten 
Universitäten im evangelischen, im protestan­
tischen Bereich, drückt in einem langen Brief 
seine Alnerkennung aus für das. was gesche­
hen äst. 

Der Universitätsprofessor DDr. Johann 
Maier. Ordinarius für Judaistik an der Univer­
sität zu Köln. tut dasselbe. 

Das sind einige Beispiele. Ich könnte noch 
vilelle andere anführen. Ich stelle sie Ihnen 
gerne einmal zur Verfügung. 

Ich möchte am Schluß noch etwas feststel­
len: Das Mitglied des Senats der Vereinigten 
Staaten - weil Sie "restlos zerstört" sagen -. 
der auch bei uns nicht unbekannte Senator 
Fulbright. drückt mir in einem langen Brief 
seine besondere Anerkennung dafür aus, was 
hier geschehen ist, und dankt mir dafür, daß 
wir eine solche Lösung gefunden haben. Er 
spricht die Hoffnung aus, daß sich Osterreich 
dadurch qualifiziert hat, mit anderen kleineren 
Staaten lan die Lösung jener Fragen heranzu­
gehen, die zu lösen großen Staaten nicht in 
dem gleichen Maße möglich sein würde. Auch 
dieser Brief steht zur Einsicht zur Verfügung-. 

Das ist eine ganz kleine Blütenlese, absicht­
lich nicht von Leuten, denen man unter Um-
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ständen allzu emotionelle Reaktionen nach­
sagt, sondern von Leuten, die sich hingesetzt 
und diesen Brief geschrieben haben, aus dem 
Bedürfnis heraus, zu dieser FI1age nach reif­
licher Ube.rlegung Stellung zu nehmen. 

Also so "restlos zerstört" ist unser Ansehen 
auch nicht. Und ein bißchen kenne ich auch die 
Welt, denn ich habe ja in der Auß'enpolitik 
dieses Staates 13 Jahre lang zu wirken ge­
habt, sechs als Staatssekretär und sieben als 
Außenminister. Ich weiß einiges darüber, wie 
wandelba-r manchmal Lob und Tadel ist, der 
einem in den großen Zeitungen widerfährt. 
Idi weiß aber auch, wie sehr echtes, gut fun­
diertes Ansehen in Wüklichkleit unzerstörbar 
und rasch wiederherstellbar ist. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. W i t ha 1 m: Herr Bun­
deskanzler! Rasch wiederherstellbar, das heißt, 
es muß etwas wiederhergestellt werden, es 
ist etwas zerstörtl Sind wir uns darüber klar?) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Es ist eine bekannte Tatsache und liegt 
wohl in der menschlichen Natur, daß Gefahren 
oder andere bedrohliche Ereignisse, wenn sie 
schließlich glimpflich und für die Personen, 
die sich in Gefahr befunden haben, glückliich 
ausgehen, daß solche Ereignisse dann mit der 
Feststellung ausbegleitet werden: Ende gut, 
alles gut. 

So lag heute der Tenor dieser Redewen­
dung, dieses Sprichwortes irgendwie auch auf 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Weisz, 
der vielleicht sinngemäß andeuten wollte: 
Reden Wlir nicht mehr viel darüber, es ist gut 
ausgegangen, Menschenleben sillld nicht zu 
Schaden gekommen, es ist alles in Ordnung. 

Ich glaube, so leicht darf man es sich hier 
nicht machen, und so leicht sollte man nicht 
über dieses Ereignis zur Tagesordnung über­
gehen. 

Der glimpfliche Ausgang der Terroraktion 
von Schwechat konnte doch sicherlich nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß es schwere Män­
gel im österreichischen Sicherheitssystem gibt. 
Da ist zunächst einmal dieses Transitlager 
Schönau, über das heute schon sehr viel ge­
sprochen worden ist. Dieses Schloß Schönau 
dient seit vielen Jahren - seit 1965, haben 
wir heute gehört, seit einem Zeitpunkt also, 
der noch in die Ära der großen Koalition 
fällt - als Auffanglager und Zwischenstation 
für jüdische Auswlanderer. Durch Schönau 
wurden seit dem Jahre 1960, höre ich, obwohl 
das Lager erst seit 1965 bestehen soll, 164.638 
jüdische Rückwanderer auf ihrem Wege nach 
Israel geschleust. Ich glaube, allein an dieser 

Zahl kann man ermessen, welche Bedeutung 
dieses Schloß Schönau für die Rückwanderung 
hatte. Hier hJat es sich also nicht um eine 
kleine Transportangelegenheit gehandelt, son­
dern Schönau war ein bedeutender Schlüssel­
punkt, ,eine wichtige Drehscheibe für die Ein­
wanderung nach Israel. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
mußte daher jedermann, der über Schönau 
Bescheid wußte, klar sein, daß !angesichts der 
zunehmenden Spannung zwischen Israel und 
den arabischen Staaten, insbesondere nach 
dem Sechstagekrieg, diese Drehscheibe hier än 
Osterreich unweigerlich in das internationale 
Spannungsfeld geraten und den Widerstand 
der Ar.aber, vor allem de,r Palä1stinenser, 
herausfordern mußte. Das hätte doch jedem, 
der für die innere und äußere Sicherheit Oster­
reichs Verantwortung trägt, leigentlich stets 
vor Augen stehen müssen. 

Dazu kam auch, daß dieses Schloß Schönau 
doch - soviel man heute weiß - nicht nur 
dazu diente, den Rückwande:r:ern bis zum Wei­
tertransport ein bloßer Aufenthaltsort zu Isein, 
sondern es war auch ein Betätigungsfeld für 
den israelischen Geheimdienst, der dort sozu­
sagen unter den geschlossenen Augen der 
ö5terreichischen SicherheitJsorgane als eine Art 
Schutzkommando für die Auswanderer fun­
gierte. 

Ich weiß nicht, ob es stimmt, zumindest 
blieb es in letzter Zeit unwidersprochen, daß 
der israelische Geheimdienst dort neben seiner 
Beschützerrolle noch wetitere Tätigkeiten ent­
wickelt haben soll, die weniger in einer schüt­
zenden Betreuung der Auswanderer als in 
einer gründlichen Durchleuchtung der Plerso­
nen bestand, die eben nach Israel einreisen 
wollten. Vom Standpunkt Israels ist das sicher­
lich und zweifellos eine viielleicht notwendige 
Maßnahme. Ob diese Maßnahme allerdings 
auf dem Boden des neutralen Osterreich ge­
setzt werden mußte, das hätte, glaube ich, 
einer gründlichen Uberlegung der österreichi­
schen Regierungen und der österreichischen 
SIcherheitsbehörden seit dem Jahre 1965 be­
durft. Aber sie haben alle dazu geschwiegen. 
Sie haben nicht nur dazu geschwiegen, son­
dern sie haben diese Angelegenheit, eine die 
Sicherheit Osterreichs ernstlich bedrohende 
Angelegenheit, geradezu 
sagen - vertuscht. 

ich möchte 

Wer, meine Damen und Herren, von Ihnen 
hier in diesem Saale hat jemals die Wahrheit 
über Schönau erfahren? Ist jemals die Offent­
lichkeit über die wahren Vorgänge im Schloß 
Schönau informiert worden? Wer hat gewußt, 
daß bewaffnete Angehörige des israelischen 
Geheimdienstes dort aus- und eingehen? 
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Seit einigen Jahren behandeln wir hier im 

Parlament, im Hohen Haus, den Bericht über 
die öffentliche Sicherheit in Osterreich. Wir 
diskutieren über die steigenden und ~allenden 
Prozlentanteile der verschiedenen Verbrechens­
kategorien: wie viele Autodiebstäh1e, wie 
viele Einbruchdiebstähle es gegeben hat, ob 
die Zahl der Rauschgiftsüchtigen gestiegen ist 
oder nicht, aber über einen derartigen Un­
sicherheitsfaktor, wie ihn Schönau seit vielen 
Jahren in Osterreich dapstellt, kein Wort; nicht 
einmal in Form eines Geheimberichtes, wenn 
man schon die OffenUichkeit aus bestimmten 
Gründen nicht informieren wollte, nicht einmal 
in Form eines vertraulichen Berichtes lan einen 
AussdlUß oder ein sonstiges Gremium dieses 
Hohen Hauses! 

Es mag heute vielleicht mit Recht festge­
stellt worden sein, daß diese Anfrage. der 
Osterreichischen Volkspartei im Sommer des 
heurigen Jahres möglicherweise ungeschickt 
war, aber, meine Damen und Herren, das ist 
doch nicht die wesentliche Frage. Die wesent­
liche Frage ist doch: Stimmt das, was in die­
sel Anfrage behauptet worden ist, oder stimmt 
das nicht? Und diese Frage ist bis dato, bis 
zu diesem AugenblJck nicht beantwortet wor­
den. Oder wenn man will, kann man daraus, 
daß der Klubobmann der OVP ZUJr Zurück­
nahme dieser Anfrage bewogen wurde, audI 
eine Antwort herauslesen. Denn, wenn 'es 
nämlich nicht stimmt, hätte sich Ja die Bun­
desregierung leicht getan und hätte die An­
frage einfaCh mit Nein beantworten können. 
Sie hat es vorgezogen, keine Antwort zu 
geben, keine Anfrage zuzulassen beziehungs­
weise die Zurücknahme der Anfrage zu ver­
anlassen und damit eigentlich die Dinge, die 
hier behauptet wurden, zu bejahen. 

Man muß sagen, der Geiiahrenherd Schönau 
wurde der Bevölkerung Osterreichs seit vielen 
Jahren bewußt versChwiegen. Das betraChten 
w.ir als eiIne Verantwortungslosigkeit aller 
Regierungen seit 1965. 

Aber man hat den Gefahrenherd SChönau 
nicht nur versChwiegen, sondern die Offent­
lichkieit auch falsch informiert. Denn anders 
kann man die Stellungnahme niCht deuten, 
die anläßlich der Verhaftung von drei Ara­
bern in Wien Anfang dieses Jahres abgegeben 
wurde. Diese drei Araber sind aufgefallen, 
weil sie gefälschte israelische Pässe bei sidl 
trugen. Damals bereits vermutete ein Teil der 
Presse, daß das Ziel dieser al1ahischen Akti­
vitäten israelische Einrichtungen in Osterreich 
darstellen könnten. 

Aber der Generaldirektor für öffentliche 
Sicherheit betätigt sich in der Beantwortung, 
in dem Interview, ich möchte sagen, als 
Beschwichtigungshofrat. Er sagt am 22. Jänner 

1973: "Für die in einem Teil der Tagespresse 
aufgestellten Behauptungen, daß diese Männer 
mit der Absicht nach Wien gekommen sind, 
um in Osterreich Attentate durchzuführen, fin­
den in den bisherigen Erhebungsergebruissen 
keine Bestätigung. Zwei der Angehaltenen be­
ha.upten, im Zusammenhang mit Rauschgift­
schmuggel nach Wien gekommen zu sein. Es 
WErden deshalb nunmehr auch in dieser Rich­
tung Erhebunglen gepflogen. Es trifft nicht zu, 
daß die Anhaltungen in irgendeinem Zusam­
menhang mit der vor einiger Zeit erfolgten 
Ankündigung über angeblich von Palästinen­
sern geplante Anschläge ,auf iSTaelische Ein­
richtungen ilJl Osterreich stehen." 

Meine Damen und Herren! Dagegen hat der 
Herr Bundeskanzler nach dem Terroranschlag 
in MarChegg und Schwechat, am 3. 10. 1973 
gesagt, er bekenne, daß damals Ischon, im 
Jänner 1973, durCh diese Araber bekiannt war, 
daß die Zi,ele dieser Anschläge israelische Ein­
richtungen waren. 

Ein eindeutiger Beweis, daß man die öster­
reidIisChe Offentlichkeit über die zunehmende 
Gefährlichkeit des Lagers Schönau für die 
SiCherheit Osterreichs im unklaren lassen 
wollte'l Statt einen Gefahrenherd auszuräu­
men - und das ist auch unser Vorwurf -, 
kehrte man ihn einf/ach unter den Teppich. 
Und erst nach dem Beschluß der Bundesreglie­
rung, Schönau aufzulassen, kommen die Ein­
geständnisse der VerantwortliChen langsam 
an die Oberfläche. 

So sagt der Sicherheitsdirektor von Niede,r­
österreich Hofrat SChüller am 1. 10. 1973: "Ja, 
bitte, ich weiß davon, daß di:e Israelis schon 
seit langem für die Betreuung ihrer Lands­
leute, ... Leute eingesetzt haben. Ich möchte 
das eigentlich weniger nur als ,ein Sicherungs­
kommando, sondern eher als ein Abholkom­
mando bezeidInen. Die Leute sind hinunter­
gefahren, haben ihre künftigen Landsleute 
dort in Empfang genommen und haben sie !im 
Zug schon ein bisserl aufgeklärt und betreut, 
und bei dieser Gelegenheit - das haben sie 
offenbar ausgenützt dazu, um Waffen bei sidI 
zu führen und im Notfall Ulnter Umständen 
auch für den Schutz ihrer Landsleute einzu­
treten. Das ist aber nidIt so zu verstehen, daß 
die am nächsten Tag Mnausgeschickt wurden, 
sondern die ,Situation ist schon länger zurück­
liegend und bekannt gewesen." Er spriCht 
dann weiter von gewissen Spannungen zwi­
schen österreichischen Exekutivorganen und 
den bew.affneten iJSraelischen Begleitkomman­
dos. 

Meine Damen und Herren! Diese Situation 
war also - ich glaube, das geht aus allem 
klar hervor - den VerantwortlidIen bekannt, 
die Offentlichkeit ist jedodI im unklaren ge-
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lassen worden, und Iilan duldete, daß eine 
ausländische bewaffnete Truppe in Osterreich, 
sozusagen unter der wohlwollenden Patro­
nanz der österreichischen Sicherheitsbehörden, 
ihre Tätigkeit ausübte. Man duldete nicht nur, 
ja man gewährte sozusagen diesem Staat im 
Staate auch noch den Schutz österreichischer 
Sicherheitsorgane. Und das ,alles zu der Zeit, 
in der die Aktivitäten der arabischen Terro­
risten ansteigen und als Isogar bekannt war, 
daß Attentate auf Schönau geplant waren. 

Aber mit diesem Beschluß allein ist ja nichts 
getan, er muß ja auch realisiert werden. Und 
hier muß ich feststellen, daß sich ja in der 
Pr;axis bis dato nichts geändert hat. Es wurde 
kein Zeitpunkt genannt, bts wann die Auflas­
sung dieses Transitlagers zu erfolgen hätte. 
Ich möchte daher die Frage an d~e Verantwort­
lichen auf der Regierungsbank stellen: Bis 
wann spätestens ist damit zu rechnen, daß 
dieser Regierungsbeschluß realiJsiert wird? Ich 
g;aube, im Interesse Osterreichs ist hier eine 
rasche Vorgangsweise vonnöten. 

Hohes Haus! Aber auch der Ablauf der Er-
eignisse an jenem bekannten 28. September 
brachte doch eigentlich zutage, daß die öster­
reichischen Sicherheitsbehörden keineswegs so 
auf die Abwehr und Bekämpfung von Terror­
anschlägen eingestellt waren, wie man das 
eigentlich angesichts der Ereignisse, der trau­
rigen Ereignisse von München im Vorjahr, 
hätte erWlarten müssen und wie es nach den 

Meine Damen und Herren! Damit kein Irr­
tum entsteht: Wir treten dafür 'ein, daß jeder, 
der durch Osterreich reist, Anspruch auf 
Schutz hat, aber im glaube, man kann es nicht 
dulden, daß sich Smutzmaßnahmen auch noch 
auf ausländisme bewaffnete Gruppen erstrek­
ken. Ich ~meine, hier ist mit der Sicherheit 
Osterreichs sehr tiahrlässig umgegangen wor­
den. Und es genügt dem Sicherheitsbedürfnis 
der Osterreicher sehr wenig, heute zu wissen, 
daß das Problem Schönau dem Herrn Bundes- ZusicherU!1lgen des Herrn Innenministers hier 

im Hohen Hause hätte erwartet werden kön­kanzler schon längere Zeit sozusagen unter 
den Nägeln brannte. nen. 

Schön au war - ich darf das ganz grob 
sagen - ein Stützpunkt des israelischen Staa­
tes. Seine frühere Auflösung, die frühere Auf­
lösung des Lagers hätte zweifellos niemals 
als Kapitulation des österreichischen Staates 
gewertet werden können. 

Für uns bleibt das Ergebnis, daß die öster­
reichischen Sicherheitsbehörden, mit dem 
Innenminister an der Spitze, trotz Kenntnis 
der wahren Vorgänge nichts unternahmen, 
um dieser Bedrohung der Sicherheit ,in Oster­
rE:ich ein Ende zu setzen. 

Hier, meine Damen und Herren, hätte man 
agieren und nicht reagieren müssen. Das 
meinte mein Klubobmann Peter als er davon 
Isprach, wir hätten müssen agileren und nicht 
reagieren. Hier hätten wir agieren müssen, 
indem der Beschluß auf Auflösung des Lagers 
schon viel früher hätte erfolgen sollen. 

Die Schließung dieses Lagers war und ist 
längst fällig. Es ist nur zu bedauern, daß es 
eines solchen ernsten Ereignisses bedurfte, um 
diesen Beschluß zu fassen. Denn wir sind der 
Meinung, daß dieser Beschluß im Interesse 
Osterreichs notwendig war, wenn wir auch 
lieber gewünscht hätten, er wäre unter ande­
ren Umständen zustande gekommen. Eines 
muß ich dem Herrn Kollegen Dr. Schleinzer 
sagen, nicht der Beifall oder das Mißfallen des 
Auslandes können für derartige Beschlüsse 
maßgebend sein, sondern lediglich das Schutz­
bedürfnis und die Sicherheit Osterreichs. (Bei­
fall bei der FPO.j 

Ich habe in der Budgetdebatte des vorigen 
Jahres beim Kapitel Inneres sowohl im Bud­
getausschuß als auch im Plenum die Frage auf­
geworfen, welche Vorkehrungen spezieller 
Natur die österreichiischen SicherbJeitsbehör­
den angesichts der Ereignisse in München 
treffen würden, um solchen Ereignissen in 
Osterreich, sollten si'e einmal eintreten, 
erfolgreich entgegentreten zu können. 

Ich habe gefragt: Gibt es einen Krisenstab? 
Werden Spezialeinheiten ausgebildet? Gibt es 
Spezialeinrichtungen, um Terroristen zu be­
kämpfen? Der Herr Innenminister hat ver­
ständlicherweise im Plenum nicht Stellung ge­
nommen, er hat aber im Budgetausschuß die 
Frage bejaht; er könne aber aus verständ­
lichen Gründen nichts Näheres sagen. 

Meine Damen und Herren! Als dann am 
28. September dieser Fall eintrat, konnte man 
keineswegs erkennen, daß die Terroraktion 
auf ein dafür vorbereitetes Abwehrsystem der 
österreichischen Sicherheitsbehörden gestoßen 
wäre. 

Angefangen vom Grenzbahnhof Marchegg, 
in dem keinerlei Schutzmaßnahmen, keinerlei 
VorkehrUJIlgen vorgesehen waren, bis zu den 
Ereignissen von Schwechat, konnte kein 
System bei der Abwehr ,einer solchen Trerror­
aktion entdeckt werden. Ich weiß schon, daß 
man heute als kritischer Betrachter immer wie­
der mit der Feststellung konfrontiert werden 
könnte, daß man halt nachher immer geschei­
ter sei. Ich möchte auch gar nicht die politische 
Entscheidung der Bundesregierung kliitisieren, 
die die Freilassung der Geiseln ermöglicht hat. 

532 
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Aber es muß doch im Interesse der Abwehr 

künftiger Ereignisse ähnlicher Art erlaubt und 
erwünscht sein, auf Fehler und Mängel, die 
aufgetreten sind, hinzuweisen. Und ich ge­
statte mir nur ganz kurz ,auf einiges hinzuwei­
sen, das in der Offentlichkeit und in der Be­
richterstattung der Tageszeitungen klritisch er­
wähnt worden ist: Keine Schutzmaßnahmen 
in Marchegg, obwohl, wie wir heute wissen, 
der Rück.wanderertransport angemeldet war 
und obwohl bekannt war, daß irgendwo 
- und viele Punkte dier Einreise gab es ja 
nicht - Attentate geplant sind. Obwohl man 
das wußte, fehlten die primitivsten Sicher­
hei tsvorkehrungen. 

Wie man hört, wurden die Sicherheits­
organe, die Gendarmerie, die Zollwache, erst 
telephonisch herbeibeOldert, in einem Zeit­
punkt, als die Terroristen bereits in Marchegg 
waren und auch dort das Heft fest in der Hand 
hatten. Es war aLso niemand da, der irgendwie 
hätte eJngreifen können, um die Situation 
vielleicht schon in Marchegg zu bereinigen. 

Meine Damen und Herrenl Es ist richtig, 
wenn der Heu Innenminister sagt, bei Terror­
anschlägen kann man immer nur reagieren 
und nicht agieren. Da pßichte ich bei. Aber 
eines kann man doch: Wenn man Andeutun­
gen bekommt, wenn man Anrufe bekommt, 
wenn einem gesagt wird, es bereitet sich 
etwas vor, dann kann man doch gewisse Maß­
nahmen setzen. 

Wenn man die Frage der mangelnden Be­
wachung der Transportzüge ab Marchegg in 
ihrer ganzen Komplexität betrachtet und wenn 
man die Aussagen der daran beteiligten Be­
hörden vergleicht, so muß man feststellen, daß 
es sich hier wohl um ein Musterbe~spiel von 
Desorganisation handelt. 

Allein schon der Bericht des Bundeskanzlers 
gibt hier darüber bemerkenswerte Auf­
schlüsse. Es soll der Herr Innenminister schon 
im Jänner 1973 dem niederösterreichischen 
Sicherhei1:Jsdirektor Weisung gegeben haben, 
Emigrantenzüge ab Marchegg unter Bewa­
chung und Kontrolle zu stellen. Der Sicher­
heitsdirektor versteht die Weisung anders, 
er ändert sie ab, nachdem er örtliche Gen­
darmerieposten herangezogen hat, und er 
meint, daß er nicht genügend Leute hat. Allein 
schon die bisher durchgeführte Uberwachung 
der Züge von Wien nach Schönau und die 
Bewachung des Lagers erfordern zusammen 
ein Begleitkommando von 80 Sicherheitsorga­
nen. Die zusätzliche Bewachung der Züge von 
der Grenze nach Wien würde ungefähr das 
doppelte Personal erfordern. Und er hat es 
nicht. Er hat dieses Personal nicht. 

Ich muß sagen, es ist ja bekannt, daß die 
Personallage unserer Exekutive nicht sehr 
rosig aussieht, obwohl es ja bei der Bundes­
gendarmerie besser ist als bei der Polizei in 
Wien. Wenn man weiß, daß wir personelle 
Knappheit haben, ist die Verantwortung,slosig­
keit umso größer, wenn man die Gefahren­
herde, die in Osterreich bestehen, nicht früher 
ausgeräumt hat. 

Der Innenminister will nicht wahrhaben, daß 
er die Verantwortung auf den Sicherheits­
direktor schiebt. Der Innenminister meint auch, 
daß eine Kompanie Soldaten in Marchegg 
nichts ausgerichtet hätte, daß niemand etwas 
ausgerichtet hätte, daß es praktisch kein Mit­
tel gegeben hätte, in MarChegg die Terroristen 
zu stellen und unsChädlich zu machen. 

Ich muß sagen, irgendwie war die Offent­
lichkeit verblüfft - ich weiß nicht, wo das 
war -: in den Zeitungen oder im Fernsehen 
gab es Bilder. Die Terroristen sind aus näch­
ster Nähe photographiert worden. Der Photo­
graph stand zwischen den Eisenbahnwaggons 
eines Lastzuges, der auf einem Nebengeleise 
neben dem Auswandererzug stand. Unbemerkt 
konnten sie photographiert werden, als sie 
hinter den Geiseln, hinter den Personen, die 
sie ergriffen hatten, einhergingen. Sie haben 
das Photographieren nicht bemerkt. Ich weiß 
nicht, ob, wenn jemand statt des Photoappara­
tes eine Schußwaffe in der Hand gehabt hätte, 
wenn dort ein SiCherheitsorgan versteckt ge­
standen wäre, es nicht vielleicht ja doch eine 
Möglichkeit gegeben hätte, diese Terroristen 
unschädlich zu machen. Also so, glaube ich, 
sollte man von vornherein nicht die Flinte ins 
Korn werfen und sagen: es nützt nichts, die 
sind einmal da, und man kann gar nicht<S 
machen. Hätte man die Warnungen beachtet, 
hätte man in Marchegg verdeckt Sicherheits­
organe zum Schutze des Zuges aufgestellt, 
vielleicht hätte es doch eine Möglichkeit gege­
ben, diese Sache dort schon zu bereinigen. 

Es ergibt sich in dem Zusammenhang eine 
andere Frage, und ich möchte vielleicht diese 
Frage an den Herrn Außenminister richten: 
Hat man eigentlich bis heute geklärt, wie 
diese Terroristen in die CSSR gelangt sind? 
Bekanntlich kann es ja bei so einem Staat, der 
hermetisch abgeschlossen ist, nicht sehr ein­
fach sein, mit Maschinenpistolen und Eier­
handgranaten einzureisen; und dort sich wel­
che zu besorgen, ist ja auch keine leichte An­
gelegenheit. Hat man Verbindung mit den 
tschechischen Behörden, hat man diese Dinge 
aufgeklärt? Es wäre interessant, auch diese 
Frage beantwortet zu bekommen. 

Dann zu den Vorgängen am Flugplatz, 
meine Damen und Herren! Ich möchte da keine 
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Beurteilung abgeben, denn wenn man selbst 
nicht dort war, kann man nicht beurteilen, ob 
es sim dort im Zuge der Verhandlungen um 
eine Art - wie sagt das "profil"? - Flug­
platzheurigen mit vielen Adabeis gehandelt 
hat oder ob dort eine besondere Spezies öster­
reichischer Zermürbungstaktik abgerollt ist. 

Eines, glaube ich, kann man aber schon 
sagen: Es gibt trotz München und trotz der Zu­
sicherung des Innenministers im Parlament an­
scheinend niemanden bei den österreichischen 
Sicherheitsbehörden, der auf eine Verhand­
lungstaktik mit arabischen Terroristen spezia­
lisiert ist, der dafür ausgebildet ist. Das soll 
keineswegs den persönlichen Mut und die 
Initiative des Generaldirektors für die öffent­
liche Sicherheit und des verhandelnden Beam­
ten des Innenministeriums herabsetzen oder 
mindern, das ist nicht meine Absicht. Die bei­
den Herren haben sicherlich ihr Bestes gege­
ben. Ebenso sollen die Bemühungen der bei­
den Psychiater anerkannt werden, wenn es 
auch sehr, sehr fraglich ist, ob in solchen Fäl­
len Psymiater überhaupt am Platze sind. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister Rösch. 

Bundesminister für Inneres Rösm: Hohes 
Haus! Ich glaube, es ist verständlich, daß sich 
in dieser Frage natürlim die Kritik zu einem 
wesentlichen Teil gegen dile Sicherheits­
behörden richtet. Das begreife ich und ich: 
glaube, daß es auch gut ist, daß diese Frage 
hier diskutiert wird. 

Tritt die zweite Frage auf: Warum haben 
wir es nicht vorher getan? Also zum Beispiel 
bei der Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Suppan. Im darf nom einmal die Anfrage vor­
lesen. (Abg. S u P pan: Sie ist bekannt! -
Abg. Dr. Sc h r a n z: Genieren Sie sich für 
Ihre Anfrage?) Es wird gut sein, wenn man die 
Frage doch verliest, weil man erkennt, warum 
sie nicht beantwortet wurde und warum wir 
gebeten haben, säe zurückzuziehen: 

"Zeitungsmeldungen zufolge wurde unter 
dem Namen ,Kobra' kürzlim ein Sonderkom­
mando aufgestellt, dem Gendarmen mit einer 
Spezial ausbildung angehören. Sie sind mit Ein­
satzwagen, Stahlhelmen, Funkgeräten und 
Sdlnellfeuerwaffen ausgerüstet ... Aber alle miteinander, meine Damen und 

Herren, standen doch einer unlösbaren Auf­
gabe gegenüber, unlösbar, weil die Aufgabe Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
für asterreich neu und unbekannt ist und weil an den Bundesminister für Inneres folgende 
sim niemand vorher bei unseren Simerheits- Anfrage: 
behöIiden mit der Mentalität, mit der Psyche 1. Welche Aufgabe hat dieses Gendarmenie-
dieser Menschen, die die Welt mit ihrem Ter- kommando (,Kobra')? 
ror überziehen, einen Terror geboren aus 
Fanatismus, ernstlich befaßt hat und weil nie­
mand Uberlegungen angestellt hat, welche 
psychologische oder andere Druckmittel gege­
benenfalls hier Anwendung zu finden hätten. 

Und das muß aum kritisiert werden: Palä­
stinensische geschulte Terroristen sind keine 
Stein-Ausbrecher österreimischer Mentalität, 
die man vielleicht durm gutes Zureden oder 
durch Appell an ihr Gewissen und Tränen­
drüsentaktik umstimmen kann. Ich glaube, das 
ist alles zu wenig bedacht worden. Man hat 
sich nach österreichischer Manier und Methode 
offenbar darauf verlassen, daß alles vielleimt 
doch nicht so schlimm werden würde. Diese 
Rechnung ist diesmal, das muß ich sagen, auf­
gegangen. Ob sie beim nächsten Mal ebenso 
glücklich für die betroffenen, für die gefährde­
ten Menschen ausgehen wird, das wage ich 
nicht zu beurteilen. 

Ich glaube, die Lehre aus diesem Terror­
anschlag Marchegg-Schwechat kann daher 
nur lauten: Internationale Gefahrenherde, wo 
immer sie sich in asterreich befinden, abzu­
bauen und die Sicherheitsrnaßnahmen unserer 
Behörden den neuesten Anforderungen ge­
recht zu machen. (Beifall bei der FPO.) 

2. Wie vielle Beamte sind gegenwärtig die­
sem Sonderkommando zugeteilt? .. " 

Im glaube, es ist selbstveI1ständlich, daß 
eine solme Frage nicht beantwortet wird. Ich 
sage nom einmal: Es ist eine ähnlime Frage 
in einem anderen Zusammenhang ja noch 
einmal gestellt worden, die wir ebenfalls nicht 
beantwortet haben. Ich bekenne mich dazu, 
weil im der Meinung bin, daß man vorher 
eben solche Fragen nicht beantworten kann. 
Wenn man nachher in die Situation kommt, 
muß man sie voraussichU,ich beantworten. 

Frage Schönau: Der Herr Abgeordnete Dok­
tOI Smmidt hat leinen kleinen Widerspruch 
gesehen. Er sagt, Schönau besteht seit August 
1965, Auswanderungsziffern und Durchgang 
gibt -es seit 1960 oder sogar schon seit 1958. 
Es hat vor dem Lager Schönau eine andere 
Transitstation bestanden, die in Korneuburg 
gewesen ist. Und vor diesem Korneuburg hat 
es noch andere Stellen privater Natur in 
Osterreich gegeben. Das war zu einem Zeit­
punkt, wo die jährliche Durchwanderungsrate 
etwa bei 500 oder 1000 gelegen ist. Heute 
liegen die Durchwanderungsraten bei 30.000 
bis 40.000 pro Jahr. Deswegen ist }etzt diese 
Zentrale nach Schönau verlegt worden. 
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Nun bitte zur Frage des Betätigungsfeldes 

des israelischen Geheimdienstes. Es wird seit 
etwa eineinhalb Jahren, besonders von der 
kommunistischen Pllesse, das immer wieder 
behauptet. 

Wir haben hier sehr genau untJellsucht. Ich 
darf mich wiederum lauf den Ber-icht der 
Sicherheitsdirektion für Niederösterreich be­
rufen, er liegt mir schriftlich vor. Er sagt, daß 
von derartigen Betätigungen des israelischen 
Geheimdienstes nichts bekannt ist. Richtig ist, 
daß die Jewish Agency sems Leute zur Be­
treuung ihrer Leute dort hat, die zum Teil der 
russischen Sprache mächtig sind, um mit den 
Emigranten überhaupt sprechen zu können. 
Es handle sich nach allgemeiner Auskunft, 
nach spezieller Auskunft, nach Uberprüfungen 
seit - wie es hier heißt - dem Juni 1972 um 
keine Mitglieder des iJsIiaelischen Geheim­
dienstes. Mehr als dieser Sicherheitsbericht 
mir sagt, kann ich dazu auch nicht sagen. 

Ich glaube auch, Herr Abgeordneter, daß die 
Auffassung, daß es sich hiebei um eine gründ­
liche "Durchleuchtung" ,der Auswanderer ge­
handelt hat, schon aus den Zahlen nicht zu­
treffen kiann. Pro Tag 100 Leute genau zu 
"durchleuchten", ilst ja faktisch nicht möglich, 
noch dazu in maximal zehn bis zwölf Stunden, 
wenn man berücksichtigt, daß eine Nacht 
dazwischenliegt, wo die Leute noch schlafen. 
Mehr nämlich ist dort nicht möglich. Denn es 
sind, wie gesagt, zwischen 30.000 und 40.000 
pro Jahr, wir haben im Schnitt 100 pro Tag, 
ein "Durchleuchten" dieser Leute ist, glaube 
ich, während dieser Zeit kaum mögLich. 

Es wurde hier lauf ein Interview des Herrn 
Generaldirektors vom 22. Jänner hingewielsen. 
Es ist richtig, was Sie da vorgelesen haben, 
Herr Abgeordneter. Am 22. Jänner sind diese 
Aussagen von den Terroristen auch noch gar 
nicht bekannt gewesen. Sie sind erst genau 
einen Monat später bei einem Verhör erfolgt. 
Also im Jänner haben der Herr General­
direktor und alle, die wir dazu etwalS gesagt 
haben, absolut korrekt und richtig erklärt: 
Von solchen Dingen ist nichts bekannt. Einen 
Monat später hat die zweite Gruppe, die w.ir 
dann vernommen haben, bei einem Verhör 
eine solche Aussage gemacht. 

Die weUere Frage ist: Bis wann wird 
Schönau geschlossen? Schönau wilid in dem 
Augenblick geschlossen, bis die Organisation 
der Durchreise anders geregelt werden kann. 
Es sind das lai so eine Reihe von Fragen, die 
hier gelöst wellden müssen. Es ist nunmehr 
so weit, daß fast täglich AbtranJsporte statt­
finden, daß wir aber immerhin eine gew;isse 
Zeit unter Umständen brauchen, etwa 12 bis 
24 Stunden, um die Leute irgendwo unter-

zubringen, sie müssen sich irgendwo auf­
halten, bis ,eine Weiterreise möglich list. Diese 
ganze Organisation wird jetzt aufzubauen ver­
sucht, wir sind mitten darinnen, und sobald 
das erledigt ist, wird dann auch Schönau ge­
schlossen werden. 

Eine weitere Frage, die angeschnitten 
wurde: Wieso koonten die Terroristen in 
Marchegg photographiert werden, da hätte 
man ja auch schießen können? 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht 
möglich gewesen. Das System ist ja das, daß 
immer ein Terrorist mit den Geiseln drinnen 
gewesen ist und einer draußen mit einer ösber­
reichischen Geisel. Jeder Angriff auf den einen 
hätte die Reaktion des andellen mit sich ge­
bracht. 

Und ,ich komme wieder auf die Frage - wir 
haben sie ja schon einige Male diskutiert, auch 
hier im Hohen Haus, in den Ausschüssen -
der sogenannten Spezial- und Sonderkomman­
dos. Meine Damen und Herren! Spezial- und 
Sonderkommandos, überall wo sie bisher ge­
macht wuroen - wir haben uns die Berichte 
aus allen Ländern geben lassen, haben sie 
sehr eingehend studiert -, bedeuten nichts 
anderes als Schießen. Ausbildung im Schießen. 
Das silnd Kommandos, ,die nur zu dem Zweck 
da sind zu warten, um im gegebenen Moment 
eingesetzt zu werden, um die Waffe zu ge­
brauchen - wie man das jetzt sagen will -: 
Scharfschützen oder Sonderschützen oder 
irgend etwas. Und in allen diesen Fällen, wo 
sie bisher eingesetzt wallen, haben sie ver­
sagt. In allen! Uberall sind meistens Geiseln 
mit draufgegangen, selbst eingesetzte Beamte. 
Erreicht wurde nichts. Dals ist der einzige Sinn 
von solchen Sonderkommanden. 

Wenn man aber nun sagt, wir hätten uns 
überhaupt nicht darauf vorbereitet, Herr Ab­
geordneter, so muß ich dem widersprechen. 
Es sind die Weisungen dezidiert hinaus­
gegangen. Es ist abgesprochen gewesen seit 
Jänner beziehungsweise seit Februar, als wir 
gewußt haben, worum es sich handelt und 
welche Gefahren möglich sind. Seit damals 
sind alle Maßnahmen besprochen und durch­
geführt worden. Sie sind dann allerdings im 
August eigenmächtig von einer Stelle abge­
ändert worden, ohne daß wir etwas gewußt 
haben. 

Jetzt wird man sagen: Das ist uninter­
essant! Das gebe ich zu. Di,e Verantwortung 
trage ich, die Verantwortung trägt die 
Generaldirektion. Jawohl, die Verantwortung 
müssen wir tragen, ich muß nur wieder sagen: 
Wir werden eben sehen, wie wir die Sache 
jetzt ins reine bringen. Denn wenn man sidl 
nicht darauf verlassen kann, daß solche Anord-
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nungen durchgeführt werden, und wenn sie 
abgeändert werden, ohne daß wir etwas 
wissen, dann muß man daraus natürlich auch 
die entsprechenden Konsequenzen ziehen. 

Wegen der Maßnahmen beziehungsweise 
wegen des Vorwurfs, wir hätten uns auf die 
Mentalität nicht vorbereitet, darf ich noch 
sagen: Wir haben zumindest versuCht, uns 
darauf vorzubereiten, soweit es gegangen ist. 
Wir haben nämlich einen österreichischen 

wesens zu verändern, das sei eine Frage, die 
weit über Ressortkompetenzen der Mini­
sterien hinaus die Grundlage unserer staat­
lichen Existenz berührt. Wenn also die Auf­
gabe, die Schließung Schönaus die Grundlagen 
unserer staatlichen Existenz berührt, dann 
glaube ich nicht, daß ein Gespräch mit der 
Opposition bei dieser Haltung überhaupt zu 
einem Erfolg geführt hätte. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Staatsbürger, der ein geborener Araber ist, Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
der alle Dialekte spricht, beigezogen. Er ist in Abgeordnete Czernetz. 
SchweChat vom ersten Moment an dabei-
gewesen. Das hat mit in die Vorbereitungen 
gehört, einen Mann zu haben, der in der Lage 
ist, mit den Leuten direkt zu sprechen, der, 
weil er dort aufgewachsen ist, auch die Men­
talität nicht der Terroristen, aber immerhin 
dieser MensChen dort kennt. Nur wurde der 
abgelehnt, die Terroristen haben sich gewei­
gert, mit ihm überhaupt zu sprechen, weil sie 
gesagt haben, er sei ein Spion, sie seien nicht 
bereit, mit ihm zu reden. Sie waren nur bereit, 
in dieser Frage mit österreichischen Beamten 
Verbindung aufzunehmen. 

Es wurde weiters die Frage gestellt, wie 
diese Terroristen in die Tschechoslowakei ge­
kommen sind. Nach den bei ihnen vorgefun­
denen Dokumenten sind sie mit dem Flugzeug 
nach Prag eingeflogen. Nicht ganz einen Monat 
vorher, 14 Tage oder drei Wochen vorher sind 
sie mit dem Flugzeug in Prag gelandet und 
sie haben sich in dieser Zeit in der Tschecho­
slowakei aufgehalten. Was sie dort getan 
haben, was dort weiter gewesen ist, wissen 
wir niCht. Sie sind dann in den Zug in Preß­
burg zugestiegen - das ist durch die Fahr­
karten erwiesen, die wir bei ihnen gefunden 
haben - und sind mit dem Zug nach Oster­
reich eingereist. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das 
waren die Fragen, die jetzt aufgeworfen wur­
den. Gestatten Sie mir zum Schluß, Herr Vize­
kanzler Dr. Withalm, noch eine Bemerkung. 
Sie haben gesagt, man hätte, als man die Ge­
fährlichkeit von Sdlönau gesehen hat, viel­
leicht doch die Opposition einladen sollen, 
darüber zu sprechen. Sie haben gesagt, Sie 
sind überzeugt davon, Sie hätten sich nicht 
verschlossen, daß man diese Frage gemeinsam 
als Risiko betrachtet und sie dann der ganzen 
Welt dargestellt hätte. 

Das steht allerdings jetzt in einem gewissen 
Widerspruch zu dem Ausspruch des Herrn 
Bundesparteiobmannes Dr. Schleinzer von 
heute, der gemeint hat: Schönau schließen, das 
hieße die Preisgabe dieses Lagers mit allen 
Konsequenzen, das sei gleichbedeutend mit 
dem Versuch, Grundsätze unseres Gemein-

Abgeordneter Czernetz (SPO): Hohes Haus! 
Wir haben im Europarat über die Frage des 
Terrorismus schon seit langem gesprochen. 
Dr. Withalm hat vorhin gesagt: Wie haben 
Sie das jetzt im Oktober in Straßburg ent­
gegengenommen, als sich der Terrorfall in 
Osterreich ereignet hat? Wie haben Sie darauf 
reagiert? - Er hat ein Zitat gebracht. 

Ich glaube, Sie selbst, Herr Dr. Withalm, 
waren im Mai in der Session dabei, als ich 
meinen Bericht über internationalen Terroris­
mus gebracht habe. In diesem Bericht gibt es 
unter anderem zwei Sätze, die völlig unbe­
stritten angenommen wurden. Es heißt dort: 
"Jene, die das Verbrechen der Geiselnahme 
begehen, rechnen mit der humanitären Hal­
tung der Regierung, die sie durch Erpressung 
versuchen wollen, weil sie wissen, daß diese 
Regierungen das Leben Unschuldiger schützen 
wollen." 

Wir sagen dann weiter: "Wenn man den 
Drohungen der Erpresser nachgibt, dann be­
deutet das eine Einladung zu weiteren Akten 
von Terrorismus. Aber nichtsdestoweniger 
werden die Regierungen demokratisCher Staa­
ten das Leben von Menschen nicht opfern 
können," 

Genau das hat sich nämlich hier wieder 
ereignet, was wir allgemein gesagt haben, 
was wir feststellen mußten. Ich darf in diesem 
Zusammenhang noch sagen: In der Begleit­
rede, mit der ich den umfangreichen Bericht 
vorgetragen hatte, sagte ich etwas, was heute 
erst diese eigenartige Bedeutung gewinnt. Ich 
habe wörtlich erklärt: "Die Erpressung von 
Regierungen mit der Drohung, Unschuldige zu 
ermorden, wenn die Forderungen nicht erfüllt 
werden, ist ein gemeines Verbrechen! Ich 
weiß, man gibt vielen unserer Regierungen 
oft den Rat: Leistet Widerstand! Ihr dürft den 
Erpressungen nicht nachgeben! 

Zum Glück. haben wir in Osterreich eine 
solche Situation noch nicht erlebt, aber in 
unseren Nachbarländern hat es das gegeben. 
Ich glaube, dieser Rat ist zu einfach; in demo­
kratischen Staaten wird man einer solchen 
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Erpressung nicht leicht widerstehen können 
und das Leben der zivilen Passagiere eines 
Flugzeuges und das der Bemannung aufs Spiel 
setzen können. Das wird man nicht können. 
Anders ist das in Ländern, die in einem 
Kriegszustand sind oder, wie Israel, in einem 
dem Kriegsverhältnis ähnlichen Zustand. 

In unseren Ländern geht das aber nicht. Die 
Spekulation dieser Verbrecher, das Leben Un­
schuldiger oder Unbeteiligter zu riskieren, 
macht das zu einem besonders niederträch­
tigen und erbärmlichen Verbrechen." 

Das war im Mai. Da konnte man sagen: 
Wir haben das in Osterreich noch nicht gehabt. 
Aber es ist eben am 28. September über uns 
hereingebrochen. Und zu vielen der Bemer­
kungen, die zuletzt auch von Dr. Schmidt über 
den Krisenstab und die Sicherheitskräfte ge­
macht wurden: Ja, das muß man alles machen, 
das geschieht in allen möglichen Ländern. 
Aber die Kollegen aus dem Europarat werden 
sich an die Empfehlung Nr. 703 über den 
internationalen Terrorismus erinnern, wo wir 
eindeutig feststellen: Wenn erpresserische 
Verbrecher Geiseln in ihren Händen haben, 
ist im allgemeinen mit den Sicherheitskräften 
nichts mehr auszurichten. Das entscheidende 
ist vorbeugen. 

Wir haben auch mit der vollen Unter­
stützung unseres Außenministers und mit der 
Zustimmung unseres Innenministers vorge­
schlagen, eine Konferenz der Innenminister, 
der Polizeiminister, der für das Sicherheits­
wesen verantwortlichen Minister des Europa­
rates zusammenzubringen, die die Vorbeu­
gungsmaßnahmen koordinieren sollen; das 
einzig Sinnvolle, mit dem man solche Un­
glückssituationen vermeiden kann. Wenn das 
Unglück eimnal läuft,dann ist ,es so, wie es 
vorher auch Bundeskanzller Dr. Kreisky dar­
gestellt hat. 

Die Statistiken, die man über die Terrorfälle 
bekommt, weichen ab, je nachdem, von wel­
cher Stelle sie kommen. Ich habe insgesamt 
307 Terrorfälle, Flugzeugentführungen und 
ande:re Terrorfälle, vor mir. Die arabischen 
Terrorfälle habe ich in 23 Fällen genau vor 
mir: Es gab 58 Terroristen, sie haben 1321 Gei­
seln genommen. Es hat in diesen 23 Fällen 
105 Tote gegeben. 

In all di-esen Fällen hat es nur ein einziges 
Mal eine Situation gegeben, wo man Wider­
stand geleistet hat: das waren die Israeli selbst 
in der israelischen Botschaft in Thailand. Aber 
ich habe das in Straßburg jetzt der Frau 
Ministerpräsident Golda Meir gesagt; ich habe 
sie daran erinnert. Im Mai dieses Jah:r:es war 
ich nach der Europaratstagung in Israel und 
habe mit ihr und anderen Personen gesprochen. 

Auf den Hinweis: Ja ihr -sprecht über Terroris­
mus, man darf aber nicht nachgeben!, habe 
ich genau dasselbe gesagt: In demokratischen 
Ländern wird man s.ich im Ffi.edenszustand 
den Erpressern nicht widersetzen können, weil 
es keine Regierung auf sich Il!ehmen kann, 
das Leben Unschuldiger zu opfern. Das ist 
unmöglich! 

Und das war auch hier unmöglich. Sie 
sagten: Ich war nicht glücklich darüber, ich wlar 
nicht bege:istert darüber. - Ich glaube, Kreisky 
sElber war nicht begeistert darüber, aber es 
war ja nichts anderes möglich. Ich habe in 
Straßburg zuerst mit dem Herrn Bundes­
minister und dann nach seiner Abreise zu den 
Vereinten Nationen mit den Kollegen der 
OVP und mit meinen eigenen P,arteifreunden 
darüber gesprochen. Wir haben spärliche In­
formationen bekommen. Ja was hätte man 
denn tun sollen? Man soll doch nicht nachher 
der Neunmalweise sein, der alles besser weiß! 
(Beifall bei der SPO.) In dem Augenblick, in 
dem man den Erpressern ausgeliefert ist, kann 
man es leider n:icht anders machen. 

Hohes Hausl Wir haben es erlebt, daß alle 
andere Regierungen Geld hergegeben haben. 
Ich weiß von Summen wie 3 Millionen Schwei­
zer Franken, die die Schweizer gegeben haben, 
von 5 Millionen pollar; dile, Beträge sind nur 
so geflossen, von überall her. Was war die 
deutsche BundesregierU!Ilg nicht bereit zu zah­
len, um deutsche Diplomaten in Südamerikla 
loszukaufen! Alles ist man zu tun bereit. Man 
gibt den Erpressern nach, und man hat in 
der Zwischenzeit gelernt. 

Das einzige, was sinnvoll ist, ist das, was 
wir in der Empfehlung Nr. 703 sagen: Vor':' 
beugen. W.ir können es lletder in Europa nur 
regional tun. Den Amerikanern ist es gelun­
gen, gemeinsam mit den Kanadiern einen Ver­
trag mit Kuba - nicht direkt, sondern auf 
dem Umweg über die Schweiz - abzu­
schließen. Das ist erst in dem Augenblick 
gelungen, als die Kubaner genug hatten 
von jenen, die zu ihnen kamen und die bei 
ihnen selber einen Wirbel gemacht haben. In 
dem Augenblick, wo Kuba nicht mehr ein Ort 
war, an dem Flug71eUgentführer ein Asyl ge­
funden haben, hat man einen Vertrag schlie­
ßen können. 

Wir wissen genau, was wir in der Welt 
jetzt vor uns sehen: Wir haben eine totale 
Verunsicherung des Lebens vor uns. Im Krieg 
hat man einen schrecklichen Blutzoll zu zahlen. 
In .der modernen ZiviliJsation, besonders in 
den demokratischen Staaten, hat man die 
Schrecken der Gewalt doch wenigstens den 
friedlichen Staatsbürgem im Frieden: ersparen 
können. Aber jetzt ist diese Welt, die ganze 
Welt unter Terror: Bombenanschläge, Atten-
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tate, Entführungen, Geiselnahmen, Erpressung 
von Regierungen, Diplomatenmorde, Luft­
piraterie - das alles haben wir doch täglich 
um uns. 

Wieso? Warum? - Die Vereinten Nationen 
haben sich damit befaßt und das in der 
Resolution der Vereinten Nationen ausge­
sagt. Im Dezember 1972 heißt es: Man muß 
die Ursachen des Terrorismus studieren, und 
wenn man gerechte und friedliche Lösungen 
der unterliegenden Ursachen gefunden hat, 
dann wird man die Gewalttat'en verhindern 
können. - Ich bitte zu beachten, wo es überall 
Gewalttaten gegeben hat und keine berech­
tigten Ursachen für Gew,altanwendung vor­
lagen. 

Dr. Schleinzer ist nicht da, ich glaube aber, 
er würde es auch venstehen: Das heißt nicht, 
die Vereinten Nationen zu verurteHen, son­
dern das heißt, zu sehen, daß etwa die ara­
bischen Staaten der Meinung sind, das sei 
ganz in Ordnung, das sei ein Teil des Frei­
heitskampfes, den die Palästinenser führen. 
Deshalb sind sie der Meinung, daß man ruhig 
diesen Terrorismus betreiben kann, ja viele 
Vertreter der Entwicklungsländer bestreiten 
die Bezeichnung "Terrorismus" für Terrorfälle, 
den sie sind e,in Teil ihres FI1eiheitskampfes. 

Wir haben auch darüber noch in der Mai­
session im Europarat gesprochen und wir sind 
auf eine sehr interesSiante Sache gekommen. 
In der Genfer Konvention über die Kriegs­
gefangenen von 1949 ist das erste Mal auch 
die Definition von Widerstandskämpfern ent­
halten, die ja in den früheren Konventionen 
nicht enthalten war. Und es ist ungemein 
interessant zu sehen, was darunter verstanden 
wird. Es ist die Rede von denen, die wirklich 
alE. Kriegsgefangene .anzusehen sind, und das 
Sind - wie es hier heißt -: in Feindeshand 
gefallene Personen, die den folgenden nach­
stehenden Kategorien angehören: Mitglieder 
von Streitkräften einer am Konflikt beteiligten 
Partei, sowie Mitglieder von Milizen und Frei­
wiUigenkorps, die in diese Streitkräfte einge­
gliedert sind; zweitens: Mitglieder anderer 
Milizen und Freiwilligenkorps ·einschließlich 
solcher von organisierten' \Viderstands­
bewegungen, die zu einer am Konflikt betei­
ligten Partei gehören und außerhalb und 
innerhalb ihres eigenen Gebietes, auch wenn 
dasselbe besetzt ist, tätig sind, sofern diese 
Miliz nur aus Freiwilligen besteht, einschließ­
lich der organisierten Widerstandsbewegung. 

Und nun kommt die Aufzählung: 

a) eine für ihre Untergebenen Vierantwort­
liehe Person an ihrer Spitze haben, 

b) ein bleibendes und von weitem erkenn­
bares Unterscheidungszeichen tragen, 

c) die Waffen offen führen und 

d) bei ihren Kampfhandlungen die Gesetze 
und Gebräuche des Krieges einhalten. 

Ich möchte einen dJieser Gebräuche bezie­
hungsweise ,eines dieser Gesetze aufzählen: 
Das Festnehmen von Geiseln ist unteI1sagt. -
Das heißt: Das, was wir heute bei den 
Terroristen antreffen, hat nichts mit dem zu 
tun, was in der Genfer Konvention als Wider­
standskämpfer anerkannt ist. Hier werden g,e­
meJine Verbrechen begangen. Aber bei den 
Vereinten Nationen steht eine große Anzahl 
von Staaten bezi.ehung.sweise legalen Ver­
tretungen auf dem Standpunkt, daß das ordent­
liche Freiheitskämpfer seien. Die Vereinten 
Nationen sind gelähmt, sie können nichts 
dagegen unternehmen. 

Das Problem ist ein weltweJites. Es wird 
weltweit nicht gelöst weIden können. Es ist 
im amerikanischen Raum begrenzt gelöst 
worden, in dem Abkommen zw~schen den Ver­
einten Staaten und Kanada auf der einen und 
Kuba lauf der anderen Seite. Wir müßten im 
Rahmen Westeuropas, im Rahmen der demo­
kratischen Staaten des Europarates, zu einer 
regionalen Vereinbarung, zu einer Zusammen­
arbeit kommen. Wir haben die Unterstützung 
von Dr. Kirchschläger, und ich hoffe, daß unser 
Außenminister seine ganze KI1aft daran setzen 
wird - und auch wir werden es von der 
Beratenden Versammlung aus veI1suchen -, 
die Kollegen der anderen Staaten dazu zu 
bringen, daß man hier die zuständigen Mini­
ster versammelt. 

Ich möchte Dr. Kirchschläger sagen: Ich habe 
nach seinem Verlassen von Stnaßburg an den 
deutschen Innenminister Genscher in der glei­
chen Frage appelliert, und er hat ausweichend 
geantwortet: Wir müssen versuchen, die 
Innenminister weniger offiziell zu versammeln, 
um die Dinge zu besprechen. Er hat ausdrück­
lich zugebilligt, daß manche Außenminister 
- nicht Sie, Herr Außenminister - die Ent­
scheidung gefällt haben: Keine Innenminister­
konferenz !, ohne die Innenminister noch zu 
fragen. 

Leider sind das Mängel bei uns selbst. So 
kann man den Terrorismus nicht wirksam be­
kämpfen. 

Hohes Hausl Wir haben erlebt, daß nach 
diesen Vorfällen in Osterreich eine Welle der 
falschen, tendenziösen und gehässigen Bericht­
erstattung durch die Welt gegangen ist. Ich 
weiß, wie schwer es in Straßburg war, ein 
klares Bild zu bekommen. Ich möchte nidlt 
sagen, daß es immer bösartig gewesen ist, 
nur die Berichte waren dann bösartig, viel­
leicht nicht die Absicht. Viele Zeitungen haben 
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am Anfang geglaubt, asterreich erlasse eine 
generelle Sperre für die Durchreise aller 
jüdischen Auswanderer aus der Sowjetunion 
auf dem Weg nach Israel. In dem Augenblick, 
zu dem wir selber wußten, daß der Transit 
aufrechtbleibt, haben wir viel stärker auf­
treten können. Ich weiß, daß das auch bei 
anderen Stellen geschehen ist, nur ist man auf 
Hemmungen gestoßen. Vielfach haben auch 
die Presseleute das nicht sofort überwinden 
können, es hat eben eine Zeitlang gedauert. 

Ich glaube, wir haben es bei dieser anti­
österreichischen Welle mit einem eigenartigen 
Phänomen zu tun. In der ganzen Welt besteht 
seit Jahren die Ohnmacht der Staatsgewalt, 
die Ohnmacht der Regierungen, die Ohnmacht 
der Sicherheits kräfte gegenüber einer Hand­
voll Terroristen. Diese überall und immer 
wieder empfundene Ohnmacht mußte schließ­
lich zu einer zurückgestauten Frustration füh­
ren. 

Ich würde sagen: Am 28. und 29. September 
hat sich das in einer Explosion gegen das 
kleine, schwache asterreich entladen. Auf uns 
ist das gegangen! Größere Staaten, andere 
Regierungen, Länder mit einer größeren 
Polizeimacht haben sich genauso verhalten, 
sie mußten genauso nachgeben - aber die 
Explosion dieser zurückgestauten Frustration 
hat uns getroffen. Ich glaube, nicht zuletzt 
ist sie in Westeuropa ausgelöst worden durch 
das schlechte Gewissen des Westens gegen­
über den Sowjet juden, denn niemand in der 
Welt, kein Staat hat mehr für sie getan als 
asterreich. Sie alle haben nur das schlechte 
Gewissen gehabt. Es sind die Zahlen genannt 
worden. Ich glaube aber gerade aus diesem 
Grund, daß vielleicht Dr. Withalm übertrieben 
hat, wenn er sagt, es ist ein nicht wiedergut­
zumachender Schaden entstanden. 

Der Herr Bundeskanzler hat vorher einiges 
gesagt, und ich würde dazu meinen: Wir 
haben Grund, optimistisch zu sein, denn in 
dem Maß, in dem sich bei den verschiedenen 
westlichen Regierungen in der öffentlichen 
Meinung die Wahrheit über unsere tatsäch­
liche Rolle wieder durchsetzt, werden wir 
unser Vertrauen und werden wir unser An­
sehen rasch wiedergewinnen können, denn 
wir haben die Grenzen nicht gesperrt, wir 
haben die Leute nicht von ast erreich fern­
gehalten. 

Ich möchte sagen: Am 28, 29. September und 
vielleicht bis zum 3., 4. Oktober war dieses 
Ansehen Osterreichs zum großen Teil ge­
brochen, es hat sich jedoch rasch wiederher­
gestellt. 

Sehr deutlich sieht man das an einer Schwei­
zer Zeitung, die schärfste Kritik gegen uns 
vorgebracht hat: "Die Weltwoche", ein 
Wochenblatt, trat zuerst in einem Leitartikel 
in der schärfsten Weise gegen uns auf und 
brachte dann eine Woche später einen Artikel: 
"Transit der Sowjet juden durch asterreich 
praktisch unverändert". Da heißt es: "Eine 
gute Woche lang war asterreichs Bundes­
kanzler Bruno Kreisky der Prügelknabe der 
Welt." Und am Schluß: "Am Grundprinzip 
des freien und unbeschränkten Transits durch 
Osterreich aber ändert sich dadurch überhaupt 
nichts. Selbst die Prozedur geht fast unver­
ändert weiter. ... De facto ist, wie gesagt, 
nichts passiert. Die Zugeständnisse an die 
Araber hatten lediglich symbolischen, keinen 
praktischen Wert." Das heißt, im selben Blatt 
hat sich das Bild so wie auch in anderen 
Blättern in einer Woche geändert. 

Herr Dr. Schleinzer hat heute die "Frank­
furter Allgemeine" mit dem Datum vom 
22. Oktober genannt. Hier sind in einem 
Artikel eine Reihe von Behauptungen auf­
gestellt, die höchst erstaunlich sind. Die so 
angesehene "Frankfurter Allgemeine" hat in 
einem Artikel die Bemerkung: "An diesem 
Punkt wird deutlich, daß die Wiener Entschei­
dung in das Räderwerk der jüdischen Emi­
gration aus der Sowjetunion eingreift, in eine 
empfindliche internationale Maschinerie." 
Weiter heißt es dann: "Die Sowjets. wie sie 
nun einmal sind, vermögen sich die Ausreise 
ihrer Juden nur in Transporten vorzustellen. 
So mächtig ist asterreich nicht, daß es 
Breschnew zwingen könnte. seinen Juden 
stattdessen die individuelle Reise nach Israel 
anzubieten.' . 

Einer so angesehenen Zeitung wie der 
"Frankfurter Allgemeinen" würde man soviel 
Unkenntnis nicht zutrauen. Es ist eine "große 
Leistung", die sie damit zustande bringt! 

Ich möchte keine Zahlen nennen. die mir 
amtlich nicht zur Verfügung stehen. aber es ist 
doch nicht uninteressant zu lesen. wie eine 
spanische Zeitung, die bedeutende Tages­
zeitung "ABC". schreibt: "Moskau hat soeben 
die Genehmigung zur Ausreise von zirka 
6000 Juden bekanntgegeben, die zusammen 
mit den 3650, die ein Ausreisevisum schon in 
Händen haben. jetzt an der tschecho­
slowakischen Grenze ankommen und für 
Kreisky ein fast unlösbares Problem dar­
stellen." 

Ich glaube, es wissen alle Damen und 
Herren dieses Hauses. daß sich der Prozeß 
der Durchreise jetzt völlig ohne Schwierig­
keiten und reibungslos abwickelt. Die 
Probleme existieren jetzt nicht. Der Herr 
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Innenminister hat vorhin dargestellt, wie man 
die Neuorganisation vorbereitet. Und es wird 
eine Neuorganisation sein, die ganz anders 
ist, als sie Dr. Schleinzer vorhin kritisiert hat, 
und zwar als ein Antasten der Grundsätze. 

Frau Barbara Coudenhove-Kalergi hat mit 
dem Einwanderungsminister Peled in Israel 
gesprochen, der nach einem Bericht vom 
14. Oktober sagte: "Ich bin hoffnungsvoll, daß 
die Jewish Agency gemeinsam mit den öster­
reichischen Behörden einen Weg finden wird, 
den Transit russischer Juden durch Osterreich 
auch ohne Schönau so schnell und so sicher 
wie möglich zu machen." 

Ich bin überzeugt davon, daß das geschehen 
wird, und ich glaube, es wäre gut, wenn wir 
in dieser Debatte auch erkennen würden, daß 
man nicht falsche Akzente setzen soll. 

Niemandem wird das Recht genommen, 
seine eigene Meinung zu haben, aber wenn 
Dr. Schleinzer sagt, die Osterreicher sollten 
die volle Wahrheit erfahren, dann bin ich 
so vermessen zu sagen, daß der Bundes­
kanzler, der Innenminister, manche meiner 
Parteifreunde und ich selbst jetzt mehr an 
Wahrheit beigetragen haben als einige der 
Propagandadinge, die Dr. Schleinzer für not­
wellidig gehalten hat. N ein, der Strom 
jüdischer Auswanderer aus der Sowjetunion 
geht weiter klaglos vor sich, er hat in keiner 
Weise abgenommen. 

Ich glaube, daß wir zu dem ganzen bedauer­
lichen Vorfall sagen können: Größte Anstren­
gungen, international dazu zu kommen, daß 
man die Vorbeugung organisiert! 

Die Republik Osterreich wird jedenfalls 
jedem Flüchtling Asyl gewähren, die RepubLik 
Osterreich wird jedem jüdischen Auswanderer 
aus der Sowjetunion, der nach Israel oder 
wohin immer geht, Transit gewähren. Das 
heißt, die Republik Osterreich wird so wie 
bilSher ihren humanJitären Pflichten treu 
b,leiben! (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Mock zum Wort gemeldet. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herrenl Ich verstehe 
nicht ganz, warum sich der Abgeordnete 
Czernetz so darüber aufregt, daß man im 
nachhinein das Verhalten der Bundesregierung 
kritisiert. Im vorhinein kann man sich ja mit 
den Vorgängen nicht beschäftigen, das Par­
lament kann seine Kontrolle immer nur im 
nachhinein ausüben. Das ist doch kein Grund, 
zu sagen, im nachhinein sind die Weisen 
immer gescheiter. 

Der Herr Bundeskanzler hat dem National­
rat einen Bericht erstattet, der sein Verhalten 
und das Verhalten der Bundesregierung an-

läßlich des Uberfalles arabischer Terroristen 
auf den Personenzug in Marchegg am 28. und 
29. September erklären und rechtfertigen soll. 

Vorweg eine Bemerkung, Herr Bundes­
kanzler: Mir :ilSt durchaus bewußt, daß in der 
politischen Auseinandersetzung die Simplifi­
zierer immer einen gewissen Wettbewerbs­
vorteil haben. Die Sachlen sind eben nicht so 
einfach, daß "Leben oder nur Symbole" die 
Wahl warj so leicht kann man sich das nicht 
machen, auch wenn Sie wegen der Wirkung, 
die damit verbunden ist, immer wieder mit 
derselben Aussage spielen. Ich möchte daher 
bei der Behandlung des Problems differenzie­
ren. 

Meine Damen und Herren! Die Problem­
stellung setzte sich tür die Bundesregierung 
aus zwei Aufgaben zusammen. Die erste Auf­
gabe - ich betone das Wort "erste" - war 
es, die Freigabe der Geiseln zu erzielen. Das 
ist ge1schehen. Wir unterschätzen dabei gar 
nicht das Bemühen sowohl der Exekutiv­
beamten als auch der Politiker. Herr Bundes­
kanzler! Wir versagen lauch nicht den Respekt 
vor der außerordentlichen psychischen Be­
lastung, die damH sowohl für die Sicherheits­
beamten als auch für die Politiker verbunden 
war. Dieses Bemühen entsprach aber, Herr 
Bundeskanzler, Ihrer Pflicht, und es ist über­
haupt kein Grund für eine Pose oder ein 
besonderes Pathos vorhanden. Sie sagen 
immer, ,es W1ar ,eine Entscheidung über Leben 
oder Tod. Es ist nur eine Behauptung, daß 
nur diese zwei Alternativen zur Diiskussion 
standen. Das müssen, wie der Herr Bundes­
parteiobmann gesagt hat, Zehntausende 
Exekutivbeamte, Ärzte oder andere Staats­
bürger immer wieder übernehmen. 

Die zweite Aufgabe, meine Damen und 
Herren, best:and für die Bundesregierung und 
für den Bundeskanzler darin, bei der Lösung 
dieses Problems jene Verfahren anzuwenden, 
jene Vorschläge zu machen, jene Prozeduren 
zu verwenden, die sicherstellen, daß die innere 
und äußere Sicherheit unseres Landes erhöht 
wird, daß die Neutralität gestärkt wird und 
daß wir nach Möglichkeit jeden Streit mit 
einer Signatarmacht des Staatsv,ertI1ages ver­
meiden. 

Herr Bundeskanzler! Bei dieser zweiten Auf­
gabe haben Sie versagt. Dilese zweite Aufgabe 
wurde nicht gelöst, und daher teile auch ich 
die Auffassung eines der prominenten Jour­
nalisten, der durchaus bestrebt war, Ihren 
Standpunkt zu verstehen, daß es sich 
bei Ihrer Entscheidung um eine zwi'elichtige 
Entscheidung gehandelt hat. Es war ja auch 
1956 so, Herr Bundeskanzler. Die erste Auf­
gabe war, die Menschen, die aus Ungarn ge­
flüchtet waren, bei uns aufzunehmen, ihnen 

81. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 88

www.parlament.gv.at



7734 Nationalrat XIII. GP - 81. Sitzung - 23. Oktober 1973 

Dr. Molk 
Obdadl zu geben, es ihnen zu ermöglichen, 
in ein anderes Lallidauszuwandern. Die zweite 
Aufgabe war es, sich dabei politisch so zu 
verhalten, daß die Neutralität gestärkt wird, 
die österreichische Sicherheit gestärkt wird 
und wir gleichzeitig jeden Streit mit leiner 
Signatarmacht des Staatsvertrages vermeiden. 
Beide Aufgaben wurden von der damaligen 
Bundesregierung gelöst. 

Die gleiche AufgabensteIlung war auch in 
der Zeit August 1968 anläßlich der Krise in 
der Tschechoslowakei: wieder die erste Auf­
gabe, die primäre Aufgabe, den Menschen zu 
helfen, sie beli uns aufzunehmen, und die 
zweite: es in staatspolitischer Verantwortung 
erfolgreich zu tun. 1956 und 1968 wurden beide 
Aufgaben bewältigt. Sie haben bei der ISta'ats­
politisdlen Aufgabe versagt. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Heute gilt es, sich erstens mit dem münd­
Ikhen Bericht zu beschäftigen, den Sie gegeben 
haben, und zweitens mit der Frage: Was ergibt 
sich aus der Fülle von Widersprüchen, die 
immer wieder in den ersten Tagen nach dem 
Uberfall praktiziert worden sind und die heute 
vom Herrn Bundesparteiobmann hier aufge­
zählt wurden? 

Herr Bundesk'anzIer! Sie haben - wie heute 
schon einmal erwähnt wur;de - gesagt, Sie 
hätten das seit Monaten kommen gesehen, 
daß diese Dinge Anlaß zum Einschleusen von 
Terroristen gewesen sind. In einem Interview 
mit der "Arbeiter-Zeitung" sprachen Si,e 
davon: Nicht erst seit gestern, sondern in den 
letzten Monaten habe es Anzeichen für das 
gegeben, was später eingetreten list. 

Wie sah es denn mit den Sicherheitsvor­
kE~hrungen aus? Ist es richtig, Herr Bundes­
kanzler und Herr Innenminister, daß in den 
Monaten vorher von den SicherheitJsbehörden 
der unteren Instanzen immer wieder auf die 
unbefriedigende Situation verwiesen worden 
i~t? Ist ,es richtig, daß Ende März im Bundes­
ministerium für Inneres über einen Vorschlag 
des Landesgendarmeriekommandos Nieder­
österreidl und der Sicherheits direktion auf 
Schaffung der von Ihnen heute erwähnten zen­
tralen Kommandogruppe verhandelt wurde? 
Ist es richtig, daß damals über Ihre Weisung 
und auf Weisung des Finanzministers der Vor­
schlag gekürzt worden ist? Ich stelle die 
Fragen, Sie haben nachher die Möglichkeit 
zu antworten. 

Ist es richtig, daß anschließend mit der be­
willigten Stärke dieses Sonderkommallidos nur 
die Sicherung der Strecke vom Ostbahnhof 
zum Schloß Schönau, des Schlosses Schönau 
selbst und des Weges von dort nadl Schwedlat 

übernommen wurde und daß es die beabsich­
tigte Sicherung von der Grenze bis zum Ost­
bahnhof eben nicht gegeben hat? 

Dann ging man auf das von Ihnen heute 
schon erwähnte Rotationssystem über. Sie 
haben hier festgestellt, das Innenministerium 
wäre davon nicht informiert gewesen. Ich 
komme auf die Frage später noch zurück. 

Ich habe hier dI1ei Fragen gestellt. Es wurde 
von den unteren Instanzen ein Vorschlag für 
eine erhöhte Sicherung gemacht; dieser Vor­
schlag wurde über Ihre Weisung gekürzt. An­
schließend unterblieben Teile der Sidlerungen. 
So geschah es ja da.nn ,auch, Herr Innen­
minister, daß auf Grund des Rotationssystems, 
wonach nur einzelne Postenkommandos 
Beamte abgestellt haben, wenn die Züge durch 
die Stationen fuhren, diese Sicherung nicht 
jeden Tag, sondern nur jeden zweiten oder 
dritten Tag vorgenommen worden ist. In 
Marchegg war ,am Vortag des Terroranschlages 
eine solche Sicherung durch, Exekutivbeamte 
vorhanden, am nächsten Tag war sie nicht 
vorhanden. Seit dem Terroranschlag, meine 
Damen und Herren, sind zusätzlich Beamte 
für das Sonderkommando bewilligt worden. 
Heute werden nach meinen Informationen die 
Züge von der Grenze bis zum Osthahnhof 
von entsprechenden Beamten begl'eitet. Jetzt, 
nachdem alles passiert ist, Herr Innenminister, 
hat man Zeit und Geld, 3500 zusätzliche 
Dienstposten in. einem Jahr zu schaffen. Man 
hat nicht di1e Courage gehabt... (Zwischen­
,rufe.) Nein, der allgemeinen Verwaltung. Man 
hat keine 20 Dienstposten für die Gendarmerie 
gehabt. Man hat auch nicht von den bestehen­
den Gendarmeriedienstposten 20 für den 
Bezirk Gänserndorf zur Verfügung gestellt. 
Allein in Gänsemdorf gibt es eine Unter­
besetzung von 25 systemisierten Dienstposten. 
An den Postenkommandos der Bahnstrecke 
fehlen :SIieben solche Dilenstposten. Für überall 
sind zusätzliche Dienstposben vorhanden, aber 
nicht, wenn es um die innere Sicherheit geht. 

Der Herr Bundeskanzler behauptet, er hätte 
ja alles schon gewußt, ler hätte gewußt, daß 
mit diesen Dingen ein TerroI1anschlag ver­
bunden ist. 

Sie haben vorhin zu der Bemerkung des 
Herrn Bundesparteiobmannes gesagt: Richtig, 
Sie :seien am Tag vorher informiert worden, 
aber S~e hätten nicht gewußt - ich war hier 
nicht im Saal -, wo der Anschlag eventuell 
stattfinden sollte. Ich weiß nicht, ob ich Sie 
richtig zitiere. (Bundesminister R öse h: Ja!) 
Nh ja, Herr Innenminister, wo wird denn der 
Anschlag auf die Auswandererzüge statt­
finden? Doch nicht zwischen Schärding und 
Passau, sondern natürlich irgendwo zwischen 
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der Grenze, Schönau, dem astbahnhof und 
Schwechat. Das müßte Ihnen doch wirklich 
klar sein. Das ist ja ein Eingeständnis eines 
wirklich makabren Versehens, das Sie hier 
zugeben müssen. Am Tag vorher sind Sie 
noch informiert worden. Es ist völlig bekannt, 
wo die Angriffismöglichkeiten für einen Terror­
anschlag liegen, und Sie sagen, Sie hätten 
nicht genau gewußt, ob in Marchegg, in 
Hohenau, am Ostbahnhof, in Schönau oder 
in Schwechat. 

Ein weiterer Punkt: Wenn das Sicherheits­
risiko für das Lager Schönau so groß war, 
wie der Herr Bundeskanzler immer sagt, ja 
wi,e soll denn das Risiko dann kleiner werden, 
wenn man zwar die Auswanderer durchfahren 
läßt, aber sie nicht mehr a~s Gruppe 
zusammenfaßt? Das muß mir auch erst jemand 
erklären, Herr Innenminister! 

Und nun zu Ihrem Bericht. Ich möchte mich 
zuerst einmal nadldrücklich dagegen ver­
wahr.en, Herr Innenminister, daß man sich 
in dem ganzen Bericht bemüht, die Verant­
wortung trotz Ihrer verbalen gegenteiligen 
Beteuerung auf einen Beamten abzuschieben. 
So geht es nicht, daß, wenn die Dinge gut 
lau~en, der öffentlich'e Dienstnehmer seine 
Aufgaben erfüllt, dem Minister kluge Vor­
schläge macht, der Herr Innenminister ins 
Fernsehen geht und sich die Feder auf den Hut 
steckt. (Bundesminister R ö s c h: Wann bitte?) 
Das ist immer so. Er verkündet ja die Vor­
schläge. (Abg. S k r i te k: Das ist von Ihrer 
Regierungszeit her! Das haben Sie gemacht! 
Das ist die Methode Mock gewesen!) Wenn 
etwas daneben geht, dann haben die Beamten 
die Schuld! So geht das nicht, Herr Innen­
minister! Sue tragen die Verantwortung für 
das, was an PosJitivem und an Negativem 
geleistet worden ist. Das ruehmen Sie einmal 
zur Kenntnis. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes­
kanzler hat gemeint: Ich möchte mich aus ver­
schiedenen Gründen nicht mit den einzelnen 
Sicherheitsmaßnahmen beschäftigen. (Abg. 
Dr. Kr eis k y: Aber ich habe gesagt, der 
Herr Innenminister wird es tun!) Ich wäre sehr 
daran interessiert gewesen, Herr Bundes­
kanzler, daß Sie sich mit einze1nen Sicherheits­
maßnahmen beschäftigt hätten. Hier herinnen, 
im Berichtl Ich werde mich daher mit den 
einzelnen Dingen beschäftigen, Hier heißt es: 
Ursprünglich war periodenweise lauch eine 
Zugsbegleitung durch Exekutivbeamte durdl­
geführt worden. Die Sicherheitsdirektion für 
das Bundesland Niederösterreich ist von 
dieser Vorgangsweise jedoch wieder abge­
gangen. Meiner Information nach, Herr Innen­
minister, wurde in den Wochen nach München 
auf Grund einer Eigeninitiative der Sicher-

heitsdirektion - dem Innenministerium ist 
dazu offelllSichtlich nichts eingefallen - eine 
dreiwöchige Zugsbegleitung eingeführt wor­
den, und weil man es personell nicht durch­
stand - ich hlabe ja vorhin von den unbe­
setzten Posten gesprochen - hat man sie aus 
Eigeninitiative wieder aufgelassen. Es bestand 
also überhaupt kein Grund, Ihnen darüber zu 
berichten. Sie haben es ja auch vorher nicht 
angeordnet. (Ruf bei der OVP: Das ist ja 
lächerlich!) 

Zweitens: Sie schreiben (Zwischenrufe) auch 
in dem Erlaß der Sicherheitsdirektion für das 
Bundesland Niederösterreich vom 13. August 
1973: Nachdem ein Rotationssystem auf Grund 
des :Aersonalmangels eingeführt wurde, wurde 
dem Innenministeraum nicht berichtet. 

Ich möchte Sie fragen, Herr InnenminLster, 
ob bei Ihnen im Innenministerium Kontroll­
berichte über die Durchführung dieses 
Rotationssystems liegen. Meiner Information 
nach wurde mündlkh, als man das Innen­
ministerium von diesem Rotationssystem in­
formiert hat, die Anordnung gegeben: Aber 
man soll dann wenigstens die Durchführung 
dieses Rotationssystems auch kontrollieren, 
was geschehen ist und worüber der General­
direktion für öffientliche Sicherheit Berichte 
vorgelegt worden sind. Also müssen Sie davon 
wissen. Oder weisen Sie mir nach, daß es keine 
solche KontrollberichtJe gibt. 

Das Beste ist dann das, meine Damen und 
Herren, es heißt hier auf Seite 2: "Da die 
Emigranten entweder über Hohenau oder über 
Marchegg nach Osterreich einreisen, wUDde am 
22. Jänner 1973 vom Bundesministerium für 
Inneres angeordnet, daß entlang dieser 
Strecken in allen Bahnhöfen, wo Züge mit 
Auswanderern halten, Gendarmeriebeamte 
zwecks Kontrolle und Sicherung Posten zu 
beziehen haben." Bei di~esem, meiner Infor­
mation nach mündlichen Erlaß wurde hinzu­
gefügt: An eine Begleitung der Züge ist nicht 
gedacht. Das heißt, im Sommer 1972, nach 
München, hat man auf Grund der Eigen­
initiative in Niederösterreich die Beg1eitung 
idurchgeführt, konnte si'e aber postenmäßig 
nicht durchhalten. Sechs Monate später haben 
Sie erhöhte Sicherungen langeordnet, und es 
wurde hinzugefügt: Dabei ist an leine Beglei­
tung der Züge nicht gedacht. So ist die 
Situation, Herr Innenminister. 

Später, als dieses System nicht funktioniert 
hat, als das Landesgendarmeriekommando und 
die Sicherheitsdirektion einen umfassenden 
Vorschlag für lein Sonderkommando erstattet 
hat, hiat man dann personell gekürzt, weil 
einem die Sicherheit, die innere Sicherheit 
ebenso wie die äußere, offernsichtlich nicht ent­
sprechend viel wert ist. Das ist die Wider-
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legung eines Berichtes, der unvollständig und 
falsdl ist. 

Herr Innenminister! Ich wäfle interessiert, 
außer dem Bericht, wenn unsere Informationen 
unvollkommen sind, daß Sie uns di1e Proto­
kolle über die Sitzungen und die Protokolle 
der beteiligten Beamten am Flugplatz 
Schwedlat vorlegen. Wenn es Ihrer Auf­
fassung und dem Bericht des Bundeskanzlers 
entspricht, dann gibt es ja auch kein Hinder­
nis, die Opposition mit diesen Unterlagen in 
einem vollen Umf.ang vertraut zu machen. 

In dem Zusammenhang Ihre Irritation, der 
Abgeordnete Suppan, Ubrigens, Herr 
Bundeskanzler, Sie könnten sich, als Sie die 
Bemerkung gemacht haben, einen Zungen­
schlag in Hinkunft bei der Nennung des Kol­
legen Suppan ersparen. Lassen wir die Dinge 
einmal aus dem innenpolitischen Streit heraus. 
(Zustimmung bei der OVP. - Zwischenrufe 
bei der SPO. - Gegenrufe bei der OVP. -
Der Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) 

Herr Innenministerl Ich muß Sie aufmerk­
s'am machen: Jeder Abgeordnete hat das Recht, 
die Bundesregierung über alle Maßnahmen 
der Vollziehung zu befragen. Von dLiesem 
Recht haben wir Gebrauch gemacht. Der Herr 
Bundeskanzler hat uns aufmerksam gemacht, 
daß es sich hier um eine delikate Frage han­
delt. Daraufhin sind wir darauf eingegangen 
und haben von der Geltendmachung ulliseres 
Rechtes Abstand genommen. Ich möchte jetzt 
wissen, wer hier verantwortlich gehandelt hat. 
Ich glaube, das kann man doch wohl in diesem 
Fall nur der Osterreichischen Volkspartei zu­
sprechen. 

Und mit einem müssen Sie sich auch in 
Hinkunft abfinden, Herr Innenminister: Wir 
werden in ·dem Zusammenhang immer wi,eder 
versuchen, jede UnklJarheit in Frageform auf­
zuklären. Sie haben j1ederzeit die Möglichkeit, 
wenn es Ihnen mit dem Respekt vor dem Par­
lament, was ja immer so zitiert wird, über­
haupt ernst ist, uns auch in einem vertrau­
lichen Gespräch über diese Dinge informieren 
zu lassen. Nur auf unseIle Kontrollrechte 
werden wir in keiner Weise und in keinem 
Fall verzichten. Das nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis. (Beifall bei der OVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, es gäbe 
noch eine ganze Reihe von Widersprüchlich­
keiten. Sie wurden heute teilweise schon auf­
gezählt. 

Der irakische Botschafter hat in einem Inter­
view gesagt, der Vorschlag sei von den Bot­
schaftern oder von arabischer Seite gekommen. 
Also entweder hat der Herr Bundeskanzler 
recht oder der irakische Botschafter. (Abg. 
Dr. K.r eis k y: Das hat er selber dementiert 

bei mir!) Das muß er offiziell dementieren, 
Herr Bundeskanzler! Das ist ja sehr angenehm. 
(Abg. Dr. Kreisky: Er muß gar nichts!) 
Nein, er muß gar nichts, dann bleibt das aber 
im Raum stehen. Und ich weiß nicht, ob Sie 
die Akkreditierung eines Botschafters akzep­
tieren können, der eine Auffaissung vertritt, 
die Sie mehr oder weniger der Lüge zeihen. 
Das sei nur so nebenbei bemerkt. 

Wie ist es mit dem Herüberfahren der 
Terroristen nach Marchegg gewesen? Der Herr 
Außenminister hat laut einem Interview für 
die "Arbeiter-Zeitung" gesagt, daß sich die 
Terroristen 10 Tage untätig in Bratislava auf­
gehalten haben, was den CSSR-Behörden doch 
hätte auffallen müssen. Haben Sie da schon 
irgendeinen Kontakt aufgenommen, Herr Bun­
desminister? Diese Feststellung kann doch 
nicht im Raume stehenbleiben. Denn immerhin 
sind die Leute herübergekommen, und da kann 
man auch llIicht sagen, Herr Innenminister, 
das Objekt wurde gleich angegriffen herüber­
gebracht. Nach meiner Ansicht wäre, wenn der 
ursprüngliche Vorschlag auf ein Sonder­
kommando, das die Grenze abgedeckt hätte, 
verwirklicht worden wäre, die Situation 
in Marchegg eine andere gewesen. 
Eq ist nämlich ein UnteI1scbJied, ob den 
Terroristen ein oder zwei Zöllner ganz un­
schuldig gegenübertreten oder ob sie das in 
Begleitung von Mitgliedern leines Sonder­
kommandos machen. Aber Sie haben die Per­
sonenzüge von Preß burg in Marchegg oder in 
Hohenau :rn!it der gleichen Unschuld empfan­
gen wie, ich weiß nicht, einen Personenzug, 
der von Buchs nach Feldkirch fährt - obwohl 
der Herr Bundeskanzler gewußt hat, daß doch 
etwas passieren wil1d, obwohl eineinhalb Tage 
vorher noch Warnungen eingetroffen sind. 
Hier handelt es sich um eine maßlose Nach­
lässigkeit im BereiCh der Sicherheitsvorkeh­
rungen. AuCh das ist nicht aufgeklärt worden. 

Nun, der Herr Bundeskanzler hat gemeint, 
in einem Appell lan das patriotische Gefühl 
der Osterreicher: Wir _lassen nicht zu, daß 
hier fremde Geheimdienste ihr Unwesen trei­
ben. Herr Bundeskanzler! Das haben Sie ja 
nicht erst seit dem 29. September gewußt, daß 
es hier Quasi-Sicherheitsorgane gibt. Zumin­
dest einer hat einen Waffenpaß gehabt, ·der 
von einer österreichischen Behörde ausgestellt 
worden ist. AllSo muß das doch schon viel 
früher bekannt gewesen sein. Ein weiterer 
vViderspruch. 

Man hat alles gewußt, meine Damen und 
Herren, man hat die Vorschläge der Unter­
behörde auf erhöhte Sicherung gekürzt und 
hat selbst weder eine Notstandsplanung 
durchgeführt noch ein Planspiel für den Terror­
fall im Innenministerium veranstaltet. 
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Dr. MoCk 

Das ist zu dem Kapitel Sicherheit zu sagen 
und list auch zu dem Bericht zu sagen, der un­
vollkommen und widersprüchlich ist. 

Nun, diese Fragen müssen nicht nur aus 
Gründen der Verantwortung der Bundes­
regierung hier behandelt werden, das allein 
wäre vielleicht eine zu formalistische Sicht, 
sondern um einfach in Hinkunft ähnLichen 
Ereignissen besser vorzubeugen. 

Die Ereignisse der letzten Wochen, Herr 
Außenminister, haben ja einmal mehr gezeigt, 
was von dem übervielen Gerede über die 
internationale Entspannung, der inter­
nationalen Friedenssicherung zu halten ist und 
daß die innere und äußere Sicherheit keine 
Geschenke sind, die einem automatisch durch 
eine Europäische Sicherheitskonfeflenz oder 
sonst durch die internationale UmWielt in den 
Schoß geworfen werden, sondern daß die 
innere und äußere Sicherheit durch eine Ge­
meinschaft, durch einen Staat selbst und durch 
die beauftragte Bundesregierung gesichert 
werden muß. Daran hat man sich in der Ein­
stellung auf diese gesamte Situation, die durch 
Schönau geschaffen wurde, in keiner Weise 
gehalten. 

Bitte, Sie selbst haben ja vor einiger Zeit 
gemeint, die beste Außenpolitik und die beste 
Sicherheit werde durch eine gute oder durch 
eine vorzügliche Außenpolitik garantiert; so 
quasi abwertend: Die Landesverteidigungs­
politik ist ja nicht so viel wert. Bitte, ich habe 
ja ein gewisses Verstä1ndnis, denn Illlit einer 
glaubhaften Landesverteidigung kann man bei 
der Politik dieser Bundesregierung schon 
lange nicht mehr rechnen - gar nicht zu reden 
vom LandesverteidJigungsminister. 

Aber wo bl'eibt jetzt die vorzügliche Ab­
sicherung unserer Sicherheit durch eine gute 
Außenpolitik, wenn wir mit einem Scherben­
haufen - ich zitiere d€'l1 Herm Bundes­
kanzler - konfrontiert sdnd? 

Im Nahen Osten wird unsere Neutralität 
nicht mehr als volle Neutralität genommen. 
Die einen sehen in uns Leute, die ein über­
großes Verständnis haben, und die anderen 
sehen jin uns Leute, die ihnen gegenüber eben 
nicht eine neutrale Position einnehmen. 

Nun, das ist umso bedauerlicher, als wir 
ja diesem Konflikt bisher mit einer sehr guten 
Politik gegenübergetreten sind. Wir haben nie 
einen Zweifel daran gelassen, daß wir sowohl 
an einer Existenzsicherung für Israel inter­
essiert sind als auch im Falle Osterreichs 
daran interessiert sind, die traditionell guten 
BE.ziehungen zu den arabischen Ländern sicher­
zustellen. Darauf wurde ein Schatten gewor­
fen. Hier ist von einer echten neutralen Po­
sition vorläufig nicht sehr viel zu merken. 

Das gleirne gilt für versrniledene westliche 
Regierungen: Holland, England. Zumindest ist 
eine ernte und globale Durchführung der 
humanitären Aufgabe irgendwo in Zweifel 
gestellt woreten. 

Was die Vereinigten Staaten anbelangt, 
wissen Sie, Herr Außenminister, besser als 
irgend jemand anderer, daß friktionsfreie 
freundschaftliche Beziehungen zu den Signa­
tarstaaten des Staatsvertrages eine der beiden 
zentralen Maximen der österreichischen 
Außenpolitik waren. Wir alle wissen, wie die 
amerikanische Regierung auf unser Verhalten 
reagiert hat. Darüber hilft nicht hinweg, wenn 
man auf ein Schreiben ,eines sehr prominenten 
undeinftußreichen oppositionellen Abgeord­
neten des amerikanischen Senates, des 
Senators Fulbright, verweist. 

Das heißt, eine unserer Basen unserer 
Sicherheit, das EingebettetSiein, das Anerkannt­
sein von den Großmächten in echt neutraler 
Funktion, das Eingebettetsein in nicht ange­
zweifelte positive Beziehungen zu den Nach­
barstaaten, die Anerkennung, daß Osterreich 
mit seiner neutralen Haltung einen entschei­
denden Beitrag zur Sicherung des Friedens in 
dem Raum leistet, in dem wir leben, alles 
das ist irgendwie erschüttert und für eine 
Zeit in Frage gestellt. 

Da nützt natürlich auch nichts, Herr Bun­
deskanzler, wenn man dann so lässig sagt: 
A bisserl wos verstehn wir auch von der 
A ußenpoli tik. 

Noch vor drei Jahren hätte ich Ihnen zuge­
standen, daß Sie mehr als ein bissl was von 
der Außenpolitik verstehen, heute zweifle ich 
selbst das an - nach dem Kärntner Ortstafel­
konflikt, nach der Angelegenheit UNO-City 
und nach der Vorgangsweise in den letzten 
Wochen. (Beifall bei der OVP.) 

Vorhin haben Sie gemeint, unser außen­
politisches Ansehen sei unzerstörbar und 
rasch wliederherstellbar. Also bitte: Entweder 
ist es unzerstörbar, dann braucht ,es nicht 
ras rn wiederhergestellt zu werden, oder Sie 
haben mit dem Ausdruck "rasch wiederher­
stellbar" , wie beim Ausdruck "Scherben­
haufen" wenigstens das anerkannt, was da in 
den letzten Wochen geschehen ist. 

Nun noch eine mir sehr wichtig erscheinende 
Feststellung, Herr Bundeskanzler. Es gibt 
Argumente pro und kontra. Ich blabe mir 
erlaubt, eine ganze Reihe von Fragen zu 
stellen. Man wird sehen, was geantwortet 
wird, wie weit die Regierungserklärungen und 
sonstigen Erklärungen mit dem Respekt vorm 
Parlament ernst zu nehmen sind. Bei aIl diesen 
Dingen - das ist eine wesentliche Frage -
'sollten gewisse minimale Spielregeln nicht 
vedetzt werden, Spielregeln der Fairneß. 
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Dr. Molk 
Mir ist es eigentlich unangenehm, Herr 

Bundeska~ler, dJaß ich dem ästerreichischen 
Regierungschef den Vorwurf machen muß, 
nicht daß er hart, daß er unvollständig geant­
wortet hat - das sind Meinungsverschieden­
heiten -, sondern daß er Spielregeln der 
Fairneß verletzt hat. 

Wir haben in der letzten "Sendung des 
Bundeskanzlers" Berichte österreichischer 
diplomatischer Missionen als Beweis dafür 
zitiert, daß der von Ihnen einbekannte 
Scherbenhaufen ja ohnehin schon wieder be­
seitigt ist, die Wogen ,im Ausland geglättet 
Isind. 

Daß Sie, Herr Bundeskanzler, keine Berichte 
zitieren, di:e eine kritische Stellungnahme brin­
gen, ist mir ohnehin klar, und damit 
habe ich in keiner Weise gerechnet, obwohl 
es auch genügend solche Berichte gibt, die 
sagen, daß wir sehr lange an ,der Wieder­
herstellung unseres außenpolitischen Ver­
trauens arbeiten müssen. Daß Sie jedoch unter 
Namensnennung wie auch heute positive Be­
richte von loyalen Beamten hier zitieren, ist 
nach meiner Ansicht ein Skandal. Sie ver­
wenden diese loyalen Beamten als Kugelfang 
für eine innere und äußere Kritik an Ihrem 
politischen V;erhalten. (Lebhafte Zustimmung 
bei der avp.) Es tut mir sehr leid, daß Sie 
so vorgehen. 

Dann fI'agen Sie so ganz treuherzig bei 
der "Sendung des Bundeskanzlers" den 
Pressereferenten des Außenamtes, wie es hier 
heißt, ob er glaube, daß wir in relativ kurzer 
Zeit wieder jenes Ansehen erlangen, das wir 
in der Welt "hatten". - "Hatten'" 

Was wird ein loyaler Beamter seinem 
Regierungschef, vor der ganzen Offent­
li chkeit , sagen? - Das zeigt, Herr BundelS­
kanzler: Aus innenpolitischen Gründen miß­
brauchen Sie auch das Unterordnungsverhält­
nis, die Weisungsgebundenheit eines Beamten 
gegenüber dem Regierungschef. (Beifall bei 
der avp.) 

Ihr Bericht, Herr Bundeskanzler, ist unvoll­
ständig und teilweise unrichtig. Wenn diese 
Parlamentsdebatte einen Sinn gehabt haben 
soll, dann lIlur den, daß wir hoffentlich bei 
dieser Frage rasch ,eine Aufklärung erhalten, 
damit die Auseinandersetzung in der Offent­
lichkeit nicht wieder jenen emotionalen Gehalt 
bekommt, den Sie selbst immer wieder zu 
provozieren versuchen. 

Diese Parlamentsdebatte ist jedoch audl nur 
dann sinnvoll, wenn gleichzeitig damit in Hin­
kunft eine höhere Bewertung der inneren und 
äußeren Sicherheit verbunden ist, daß man 
eben nicht ,auf Kosten der Sicherheit der 
Menschen in diesem Land Einsparungen macht, 

die die Bundesregierung durchaus anderswo 
praktizieren könnte. Diese Parlamentsdebatte 
wird nur dann sinnvoll sein, wenn in Hin­
kunft die Bundesregierung und der Herr 
Bundeskanzler den überheblichen Stil der 
Nichtinformation der Oppositionsparteien auf­
geben (Abg. U 1 b r ich: Das ist das Kern­
problem!) und, Herr Bundeskanzler, in den 
zentralen Fragen, zumindest der Simerheits­
politik und der Außenpolitik Information 
praktiziert und zumindest wenigstens glaub­
haft bemüht ist, einen Konsens in jenen 
Fragen zu finden, die die Zukunft unseres 
Landes und der Menschen, die hier leben, in 
einer so entscheidenden Weise berühren. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Rösch. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Herr Prä­
sident! Hohes Hausl Darf ich zuerst, Herr 
Abgeordneter Mock, nur auf einen Punkt ein­
gehen. Ich glaube, da sind Sie im Irrtum. Sie 
werden keine einzige Fernsehdiskussion oder 
Interview mit mir kennen, wo ich irgend­
welche Erfolge von mir dargestellt habe. Ich 
habe miCh seit dreieinhalb Jahren bemüht, 
immer loyal zu sagen: Das ist der Erfolg der 
gesamten Sicherheitsverwaltung, das ist der 
Erfolg der 26.000 Beamten. Das habe ich immer 
wiederholt. Also so ist es niCht, wie Sie das 
dargestellt haben. 

Ich habe auCh hier ausdrückliCh erklärt 
- Sie haben es zwar als "verbal" abgetan; 
aber was soll iCh denn beim Reden anderes 
tun als verbal sein? -, daß iCh die Verant­
wortung natürlich mit zu tragen habe. Selbst­
verständlich. 

Aber - und das ist jetzt der Kernpunkt -
ich muß mich auCh darauf verlassen können, 
daß Anordnungen, die gegeben werden, be­
folgt werden. 

Sie stützen siCh in Ihren Fragen auf einen 
Bericht, den Ihnen der Herr Sicherheitsdirektor 
von Niederösterreich gegeben hat. Diesen Be­
richt habe ich aud!. Ihre Fragen sind offen­
sichtlich aus diesem Bericht, denn anders 
könnte es nicht sein. 

Sie haben recht: Am 15. März - das ist 
das, was Sie meinen - hat die Sicherheits­
direktion, zusammen mit dem Landesgendar­
meriekommando, über die SiCherungskräfte 
für die israelische Auswanderung aus der 
Sowjetunion einen Bericht vorgelegt und eine 
Aufstockung der Kräfte vorgeschlagen. 

Anscheinend irrtümlich hat man Ihnen, Herr 
Abgeordneter - ich mache Ihnen das niCht 
zum Vorwurf -, das Begleitschreiben dazu 
von der Sid!erheitsdirektion nicht gezeigt. Das 
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ist entscheidend. In dem Begleitschreiben steht 
nämlich folgendes - das darf ich Ihnen vor­
lesenj es sind nur ein paar Sätze-: 

"Für die Sicherheitsdirektion für das Bun­
desland Niederösterreich ergeben sich bei den 
seit geraumer Zeit praktizierten Sicherungs­
maßnahmen für die israelisdlen Objekte und 
Personen drei Sdlwerpunkte, und zwar: 

a) das Durchwanderungslager in Schönau ... 

b) die Reisebewegungen der Durdlwanderer 
ab der tschedloslowakischen Grenze über den 
Wiener Ostbahnhof nadl Schönau und von 
dort nadl Sdlwedlat zum Flughafen, 

c) die An- und Abflüge ... der EI Al auf 
dem Flughafen Sdlwedlat ... " 

Das sind die drei Sdlwerpunkte. Es heißt 
in dem Begleitschreiben - das ist nämlidl 
jetzt entscheidend -: 

"Hiezu muß allerdings festgestellt werden, 
daß unter Berück.sidltigung der latenten Per­
sonalknappheit und im Bestreben nadl mög­
licher Sparsamkeit die Anzahl der zu den Auf­
gabenstellungen b) und c) eingesetzten Be­
amten in den letzten Monaten als ausreidlend 
bemessen angesehen wenden konnte ... " 

Der Vorsdllag des Gendarmeriekommandos 
bezieht sidl nur auf die Verstärkung der 
Sicherung für das Lager Schönau, nidlt aber 
auf die Sicherung der Züge. Die Sidlerung 
der Reisebewegungen von der tschedloslowa­
kischen Grenze ist als durchaus ausreichend 
bemessen angesehen worden. (Abg. Dr. Pr a­
deI: Wer beurteilt das endgültig?) Das hat 
der Simerheitsdirektor gemacht. (Abg. Dok­
tor Pr ade r: Moment! Wer beurteilt denn 
das? - Präsident Dr. Mal eta übernimmt 
den Vorsitz.) 

Herr Dr. Prader! Wenn Sie ein bißchen war­
ten, sage ich Ihnen den weiteren Werdegang 
dieses Schreibens. Das war der Sinn der An­
frage. 

ter. Hier haben Sie im Originalakt die Ein­
sichtsbemerkung vom 19. März. Da steht drauf 
an den Herrn Generaldirektor: Das muß nun 
mit der Gruppe B genau durchbesprochen 
werden. - Das ist nämlich die zuständige 
Gendarmeriegruppe. - Das muß also genau 
durchbespromen werden. 

Daraufhin kam es zu einer Durdlbespre­
mungo Da gibt es eine ganze Liste, wer aller 
dabei war. Es waren alle möglidlen Beamten. 
Es wurde von allen Anwesenden festgestellt, 
daß die Zahl der Beamten, die das Landes­
gendarmeriekommando für die Bewachung 
von Schönau vorschlägt, zu hoch gegriffen ist, 
daß man mit einer etwas niedrigeren Zahl 
auskommen wird. 

Das ist dann gesdlehen. Das liegt hier. Idl 
darf Ihnen wiederum den Satz des Herrn 
Sicherheitsdirektors vorlesen: 

"Im Sinne der bei dieser Besprechung er­
teilten Ridltlinien" - das war über die 
Organisation - "wurde das am 15. 3. 1973 
vorgelegte Konzept nochmals unter dem Ge­
sidltspunkt überprüft, daß die ursprünglidl 
errechnete Anzahl von Beamten zur Bewälti­
gung der gestellten Aufgaben als zu hoCh 
angenommen angesehen werden muß und daß 
vor allem nicht so viele Beamte aus aIlIderen 
Bundesländern angefordert werden können." 

Meine Damen und Herren! Im letzten Jahr 
hat es hier im Hohen Haus drei oder vier 
mündliche Anfragen betreffend Anforderungen 
von Beamten aus anderen Bundesländern zu 
anderen Dienstverrichtungen gegeben. Man 
hat sich immer auf den Standpunkt gestellt, 
daß das nimt geht. Der Herr Kollege Minko­
witsch ist lange Zeit Staatssekretär gewesen, 
er kennt sim aus: Wehe, wenn von einem 
Bundesland etwa fünf Beamte in ein anderes 
Bundesland delegiert werden, dann wird, vom 
Landeshauptmann begonnen bis zum letzten 
Bezirkshauptmann, mit Recht gesagt: Wie 
kommen wir dazu, daß wir die Leute abgeben 
müssen! Hier hat es also geheißen: Vom Standpunkt 

der Sicherheitsdirektion aus - und offen- Das war immer so. Mit dieser Problematik 
sichtlich auch des Landesgendarmeriekom- müssen wir kämpfen, und trotzdem machen 
mandos - ist die Sicherung der Reisebewe- wir es immer wiederj selbstverständlich. 
gungen ab der Grenze ausreichend, nur in Wir haben in Niederösterreich mehr Kom­
der Frage des Lagers ist das nicht der Fall, manden. Wir haben Traiskirchen mit einem 
und diesbezüglich wurde ein Vorschlag ge- eigenen Kommando. Das ist kein Geheimnis, 
macht, die Lagerbesatzung aufzustocken. Nicht das steht überall in den Berichten drinnen. 
die Reisebewegung! Von dieser steht im gan- Wir haben Schönau jetzt mit diesem Kom­
zen Bericht nichts drinnen. Das gilt nicht für mundo. Wir müssen natürlich zwangsläufig 
die Reisebewegung, sondern nur für das bei bestimmten Ereignissen Beamte von einem 
Lager. Bundesland in das andere versetzen. 

Ich darf Ihnen meine Einsichtsbemerkung Das war also der Stand der Sache. Es wurde 
mitteilen. Ich weiß: Der Herr Sicherheitsdirek- nie irgendwie erklärt, daß es mit denen für die 
tor hat mir das auch in einem Brief ge schrie- Transportsicherung zuwenig wäre. Darum geht 
ben, daß ich das abgelehnt hätte, und so wei- es. 

81. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 88

www.parlament.gv.at



7740 Nationalrat XIII. GP - 81. Sitzung - 23. Oktober 1973 

Bundesminister Rösdl 
Herr Abgeordneter Dr. Mock! Sie waren 

zwar nicht herinnen, aber im Grunde war es 
ungefähr richtig, was ich gemeint habe. Wir 
sind gewarnt worden, wir wußten aber nicht, 
wo die Gefahr lag. Es hat geheißen: in bezug 
auf diese Transmission, also auf diese Emi­
gration. 

Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten. Es 
gibt zwei Bahnen. Es gibt den Transport vom 
Ostbahnhof nach Schönau. Es gibt Schönau. 
Es gibt den Transport von Schönau nach 
Schwechat. Und es gibt Schwechat. 

Es gibt also eine Reihe von neuralgischen 
Punkten. Sie waren anscheinend nicht da, als 
ich vorgelesen habe, daß wir deswegen am 
24. September separat auf diese Tage hinge­
wiesen haben, daß wir separat die Sicher­
heitsbehörden auf diese zehn oder zwölf 
Feiertage aufmerksam gemacht haben, um die 
es geht. Also gerade aus diesem Grund haben 
wir darauf besonders hingewiesen. 

Ich muß jetzt noch etwas festhalten. Ich 
weiß: der Herr Sicherheitsdirektor behauptet, 
er habe diesen Aktenvermerk und diesen 
Kontrollbericht über die Durchführung, den 
Sie angeführt haben, dem Bundesministerium 
für Inneres geschickt. Ich erkläre dezidiert: 
Im Ministerium befindet sich kein derartiges 
Aktenstück, nicht ein einziges! 

Es geht nämlich auch nicht aus dem hier 
hervor. Es handelt sich nämlich um einen 

Waggon betreten und sind sofort vor den 
Waffen der Araber gestanden. Dann hätte es 
etwas gegeben: schießen. Ich komme wieder 
darauf zurück: Natürlich, schießen hätte man 
jederzeit können. Das hätte man auf dem 
Flughafen auch tun können. Nur bezweifle 
ich, ob das die Lösung gewesen wäre. Dazu 
habe ich schon bei der ersten Wortmeldung 
Stellung genommen. 

Herr Abgeordneter! Sie haben eine Frage 
aufgeworfen, die mir berechtigt erscheint. Sie 
haben nämlich nicht von zuwenig Beamten 
gesprochen, sondern von zuwenig Dienst­
posten. Sie haben wörtlich immer "Dienst­
posten" gesagt. Sie haben gesagt: Wir haben 
3500 Dienstposten mehr, warum haben wir 
nicht auch mehr Dienstposten für die Gen­
darmerie! 

Ich darf folgendes festhalten : Mit 
1000 Dienstposten auf dem Papier mehr, Herr 
Abgeordneter Dr. Mock, haben wir nicht um 
einen Beamten mehr auf der Straße, denn 
wir brauchen Beamte und nicht Dienstposten, 
und um die Beamten geht es! 

Wir h,aben nun Glück. Es ist ein Zufall, ich 
glaube doch durch einiges Bemühen. Nicht 
durch mich. Ich habe überhaupt nichts dazu 
getan, weil ich nicht werben gehe, sondern 
die Landesgendarmeriekommanden haben so 
geworben, daß wir am 1. Oktober einen Dber­
stand von sieben Beamten über den systemi­
sierten Stand hinaus haben. Dabei haben wir 

Aktenvermerk, und üblicherweise wird in kei- die letzten Jahre hindurch ununterbrochen 
nem Ministerium ein Aktenvermerk ohne Ab-
gang, ohne Adressaten einfach weggeschickt. 

Ich will jetzt nicht sagen, daß das absicht­
lich geschehen ist; das wäre eine Dummheit. 
Es ist wahrscheinlich übersehen worden, daß 
man das weitergegeben hat. 

aufsystemisiert. Wir haben also ständig den 
Dienstpostenplan erhöht, allerdings nur in 
dem Umfang, wie es uns möglich war, auch 
die Beamten zu bekommen, denn nur mit 
Ziffern auf dem Papier kann ich nichts anfan­
gen. 

Ich will auch gar nicht sagen, daß man Aber es soll jetzt nicht zum Schluß eine 
nicht in gutem Glauben gehandelt hat, Herr Sperre eintreten, nämlich die Sperre insofern, 
Abgeordneter. Auch das will ich gar nicht daß man sagt: Es ist kein Dienstposten da, 
behaupten. Nur wenn man jetzt fragt, wo wir können niemanden aufnehmen. 
die Verantwortung liegt, dann muß ich das Das ist ja eine Dberlegung. Ich darf am 
festhalten, dann muß ich eben sagen: Man Rande anmerken, daß Sie in der Regierung 
hat entgegen den Weisungen, entgegen den das damals beschlossen haben. Sie haben eine 
Absprachen, entgegen den Beschlüssen vom Aufnahmesperre beschlossen. Es durfte im 
26. Jänner 1973, bei denen man selbst mitge- Jahre 1968 niemand aufgenommen werden, 
wirkt hat, etwas abgeändert, was sich zum und daran leiden wir heute noch. 
Schluß als nicht richtig herausgestellt hat. 

Ich wiederhole aber - ich habe das gar 
nicht hier -, ich wiederhole es noch einmal: 
Auch wenn das alles durchgeführt gewesen 
wäre, hätte es an der Situation nichts ge­
ändert. Hier sind wir grundsätzlich divergie­
render Auffassung. 

Dberlegen Sie sich, wie die Situation ge­
wesen ist: Die beiden Beamten haben den 

Die Bundesregierung hat beschlossen, daß 
über den Dienstpostenplan hinaus jetzt noch 
bis Ende des Jahres 100 Beamte eingestellt 
werden können. Wir hatten es voriges Jahr 
gehabt: 150 Beamte konnten über den Dienst­
postenplan hinaus eingestellt werden, und 
interessanterweise haben auch eine ganze 
Reihe von Bundesländern davon Gebrauch 
gemacht. Oberösterreich hat 50 Beamte über 
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den Dienstpostenplan hinaus aufgenommen, 
Kärnten, das Burgenland, Salzburg, die haben 
alle über den Dienstpostenplan hinaus Be­
amte, nur in Niederösterreich fehlen uns 
noch 40. 

Man spricht jetzt vom Sog der Großstadt 
und was weiß ich von was allem. Der Indu­
striesog in Linz ist auch sehr groß, zwar nicht 
mindestens, aber etwa gleich groß wie hier, 
und trotzdem sind dort um 50 Beamte mehr. 
Bei uns in Niederösterreich fehlen 40. Der 
Sog im Fremdenverkehrsgebiet Kärnten ist 
genauso groß. Das wirkt auf die Menschen. 
Trotzdem haben wir dort Beamte über den 
Dienstpostenplan hinaus. Im Burgenland ist 
es auch so. Man muß sich fragen: Warum 
haben wir in Niederösterreich weniger? Ich 
werde mir vielleicht erlauben, im Rahmen der 
Budgetdebatte eine Antwort darauf zu geben. 
Es gibt nämlich eine konkrete Antwort dar­
auf, warum wir in Niederösterreich in dieser 
Beziehung offensichtlich nicht weiterkommen. 

Ich glaube, ich habe damit doch alle Ihre 
Fragen beantwortet. Ich glaube nicht, daß ich 
eine offengelassen habe. Ich wiederhole nom 
einmal: Der von Ihnen zitierte Berimt, von 
dem der Herr Sicherheits direktor behauptet, 
er sei der Generaldirektion übergeben wor­
den, ist nie eingelangt. Niel Das bestätigen 
alle Herren. Hier sind immerhin eine ganz 
große Anzahl von Herren, und Sie werden 
mir recht geben, wenn ich diesen Herren, die 
immerhin nicht seit gestern oder seit vor­
gestern im Ministerium tätig sind, sondern 
seit Jahrzehnten, glaube, wenn sie mir sagen, 
daß Sie einen solchen Bericht niemals bekom­
men haben und daß Sie niemals etwas gehört 
haben. Daher auch die Feststellung im Be­
richt der Bundesregierung, daß die General­
direktion von diesen Abänderungen nichts ge-

. wußt hat. (Beifall bei der 8PtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Blecha. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Blecha (SPO): Herr Präsident I 
Hohes Haus! Verfolgt man die heutige Debatte 
mit Aufmerksamkeit, so kommt man aus dem 
Staunen nicht heraus: Der Herr Bundespartei­
obmann der Osterreichischen Volkspartei 
Dr. Schleinzer zieht gegen den Beschluß der 
Bundesregierung, das Lager Schönau zu 
schließen, zu Felde, und der zweite Debatten­
redner der OVP, Herr Dr. Withalm, hätte das 
Durchgangslager im Schloß Schönau schon viel 
früher geschlossen sehen wollen. OVP-Redner, 
wie zuletzt Dr. Mock, betonen zwar, es sei 
sehr begrüßenswert, daß keine Menschenleben 
bei der Lösung der Geiselaffäre Marchegg-

Schwechat zu beklagen waren, aber auf der 
anderen Seite stellen sie sich in die Reihe 
jener ausländischen Kritiker, deren Kritik zu 
einem erheblichen Teil auf unvollständigen, ja 
sogar bewußt falschen Informationen beruht 
hat, also auf Grundlagen, die die OVP-Redner 
keineswegs für ihre Haltung reklamieren 
können. (Abg. Dr. BI e n k: Das ist zumindest 
sehr ungeschicktl) Was ungeschickt ist, das 
zu beurteilen überlassen Sie a 11 e n, das 
werden nicht Sie a 11 ein beurteilen können. 
(Zustimmung bei der 8PO. - Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. B I e n k.) 

Alle OVP-Redner wiederholten, die öster­
reichische Bundesregierung habe sich dem 
Terror zur Schande Osterreims gebeugt, ob­
wohl klargeworden ist, daß in dieser Nacht 
vom 28. auf den 29. September 1973 in Oster­
reich nicht der Terrorismus, sondern die 
Humanität einen Sieg davongetragen hat. Herr 
Dr. Mock hat sich dann von diesen grund­
sätzlichen Vorwürfen, die erhoben worden 
sind, ablenkend auf den Vorwurf mangelnder 
Sicherheitsvorkehrungen zurückgezogen. Dies­
bezüglich haben ja die Klarstellungen des 
Herrn Bundesministers Rösch, denen ich hier 
nichts hinzufügen kann, erwiesen, daß auch 
das ein Eigengoal war. (Abg. Dr. BI e n k: 
Sind Sie als Bewerter der Vorredner hier?) 

Heute sprach Herr Dr. Schleinzer von 
Kapitulation. Aber er hat sich nicht das zu 
sagen getraut, was ein Teil der ausländismen 
Presse gesagt hat, daß nämlich Osterreich die 
Geiseln hätte opfern und nicht retten sollen. 
Daher die Aufforderung an die OVP, doch 
klar zu sagen, was sie getan hätte. Doktor 
Schleinzer hat die Frage nie beantwortet. Es 
hat dann Dr. Withalm versucht, sie zu beant­
worten. (Zwischenrufe.) Dr. Withalm hat sie 
dann zu beantworten versucht. Und aus dieser 
Rede, aus diesem Diskussionsbeitrag war 
ziemlich deutlich herauszuhören, daß sich die 
OVP ganz anders verhalten hätte, wenn man 
ihre Spitzenpolitiker bei der Entscheidung in 
der Nacht vom 28. auf den 29. September 1973 
beigezogen hätte. Nach dieser KlarsteIlung 
von Dr. Withalm und auch auf Grund der Be­
merkungen, die Dr. Mock gerade vor mir 
gemacht hat, läßt sich eines ableiten: Die 
Reaktion der OVP, die wir alle kennengelernt 
haben, wa'f die Reaktion der "beleidigten 
Leberwurst". (Zustimmung bei der SPtJ.) Weil 
man die OVP nicht gefragt hat, war sie da­
gegen! (Zwischenruf des Abg. Dr. BI e n k.) 

Ich kann da nur sagen: Wie richtig war 
doch die Antwort des Herrn Bundeskanzlers 
auf eine entsprechende Frage eines 
Journalisten unmittelbar nach den Ereignissen. 
Die Frage lautete, warum die Opposition nimt 

533 
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beigezogen wurde. Dr. Kreisky hat damals 
gesagt: In diesem Lande regiert außer der 
Regierung niemand, und reden könne man 
nur, wenn man Zeit hat und erwarten kann, 
daß ein nützlicher Beitrag geleistet wird. -
Nach den heutigen Wortmeldungen der OVP­
Spitzen redner braucht man diesen Worten des 
Herrn Bundeskanzlers nichts mehr hinzuzu­
fügen. (Beifall bei der SPO.) 

Nun zu dem Hauptvorwurf, der erhoben 
worden ist: die österreichische Bundesregie­
rung hätte vor dem Terrorismus kapituliert. -
Ich möchte, weil die Zeit fortgeschritten ist, 
nicht sehr ausführlich über das Phänomen des 
Terrorismus sprechen. Es ist das keine sehr 
leichte Sache. Jedenfalls kann man den 
Terrorismus, der immer mehr überhand 
nimmt, nur symptomatisch und ursächlich be­
kämpfen. Die symptomatische Bekämpfung 
erfordert eine internationale Ächtung des 
Terrorismus, wie sie in zufriedenstellendeni 
Maße bis heute leider noch nicht erfolgt ist. 

Eine unserer Hauptaufgaben, gerade für 
einen neutralen Staat, der überall Freunde 
hat, wird vor allem auch darin liegen, jene 
Länder der Dritten Welt, die mit ver­
schiedenen Befreiungsbewegungen sympathi­
sieren, die sich auch der terroristischen Mittel 
bedienen, davon zu überzeugen, daß gerechte 
Anliegen nicht durch grauenhafte Verbrechen 
und durch schändliche Kampfmethoden durch­
setzbar sind, ja im Gegenteil, daß diese schänd­
lichen Methoden ihre Realisierung unmöglich 
machen. 

Die internationale Bekämpfung des 
Terrorismus setzt aber auch eine inter­
nationale Solidarität voraus, an der es der 
Welt von heute mangelt. Die ursächliche Be­
kämpfung des Terrorismus ist noch schwie­
riger. Hier müßte man mit internationaler 
Hilfe die Zustände beseitigen, die Menschen 
veranlassen, zu individueller Gewalt zu 
greifen, wobei sie bei diesen verbrecherischen 
Aktionen noch Unterstützung finden. 

Wenn das Los der palästinensischen Flücht­
linge nicht gemildert wird, wenn diese Men­
schen, die in Lagern zusammengepfercht leben 
müssen, von den arabischen Staaten nur als 
Druckmittel gegen Israel verwendet werden, 
wobei es den Ländern an finanziellen Mitteln, 
wie der Krieg jetzt zeigt, gar nicht fehlt - für 
die Anschaffung hochwertigsten und modern­
sten Waffengeräts sind Mittel da -, und wenn 
andererseits Israel - bisher zumindest -
nicht bereit war, zu einer Lösung dieses 
Problems beizutragen, dann wird die Wurzel 
des Ubels erhalten bleiben. 

Aber die terroristischen Gruppen, die oft 
mit verabscheuenswürdigen Mitteln gearbeitet 
haben, haben es verstanden, eine ganze Reihe 
von Regierungen - und nicht die öster­
reichische - zu Kapitulationen zu bringen. 
Wenn sich der Herr Bundesparteiobmann 
D1. Schleinzer heute hier zu der Behauptung 
verstiegen hat, daß außer in Khartum keine 
Geiseln ermordet worden sind und daß es 
nirgendwo in der Welt Beispiele dafür gäbe, 
daß dem Terrorismus nachgegeben wurde, 
dann muß ich doch eine Reihe von Beispielen 
- wegen der fortgeschrittenen Zeit bei Gott 
nicht alle - dafür anführen. 

Am Anfang hat sogar auch Israel 
Terroristen nachgeben müssen. Ich erinnere 
daran, daß am 23. Juli 1968 eine EI AI­
Maschine auf dem Flug von Rom nach Tel 
A viv gekapert wurde. 48 Personen befanden 
sich an Bord. Israel hat den Erpressungen 
stattgegeben und hat 16 arabische Frei­
schärler - damals hat man gesagt: als Dank 
an die italienische Regierung, die die Vermitt­
lung hergestellt hat - freigelassen. 

Am 26. Dezember 1968 hat ein Uberfall 
auf ein EI Al-Flugzeug auf dem Flughafen 
Athen stattgefunden. Es wurde ein Passagier 
getötet, eine Stewardeß wurde schwer und 
eine andere leicht verletzt. Die arabischen 
Terroristen wurden festgenommen. Aber am 
22. Juli 1970, nach der Kaperung einer grie­
chischen Maschine, wunden sie alle frei­
gelassen, und zwar auf Grund der -Forderung 
der Terroristen. Und die griechische Regierung 
hat dann noch in alle Welt hinausposaunt, 
arabische Diplomaten hätten ihr versichert, 
daß Griechenland nie mehr Schauplatz 
terroristischer Uberfälle werden wird. 

Am 18. Februar 1969 gab es einen Uberfall 
in Zürich, und zwar wiederum auf eine EI AI­
Maschine. Neuerlich gab es Tote und Schwer­
verletzte. Aber die Verbredler wurden nach 
der Entführung von vier Flugzeugen, die am 
6. September 1970 erfolgt ist, auf freien Fuß 
gesetzt, erhielten freies Geleit und sind aus­
geflogen. 

Am 29. August 1969 wurde eine 
amerikanisdle Maschine auf dem Flug von 
Rom nach Tel Aviv nach Damaskus entführt. 
Auch da wurde den Erpressungen statt­
gegeben: 13 arabische Gefangene wurden von 
Israel freigegeben. (Abg. Dr. BI e n k: Das 
ist alles bekanntI) Herr Dr. Blenk, Sie haben 
halt nicht zugehört, wie Ihr Bundespartei­
obmann geredet hat. Er hat hier behauptet, 
man hätte den Terroristen nie nachgegeben 
(Abg. Dr. BI e n k: Nein/) - jetzt werde ich 
Ihnen die Fakten auf den Tisch legen (Abg. 
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Dr. BI e n k: Da haben Sie nicht zugehört! -
Abg. Dr. Pr ade r: Das hat er überhaupt 
nicht behauptet!) -, und er hat hinzugefügt 
- lesen Sie die Rede nadl! -, daß die öster­
reichische Regierung eben keine Zer­
mürbungstaktik angewendet hätte, die die Be­
freiung der Geiseln genau so zur Folge gehabt 
hätte. - Die Geiseln von Terroristen sind 
freigegeben worden, weil man terroristischen 
Erpressungen stattgegeben hat, und zwar alle 
Regierungen, auch jene Länder, deren Presse 
die österreiChische Lösung so hart kritisiert 
hat. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
PI ade I: Völlig daneben!) 

Es ist blamabel, wenn sich der Bundespartei­
obmann der großen Oppositionspartei, der sich. 
auch um den Posten des Bundeskanzlers in 
diesem Land bewirbt, offensiChtlich nur auf 
ZeitungsmeLdungen stützt, wie etwa auf die 
"OberösterreichisChen Nachrichten", in denen 
zu lesen ist: "Uberall in der Welt, bis auf 
München und Khartum, wurden Geiseldramen 
mit geduldiger Zermürbungstaktik unblutig 
beendet, ohne daß eine Regierung den Er­
pressern Zugeständnisse gemach.t 
hätte ..... , und sich nicht auf die Fakten 
stützt, die ich jetzt zitiere. (Abg. Dr. BI e n k: 
Aber das ist doch alles aus den Zeitungen 
längst bekannt! Das sind doch keine Neuig­
keiten!) Sagen Sie das dem Dr. Schleinzer. 
Warum erzählen Sie das mir? Ich habe das ja 
nur in Erinnerung gerufen. Ich habe noch 
achtzehn Beispiele. 

Und dazu jetzt Osterreich: In Osterreich ist 
den zahlreichen Forderungen - das hat der 
heutige Tag klar bewiesen -, die die ara­
bischen Terroristen gestellt haben, nicht nach.­
gegeben worden. Keine der von ihnen er­
hobenen Forderungen ist erfüllt worden. Die 
Herausgabe der Geiseln und damit die Rettung 
von vier Menschenleben wurde erwirkt. Die 
Terroristen sind gezwungen worden, die 
Schließung des Lagers Schönau wegen eines 
Sicherheitsrisikos - es war schon seit län­
gerer Zeit für Osterreich ein Sicherheitsrisiko 
allerersten Ranges geworden - als Begrün­
dung, für die Aufgabe ihrer Forderungen, als 
Begründung für ihre Kapitulation in Schwechat 
zu akzeptieren. Das ist in Wirklich~eit der 
große UntersChied. 

Diese Haltung haben auch österreichische 
Zeitungen gleich unmittelbar nach den Ereig­
nissen, noch nicht so beeinflußt von der Aus­
landspresse, in Wirklichkeit zu würdigen ver­
standen. ICh darf eine herausgreifen, den 
"Kurier" vom 30. September 1973, wo es hieß: 
"Osterreichs Regierung hat kein Grundrecht 
preisgegeben, keine Konvention auch nur im 
Geiste verletzt. Sowjetische Juden können 

weiterhin durch Osterreich reisen (in jede 
Richtung) oder hierbleiben, wenn es ihnen da 
besser gefällt ... Es läßt sich also leicht 
erkennen, wie gering der Wert des Zuge­
ständnisses an die Terroristen ist, wie sorg­
fältig es zu den Menschenrechten hin abge­
grenzt wurde. Die Humanität hat über Politik 
und Prestige gesiegt. Anders hätte es nicht 
sein dürfen." 

Das war eine für viele andere Presse­
stimmen. 

Ich möchte aber auch noch zu einem anderen 
Vorwurf, der erhoben worden ist, kurz etwas 
sagen. "Menschenleben retten", hat sowohl 
Dr. Schleinzer als auch Dr. Withalm gemeint, 
soll nicht zu einem allumfassenden Prinzip 
gemacht werden. Menschenleben, so wertvoll 
und unersetzbar sie wären, können nicht 
immer absolute Priorität haben. 

Meine Auffassung ist: Für die Abwägung 
von Menschenleben einerseits und politischen 
Forderungen andererseits kann es keine 
generelle Formel geben. Man wird in jedem 
Einzelfall immer wieder neu zu entscheiden 
haben. Im Falle der Geiselaffäre Schwechat 
war die Entscheidung der Bundesregierung 
richtig. Menschenleben wurden gerettet und 
nidlts zugesagt, was nicht im Einklang mit 
unseren Grundrechten, was nicht vollauf ge­
rechtfertigt gewesen wäre. (Beifall bei der 
SPO.) 

Zum Schluß nur noch einige Sätze zur Hal­
tung der Osterreichischen Volkspartei und zur 
Auslandspresse, zu den Kritiken der aus­
ländischen Offentlichkei t. 

Die Auslandspresse, so haben wir aus vielen 
Zeitungszitaten der letzten Tage erfahren, war 
unmittelbar nach den Ereignissen von March­
egg und Schwechat falsch und unvollständig 
informiert worden. Uber UPI und AFP waren 
unvollständige, zu Mißverständnissen füh­
rende und zu Mißdeutungen Anlaß gebende 
Berichte über den Erdball gefunkt worden. So 
konnte sich auf Grund von Falschmeldungen 
-- auch das soll man hier in diesem Hohen 
Haus aussprechen - eine Explosion des 
schlechten Weltgewissens entladen, der aber 
bald eine Ernüchterung und eine sachliche Be­
urteilung des Beschlusses der österreichischen 
Bundesregierung gefolgt sind. 

Für die Haltung der Osterreichischen Volks­
partei gibt es diese Entschuldigung nicht. Sie 
ist ja keinen Falschmeldungen aufgesessen, 
sie hat aber bis heute die Phase der Ernüch­
terung, die wir in der Weltpresse feststellen 
können, eigentlich nicht durchgemaCht - mit 
der einen Ausnahme ihres oberöster­
reichischen Landeshauptmannes Dr. Wenzl, 
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der sich schon Anfang Oktober, wenn auc:h 
vorsic:htig, von seinem Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer distanziert hat. (Zustimmung bei 
der SPo.) 

Die OVP-Redner sprac:hen heute sehr häu­
fig von Schande, von Blamage, von Scherben­
haufen. Ich will wirklich nicht mit der gleichen 
Münze zurückzahlen. Es wäre undemokratisch, 
die OVP-Haltung als blamabel und als schänd­
lich zu bezeichnen. Aber ic:h glaube, nach der 
heutigen Debatte kann. man es getrost der 
österreichisc:hen Offentlichkeit, der öster­
reichischen Bevölkerung überlassen, ein Urteil 
über das Verhalten der OVP in dieser Affäre 
zu fällenj ein Urteil über ein Verhalten, das 
offensichtlich als Motivation nur Ärger über 
das Nichtgefragtwerden, die Nichtbefriedigung 
eines Geltungsbedürfnisses anführen kann. 
(Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Und nun noch einige Sätze und Bemerkun­
gen zu den Stellungnahmen aus dem Ausland. 
Die Weltöffentlichkeit vergißt allzu leicht, daß 
für uns in Osterreich jede Form der Hilfe 
für Menschen, die sic:h verfolgt fühlen, und 
für Menschen, die über Osterreich in ein 
anderes Land wollen, selbstverständlich ist. 
Was für uns selbstverständlich ist, ist für die 
Welt selbstverständlich geworden, soweit es 
Osterreich betrifft. 

Osterreich - auch das ist heute schon 
gesagt worden - hat Hunderttausende Flüc:ht­
linge aus Ungarn, aus der Tsc:hechoslowakei 
aufgenommen, es hat 164.000 jüdisc:he Emi­
granten durc:h das Land geschleust, hier be­
herbergt, davon allein 72.000 aus der Sowjet­
union. 

Das Problem der jüdischen Auswanderer 
aus der Sowjetunion ist seit einem Jahrzehnt 
der Welt bekannt. Aber aus den ver­
sc:hiedensten Rücksichten, auch aus Rücksicht 
auf die Erdölinteressen in arabischen Ländern, 
haben viele unserer westlichen Freunde, viele 
der westlichen Staaten es unterlassen mit­
zuhelfen, daß ein kleines neutrales Land nicht 
allein das Sicherheitsrisiko, das mit diesem 
Transfer verbunden ist, zu tragen hat. (Abg. 
Dr. BI e n k: Haben Sie sie gefragt?) Diese 
Welt vergißt allzu rasch, was für uns Oster­
reic:her heute selbstverständlich ist, kann oder 
will aber nicht vergessen, was anderen unter 
Duldung vieler Osterreicher, was anderen auch 
unter aktiver Teilnahme vieler Osterreicher 
in der Vergangenheit angetan worden ist. 

Die Reaktion des Auslandes ist daher, da es 
um das kleine neutrale Osterreich geht, auch 
eine Explosion des schlechten Gewissens ge­
wesen. Da gibt es das schlechte Gewissen über 
das Zurückweichen vor terroristischen For-

derungenj ich habe emlge davon zitiert. Da 
gibt es das schlechte Gewissen über die Un­
fähigkeit, den Nahostkonflikt zu lösen. Da 
gibt es das schlechte Gewissen über das gute 
Geschäft mit den todbringenden Waffen, das 
von verschiedenen Ländern betrieben wird. 
Da gibt es das schlechte Gewissen darüber, 
daß man bereits bestellte Schnellboote der 
einen Seite, die sie auch schon bezahlt hat, 
nicht liefert, weil dadurch das Geschäft mit 
den teureren Flugzeugen von der anderen 
Seite storniert werden könnte. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Da gibt es das schlechte Gewissen, den 
Osterreichern bei der Erfüllung ihrer 
humanitären Aufgaben in Wirklichkeit nie 
voll und wirksam geholfen zu haben. Dieses 
schlechte Gewissen machte sich Luft gegen das 
kleine neutrale Osterreich, das weithin sicht­
bar ein Zeichen der Humanität gesetzt hat, 
welches so gar nicht zu jenem stereotypen 
Vorstellungsbild eines Volkes gehört, das 
zweifellos eine gewisse Schuld an Ereignissen 
auch zu tragen hat, die vor mehr als drei 
Jahrzehnten stattgefunden hatten. 

Hohes Haus! In einer für das ganze Land 
entscheidenden Situation hat sich die OVP 
auf die Seite der ausländischen Kritiker ge­
stellt, hat sie die Interessen dieses Landes 
und dieses Volkes, für das sich die OVP 
ansonsten so lautstark immer wieder einsetzt, 
beiseite geschoben. Das zählte plötzlich nichts, 
denn es gab die Möglichkeit, wieder einmal 
zu einer Entscheidung der österreichischen 
Bundesregierung nein zu sagen. Die politische 
Einstellung der OVP, als Oppositionspartei zu 
allem, was diese Regierung tut, zu allem, was 
diese Regierungspartei vorschlägt, nein zu 
sagen, hat über das Bekenntnis zu einem 
österreichischen Verhalten triumphiert, das 
wir seit langer Zeit üben und demzufolge 
Menschen Vorrang haben. 

Am 28. September stand das Schicksal von 
Menschen gegen den Verwendungszweck 
eines Gebäudes, wenn Sie es so hören wollen. 
Die Bundesregierung hat sich für die Men­
schenleben, die OVP für ein Gebäude ent­
schieden. 

Daß Sie, Herr Bundesparteiobmann, hier 
schlecht beraten waren, haben Ihnen auch 
österreichische Pressestimmen zum Vorwurf 
gemacht. Ich darf die "Kronen-Zeitung" vom 
8. Oktober 1973 zitieren, wo es heißt: 

"Seit dem Einzug von Josef Klaus in das 
Bundeskanzleramt beeinfIußt ein bestimmter 
Kreis von Journalisten die Politik der Volks­
partei mit dem Ergebnis, daß es seitdem mit 
der OVP ständig bergab geht. Auch dieses 
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Mal ließ sich die OVP ein Konzept einreden, 
das auf psychologisch völlig falscher Grund­
lage aufgebaut ist. Das politische ,Sau­
schlachten' ging den meisten Osterreichern 
auf den Magen. Der Versudl, die maßlose 
und gehässige Kritik des Auslandes als Basis 
des innenpolitischen Angriffs auf Kreisky zu 
nehmen, erregte den Patriotismus der Oster­
reicher, die sich nicht nach vielen Leiden und 
Opfern einen Staat aufgebaut haben, um ihn 
von Leuten, die selbst kein Risiko auf sich 
nehmen, diffamieren zu lassen. Eine Partei, 
die sich Volkspartei nennt und das Oster­
reicherturn besonders betont, hätte dies alles 
bedenken müssen ... 

Der OVP-Führung aber sollten die Ereig­
nisse eine Lehre sein. Insbesondere müßte 
sie wissen, daß man sich im politischen Kampf 
vor allem an das eigene Programm halten soll. 
Die Freiheit des Einzelmenschen ist heute am 
stärksten gefährdet, sie gilt es mit allen Mit­
teln zu verteidigen ... Sie zu retten war 
deshalb die erste und oberste Menschenpflicht, 
und der billigste Programmpunkt der OVP 
wurde somit erfüllt." (Abg. Dr. BI e n k: So 
sprach Blecha!) 

Hohes Haus! Wir müssen unsere humani­
täre Haltung, unser Bekenntnis gerade deshalb 
beweisen, weil wir an bestimmten Ereignissen 
der Vergangenheit nicht schuldlos sind. Wir 
müssen unsere humanitäre Einstellung immer 
wieder und immer stärker aufs neue be­
weisen. Die Entscheidung der Bundesregierung 
in der Nacht vom 28. auf den 29. September 
war ein solcher Beweis! 

Wir müssen der Welt die Sicherheit geben, 
daß sich an der Bereitschaft Osterreichs nichts 
ändert, Auswanderern, woher auch immer sie 
kommen mögen und wohin audl sie immer 
gehen wollen, das Los zu erleichtern, so gut 
wir es können. Wir müssen der Welt die 
Gewißheit geben, daß in Osterreich nur die 
eigene Exekutive - so hat es der Herr Bun­
deskanzler einmal gesagt - Waffen trägt und 
kein anderer Staat in unserem kleinen neu­
tralen Land seine Hoheitsaufgaben erfüllen 
kann. 

Wer diese Vorhaben unterstützt, sichert die 
Glaubwürdigkeit unserer Neutralität, sichert 
die Glaubwürdigkeit unserer humanitären 
Einstellung, damit aber auch die Garantie 
unserer Sicherheit. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus! Wer diese Vorhaben sabotiert, 
der handelt gegen die Lebensinteressen des 
österreichischen Volkes. (Beifall bei der SPO.) 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn es nach des Bundes­
kanzlers eigenen Worten geht, dann sind die 
Folgen der politischen Entscheidung der Bun­
desregierung :in der Geiselaffäre ein "außen­
politischer Scherbenhaufen" - ein heute be­
reits oft ziUertes Bild. Der Herr Bundes­
kanzler, so glaube ich, kommt mit dieser Ein­
schätzung der Lage der Wahrheit ungleich 
näher als sein Landesverteic1igungsminister, 
der die Kühnheit besessen hatte, die heftige 
Reaktion des Auslandes als ein bloßes Ge­
schJ1eibe der Judenpresse abzuqualifizieren. 

Wer diesen "schwarzen Freitag" in der 
jüngsten Geschichte Osterreichs und das 
darauffolgende Wochenende bei der Beraten­
den Versammlung des Europarates in Straß­
burg erlebte, kann Zeugnis darüber ablegen 
-- und die Kollegen der linken Seite des 
Hauses können dies ebenso bezeugen wie 
wir -, daß Unverständnis und Entrüstung bei 
den Politikern, bei den AbgeoJ1drueten aller 
Lager gleichermaßen zu spüren waren. Ob 
Sozialisten, Chllistdemokraten, Konservative 
oder Liberale - es gab niemanden, meine 
Damen und Herren, der die österreichische 
R€girerungsentscheidung begriffen, der sie ver­
standen, der Isie gebilligt oder der sie ent­
schuldigt hätte. (Abg. C zer ne t z: Die 
Schweiz!) Wir alle hatten Mühe, die spärlichen 
guten Nachrichten, die uns nach dieser Affäre 
noch verblieben Wlaren, an den Mann zu brin­
g'en. 

Meine Damen und Herren! Die Welt, die 
sich ein bestimmtes Bild von Osterreich in 
den letzten 20 Jahren gemacht hatte, ein Bild, 
an dessen Formung und Gestaltung so vieLe 
Osterreicher mitgewirkt haben von 
unserem Bundesparteiobmann sind heute 
schon Namen genannt worden, die auch ich 
in mein ManuskIlipt geschrieben habe, wie 
etwa RaJab, Schärf, Figl oder Körner -, war 
zutiefst schockiert über das, was an diesem 
29. September in Wien geschah. Ich füge gleich 
hinzu, daß in diese Reihen auch der Außen­
minister Dr. Kreisky gehört. Ich bezweifle nur, 
ob der Bundeskanzler Dr. Kreisky noch dazu 
gehört. Nicht nur, daß er in seiner heutigen 
Funktion als Regierungschef in der Außen­
politik schon bei früheren Gelegenheiten 
manchmal danebengegriffen hat, und zwar 
sehr tief danebengegriffen hat - ich erinnere 
nur an den Kärntner Ortstafelstreit -, son­
dern es erscheint mir gravierend, daß dieser 
Bundeskanzler heute oftienbar alles nunmehr 
vom Blickwinkel der Inruenpolitik aus sieht. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Ich kann es dem Kollegen Blecha nicht 
hat sich der Abgeordnete Dr. Karasek. Ich ersparen, doch einige Pressemeldungen - zu­
erteile es ihm. gegebenermaßen der ersten Stunde; ich 
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komme noch auf dieses Argument zurück -
zu zitileren. Es ist ja nicht so, daß es bloß 
das schlechte Gewissen ist - wie mein Vor­
redner gemeint hat -, das die Weltpresse 
v·eranlaßt hatte, hier zu einer Isehr kritischen 
Beurteilung der österreichischen Haltung zu 
kommen. 

Meine Damen und Herren! Der Terrorismus 
hat auch schon früher da und dort zuge­
schlagen. Audl andere RegJerungen hatten sich 
bereits mit erpresserischen Forderungen aus­
einanderzusetzen und hatten sich in ähnlichen 
Situationen befunden. Der "schrecklicble 
Präzedenzfall", um mit den Worten des Leit­
artiklers von "Le Monde" zu sprechen, bestand 
aber diesmal darin, daß nicht ügendeiner mehr 
oder weniger unbedeutenden EinZIelforderung 
nadlgegeben wurde, eine bestimmte Summe 
Geldes zu bezahlen, die Freilassung irgend­
eines Gefangenen zu bewirkien oder ähnliches 
mehr. Der "schreckliche Präzedenzfall" - um 
es noch einmal zu sagen - bestand darin, 
daß sich eIlstmals eine Regierung bereit ge­
funden hatte, unter terroristischem Druck ihiie 
Haltung, ihre Politik zu ändern. - Das ist 
der Kern der ausländischen Kritik. 

Der Herr Abgeordnete Blecha ist beleidigt, 
weil die ausländische Presse auf diese Punkte 
mit den Fingern zeigt und das Verhalten der 
österreichitschen Regierung rügt. Aber das ist 
es, und nichts anderes! Ich werde durch Zitate 
untermauern, daß es nur darum geht. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Die "International Herald Tllibune" schreibt, 
daß die österreichische ~egierung eine Sünde 
gegen die internationale Gemeinschaft beging. 
Es gab, so schreibt sie, andere Beispiele von 
Komprornillssen mit Terroristen im Namen der 
Menschlichkeit - die Herr Blecha j1etzt so oft 
in den Mund genommen und zitiert hat. Aber 
die Osterreicher haben - so schreibt diese 
Zeitung - plötzlich den Terror politisch sach­
dienlich gemacht. 

Das ist der Kern der ausländischen Kritik, 
das ist der Kern der ausländischen Aussage. 

Unter dem Titel "Gewalt, die sich auszahlt" 
schreibt die französische Zeitung "Les Echos": 
"Eine souveräne Regierung, die von Wien, 
folgt den Weisungen zweier obskurer Fedajjin 
bis zur Infragestellung eines ganzen Aspekts 
ihrer Politik. Das ist der überraschende Sieg, 
den die bei den TeuoriJstoo allen inter­
nationalen Gesetzen zum Trotz erzielen 
konnten." 

"Le Figaro", Paris, meint: "Zwei mit Hand­
granaten bewaffnete Männer haben von einer 
Regierung 'erreicht, was noch keinem 
arabischen Land, keinem palästinafreundlichen 
Politiker gelang." 

Ist es nicht bezeichnend, meine Damen und 
Herren, daß gerade die Presseorgane auslän­
discher Sozialisten mit dem österfieichischen 
Bundeskanzler besonders streng ins Gericht 
gIngen? So etwa das Organ der belgisehen 
Sozialisten: "Der Handel, den Dr. Kreisky ge­
schlossen hat, bedeutet nicht nur Unehre für 
sein Land, sondern auch eine Aufmunterung 
zu ähnHchen Gewalttaten in anderen Welt­
teilen." 

Die schwedische Zeitung "Expressen" 
spricht von einem "widerwärtigen Zugeständ­
nis" und den "unmenschlichen Beschlüssen, 
die eine europäische Regierung in den letzten 
Jahren gefaßt hat". 

Meine Damen und Herren! Man könnte die 
Liste dieser Stimmen beliebig fortsetzen. Aber 
was nützt es? Diese Bundesregie,rung tut so, 
a1s ob ,es für Osterreich völlig unerheblich 
wäre, was das Ausland über Osterreich denkt. 
Natürlich kommt heute der Herr Bundes­
kanzl·er mit 'dem Argument daher, das seien 
schließliich alles nur Pressestimmen der ersten 
Stunde, als das Ausland die wahren Vorgänge 
noch nicht richtig erkannt habe. Ebenso hiat 
auch mein Vorredner an diesem Pult argumen­
tiert. Später hätte man das Urteil abge­
schwächt, revidiert, als man nämlich 'erkannt 
hatte, daß die Dinge lange nicht so schlecht 
seien, als man ursprünghlch lannahm. 

Der Herr Bundeskanzler unterschätzt hier 
offenbar die Wirkung, die diese efisten Presse­
beri'chte aus Osterreich über di'e Vorgänge 
in Schwechat in der öffentlichen Meinung des 
Auslandes gehabt haben. Er unterschätzt den 
Umstand, daß diese Nachrichten aus Oster­
reich :in weiten Kreisen tie~e Wurzeln ge­
schlag'en haben und leider - ich muß es 
sagen - im Ausland noch lange nachwirken 
werden. 

Daran, Herr Bundeskanzler, ändert auch der 
Brief des Senators Fulbright nichts, den Sie 
eben vorgelesen haben, denn er veroankt sein 
hervorrangendes Renommee unter anderem 
der Tatsache, daß er als amerikanischer Non­
konformist gilt; er kritisiert vieles in Amerika, 
was der landläufigen Meinung entspricht. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung fühlt sich 
,in ihrer Haltung nachgerade noch bestätigt, 
weil aJIlgeblich Meinungsumfragen ergeben 
haben, daß ein nicht unbeträchtlicher Prozent­
satz der Osterreicher offenbar in ihrer "Mir­
san-mir" -Mentalität und einem falsch ver­
standenen Patriotismus hinter dieser Regie­
rung die Reihen dichter schliießt. Wer macht 
aber diesen Osterreichern plausibel und ver­
ständlich, welches die Folgen von Schwechat 
für dieses LJand langfristig sein werden? Hier 
lin diesem Parlament ist heute die Stunde, 
daß wir dieser österreichischen Bevölkerung 
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die unpopuläre Wahrheit sagen. Es ist unsere 
Aufgabe als Opposition, manchmal auch Un­
populäres zu sagen, weil gerade in der Außen­
politik die Opportunität diesem Land süiler­
lich nicht guttut. (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat eine äußerst 
populäre Politik gemacht, als er mit seiner 
Bundesheerreform die Wehrbereitschaft 
OsterreJchs praktisch zerschlug. Wer dient 
schon gerne lieber neun Monate als sechs, 
wer nimmt schon gerne Opfer und Lasten auf 
sich, wenn es auch billiger geht und einfacher 
zu haben ist? Dem berühmten "kleinen Mann" 
auf der Straße kann man wahrlich nicht von 
vornherein einen Vorwurf machen, dJaß er 
über die enge Kirchturrnspitze nicht hinaus­
sieht. Aber dieser Regierung kann man den 
Vorwurf machen, dies'em Bundeskanzler kann 
man zumuten, daß er die langfristigen Folgen 
dieser Politik bedenkt, daß er ein Urteil 
darüber hat, was diesem Land guttut und was 
nicht I (Beifall bei der OVP.) 

Land in der Welt Osterreich im Falle eines 
Ralles zu Hilfe kommt, wenn die anderen 
sehen, daß die österreichischen Vertelidigungs­
anstrengungen gleich Null sind? Wird jemand 
den Mut haben, den Leuten zu sagen, daß es 
wohl Erklärungen des amerikanischen Außen­
ministers, an eine bestimmte Adresse gerich-
1)et, unter den gegenwärtigen Umständen nicht 
mehr geben kaIliIl und nicht mehr geben wiird, 
wie etwa jene, dile noch der amerikanische 
Außenminister Dean Rusk am 15. November 
1968 im Gefolge der Unruhen in der benach­
barten Tschechoslowakei abgegeben hat? Wel­
cher amerikanische Außenminister und wel­
chler andere Außenminister, gleichgültig wel­
chen Landes, kann es seinem eigenen Par­
lament, der öffentlichen M·einung seines 
eigenen Landes gegenüber verantworten, etwa 
im Konfliktfall eine Gefährdung der öster-· 
reichischen Sicherheit als so wichtig, als so 
gravierend zu betrachten, als ob es sidl um die 
eigene Sicherheit handle - angesichts eines 
auf . den Nullpunkt gesunkenen öster­
reidüsch.en Prestiges und angesichts einer 
nahezu einhelligen Verurteilung der Haltung 
der österreichischen Regierung in dieser 
Geiselaffäre? Das Ausland, meine Damen und 
Herren, hat sehr wohl bemerkt, wie wenig 
diJese Bundesregierung besorgt ist um die 
Souveränität ihres Landes und um die Sou­
veränität ihrer Entscheidungen. 

Der Herr Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten, auf sein Schweigen zur De­
montage des Bundesheeres bei der lletzten 
Budgetdebatte in diesem Haus am 6. Dezem­
ber 1972 angesprochen, tut uns kund, daß für 
ihn der wesentliche Aspekt der öster­
reichischen Sicherheitspolitik die gute Außen­
politik sei. So sagte damals Bundesminister 
Dr. Kirchschläger wörtlich. Diese gute Außen­
politik, Herr Bundesminister, ist über Nacht Der Herr Bundesminister für Auswärtige 
zerplatzt wie ein Praterluftballon, in nichts Angelegenheiten hat im Zuge der letzten 
zerstoben. Haben Sie dem Herrn Bundes- Budgetdebatte erklärt, daß Osterreich eine 
kanzler in jener tI1agismen Nacht vom Außenpolitik führen müsse, durch d~e es sich 
28. auf den 29. September in Ihren Tele- der Staatengemeinschaft nützLich erweist. Wir 
phonaten aus Straßburg abgeraten, eine soldle sind, Herr Bundesminister, einverstanden mit 
Entsdleidung zu treffen, und zwar _ ich betone einer solchen Rollenfixierung für dias neutrale 
es - im Hinblick auf die außenpoIitisdlen Osterreich. Wir sind einverstanden, daß Oster­
Folgen, die zu 'erwarten waren? Oder haben reich ein Hort, eine Zufluchtstätte für Men­
Sie vielleicht diese Folgen gar nicht erwartet? schen bleiben soll, die aus religiösen, 

rassischen oder politischen Gründen oder aus 
Was Siagen wir also jetzt unseren Lands- welchen Gründen auch immer verfolgt sind. 

leuten zur österreichischen Sicherheitspolitik? . Angesichts der Entscheidung der Bundes­
Sie, meine Herren von der Bundes,regierung, regierung, das Lager Schönau zu schließen, 
haben den Osterreichern glauben machen ist das Ausland aber besorgt, ob wir dieser 
wollen, daß es auf dem Gebiet der Landes- humanitären Rolle auch wirklich treu bleiben 
verteidigung keiner besonderen Anstrengun- werden. 
gen bedarf. 

Wenn Osterreich je in eine international 
kritische Situation kommen sollte, werden wir 
uns einfach darauf verlassen können, daß uns 
dank unserer guten Außenpolitik die in1)er­
nationale Staatengemeinschaft zu Hilfe kom­
men wird? Hat jemand von Ihnen den Mut, 
den Osterreichern, jenen, die die Entscheidung 
von Schwechat kritisieren, aber auch jenen, 
die sie billigen und hinter ihr stehen, zu sagen, 
wie es um die Sicherheit Osteneichs w.irklich 
steht? Ist es noch glaubhaft, daß irgendein 

Natürlidl versuchte der Herr Bundeskanzler 
schon wenige Stunden nach der Kapitulation 
vor den Terroristen die Tragweite und die 
Bedeutung des Beschlusses der Bundes­
regierung herunterzUJspielen; genauso, wie es 
mein Vorredner hier getan hat. Im. der Rede 
vor den Del'egierten des Obersten Sowjets 
arr Samstag, dem 30. September, sagte der 
Bundeskanzler wörtlich - und er hat es auch 
heute zitiert -: "Es werden lediglich im Inter­
esse der Erhaltung des Friedens im Inneren 
Osterreichs gewis1se kleine Veränderungen 
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durchgeführt, aber keine grundsätzlichen Hier, Herr Bundeskanzler, wei'se ich aber 
Änderungen unserer humanitären Haltung. doch darauf hin, daß Sie ebensogut wie jeder, 
Osterreich bleibt ein Land, das jedem, der der ,ein bißchen über die Verhältnisse in der 
sich verfolgt fühlt, ein Asyl gewährt und UNO Bescheid weiß, wissen, daß die Mehr­
jedem, der über Osterreich irgendwohin in -ein heitsverhältnisse in der UNO durch den 
anderes Land will, diese Möglichkeit großen afro-asiatischen Einfluß heute so ge­
biete·t ... " staltet sind, daß eine Änderung des Statuts 

Der Herr Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten hat diese Passage aus der 
Rede des Herrn Bundeskanzlers in seine UNO­
Rede übernommen, um auch der Weltöffent­
lichkJeit sozusagen zu versichern, daß in Oster­
reich offenbar nicht so heiß gegessen wird, 
wie es wenige Stunden vorher gekocht wurde. 

Was soll man aber von dem halten, meine 
Damen und Herren, was die beiden Terroüsten 
in ihrer Pressekonferenz von Tripolis aus­
sagfen: "Erst als die österreichische Regierung 
zustimmte, eine Erklärung abzugeben, wonach 
Osterreich die Einreis·e jüdischer Emigranten 
einstelle" - ich betone: einer der lleHoriisten 
sagte: "Erst als die österreichische Regierung 
zustimmte, eine Erklärung abzugeben, wonach 
Osterreich die Einreise jüdischer Emigranten 
einstelle - und die inländischen Lager­
erleichterungen beenden werde, ließen wir die 
Geiseln frei." 

Hier liegt doch, meine Damen und Herren, 
ein eklatanter und aufklärungs bedürftiger 
Widerspruch vor zwischen dem, W1as uns der 
Herr Bundeskanzler, die Regierung und alle 
Redner wiederholt versichert haben, und dem, 
was di'e Terroristen angeblich - ich betone: 
angeblich - von der österreichischen Bundes­
regierung versprochen bekommen haben; 
allerdings nicht kontrollierbar, insoweit hier 
Botschafter als Mittler und Zwischenträger 
aufgetreten sind. 

Der Herr Bundeskanzler argumentierte rer­
ner, es mögen doch auch andere Länder etwlas 
für die Verfolgten tun. Er hat sogar den Plan 
entwickelt - und das hat er heute wieder­
holt -, das Lager Schönau den Vereinten 
Natio:ruen zu unterstellen. Nun, wenn er es 
nur wirklich ernst genommen hättel Aber der 
Herr Bundeskanzler wußte von vornherein 
- die Vorredner haben schon darauf hin­
gewiesen -, daß sein Vorschbag nicht ziel­
führend sein wird. Er hat ihn ja auch nur 
gemacht - wie wir aus 'Seiner späteren Ge­
sprächigkeit wissen -, um die Vereinten 
Nationen bloßzustellen. 

Noch etwas, Herr Bundeskanzler, ist mir bei 
Ihrer heutigen Argumentation aufgefallen. Sie 
sagen: Die UNO hätte es sehr leicht - und 
das hätte auch die Welt erwartet -, die 
Statuten hinsicl1.tlich der Qualifizierung, wer 
Flüchtling ist und wer nicht, zu ändern. 

hinsichtlich der Qualifikation "Flüchtling", 
anzuwenden auf die jüdischen Flüchtling,e, 
irrelald'stisch ist und sicherlich nicht zu 
erreichen gewesen wäre. Also auch unter die­
sem Gesichtspunkt halte ich das nicht für 
einen sehr seriö:sen Vorschlag, selbst wenn 
Sie glauben, daß die UNO hätte so handeln 
können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine der beschämendsten außenpolitischen 
Aspekte dieser Vorfälle von Schwechat sind 
die Dankesbezeugungen, die aus den 
arabischen Ländern in Osterreich eintreffen. 
Kaum 24 Stunden nachdem FI1au Meir vom 
Herrn BunJdeskanz1Jer kühl empfangen wurde 
- nicht einmal ein Glas Wasser habe man ihr 
angeboten, so sagte sie zumilIldest nachher -, 
empfängt di'eser selbe Bundeskanzler den 
ägyptischen Sonderbotschafter Sadats und läßt 
sich von ihm umarmen. Wäre es nicht klüger, 
wäre 'es nicht anständiger, wäre es nicht rich­
tiger gewesen, den Herren in Kairo einfach 
zu bedeuten, daß man es in Wien nicht für 
opportun erachtet, in einem solch-en Augen­
blick beschämende Dankvisiten zu empfangen? 
(Beifall bei der OVP.) 

Es wäre ja schließlich, Herr Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten, auch inter­
essant zu erfahren, wie viele Botschaften und 
Dankesbezeugungen von arabischen Staats­
oberhäuptern, Regierungschefs und Außen­
ministern am Ballhausplatz eingetroffen sind. 
Hängt dies etwa - so frage ich mich - damit 
zusammen, daß wir an der Konferenz der 
Blockfreien Staaten in Algier teilgenommen 
haben? Werden wir in den sogenannten non­
aligned countries bereits als dazugehörig be­
trachtet? Eine Frage, die ich sehr gerne an 
Sie, Herr Bundesminister, stelle. 

Wohin sind wir Osterreimer geraten, daß 
wir uns von der arabischen Presse bescheini­
gen lassen müssen, daß die Aktion der 
"Adler der Revolution" der österreichismen 
Regierung verholfen hat - hören Sie, meine 
Damen und Herren -, zu einer "wahrhaft 
neutralen Haltung" im Nahostkonflikt zurück­
zufinden? 

Seit Jahr und Tag, Hohes Haus, bemühen 
wir uns, aller Welt zu beweisen, daß wir 
Osterreicher Herren im eigenen Haus sind, 
daß die Interpretation der österreichischen 
Neutralität eine ausschließliche Angelegenheit 
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der österreichischen Bundesregierung und die­
ser Volksvertretung ist, daß wir es stets 
unterlassen - damit gehen wir hausieren in 
Moskau und in Washington, in London, in 
Bern oder in Stockholm - anzufragen, welche 
neutralitätspolitische Haltung Osterreich in 
diesem oder in jenem Fall einzunehmen hat. 

Und da genügt nun die Kapitulation des 
Bundeskanzlers vor zwei arabischen Terro­
risten, damit wir uns von der arabischen 
Presse als Osterreicher darüber belehren las­
sen müssen, was in bezug auf die österrei­
chische Neutralität rechtens ist. Wahrlich weit 
haben wir es, meine Damen und Herren, mit 
dieser Außenpolitik dieser Regierung ge­
bracht! (Zustimmung bei der GVP.) 

Wir, alle Abgeordneten dieses Parlamentes, 
haben in Straßburg darum gekämpft, daß man 
dort die österreichische Bundesregierung 
wegen ihres Verhaltens nicht verurteilt. Ich 
gebe zu, daß auch ich zu jenen gehört 'habe, 
die dort dagegen aufgetreten sind; nicht aus 
einer besonderen Liebe zu dieser Regierung, 
sondern weil es zu meinen überzeugendsten 
Grundsätzen, die ich vertrete, gehört, daß 
eben Osterreich selber Herr im eigenen Haus 
zu sein hat und wir uns wirklich von nie­
mandem belehren lassen müssen, was wir tun 
und was wir nicht tun sollen. Darum habe ich 
mich auch dort dagegen ausgesprochen. 

Der Europarat hat dann eine Entschließung 
gefaßt, die nicht die österreichische Regierung 
verurteilt, sondern die in sehr allgemein ge­
haltenen Worten alle Regierungen Europas 
auffordert, sich keinem terroristischen Druck 
zu beugen, wenn es darum geht, Menschen, 
die in Not sind, zu helfen. 

Daher bringe ich nun, meine Damen und 
Herren, einen Entschließungsantrag ein, der 
an diese Haltung des Europarates anknüpft 
und der sich wie folgt liest: 

Entschließungsantrag 

der AbgeoI1dneten Dr. Karasek und Genos­
sen betreffend die Geiselaffäre in Marchegg 
und Schwechat. 

Seit dem 29. September 1913 sind in 
Osterreich und in der gesamten westlichen 
Welt Zweifel an der Aufrechterhaltung der 
humanitären Rolle Osterreichs gegenüber 
aus religiösen, politischen oder rassischen 
Gründen Verfolgten entstanden. 

Um eine eindeutige Klarstellung herbei­
zuführen, stellen die unterzeichneten Abge­
ordneten daher folgenden 

Entschließungs antrag. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Unter Bedachtnahme auf die Entschlie­
ßung der Konsultativversammlung des 
Europarates, Dokument 3356, in der die 
Konsultativversammlung ihrer Uberzeugung 
Ausdruck verlieh, daß keine Regierung 
durch ein Versprechen, das durch Gewalt, 
Bedrohungen und Erpressungen erzwungen 
wurde, als gebunden erachtet werden kann, 
wird die Bundesregierung aufgefordert, in 
Hinkunft in Fragen der Asyl- und Flücht­
lingspraxis sowie der fremdenpolizeilichen 
Behandlung sonst hilfesuchender Fremder 
unter Beachtung jener Praxis vorzugehen, 
wie sie von österreichischen Bundesregie­
rungen in allen jenen Fällen gepflogen 
wurde, die von der Weltöffentlichkeit als 
Beispiel der humanitären Gesinnung des 
immerwährend neutralen Osterreich aner­
kannt wurde. 

Soweit unser Entschließungsantrag. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte nun abschließen. Ich habe zwei 
bedenkliche Feststellungen gehört. Ich muß 
darauf hinweisen, selbst wenn das die Her­
ren auf der linken Seite dieses Hauses nicht 
gerne hören wollen und selbst wenn sie mir 
dann nachher Sachen unterschieben und unter­
stellen, die sicherlich den Dingen nicht ent­
sprechen. 

Ich wehre mich, wie viele meiner Vorred­
ner, entschieden gegen die dramatische Frage­
stellung des Herrn Bundeskanzlers: "Mußte 
von Ihnen schon einmal jemand über Leben 
und Tod entscheiden?" 

Von einem Mann, der zugegebenermaßen 
ein schweres, ein hohes und ein verantwor­
tungsvolles Amt übernommen hat, das Amt 
eines Regierungschefs, kann, glaube ich, die 
österreichische Bevölkerung mit Fug und 
Recht beanspruchen, daß er diese schwere Ent­
scheidung auf sich nimmt. Es ist schließlich 
und endlich keine schwerere Entscheidung 
- das wurde heute auch schon gesagt - als 
etwa die, vor der ein Chirurg steht, wenn er 
einen schweren Eingriff vornimmt, dessen 
Ausgang er nicht mit Sicherheit vorausberech­
nen kann. Und es ist keine leichtere Entschei­
dung - wie unser Bundesparteiobmann heute 
hier argumentiert hat - als die, die ein Probe­
gendarm trifft, wenn er versucht, eines Ver­
brechers habhaft zu werden, und dabei das 
Risiko in Kauf nehmen muß, das Leben Un­
schuldiger zu gefähIden. Das sind doch Fälle 
des täglichen Lebens, die wir von der ein­
fachen Exekutive erwarten, also erwarten wir 
es erst recht von der Spitze unserer Exeku-
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tive, von unserer Regierung, und von der 
Spitze unserer Regierung, vom Regierungs­
chef, vom Bundeskanzler. 

Ich möchte mir meine Argumentation gewiß 
nicht leicht machen, aber wir kommen doch, 
meine Damen und Herren, wenn man die 
Dinge in dieser Perspektive sieht, einfach nicht 
darum herum im täglichen Leben, schwere 
Risken in Kauf zu nehmen, und eine solche 
Risikobereitschaft erwarten wir auch von der 
Bundesregierung. 

Ein zweites, und zwar in Anknüpfung an 
das, was Herr Kollege Blecha hier so beredt 
vorgetragen hat. Ich möchte ihm nicht nahe­
treten, wenn ich sage: Es war eine Art 
Humanitätswalze. Entschuldigen Sie, mir fällt 
im Augenblick kein besserer Ausdruck ein, 
um das zu qualifizieren. Es hat mich schockiert, 
wie Sie das hier getan haben, mit dieser Fest­
stellung: Die OVP entscheidet sich entweder 
für Menschen oder für ein Gebäude, und die 
OVP hat sich also offenbar für das Gebäude 
und nicht für die Menschen entschieden. -
Na so ist das nicht! 

Wenn der Herr Bundeskanzler meint, daß 
er außer im Falle einer unmittelbaren Be­
drohung der Unabhängigkeit und Freiheit 
unseres Landes nicht bereit ist, Gewalt wenn 
notwendig - ich sage: wenn notwendig, 
wenn kein anderer Ausweg besteht, notwen­
digerweise also - mittels Gewalt zu brechen, 
so ist das doch eine erschreckende, eine be­
stürzende Feststellung. Mit diesen so human, 
so menschlich klingenden Prinzipien sind wir 
doch auf dem besten Weg, meine Damen und 
Herren, eine wehrlose Gesellschaft zu werden, 
wie uns das ein bekannter Universitätsprofes­
sor in einem großen Artikel in der Sonntags­
"Presse" vor 14 Tagen beschrieben hat. 

Mit dieser Feststellung hat der Bundeskanz­
ler, glaube ich, den verbrecherischen Elemen­
ten nachgerade eine Einladung übermittelt, 
im In- und Ausland nur weiterhin sich des 
Terrorismus zu bedienen, um von uns alles zu 
erhalten und zu bekommen, was ihren Zielen 
dient, denn ein Schießbefehl gegen das Ver­
brechertum ist, von dieser Extremsituation, 
die der Herr Bundeskanzler erwähnt hat, ab­
gesehen, offenbar sowieso nicht zu erwarten. 

Das ist der beste Weg - darum bin ich 
so erschreckt, und darum bin ich so bestürzt -, 
das ist der beste Weg, meine Damen und 
Herren, um den Ruf nach "lawand order" 
eines Tages auch in Osterreich zu provozie­
Ten - ein Ruf, der Ihnen allen, meine Damen 
und Herren, sehr, sehr weh tut, wie ich weiß. 
Das ist der beste Weg, daß eines Tages wieder 
der Ruf ertönen wird nach einem starken 

Mann im Staate, der Ruf nach einer harten 
Hand, der Ruf nach einem eisernen Besen. 
Und das wäre wohl nebst dem außenpoliti­
schen Scherbenhaufen der schlechteste Dienst, 
den langfristig gesehen der Herr Bundeskanz­
Ler Osterreich mit seiner Entscheidung vom 
29. September erwiesen hätte. (Anhaltender 
Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der von den Abgeord­
neten Dr. Karasek und Genossen eingebrachte 
Entschließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Außenminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Präsident! 
Hohes Haus' Ich will zu drei Fragenkomplexen 
Stellung nehmen: Zum Terrorismus als sol­
chem, zur Substanz des Beschlusses vom 
28. September 1973 und zu verschiedenen 
außenpolitischen Konsequenzen, die heute in 
der Diskussion erwähnt wurden. 

Zuerst zur Frage des Terrorismus. Ich 
glaube, es gibt auf der Welt kein Land, das 
vor einem Terrorakt sicher ist. Es ist die 
Pflicht jedes Landes, Vorsorge zu treffen, daß 
Terrorakte erschwert werden. Aber zu glau­
ben, daß man mit einer gewissen Anzahl von 
mehr oder weniger Sicherheitsorganen oder 
mit besonders abschreckenden Strafen einen 
Terrorakt verhindern kann, das wäre Illusion. 

Terrorakten kann man nur begegnen, wenn 
es der Völkergemeinschaft gelingt, die Grund­
lagen, aus denen die Terroristen herauswach­
sen, zu beseitigen. Das war der Grund, 
warum sich die österreichische Regierung 
immer wieder dafür eingesetzt hat, daß man 
nach einer Entspannung im Nahen Osten 
suchen müßte und nach einer Friedens­
möglichkeit in diesem Raum. Das war eine 
indirekte, aber konkrete Terrorbekämpfung. 
Sie hatte, wie Sie wissen, keinen Erfolg. Nicht 
nur die österreichischen Bemühungen hatten 
keinen, auch die Bemühungen der anderen 
Staaten, selbst der größten, hatten keinen. 

Die zweite Möglichkeit ist die einer inter­
nationalen Zusammenarbeit gegen den Ter­
rorismus. Diese internationale Zusammen­
arbeit war das große Ziel, das gerade die 
österreichische Delegation bei der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen, bei der 
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation und 
im Europarat - der Herr Abgeordnete Czer­
netz hat das deutlich gemacht - immer wie­
der verfolgt hat: Wir waren es, die gegen 
die Mehrheit gestimmt haben bei den Verein­
ten Nationen, weil uns das, was dort heraus­
gekommen ist, zuwenig war. Wir sind im 
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Europarat gegenüber den anderen Mitglied­
staaten, die auf der gleichen Basis - so heißt 
es in der Satzung - stehen, nicht durchgekom­
men, wir sind unterlegen mit unserem Wunsch, 
international etwas Konkreteres gegen den 
Terrorismus zu machen. 

Da kann es dann natürlidl, wenn es keine 
internationale Zusammenarbeit gibt, dazu 
kommen, daß sie von einer Grenze ohne jedes 
Voravis - obwohl die nadl den jüngsten 
Feststellungen nidlt nur zehn Tage, wie ich 
seinerzeit gemeint habe, sondern vier Wochen 
in der Tsdlechoslowakei gelebt haben -
herüberkommen und die Waffen, die sie mit­
führen, von einer Grenzkontrolle nicht be­
merkt werden. Wir können den anderen Staat 
nidlt dafür haftbar machen, denn er ist ja 
nidlt verpflidltet, unsere Grenze zu sidlern. 
Aber daß es auffallend war, darüber haben 
wie nie einen Zweifel gelassen. Und das habe 
ich auch in meinen Gesprächen mit dem 
tschechoslowakischen Außenminister in New 
York erörtert. 

Es wird daher jede Regierung in jedem 
Einzelfall konkret zu entscheiden haben, wie 
sie im Einklang zu ihren Grundsätzen und 
unter Berücksichtigung des gegebenen Falles 
zu einem Terrorakt Stellung nimmt, wie sie 
die Folgen wenn schon nicht zu beseitigen, so 
doch zu vermindern oder zu vermenschlichen 
sucht. 

Und so ist der Regierungsbeschluß vom 
28. September 1973 zu verstehen, und so ver­
stehe idl ihn. Manchmal sdlien es mir in der 
heutigen Diskussion- so, als sei er nidlt nur 

andere Sache. Aber das hindert doch nicht 
das Faktum, daß der Transit, daß die Durch­
reise von Menschen, die über Osterreich in 
eine neue Heimat gelangen wollen, unvermin­
dert weitergeht. 

Wenn als Gegenargument entgegengehalten 
wird, daß einer der Terroristen nach seiner 
Ankunft in einem arabischen Land in einer 
Pressekonferenz eine andere Darstellung ge­
geben hat, dann, Hohes Haus, kann ich nur 
bitten, daß man vielleicht doch der österrei­
chischen Regierung mehr glaubt als einem 
Terroristen. (Beifall bei der SPO.) 

Der Herr Abgeordnete Mock hat die Same 
so dargestellt, als ob ein Beamter des Außen­
ministeriums dann, wenn er vom Bundeskanz­
ler über irgend etwas befragt wird, genau nach 
der Wohlmeinung des Bundeskanzlers spre­
chen würde. Verzeihen Sie, Herr Abgeordne­
ter, daß im hiebei so hart in meiner Diktion 
bin, aber im Namen der Beamten des Außen­
ministeriums muß ich mich dagegen verwah­
renl (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
Sc h 1 ein zer: Seien Sie vorsichtig! - A.bg, 
Li b a 1: Sie auch!) Ja, ich bin es, vielleicht 
gegenseitig, Herr Bundesparteiobmannl (Bei­
fall bei der SPO.) Die Beamten des Außen­
ministeriums sind nicht so charakterlos und 
auch nidlt so feige, daß sie nur darauf war­
ten, was der Herr Bundeskanzler bei irgend­
einem Anlaß hören will; sie sagen ihre Mei­
nung, so wie sie dies auf Grund ihrer Unter­
lagen können. Ich glaube, das muß man zur 
Ehre dieser Beamten aum feststellen. 

Nun zu den allgemeinen außenpolitischen 
im Ausland nicht ganz verstanden worden, Fragen. Die ausländische Kritik war - das 
sondern als sei er bis zum heutigen Tage hat niemand bestritten _ sehr heftig und 
auch bei uns hier in Osterreich noch nicht sehr ernst. Diese Kritik wurde bei der Be­
völlig gelesen worden. Er hat nicht, wie der 
Herr Abgeordnete Mock meinte, die Durch­
führung der humanitären Aufgaben in irgend­
einer Weise in Zweifel gestellt. Im Gegenteil: 
Die humanitären Aufgaben, die sich Osterreich 
gestellt hat und denen es seit jeher treu ist, 
gehen weiter. Dem Transit sind keine Gren­
zen gesetzt worden. Wir halten auch, Herr 
Bundesparteiobmann Schleinzer, die Grenzen 
offen für jeden, der bei uns die Freiheit sucht. 
Wir haben sie, zumindest während der Zeit 
dieser Regierung, immer offengehalten. 

Wo soll da ein politisches Nachgeben 
sein? - Das sehe ich nicht. Denn man muß 
sich doch, glaube ich, an den Text und an das 

sdllußfassung vorausgesehen. Sie war des­
wegen sehr ernst, weil die Tatsache, daß der 
Transit unvermindert weitergeht und daß es 
sich nur um eine Änderung einer Organi­
sationsform handelt, nicht erkannt worden ist. 

Mit dem Zunehmen sowohl der Erkenntnis 
dessen, was gegenwärtig weiter geschieht und 
auch in Zukunft weiter geschehen wird, als 
auch mit der Interpretation der seinerzeitigen 
Erklärung, die dieser Praxis entspridlt, wird 
auch diese Kritik in einem noch weiteren 
Maße abnehmen, als sie schon jetzt abgenom­
men hat, und einem Verständnis weichen; des­
~en bin ich sicher. 

Faktum halten. Im Text der Erklärung wird Ich glaube, man soll jetzt nicht in einen 
von Schön au und von den Erleichterungen, neuen Fehler verfallen. Wir haben in den 
von den organisatorischen Erleidlterungen ge- vergangenen Jahren sehr lange immer wie­
sprachen. Daß Schönau für beide Teile, für der über die Landesverteidigung diskutiert, 
Israel und für die Araber, zu einem gewissen haben sie immer wieder als krank bezeichnet 
Symbolcharakter aufgelaufen ist, ist eine und haben dadurch die Gefahr heraufbeschwo-
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ren, daß sie in der Meinung mancher, vor 
a.llem derer, die in der Landesverteidigung 
tätig sind, gelegentlich als krank angesehen 
wurde. (Abg. G r a f: Das müssen Sie an Ihre 
Regierung adressieren und nicht an uns, Herr 
Minister!) Ich glaube, das Krankreden ist 
nicht von der Regierung gekommen, Herr Ab­
geordneter Graf! (Beifall bei der SPO.) 

Ich glaube, wir sollten nicht in den Fehler 

soll ... (Abg. Dr. G r u b er: Man hätte ihn 
nicht provozieren sollen!) Den Dank provo­
ziert? - Das hat die österreidlisehe Bundes­
regierung nicht, denn ich habe schon eindeutig 
erklärt, daß in der humanitären Grundhal­
tung der österreichischen Regierung, dazu 
zählt auch der Transit von Menschen, die in. 
eine neue Heimat wollen, keine Änderung ein­
getreten istl (Beifall bei der SPO.) 

verfallen, daß wir jetzt auch die österrei- Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
chisChe SiCherheit zerreden und krankreden hat siCh Bundesminister Lütgendorf. Ich er-
und so tun, als ob die österreichisChe Sicher- teile es ihm. 
heit mit dem Schloß Schönau einfadl eine 
Einheit gewesen wäre und die österreichische 
Sicherheit ohne den Bestand des SChlosses 
Schön au nicht bestehen könnte. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k: Wie muß eine 
Bundesregierung beschaffen sein, damit man 
etwas krankreden kann?) Ich glaube, man 
kann das Image sowohl von Mensdlen als 
a.ueh von Organisationen zerstören, und zwar 
durchs Reden. Das ist ja das Furchtbare: Man 
zerredet leider furchtbar viel. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. G r u b er: Sie auch, Herr 
Minister!) 

Ich glaube, wir sollen danadl trachten, daß 
wir nicht tagtäglich von der Gefahr für die 
österreichische Sidlerheit reden. Diese Gefahr 
besteht nicht! Ebensowenig besteht die Ge­
fahr, die der Herr Abgeordnete Mock an die 
'N' and gemalt hat, nämlich daß wir in einigen 
Teilen der Welt nicht mehr als neutral gelten. 
Unsere Neutralität wird anerkannt I Ich glaube, 
es wird nicht sehr lange dauern, daß Sie dafür 
auch wieder handfestere Beweise, als es jetzt 
meine Worte sind, vor sidl haben werden. 

Wenn sogar vom Herrn Abgeordneten 
Karasek ein Zusammenhang hergestellt wurde 
mit der Teilnahme an der Konferenz der Block­
freien Staaten in Algerien, so glaube ich, ist 
der Faden sehr weit und dreimal um das Eck 
nesponnen, wenn man hier einen Bezugspunkt 
finden möchte zwischen der Teilnahme in 
Algier, zwischen dem Attentat oder, wenn 
Sie wollen, zwischen den Dankesbezeugun­
gen - ich glaube, in diesem Sinne haben Sie 
es ja gemeint - der arabischen Staaten. 

Die arabischen Staatsoberhäupter, die sich 
bei dem Herrn Bundeskanzler bedankt haben, 
haben das nicht getan für unsere Teilnahme 
in Algerien, sondern sie haben es getan, weil 
sie vermeinten, daß die Entscheidung für sie 
ein Erfolg in ihrer Auseinandersetzung gewe­
sen sei. (Abg. Dr. G r u be r: Das haben Sie 
gar nicht so falsch geraten!) 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf: Herr Präsident! Hohes Haus I IcQ 
möchte nicht noch weiter die Debatte verlän­
gern, aber es wurde mir das Stichwort ,,scher­
benhaufen" von der rechten Seite zugeflü­
stert; das ist eigentlich gerade der Aufhänger 
für das, was ich gern sagen möchte. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Karasek hat am 
Beginn seiner Ausführungen unter anderem 
gesagt, daß "die Folgen der politischen Ent­
scheidung der Bundesregierung in der Geisel­
affäre ein außenpolitischer SCherbenhaufen, 
ein heute bereits oft zitiertes Bild" wäre. 

"Der Herr Bundeskanzler, so glaube ich" 
- sprach Dr. Karasek -, "kommt mit dieser 
Einschätzung der Lage der Wahrheit ungleich 
näher als sein Landesverteidigungsminister, 
der die Kühnheit besessen hat, die heftige 
Reaktion des Auslandes als ein bloßes Ge­
schreibe der Judenpresse abzuqualifizieren." 

Herr Abgeordneter Dr. Karasek! Ich bin auCh 
dafür, bei der Wahrheit zu bleiben, die Sie 
ja hier gerade apostrophiert haben. Ich habe 
niemals, in keiner meiner Äußerungen, das 
Wort "Judenpresse" in den Mund genommen 
gehabt. 

Zum zweiten darf ich aber hier schon, da 
ich mich zu einer Erklärung gemeldet habe, 
sagen, daß in einem Gespräch mit einem Wie­
ner Korrespondenten der "Salzburger Nach­
richten" aus dem Zusammenhang herausgeris­
sen eine Bemerkung gefallen ist, die audl dann 
richtig in der Zeitung der "Salzburger Nach­
richten" wiedergegeben wurde. Idl habe da­
mals - auch aus einer gewissen inneren Em­
pörung heraus über die Reaktion der Welt­
presse - zum Ausdruck gebracht, daß sich 
eben diese uns nicht wohlgesinnten auslän­
dischen Zeitungen in jüdischen Händen be­
finden, wobei ich vollkommen sachlich alle 
jene mit der momentanen Reaktion von Israel 
sympathisierenden Presseerzeugnisse beurteilt 
habe. 

Wenn Sie dazusagen, man hätte diesen Wer midl kennt und - das möChte ich 
Dank zurückweisen sollen, so glaube ich, daß auCh gern einmal zum Ausdruck bringen -
man Dankesadressen nicht zurückweisen wer vor allem die österreiehisChe Geschichte 
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und Kriegsgeschichte kennt, der hat im all­
gemeinen auch ein etwas anderes Bild von 
mir. (Ironische Heiterkeit bei der tJVP.) Ich 
möchte dem Hohen Haus in Erinnerung brin­
gen, daß es in der k. und k. Armee immerhin 
830 aktive Offiziere jüdischen Glaubens gege­
ben hat. Daß rund 400.000 Soldaten jüdischen 
Glaubens im ersten Weltkrieg an der Front 
gestanden sind. Daß soundso viele Auszeich­
nungen, Tapferkeitsauszeichnungen bekom­
men haben. Und wer ein bißchen die Ge­
schichte gelesen hat, wird sich vielleicht auch 
an den Namen des Zugsführers Aaron Schapira 
erinnern, der die Goldene Tapferkeitsmedaille 
erworben hat. Ich könnte einige andere Bei­
spiele auch noch erwähnen, ich möchte aber 
nur eines sagen: Daß wir auch heute hohe 
Achtung haben vor jenen rund 48.000 Sol­
daten jüdischen Glaubens, die damals im 
ersten Weltkrieg für tJsterreim gefallen sind. 
Und wenn man in einzelnen Zeitungen ver­
sumt hat, mir eine gewisse antisemitische Ein­
stellung unterschieben zu wollen, so kann ich 
das nur als einen ganz üblen Rufmord an mei­
ner Person bezeichnen. (Beifall bei der SPtJ.) 

eingenommen hat, und von seinen Thesen. 
Man kann also den Entschließungsantrag und 
seine vorsichtigen Formulierungen gewiß auch 
als Kritik an diesen extremen Äußerungen des 
Herrn Bundesparteiobmannes der OVP auffas­
sen. Aber, meine Damen und Herren, die Bun­
desreg,ierung hat sim ja in dieser schwierigen 
Situation so verhalten, wie es der Entschlie­
ßung des Europarates entspricht, sie braucht 
daher nachträgliche Ermahnungen nimt, und 
aus diesem Grund können wir dieser Ent­
smließung nicht beitreten. 

Meine Damen und Herren! Es hat bisher, 
ich sage les nochmals, iJlJiemand in dieser De­
batte von seiten der OVP sagen können, wel­
ches Verhalten ihrer Meinung nach besser 
und richtiger gewesen wäre. 

Darf ich zitieren, was Herr Dr. Schleinzer 
auf eine konkrete Frage von Journalisten in 
seiner Pressekonferenz gesagt hat, nachzu­
lesen in den "Salzburger Nachrichten" vom 
5. Oktober dieses Jahres. 

"Frage e.ines Reporters an Schleinzer bei der 
PreJSsekonferenz der OVP anläßlich des lara-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet bischen Terroranschlages: ,Wie hätten Sie an­
ist der Abgeordnete Dr. Schranz. Ich erteile stelle Bruno Kreiskys reagiert?' 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPO) : Hohes 
Haus! Aus den letzten Worten des Herrn 
Abgeordneten Dr. Karasek hätte man fast den 
Eindruck gewinnen können, der Herr Bundes­
kanzler hätte sich vor der Entscheidung an­
läßlich des Terroranschliages gedrückt. Ich 
möchte sagen: er hat sich nicht gedrückt, ge­
drückt hat sich aber bisher die tJVP, in dieser 
Gesamtdebatte die Antwort auf die Frage zu 
geben, was siie gettan hätte. Bisher hat uns 
noch niemand eine Antwort auf die Frage 
gegeben, wie sich die OVP in dieser Situation 
verhalten hätte. Und das, meine Damen und 
Herren, ist das Fazit dieser Debatte. Weder 
das Ausland noch die inländische Kritik noch 
die OVP hat uns gesagt, hat dieser Bundes­
regierung gesagt, wie man sich in dieser 
Situation hätte besser verhalten können. Es 
ü,t keine Antwort gegeben worden. Daher, 
meine Damen und Herren, ist aus dieser 
Debatte nur der Schluß zu ziehen, weil nie­
mand eine bessere Lösung weiß, daß sich 
diese Bundesregierung richtig verhalten hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Aus dieser Konsequenz ergibt sich auch 
unsere Eil1iStellung zu dem Entschließungs­
antrag, den der Herr Abgeordnete Doktor 
Karasek vorgelegt hat. Es unterscheidet sich 
dieser Entschließungsantrag wohl wohltuend 
von der intransigenten Haltung, die Herr Dok­
tor Schleinzer hier am Beginn dieser Debatte 

Schleinzer: ,Wie ich es gemacht hätte, weiß 
ich nicht, ich weiß nur, wie im es nicht gemacht 
hätte ., .!'" (Heiterkeit bei der SPtJ.) Das, 
lTI.Ieine Damen und Herren, ist die unwider­
sprochene Antwort Ihres Parteiobmannes ge-
wesen. 

Schauen wir uns weiter an, was denn an 
Argumenten zu dieser Grundfrage der ganzen 
Debatte hier von Ihnen gesagt wurde: Herr 
Dr. Schleinzer hat die Ansicht Vlertreten, daß 
auf keinen Fall Schönau hätte geschlossen 
werden dürfen. Er hat eine solche Zusage als 
Kdpitulation bezeichnet. Herr Dr. WHhalm hat 
in einer Rede, die er zur Hälfte diesem Thema 
gewidmet hat, der Bundesregierung den Vor­
wurf zu machen versucht, daß sie Schloß 
Schönau hätte schon längst schließen müssen. 
Das war doch das Fazit der sehr interessan­
ten Ausführungen des Herrn Dr. Withalm. 
Also, was gilt jetzt in der OVP? Nicht eiinmal 
in dies'er Frage sprechen Sie mit einer Zunge, 
auch hier gibt ,es die alten und neuen, die 
vergangenen und die gegenwärtigen Wider­
sprüche bei Ihnen, wie ,in jeder großen poli­
tischen Auseinandersetzung. (Beifall bei de.r 
SPtJ.) 

Herr Dr. Withalm hat einmal in seiner Rede 
die Passage gebraucht: "Ich weIde Ihnen spä­
ter sagen, was ich getan hätte." Ich habe sehr 
aufmerksam zugehört, weil das wäre ja die 
Antwort auf die FI1agen dieser Debatte gewe­
sen. Und dann hat Herr Dr. Withalm gesagt: 
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Dr. Schranz 
Ich hätte statt den arabischen Botschanern die 
Vertfleter der Opposition zu Besprechungen 
eingeladen. 

Ich meine, es handelt sich hier um einen 
Versprecher von Ihrer Seite, denn Sie hätten 
sicher nicht gewollt, daß die Vertreter der 
Opposition mit ,den Terroristen in Schwechat 
verhandeln. Aber, das ;ist doch nicht die Ant­
wort auf die Frage, die hier die ganze Zeit 
im Raum steht, auf die Frage, was Sie getan 
hätten, wenn Sie sagen, man hätte mit der 
Opposition sprechen müssen. Die Antwort auf 
di,e Frage, was Sie anstelle der Bundesregie­
rung getan hätten, Herr Dr. Withalm, haben 
Sie auch nicht gegeben! Sie hJaben lediglich 
gesagt, Sie hätten die Opposition eingeladen. 

Und noch einmal zu der Pressekonferenz 
des Herrn Bundesparteiobmannes Doktor 
Schleinzer am 4. Oktober, laut Zeitungsberich­
ten vom 5. Oktober. Es wurde ja Dr. Schlein­
zer an diesem 4. Oktober folgendes gefragt: 
Gab es in der OVP einen Küsengipfel? 
Schleinzer: Sofort am Montag wurde das Pro­
blem erörtert. 

Er.innern Sie sich, meine Damen und Herr,eu: 
In der Nacht von Freitag auf Samstag hat sich 
dieser tragische Vorfall ereignet, und am Don­
nerstag darauf hat der Herr Dr. Schleinzer 
mitgeteilt: Am Montag haben wir sowieso das 
Problem erörtert! M,eine Damen und Herren! 
Wozu hätte die Bundesregierung mit den 
Sprechern der Opposition verhandeln sollen, 
wenn solche Antworten gegeben wurden? Es 
hätte ja keine Lösung herausgeschaut. Es wäre 
ja ke,ine Antwort gegeben worden. (Abg. Dok­
tor Bau er: Herr Schranz! Wer sitzt denn in 
der Regierung?) 

Aber, meine Damen und Herren, wenn Sie 
mit Zwischenrufen und mit großer Emotion 
dieser Beweisführung entgegentret'en, frage 
idl Sie noch einmal: Was hätten Sie in 
Schwechat und Marchegg getan'? Es ist ja noch 
ein Sprecher Ihrer Fraktion gemeldet. Ich hoffe, 
er gibt uns die klare Antwort. Bisher hat die 
OVP keine Antwort auf di'ese Frage gewußt, 
was sie getan hätte. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. Bau er: Herr Schranz! Was hätten 
Sie denn getan?) 

Hohes Haus! Es wurde dem Herrn Bundes­
kanzler von Ihnen der Vorwurf gemacht, er 
hätte diese tragischen Ereignisse von March­
egg und Schwechat in den Wahlkampf gezo­
gen. Darf ich Ihnen bitte sagen, was von seiten 
der Wiener OVP in diesen Wahlkampf ge­
kommen ist mit der Absenderadresse Falke­
str,aße 3? Herr Kollege Bauer, Sie wissen 
genau, weldle Adresse das ist. (Abg. Doktor 
Bau e r: Das sind zwei österreichische Bürge.r 
mosaischen Glaubens: Jetzt seien Sie vorsich-

tig!) Ja, ja, Herr Dr. Bauer, ich brauche von 
Ihnen keine Belehrungen! Ich habe in meinem 
achten Lebensjahr zum ersten Mal mit der Ge­
stapo Bekanntschaft gemacht, Ich brauche sol­
che Belehrungen und solche Hinweise nicht! 
Die Partei der Pölzls und der Suppans und 
der Scheibenreifs braucht mir so etwas nicht 
zu sagen! (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. Bau e r: Das sind Leute, die verfolgt wur­
den, Kollege Schranz! Das können Sie fest­
stellen! Das sind zwei Menschen, die verfolgt 
wurden zum Unterschied von anderen in Ihrer 
Parteil) Ich bin sicher, daß es sich hier um ... 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte das Hohe Haus, sich wieder 
etwas zu beruhigen, nach allen Seiten! 

Abgeordneter Dr. Schranz (fortsetzend): 
Herr Kollege Bauer! Sind das Funktionäre der 
OVP auch, ja oder nein? Sind das Kandidaten 
für die Bezirksvertretung im 2. Bezirk gewe­
sen, ja oder nein? 

Meine Damen und Herren! OVP-Funktio­
näre, Absenderadresse Wien I, Falkestraße 31 
Und dann beurteilen Sie bitte, wer diese Frage 
in den Wahlkampf gezogen hat. Hier heißt 
es; "Das Maß ist voll, kein ehrenhafter Jude 
kann bei der kommenden Wahl die Soziali­
sUsche Partei wählen. Dies hieße sich selbst 
ins Gesicht spucken. So ist es diesmal wirklich 
jüdische Ehrensache, jede jüdische Stimme der 
Osterreichischen Volkspartei.·· 

Und dann erheben Sie den Vorwurf, jemand 
anderer zieht diese Frage in den Wahlkampf? 
Dazu haben Sie nicht das geringlSte Recht! 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Sc h w j m­
me r: Was war zue.rst, Herr Schranz? - Abg. 
Dr. Bau er: Das ist ja ungeheuerlich, was Sie 
hier tun! Das sind Menschen, die ihre Familie 
verloren haben!) 

Eine sachliche poLitische Erörterung des 
Zwischenfalls Schön:au ... (Abg. Dr. G r u be r: 
Eine völlig unnötige Rede!) 

Präsident Dr. Maleta: Also, meine Damen 
und Herren, ich glaube, man merkt schon wie­
der, daß es halb zehn Uhr abends ist! 

Abgeordneter Dr. Schranz (fo.rtsetzend): Sie 
bringen auch durch Geschrei diese Tatsache, 
die Ihnen sehr unangenehm zu sein scheint, 
nicht weg. (Zwischenrufe.) Wenn Sie dazu ste­
hen, umso besser. Vorher hat Herr Dr. Bauer 
sich zu distanzielielIl versucht; Sie stehen dazu. 
AI,so bitte, wieder eine sehr .interessante Fest­
stellung. (Abg. D.r. Bau e r: Die zwei Leute 
stehen dazu!) 

Aber, meine Damen und Herren, noch etwas. 
Eine sachliche politische Diskussion über di,ese 
Fr,age oder ein solcher Brief, das ,ist doch ein 
ganz gewaltiger Unterschied, den jeder er­
kennt. 
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Dr. Schranz 

Meine Damen und Herren! Schon längere 
Zeit hat es Debatten über Schönau gegeben, 
und immer sind die Vorschläge dile gleichen 
gewesen wie die, die jetzt realisiert werden, 
nämlich, daß nichts anderes notwendig ist als 
eine andere Organisationsform für den Tran­
sit der Auswanderer. Das Haus hat seine 
Funktion erfüllt, und es war richtig, es nicht 
rnehr in dieser Beziehung aufrechtzuerhalten, 
weil es ohnehin in di'eser Form auf die Dauer 
nicht zu halten gewesen wäre. Es war die 
Sicherheit der Menschen, die aus der Sowjet­
union ausgewandert sind, bedroht, und auch 
die Sicherheit der OstJerreicher. Es wurde die 
Bedeutung dieser Organisationsform Schönaus 
-- und nur darum handelt es sich - wesent­
lich überschätzt. Denn die österreichische 
Grundhaltung auch nach den Ereignissen von 
Marchegg und Schwechat bleibt die gleiche, 
und das ist das WesentlichJe, und das sollten 
alle endlich zur Kenntnis nehmen. Osterreich 
erfüllt seine humanitären Verpflichtungen, es 
gewährt weiterhin Asyl und Transit so wie 
bi.sher. (Abg. Dr. BI e n k: Hat man das der 
F,rau Golda Meir nicht gesagt?) Diese Frage 
ist nte zur Diskussion gestanden, das wurde 
immer von dieser Bundesregierung gesagt. 

Wie sieht denn die Situation jetzt aus? Jetzt 
gibt es keinen wochJenlangen Aufenthalt mehr 
in Schönau oder an einern sonstigen Ort mit 
dieser Funktion in Osterreich. Täglich erfol­
gen die Weiterreisen ins fernere Ausland, 
maximal einen Tag nach der Einwanderung 
nach Osterreich. Und jetzt geht 'es auch! Und 
es kommen heute weit mehr sowjetische Aus­
wanderer nach Osterreich als zuvor, Isie kom­
men sogar mit der Aeroflot und es klappt die 
neue Organisationsform ohne die alte Funk­
tion Schönaus besser. Und man wird auch in 
weiteren Gesprächen mit dem ICEM, dem Zwi­
schenstaatlichen Komitee für europäische Aus­
wanderung, und mit der Jewish Agency dafür 
sorgen, daß der Transit viel gefahrloser ,aIs 
bisher, viel schneller vor s.ich geht, und es 
wird daher eindeutig unter Beweis gestellt, 
daß unabhängig von den Vorfällen in March­
egg und Schwechat die Vorgangsweise der 
ör.terreichischen Bundesregierung vollkom­
men richtig war. Sie können nicht widerlegen, 
daß es jetzt besser klappt als vorher und daß 
mehr Auswanderer kommen als je zuvor. Das 
sind doch die Tatsachen, dile Sie zur Kenntnis 
nehmen soUen. (Abg. Dr. Bau er: Dann waren 
die Araber ein Glück für Sie?) 

Wir sollten, meine Damen und Herren, auch 
nicht vergessen, daß nicht nur den Beamten, 
die an dieser Lösung des Problems neben der 
Bundesr,egierung mitgewirkt haben, unser 
Dank gebührt, sondern vor lalLem auch den 

zwei tapferen ASKO-Fliegern, die sich zur 
Verfügung gestellt haben, um die Geiseln in 
Sicherheit zu bringen. (Beifall bei der SPO.) 

Mleine Damen und Herren! Es ist das Fazit 
dieser Debatte, daß kein besserer Vor.schlag 
gegenüber der Vorgangsweise dieser Bundes­
regierung gefundelIl werden konnte. Jede 
andere Lösung wär,e schlechter gewesen, sie 
hätte mehr Gefahren gebracht, sie hätte unter 
Umständen zum Tode von Menschen geführt, 
sie hätte zum Tode ... (Zwischenruf des Abg. 
Dr. BI e n k.) - Natürlich, denn ich bin je. kein 
PIophet, der genau weiß, was geschehen wäre, 
wenn. Prophetie überlasse ich Ihnen, ich halte 
mich an die Tatsachen, Herr Kollege! 

Aber wir sollten zur Kenntnis nehmen, daß 
also nach allen möglichen logischen . Uber­
legungen das, wie auch der Erfolg gez1eigt hat, 
die beste Lösung war. Diese Bundesregierung 
hat Isich an die Grundsätze der Humanität ge­
halten und wird das weiter tun. Und hier 
erscheint mir die Definition für die Humanität 
sehr richtig, die Albert Schweitzer gegeben 
hat: "Humanität bedeutet, daß man kein Men­
schenleben einern Zweck. opf€rt." Diese so rich­
tige Definition paßt genau auf das so richtige 
Verhalten dieser Bundesregierung, (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Herr Schranz hat 
uns gefmgt, wie man diese bedauerliche Nacht 
überstanden hätte und wie man in dieser 
bedauerlichen Situation entschieden hätte. Ich 
glaube, Herr Abgeordneter Dr. Withalm hat 
klargestellt, daß es in diesem Haus nicht um 
diese Frage geht, sondern hier geht es um 
das Problem der Verantwortung der Regie­
rung für eine antihumarue Entscheidung. (Zu­
stimmung bei der OVP. - Widerspruch bei 
der SPO. - Abg. Skri tek: Was war da 
nicht human?) Das werde ich Ihnen im Laufe 
meiner Darstellungen erklären. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, den Redner nicht zu unter­
brechen! 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Wenn die Schließung Schönaus notwendig ge­
wesen sein soll und wenn die Schließung 
Schönaus auf Grund eines freiwilligen Be­
schlusses erfolgt i1st, wie der Herr Bundes­
kanzler das herausgestellt hat, dann hätte ,ich 
geraten, diese Schließung zeitlich so anzuord­
nen, daß sie nicht mit dem Eindruck. einer 
Geiselerpressung, mit einer terroristischen Er-
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Dr. Ermacora 
pressung zusammenfällt. So hätte ich geraten, 
wenn Sie das Wrissen wollen. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Herr Bundesminister Lütgendorf! Ich möchte 
nur einen Satz zu Ihrer Erklärung sagen: 
Seien Sie glücklich, daß Sie nicht als Vertei­
digungsminister auf der Seite der OVP-Regie­
rung reine solche Äußerung gemacht haben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminister Kirchschläger! Die Lan­
desverteidigung hätte die Opposition krank­
geredet. Was hat die Opposition getan? Sie 
versucht in einer Verzweiflung die Theflapie 
zu dies'e-r Landesverteidigung zu finden, die 
von Jahr zu Jahr, zumindest seit 1960, durch 
die Propaganda der Sozialistischen Partei 
Osterreich krankgeredet wurde. (Zustim­
mung bei der OVP.) Und Sie, Herr Bundes­
minister - ich möchte das offen sagen -
8chläfern mit Ihrem Optimismus die Bevölke­
nmg ein. Ich möchte Wleiter hinzufügen, daß 
die Ereignisse der letzten Wochen Ihrem Opti­
mismus entgegengesprochen haben, wenn­
uleich Sie im Moment wiederum auf Ihrer 
optimistischen Entspannungsthese bauen 
könnten. 

Wenn Herr Blecha herausgestellt hat, daß 
f!S bei dieser M'einung, die hier vertreten 
wurde, um eine OVP-Meinung gegangen ist, 
dann darf ich Sie doch an das Manifest an 
die Regierung erinnern, wo Namen vorkom­
men wie Professor Rupert Gmoser, Prof.essor 
Fritz Wotruba, Universitätsprofessor Doktor 
Gerald Stourzh, Hugo Portisch, Professor 
Pfaundler, Friedrich Heer. In diesem Mani­
fest haben diese Leute gesagt: "In einer 
Stunde, da die internatioiliale Offentlichkelit 
erstmals seit dem Bestehen der Zweiten Repu­
hlik diese Qualitäten OstJerreichs bezweifelt, 
ist es den Unterzeichneten Bedürfnis und Ver­
pflichtung, ihre Stimme gegen jedes Zurück­
weichen vor Terror~sten zu erheben. Wir an­
E!rkennen die lautere Zielsetzung und di,e 
humanitären Uberlegungen der BUJIldesregie­
fUng, die das Geschehen einer schicksalsschwe­
ren Nacht bestimmt haben. Das Ergebnis ist 
jedoch, daß unser Land des Opportunismus, 
der Schwädre und der PrinzipienlOisigkeit an­
geklagt wird." - Das sind Persönlichkeiten, 
die quer durch die Parteien gehen. Also Sie 
dürfen hier nicht rot-schwarz malen, sondern 
Sie müssen die Dinge so erkennen, wie sie 
in der Offentlichkeit herausgestellt wurden. 

Herr Bundesminister Kirchschläger hat ge­
meint, daß die Kritik beim Besmluß der Bun­
desregierung vorauszusehen war. Herr Bun­
desminister, wie konnten Sie das beurteilen, 
da Sie zu diesen Stunden, wo der Besmluß 
~lefaßt wurde, in Straßburg gewesen sind? 

Herr Bundesminister, im verstehe, daß Sie 
selbst formal abgedeckt gewesen sind, ,aber ich 
persönlich als Mensch und Außenminister 
hätte in einer solchen Situation die Reise nach 
Wien angetreten. Bitte um Entschuldigung, 
wenn ich das sage. 

Wenn Sie nun von der Kritik, die beim 
Beschluß vorauszusehen war, gesprochen 
haben, 'so muß im Sie aufmerksam machen, 
daß wir. eine Anfrage einbringen, wonam wir 
(He Bundesregierung ersmnen, uns die ent­
sprechenden Unterlagen und Dokumente, näm­
lich die Niederschrift der Verhandlungen des 
Ministerrates vom 28. September und die Nie­
derschrift der Verhandlungen des Minister­
rates vom 2. Oktober 1913, zu übermitteln. Ich 
hoffe, wir werden darin diese Voraussicht, 
von der SJe gesprochen haben, finden. 

Ich habe sowohl an Ihre Adresse, Herr Bun­
desminister, wie an die Adresse Herrn Blechas 
gerichtet zu der Frage dies Terrorismus etwas 
zu sagen. HeN Bundesminister, Sie haben die­
selben Grundgedanken geäußert, die Herr 
BIecha geäußert hat: das ist das Probl'em, den 
Terrorismus an der Wurzel zu heilen. Ich 
stimme durchaus mit Ihnen übe rein , daß das 
die große Aufgabe der Weltorganisation ist. 
Sie haben von der Notwendigkeit der inter­
nationalen Zusammenarbeit gesprochen. Daß 
das notwendig ist, davon bin ich aum frest 
überzeugt. Aber, Herr Bundesminister, hier in 
Os1Jerreich hat sich eine konkrete Situation an 
diesem Tage ergeben. Die Frage ist: Was ist 
in dieser kOlllkreten Situation in bezug auf 
den Terrorismus zu tun gewesen? Das ist die 
konkrete Frage, die sich gestellt hat. 

Herr Bundesmin~ster! Man wird natürlim 
nicht vorübergehen können an jenen Äußerun­
gen, die von Ihnen und von den Vertretern 
Ihres AmtJes in der 6. Kommission der Gene­
ralversammlung und im Plenum der General­
versammlung selbst gemacht wurden, Äuße­
rungen, die Sie Jn dem Bericht Ihres Mini­
stleriums an das Hohe Haus Ill/94 aus dieser 
Gesetzgebungsperiode bekanntgegeben haben, 
wo gesagt wurde: "Die österreichisme Bun­
desregierung hat und wird auch in Zukunft 
in Einklang damit den Terrorismus verurteilen 
und alle Maßnahmen selbst treffen und inter­
national unterstützen, die diese Gefahr ein­
dämmen und smließlich beseiUgen." 

Ich könnte an Hand dieser Unterlage noch 
weiter gehen. Herr Bundesminister, ich komme 
dann später darauf zurück, aber. ich habe die 
feste Uberzeugung, daß Sie selbst in dieser 
Streßsituation - nimt Sie selbst, Herr Bundes­
minister, Sie waren nicht anwesend -, aber 
daß die Hohe Bundesregierung in dieser Streß­
situation über diesen Gesichtspunkt nicht ge-
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nügend reflektiert hat. Ich kann es verstehen, 
weil die Streßsituation vorgeherrscht hat. 
Aber immerhin genügt diese Feststellung. 

Es wurden die Beispiele angeführt, die be­
weisen sollten, daß das Leben der bedauerns­
werten Geiseln gefährdet war. Ich möchte nur 
von den Beispielen sprechen. Hier hat sich 
eine Verallgemeinerung breit gemacht, meine 
Damen und Herren, die man nicht so anneh­
men kann. Man muß doch, wenn man diese 
Beispiele anführt, etwas differenzieren. 

Sie haben, als der Herr Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer über das Khartum-Problem und 
das Khartum-Geschick gesprochen hat, ich 
würde sagen, höhnisch gelacht. Aber Sie 
haben hier nicht in Erwä'gung gezogen, daß 
dieses Khartum-Beispiel eben kein Beispiel 
für die Situation in Schwechat gewesen ist. 
Ich bitte das hervorheben zu dürfen. 

Ich möchte weiter das Problem der Preis­
nabe der Humanitätspolitik herausstellen. 
Darf ich dieses Problem in größter Sachlichkeit 
!lanz kurz erörtern. 

Herr Blecha hat gesagt, es steht Mensch 
uegen Objekt. Die Vertreter der Osterreidli­
sdlen Volkspartei hätten gegen die Auflas­
sung eines Hauses das Wort geredet und nicht 
etwa die menschlidle Seite behandelt. Sie aber 
hätten in Ihrer Entscheidung das Problem der 
Menschlichkeit besonders berücksichtigt. 

Ich gebe zu, es ist der Entscheidung des 
Herrn Bundeskanzlers gelungen, vier Personen 
aus der Geiselhaft zu befreien. Das gebe ich 
zu, das ist in der Streßsituation, in der sich 
die Regierung befunden hat, gewiß eine men­
schenwürdige Tat. Aber ich möchte hinzu­
fügen: Es geht nicht darum, daß etwa ein 
Objekt aufgegeben worden wäre, sondern es 
geht darum, daß Sie mit der Beschlußfassung, 
das Lager Schönau nicht mehr weiter zu betrei­
ben, die organisierte und organisatorisch be­
uründete Asylgewährung beziehungsweise 
Durchreisegewährung verhindert haben. Idl 
bitte das zu beachten. Es werden Tausende 
und Tausende Menschen noch nach Osterreich 
kommen wollen. Erinnern Sie sich an die 
Situation des Jahres 1956, an die Situation 
des Jahres 1968. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Auch hier hatten wir eine Vorsorge für 
Flüchtlinge oder Durchreisende, die organi­
siert war. 

Meine große Sorge und meine Begründung 
für die Behauptung, daß diese Entscheidung 
nicht human in bezug auf die Zukunft gewesen 
ist, bezieht sich darauf, daß Sie ein Beispiel 
gesetzt haben, durch das die Bundesregierung 
Gefahr laufen wird, eine organisierte und 
organisatorisch durchgebildete Hilfeleistung 
für Flüchtlinge und Durchreisende nicht mehr 

gewähren zu können. Das ist mein Standpunkt 
in dieser Frage, und unter diesem Gesidlts­
punkt sehe ich die Problematik Ihrer Entschei­
dung. 

Ich möchte noch einen Gesichtspunkt heraus­
stellen, der in dieser Diskussion noch nicht 
angeklungen ist: das ist die Seite der straf­
rechtlichen Behandlung dLeses Falles. Ich 
möchte Sie nicht mit den strafrechtlichen Kom­
ponenten, Delikten, die diese Terroristen be­
gangen hatten, konfrontieren, sondern ich 
möchte schlicht und einfach die Frage stellen: 
Was haben die zuständigen Ressorts getan, 
um die entsprechenden Voruntersuchungen 
laufen zu lassen, um ein Auslieferungsbegeh­
ren zu stellen? W,as hat die Staatsanwaltschaft 
getan, um ihre Pflicht, gegen die Terroristen 
anzukämpfen, zu erfüllen? - Ich bitbe den 
Herrn Bundesminister, die Frage zu beantwor­
ten: Wurde ein Strafverfahren eingeleitet, ein 
Haftbefehl erteilt? 

Sie werden jetzt vielleicht lachend sagen: 
Ja in einer solchen Situation gibt es ja gar 
keinen Haftbefehl mehr! Ich möchte diese 
FI age stellen, um zu erfahren, ob Sie über­
haupt symbolisch etwas getan haben, um der 
Bevölkerung die Sicherheit zu geben, daß 
gegen Terror.isten das österreichische Straf­
recht anzuwenden ist, wie Sie Isich in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
bemüht haben. 

Herr Bundeskanzler! Ich schHeße mich dem 
Manifest derjenigen, die sich gegen Ihre Ent­
scheidung gewandt haben, an und möchte 
sagen: Ihre Lauterkeit in Ehren. Was aber ;in 
Deutschland Härte, in Schweden Geduld ge­
nannt wurde, ist hier nach meiner Uberzeu­
gung als Schwäche zu bezeichnen. 

Sie bejammern, daß Osterreich ein Durch­
gangslager ist. Ich möchte hervorheben, 
warum dies so ist: weil Osterreich mit seiner 
immerwährenden Neutralität als eminentes 
Ziel den humanitären Grundsatz hat, der es 
verpflichtet, auch Personen aufzunehmen, 
deren Zahl möglicherweise das Fassungsver­
mögen unserer Republik übersteigt. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort hat sich 
der Herr Justizminister gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren I Ich habe mit großer Aufmerklsamkeit 
heute die vielstündige Debatte hier verfolgt 
und möchte zu einigen Fragen, die ,aufgewor­
fen worden sind, als Mitglied dieser Bund'es­
regierung Stellung nehmen, das mit dem Herrn 
Bundeskanzler gemeinsam die in Rede ste-
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henden Beschlüsse gefaßt hat, mit ihm geme,in- ' den Herrn Miinister bitten, da wir ,einen Pole­
sam die Verantwortung trägt und sich mit ihm mikbegriff haben, nicht an die äußerste Grenze 
gemeinsam zu dieser Verantwortung ganz zu gehenl (Abg. Dr. BI e n k: Und das von der 
und voll bekennt. Regierungsbanl{ aus! - Abg. Mit te r e r: 

Herr Vizekanzler Dr. WithaIm! Sie haben 
-, so wi,e es auch in Presseorg,alIlen der Fall 
gewesen ist - von der Kapitulation der Bun­
desregie'l'ung gesprochen. Darf ich Ihnen noch 
einmal sagen, was meine anderen Kollegen 
schon sagten: Kapitulation wäre gewesen, 
wenn wir nicht gehandelt hätten. Kapitulation 
wäre gewesen, wenn wir zugesehen hätten. 
wenn Menschen in höchster Todesnot darin 
geblieb€n wären, ohne daß wir alles dazu bei­
getragen hätten, was in unserer Macht und 
Kraft stand, lihr Leben zu erhalten. 

Und wenn Sie midl heute nach drei Wochen 
fragen, mich, der ich an allen diesen Beschlüs­
sen mitgewirkt habe und \Sie vertreten habe 
und heute vertrete, ob ich noch einmal so 
handeln würid'e, dann sage ich Ihlllen, meine 
Damen und Herren: Ich würde unter diesen 
besonderen Umständen - es gibt hier kein 
Allheilmittel, es gibt hier kein Rezept, wie 
man sich verhalten soll - genauso noch ein­
mal handeln, weil wir Menschen aus höchster 
Todesnot retten konnten. Das war es, was wir 
wollten und was wir erreicht haben. 

Herr Professor Ermacora! Ihnen ist es vor­
behalten geblieben, Worte zu verwenden, die 
in dieser Debatte noch nicht verwlendet wor­
den sind. Ihre Unterstellung, daß wir eine 
aetihumooe Entsche~dung getroffen hätten, ist 
schlechthin ungeheuerlich! Das sage ich Ihnen. 
(Zustimmung bei der SPO.) Stundenlang ~st 

Er hat das notwendig!) Ich bitte um Ruhe! 

Bunde,sminister Dr. Broda (fortsetzend): Herr 
Professor Ermacora! Wissen Sie, worum es 
]lirer geht? Sie haben nicht mich verletzt. Sie 
haben nicht die BundesregiJerung verletzt, Sie 
haben nicht ,die pflichtgetreuen Beamten, die 
ihr Äußerstes getan haben, verletzt. Sie haben 
nicht Rechnung getragen - so sehe ich es -. 
daß es hier um Menschenrecht und Menschen­
würde von drei armen Teufeln gegangen ist, 
drei sowjetischen Juden, denen wir das Leben 
gerettet haben. Davon bin ich zutiefst über­
zeugt. (Lebhafte Zustimmung bei de.r SPtJ.) 

Herr Profiessor Ermacora! Sie berutien sich 
immer wieder auf die Europäische Menschen­
rechtskonvention. Wissen Sie. wie die Sache 
im Lichte der Bestimmungen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention aUlssieht1 Men­
schen haben €iin subjektives Recht, daß die 
Regierung eines Staates alles Zumutbare tut, 
um ihr Leben zu retten. Das ist die erste 
Forderung, die sie gegen die Regierung haben. 
Das steht im Artikel 2 der Europäischen Mien­
schenrechtskOlIlViention. Da heißt es: 

Davon kann man nur absehen, etwa dort, 
wo der Staat ein Todesurteil fällt, rechtmäßig 
Källt. - Ein Zuwarten, eine Kapitulation in 
Sdlwedlat wäre der Fällung eines Todesurtei­
les über ,einen Landsmann und drei arme 
Teufel, Flüchtlinge aus der Sowjetunion, sehr 
nahe gekommelIl. 

hier hart gerungen worden in d~esem Haus, Zur Fällung eines Todesurteils waren wir 
stundenlang ist hier gerungen worden! Jleder, nicht bereit, meine sehr geehrten Damen und 
der mich kennt, der weiß, daß ich mich leiden- Herren! 
schaftlich zur parlamentarischen Kontrolle be- Herr Bundlesparteiobmannl Ich mödlte ein 
k.enn~. Jeder, der mich kennt, .weiß, daß wir Mißverständnis aufklären. Sie meinten, daß 
uns dreser Kontrolle stellen. Kemer Ihrer Vor- d' E t ch 'd g "mI'ch daß Mensche 

dn ' . di T' f h' b' lese n s el un , na 1 n 
]~e '"er 1St, m : ese le en ma gestIegen, kraft ihres Berufes über Leben und Tod zu 
~')chamen SIe SIch, Herr ProfeSisoT Ermacor,a! I, " , 
('Pi "R I b 'd OVP A h d B' entscheIden haben, eme mcht zu seltene SItua-

Ul.- u e el er . - n alten er el- 1, , L b ' G ' h ft d t II 
f 11 b 'd sPtJ _ Ab D B . D I hon 1m e en elIlJer emelnsc aars e e 
~ ~~. er , '. g, ,r. ~,u e I. ,er und daß es hier doch eine Ma:x.ime staatlichen 

ertel Igungsmmlster soll SIch schamen! Eme Handeins geben müsse Darauf möchte ich ant-
Frechheit, was Sie sich erlauben! - Stilimi- worten' Das ist durcha~s zutreffend doch hier 
Rche Zwischenrufe bei der tJVP.) gmg e~ nicht darum, daß man eig~nes Leben 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
aebend): Meine Damen und Herren! Ich bitte 
um Ruhe! (Anhaltende heftige Zwischenrufe.) 
Bitte jetzt mich sprechen zu I aJSSie nI (Abg. 
1)1. Bau er: Der Verteidigungsminister soll 
~lich schämen! So eine Frechheitf) Herr Abge­
ordneter Dr. Bauer! Meine Damen und Herren! 
Ich bitte um Aufmerksamkeit von allen Seiten, 
wenn der Präsident spricht! Ich bitte, die Emo­
tionen etwas zu bändigen, und ich muß auch 

riskiert, sondern hier ging es darum, daß man 
fremdes Leben schonen mußte, 

Nun haben wir eine sehr klare Maxime der 
Rechtsordnung gerlade für diesen Fall. von 
dem Sie sprachen: das list unser in der 
XI. Gesetzgebungsperiode über VOI1Schlag der 
seinerz.eitigen Bundesregierung hier eing'e­
blachtes und einstimmig beschlossenes 
Waffengebrauchsgesetz. Das Waffengebrauchs­
gesetz i'st eine sehr positive Norm unserer 
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Rechtsordnung, und hier heißt es, daß I'ebens­
gefährdender Waffengebrauch nur im Fall 
gerechter Notwehr zur Verteidigung eines 
Menschen, Unterdrückung eines Aufstandes 
oder Aufruhrs, zur Erzwingung der Festnahme 
oder VerhinderlIDg des Entkommens einer Per­
son, die eines Verbrechen:s überwiesen oder 
dringend verdächtigt ist, vorgenommen wer­
den darf. 

Und dann heißt es, und das ist das Ent­
scheidende und das haben wir hier im Jahr 
1969 einstimmig beschlossen: Der lebens­
gefährdende Waffengebrauch ist nur dann zu­
läJssig, wenn dadurch Unbeteiligte voraussicht­
lidl nidlt gefährdet werden, es sei denn, daß 
es unvermeidbar ersG.~eint, um eine Menschen­
menge VOlIl Gewalttaten abzuhalten, durch die 
die Sicherheit von Personen mittelbar oder 
unmittelbar gefährdet wird. 

Aus dieser positiven Norm unserer Rechts-

wegen der Tatorte territorial verschiedene 
staatsanwaltsdlaft1iche Behörden zuständig 
sind. 

Hohes Haus! Meine sehr gelehrten Damen 
und Herren! Sie werden verstehen, daß ich 
als Mitglied 'der Bundesregierung nidlt die 
Absicht blatte, mich in dieser parlamootari­
schen Debatte zu verschweigen. Ich möchte 
Ihnen nur noch einmal das sagen, was ich 
unter dem unmittelbaren Eindruck. der Rettung 
der Geiseln in der Fernsehisendung in der 
Nacht in Schwechat sagte, Das war wenige 
Minuten, nachdem diJe Geiseln geborgen waren 
und der ärztlichen Fürsorge übergeben worden 
sind. Ich meinte damals in dieser Fernseh­
sendung (in den Unterlagen blätternd) - es 
ist die 'andere Mappe (Zwischenrufe bei der 
GV P), aber ich kann es Ihnen auswendig 
sagen, ich habe das noch einmal nachge­
lesen -: 

ordnung, die jedes Exekutivorglan in kriti- Wenn man unter dem unmittelbaren Ein­
sehen Situationen anzuwenden hat, ist es ver- druck der Lebensrettung dreier ausländischer 
boten, überhaupt nur an Waffengebrauch in Menschen und unseres österreichischen Lands­
der konkreten Situation zu denken. DaJS war mannes gestanden i,st, unter dem unmittel­
uns verwehrt - das ist auch meine tiefste baren Eindruck. dessen, daß Menschen, die 
Uberzeugung -, weil mensdlliches Leben in vi'ele J~ahre auf ihre Auswanderung warten 
der Situation, über die ja berichtet worden mußten und die dann, als sie endlich dem Ziel 
ist und die unbestritten ist, in höchstem Maße ihrer Sehnsucht nahe waren, in di'e Hände 
gefährdet gewesen wäre. (Zwischenruf des von Terroristen gefallen sind, als sie dem 
Abg. Dr. B I e n k.) DaIlauf hat der Herr Bun- Leben wiedergegeben waren und mit den wirk­
deskanzler schon geantwortet. Ich habe dem lieh wenigen Brocken deutscher Sprache, deren 
nichts hinzuzufügen. (Präsident Pro b s t I siE: mädltig und fähig wallen, UIlJS Osterrei­
übernimmt den Vorsitz.) chern einfach gesagt haben: Danke, danke, 

danke!, dann wird man das, woon man dabei 
war, bis an sein Lebensende nicht vergess,en. 
Das war der sdlönste Lohn, den wir Oster­
reicher für unser Handeln erhalten haben. Und 
ich bin froh darüber, daß ich damals dabei 
war. (Beifall bei der SPo.) 

Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete Erma­
cora hat an mich als Ressortleiter die Frage 
gerichtet, wile ,es nun mit der Haltung der 
Strafverfolgungsbehörden im konkreten Fall 
bestellt gewesen ist. Ich möchte dazu auch 
sehr kl,ar antworten: Wir hatten eine Rechts­
güterabwägung vorzunehmen, wir haben diese 
im Sinne der Erhaltung des höherwertig1en 
Rechbsgutes, des menschlichen Lebens, vorge­
nommen und habem in diesem Sinne auf die 
Durchsetzung des staatlichen Strafverfolgungs­
rechtes im gegebenen Zeitpunkt verzichtet; so 
wie jedes Organ, das Waffen anzuwenden 
hat und sich über die Rechtmäßigkeit und 
Zulässigkeit des WaffengebraucbJelS zu unter­
richten hat. Eine solche InteresseIllabwägung 
- da bin idl sicherlich mit Herrn Professor 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Ulbrich. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Ulbrich (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Werte Damen und Herren! 
Ich war nicht unmittelbar mit der Sache be­
sdläftigt, war aber mittelbar daran beteiligt: 
Am 28. September um 1/21 Uhr läutet in der 
Gewerkschaft der Eisenbahner das Telephon, 
und es wird mir mitgeteilt, daß in Marchegg 
eine Geiselnahme vor sich geht und daß dabei 
ein Lokführer und ein Zugsführer der Oster­

Ermacora einer Meinung - ist ein gesicherter reichischen Bundesbahnen schwer verletzt 
Bestandteil der Strafrecbtslehre und -praxis. worden sind. 

Wie wir uns im konkreten Fall weiter ver­
halten werden? - "Symbolisch", wie der Herr 
Abgeordmete Ermacora meint, wer.den wir zu 
entscheiden haben, wenn die entsprechenden 
Anträge der StrafverfolgungsbehördJen und 
der zuständigen staatsanWlaltschaftlichen Be­
hörden uns vorliegen. Sie wissen ja, daß nun 

Die Mitteilung kam über einen Mann vom 
Ostbahnhof. Wir haben überlegt, WaJS zu tun 
wäfle, und die erste Stellungnahme von uns 
war die, einmal abzuwarten, welche Möglich­
keiten von seiten der Behörde, der Polizei, 
der Gendarmer:ie gegeben sind, da wir keiner­
lei Chance gehabt hätten einzuglleifen. 
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Um 4 Uhr nachmittag kiam eine Mitteilung, 

daß ein Lokführer tot ist. Ich würde Ihnen 
nicht wünschen, daß einmal so etwas an Sie 
herankommt und daß Sie dann unter Um­
ständen dazu Stellung nehmen müssen. 

In weiterer Folge haben wir über die Ver­
handlungen und über die Bemühungen gehört 
und erfuhren am nächsten Tag, daß sich 'eine 
glückliche Lösung ergeben hatte. Sie dürfen 
uns glauben: Wir waren alle gemeinsam über 
diese Lösung erfreut. 

Ich möchte es nicht verabsäumen, noch ein­
mal zu sagen, daß ich von Ihnen trotz aller 
Kritik erwartet hätte, daß zumindest einer 
Ihrer Sprecher ein Danke ICIIIl die beiden Bie­
ger aus Graz ausgesprochen hätte. Das wäre 
ein meilischliches Empfinden von Ihrer Seite 
gewesen. Aber das haben Sie nicht. (Zustim­
mung bei der SPO.) Si,e haben in der Sache 
eine politische Frage gesehen, und daran sind 
Sie selbst schuldig. 

Wienn heute hier die Frage gestellt wird, 
wer das Problem in die Politik und in die 
Auseinandersetzung anläßlich der Wahlen ge­
bracht hat, und wenn von Ihller Seite, von 
Ihnen, Herr Bundesparteiobmann Dr. Schlein­
zer, und von Ihnen, Herr Dr. Withalm, erklärt 
wurde, das sei Bundeskanzler Dr. Kreisky, 
dann ist die Mitteilung des Redakteurs Karl 
Heinz Ritschel in den "Salzburger Nachrich­
ten" unrichtig, dann klagen Sie einen Journa­
listen der unrichtigen Berichterstattung an, 
denn der schreibt was anderes, als Sie be­
haupten. 

Er schreibt hier auf der zweiten Seite: "Ich 
habe in zahlreichen Kommentaren im Laufe 
der Jahre immer wieder das Recht der Israelis 
auf ihren Kampf um Palästina, um eine Heimat, 
vertreten, weil es für sie gilt, der Alternative 
auszuweichen, vernichtet zu werden. Weil 
Israel ein Lebensrecht hat. Genauso scharf 
aber möchte ich jene Israelis zurückweisen wie 
den Jerusalemer Bürgermeister Teddy Kollek, 
einen gebürtigen Wiener, der zweifellos unter 
dem V,erlust seiner Heimat gelitten hat und 
der nun dem österreichischen Bundeskanzler 
vorwirft, ein Feigling zu sein. Das ist dumm 
- genauso wie die Reaktion der iIliIleröster­
reichischen Opposition, die sofort lauf Wahl­
kampf geht und - wie Parteiobmann Schlein­
zel' - mit frommem Augenaufschlag verkün­
det, ..... - Wir habelll Sie im Fernsehen 
gesehen, Herr Dr. Schleinzer, und aus Ihrem 
Ausdruck allein hat jeder Osterreicher ge­
wußt, daß es Ihnen nicht um die Frage geht, 
ob vier Menschen gerettet werden, sondern 
urr·. eine politisChe Aktivität! (Lebhafte Zu­
stimmung bei deI SPO.) 

Auf alle die weisen Abhailidlungen, die wir 
heute gehört haben ... (Zwischenruf des Abg. 
0.[. Bau e I.) Lieber FI1anz, das ist keine Unter­
stellung, das steht hier! (Abg. DI. Bau e r: 
Da glauben Sie alles, was in den ItSalzburger 
Nachrichten" steht!) Ja, ich glaube dem Redak­
teur Ritschel! Ich habe nichts dagegen, Kol­
lege Bauer, wenn du hier im Haus die Be­
hauptung aufstellst, die Mitteilung des Dok­
tor Ritschel stimmt nicht. Das ist ein Angriff 
gegen die AnstäJndigkeit, gegen die reine und 
saubere Berichterstattung eines Mannes, vor 
dem wir noch ,immer Achtung haben. Immer 
noch! Ihr nicht. Wenn euch nicht paßt, was 
ein Redakteur schreibt, dann wird es bezwei­
felt; und da's ist unfair. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Bau er.) 

Dann sagt Ritschel am Schluß: "So gesehen 
ist der österreichischoo Regi'erung Dank aus­
zusprechen, daß sie Blutverg,i'eßen in kluger 
Weise vermieden hat. Denn sie hat, um es 
nochmals zu sagen, nicht die AUJswanderung 
unmöglich gemacht, also die Grenze für aus­
wandernde Sowj'etjuden gesperrt, sondern 
durch die Preisgabe eines Aufenthaltslagers 
Menschen gerettet. Transportmodalitäten kann 
man ändern - Tote jedoch nicht mehr leben­
dig machen." Das möge sich die OsterreichLsche 
Volkspartei ins Stammbuch schr.eiben. (Beifall 
bei der SPO.) 

Herr Dr. Mock hat ebenfalls den gleichen 
Jounalisten als Zeugen hinsichtlich der Pro­
blematik der "Zwielichtigkeit" angerufen, und 
zwar hat Dr. Mock von "Zwielichtigkeit" der 
Aussage des Herrn Kanzlers gesprochen. Da­
zu darf ich aus dem gleichen Bericht vorlesen: 

"Egal, wie die Entscheidung der Regier\llIlg 
ausgefallen wäre, Kritik hätte es gegeben. 
Man muß den psychischen Druck verstehen, 
dem eine Gruppe von Menschen - hier der 
Ministerrat - ausgesetzt ist, die über Leben 
und Tod anderer ebenso unschuldiger Men­
schen entscheiden muß. Dann zu sagen, man 
habe sich die Entscheidung leicht gemacht, 
man sei feige, habe die Humanität V'erletzt, 
wenn diese Menschen gerettet wurden, ist 
zwieLichtig. Zwielichtig, weil es in dem gege­
benen Augenblick konkret um die vier Men­
schen - leinen Osterreicher und drei jüdische 
Auswanderer - gegangen ist." 

Da hätte der Herr Dr. Mock bei dem Begriff 
"zwielichtig" klar und deutlich aUissprechen 
müssen, worum es da ging, aber nicht ein 
Wort aus einem ganzen Artikel herausnehmen 
und Anschuldigungen damit verbinden! (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Wir haben in unserer Gewerkschaftsorgani­
sation reagiert und eine Resolution verfaßt, 
die .ich hier absichtlich zum Ausdruck bringe: 
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"Freitag, den 28. September 1973 überfi!elen 
arabische Terroristen im Bahnhof Marchegg 
einen Zug mit jüdischen Auswanderern und 
brachten dabei vier Geiseln in ihre Gewalt. 
Durch eine dramatische Rettungsaktion gelang 
es der östefI1eich:ischen Bundesregierung, die 
vier Geiseln aus den Händen der Terroristen 
zu befreien. Dazu muß eindeutig festgestellt 
werden, daß sowohl von international be­
kannten Plsychologen, wie Professor Hacker 
und Dr. Sluga, aber auch von angesehenen 
österreichischen Tageszeitungen, die keines­
wegs den Sozialisten nahestehen, der Bundes­
regierung für kluges und menschliches Vor­
gehen höchstes Lob gezollt wurde." 

Wenn Sie so ,sehr auf die Kritiken des Aus­
landes verweisen, dann sage ich noch einmal 
das, was mein Freund und Genosse Czernetz 
ausgesprochen hat: Es war der Aufschrei des 
schlechten Gewissens jener Staaten in Europa 
und in der Welt, di,e in d~eser Frage bis zu 
einem gewissen Grad ebenfalls versagt haben. 
Wenn eim. Vers'agen unserer Regierung, dann 
aber auch ein Versagen der Regierungen 
Amerikas, Englands und sonstiger Länder! 
(Ruf bei der tJVP: "Ebenfalls" ist gut!) 

Das haben Sie nicht ausgesprochen. Sie 
haben sich nur auf die negativen Kritiken 
gestützt und auf die positiven sind Sie in 
keiner Weise eingegangen. 

Jetzt frage ich noch ei'nmal Sie, meine Her­
ren Beamtenvertreter: Hat keiner von Ihnen 
an den Zollbeamten gedacht? Wir haben an 
ihn gedacht, wir Eisenbahner haben fest­
gestellt, daß es uns freut, daß dieser Bundes­
bedienstete aus dieser Angst uI1ld Not erlöst 
wurde! Vom Herrn Dr. Mock, vom Herrn Dok­
tor Gasperschitz haben w,i'r da nichts glehört. 
Sie sind nur Beamtenvertreter im Parl1ament, 
aber nach außen hin ist nicht viel dahinter, 
meine Herrenl 

Sie reden von den gaJllzen Entscheidungen. 
Schauen wir uns das Jahr 1938 an, weil Herr 
Dr. Schleinzer gesagt hat, les war noch nile der 
Fall, daß eine Reg>ierung einem Druck. nach­
gegeben hat. Eine konkrete Frage: Wer hat 
den deutschen Frieden in München unter­
schrieben, Herr Dr. Schleinzer? W,er hat denn 
unterschrieben, Herr Dr. Schleinzer? Unter dem 
Druck Adolf Hitlers ist unterschrieben wor­
den 1 Und hier hat unter dem Druck von Terro­
risten eine Regierung eilIlJen Schritt unternom­
men, um Menschenleben zu retten. (Abg. Dok­
tor Bau er: Keine Ahnung, Herr Ulbrich!) 
Soll ich Ihnen sagen, wer es war, Herr Doktor 
Bauer? War es Herr Dr. Sdmschnigg? (Abg. 
Dr. Bau er: Das waren doch Armeen!) Ach, 
das w'aren Armeenl Eine bescheidene Frage 
zu dem Heldentum von euch: Wenn die zwei 

da herunten stehen und eine MP in der Hand 
haben und eine Handgranate, dann möchte ich 
das Heldentum dieser Bühne sehen I (Ruf bei 
der OVP: Das Heldentum haben wir eh ge­
sehen!) 

Dann gehen wir noch ein Stückerl weiter. 
Dann verwahrt man sich gegen den Zungen­
schlag. (Zwischenruf bei der tJVP.) Na viel­
leicht bei euch ein bisserl mehr als bei uns, 
meine Herren, wenn es darum geht, wer di,e 
Hosen voll gehabt hatl Wir haben sie noch 
nicht voll gehabt, da haben s~e bei euch schon 
das Bad gesucht. 

Ich frage nun weiter: Wie war der Zungen­
schlag in dem Haus? Dem Herrn Bundeskanz­
lei' ruft Herr Dr. Mock von hier ,aus zu: Dieser 
Zungenschlag bei der Aussprache I - Ich 
möchte auf den Zungenschlag Ihrer Fraktion 
nicht eingehen. Aber wäfle damaLs bei diesen 
Ereignissen nur ein Toter gewesen und wäre 
dieser Tote selbst unter Umständen der So­
wjetjude gewesen, was hätten Sie dann ge­
sagt? 

Den "Kindesrnord" oder den "Kindesmör­
der" kennen wir schon, di,e "Baummörder" 
sind wir auch. Und von dem Tod des Juden 
zum "Mörder" von ihm ist nur ein kurzer 
Schritt. (Zustimmung bei der SPtJ.) Lieber 
Dr. Bauer, nicht mit dem Kopf schütteln I Das 
sind Tatsachen und Wahrheiten; wir haben 
es gelesen und gehört. (Abg. Dr. Bau e r: ... 
1938 verhaftet worden vor meinen Augen! 
Daher beurteile ich die Sache anders!) Ja, 
auch wir. Auch wir beurteilen es anders. Dann 
möge man diese Dinge nicht in einer der­
artigen Form hier zum Ausdruck bringen! 
Dann mögen die Sprecher der Osterreichischen 
Volkspartei überlegen, was sie sagen I (Abg. 
Dr. Bau e r: Aber eure noch mehr!) Ich komme 
gleich zum nächsten! 

Herr Dr. Schleinzer spricht vom Oktober 
1950. Verzeihen Sie mir die Frage: Wo waren 
Sie im Oktober 1950? (Zustimmung bei der 
SPtJ.) Wo waren Sie denn? Wallen Sie irgend­
wo beteiligt? Sind Sie in der Abwehr irgendwo 
gestanden? Sind Sie in der Verteidigung die­
ser Republik irgendwo gestanden? Im Okto­
ber 19501 (Rufe bei der SPO: Nein!) Wir 
schon I Wir sind Tag und Nacht draußen ge­
standen: In den Betrieben sind unsere Leute 
gesessen, auf den Bahnen sind wir gesessen 
und wußten nicht, ob wir nach Hause kom:­
men, denn die russischen MP waren viel lok­
kerer, als Sie vielleicht geahnt habenl (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Weil Sie gar so großspllechen, frage ich Sie 
ganz konkret: Ist da irgendeine Verletzung 
des österreichischen Staates? (Zwischenruf.) 
Lieber Kollege Hahn, dir haben sie die Federn 
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schon genug gerupft! (Heiterkeit bei der SPO.) 186 Jahre alt ist, aber es könnte mancher von 
Du braudlst in diesem Haus nicht mehr ihm schreiben lernen, so sauber ist ,er heute 
krähen, du kannst dir das ersparen. noch betsammen. Er hat anläßLich einer BUIIl­

Wenn jemand dielsen Staat schon in Gefahr 
gebracht hat und wenn jemand diesen Staat 
gefährdet hat, dann haben wir nicht Ver­
handlungen mit jenen geführt, aile wir ableh­
nen. Das haben andere getan. (Abg. Pa y: Im 
4'ier Jahr mit dem Fischer!) 

Sie sprechen über das gute Gewissen, der 
Herr Kanzler spricht von der Trennung von 
Weltanschauungen. Und Sie meinen immer, 
wenn Sie mit so einer Polemik und Kritik 
im Haus sind, dann finden Sie wieder eine 
Brücke zu uns, und irgendwo wird sich schon 
wieder ein Weg zur DiJskussion finden. 

deskonfellenz einen Brief an die Gewerkschaft 
der Eisenbahner geschrieben. Er schreibt: 

"Von eurer Einladung zur 13. Bundeskonfe­
renz ... war ich Hef gerührt. Leider kann ich 
zu meinem größtem Leidwesen infolge Ischias 
nicht teilnehmen. Es wäre mein Herzens­
wunsch gewesen zu hören, welche Erfolge die 
Gewerkschaft ... erzielt hat. Ein Mensch, des­
sen Herz 86 Jahre gesdllagen hat und der 
kampfdurchwühlte Zeiten hinter sich hat, mißt 
mit einem anderen, bescheideneren Maß­
stab ... 

Durch eure Einladung - wofür ich herzlich 
danke - steigen in mir Erinnerungen an die 

Kennen Sie die Fraktion christlicher Ge- Zeit nach dem Ersten Weltkrieg auf, als müh­
"\\-1erkschafter im OGB? - Da sitzen ,eiruige sam di'e Grundfesten unserer Gewerkschaft 
der Herren der christlichen Gewerkschaftsfrak- und der Exekutive wiedererrichtet wurden ... 
tion und des OAAB unter uns. Ich darf Ihnen 
etwas vorlesen: 

"SPO = Inflationspartei ... Ob Infltation, 
ob ein wirtsdlaftlicher Trümmerhaufen oder 
nidlt, das ist den Sozialisten letztlich glei1dl­
gültig. Für Isie gibt es nur ein Ziel, und das 
ist die sozialistische Gesellschaftsordnung, 
deren Grundlage der Kommunismus ist und 
in der die Freiheit der Menschen ihr Ende 
gefunden hat." Soll ich Ihnen vielleicht die 
Jahreszahlen aus der Ersten Republik in Er­
innerung rufen, wo das Leben der Menschen 
ein Ende gefunden hat, weil sie Soziialisten 
waren? 

"Gegen brutale Macht. Wenn heute die bru­
tale Macht des Sozialismus in Osterreich noch 
nicht spürbar ist, dann nicht, weil die Sozia­
listen darauf verzichten, sondern weil ,eine 
starke OVP und andere Gegenkräfte es bis­
her verhindert haben. Wer daher mit seiner 
Stimme die SozilaHsten stärkt, legt seinen 
Kopf unter das Fallbeil eines sozialistIschen 
Gewaltregimes ... 

Seit dem Jahr 1970 regiert in Osterreich 
eine sozialistische Regierung. Leider ist das 
von Ihnen. Leider. Sie dürfen sicher sein, daß 
daraus Konsequenzen ge,zogen werden. Wer 
uns zu Gewaltverbrechern stempelt, dem möge 
klar sein, daß auch wir das Gespräch mit 
Ihnen meiden können. Mit christlichen Ge­
werkschaftern, die diesen StJmdpumkt vertre­
ten, werden wir uns in der Gewerkschaft der 
Eisenbahner nicht mehr zusammensetzen. Neh­
men Sie das zur Kenntnits. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich kann Ihnen vielleicht sagen, was 

Was waren doch damaLs die Bahnerhalter 
für treue Seelen - die "armen Lazarusse" 
wurden sie genannt -, wer aber von ihnen die 
Grundgedanken des gewerkschaftlichen 
Kampfes erfaßte, wurde zum Sturmbock und 
blieb es bis zum Erlahmen seiner Kraft. Die 
übermacht unserer Gegner war groß und 
wurde von Tag zu Tag größer. 

Lassen wir die längst überholten Geschich­
ten, die zwar eherner Bestandteil unserer Be­
wegung wurden, für die sich heute leider nur 
mehr Geschichtsforscher erwärmenl Unser 
jahrzehntelanger Kampf um die Anerkennung 
unserer Menschenwürde hat den W1eg frei­
gemacht für eine höhere Potenz unseres Rin­
gens, das heißt, das gesellschaftliche Eigentum 
Eilsenbahn, das in unsere Hände gelegt wurde, 
so zu gestalten, daß es den Wlettbewerb mit 
den übrigen Verkehrsträgern siegreich be­
steht. Dazu ist gleichfalls ein Kräftemessen 
mit dem Ungeist in uns selbst zu führen, der 
noch aus einer Zeit 'stammt, wo wir noch 
rechtlos waren. Heute, iim Vollbesitz unsel1er 
Rechte, stehen wir vor der schwierigen Auf­
gabe, den Beweis zu erbringen, daß wir als 
Sozialisten sehr wohl imstande sind, unserem 
Betrieb den Stempel 'eines sozialen Guteis auf­
zuprägen." 

Sehen Sie: das ist Sozialismus - und das 
ist Verleumdung. Das ist der Unterschied zwi­
schen dem einen und dem anderen. Wenn man 
hier von Zivilcourage spricht, dann, glaube 
ich, kann man dem Bundeskanzler Kf1eisky 
diese bestimmt nicht absprechen. Es wäre viel­
leicht von Vorteil, wenn mancher von Ihnen 
die gleiche hätte. 

Sozialismus bedeutet, und zwar durch einen Man spricht von der Unbeugsamkeit des 
Mann, der wesentlich mehr Erfahrung hat als Rechtes. Das ist nur ein zeitliches Empfinden. 
Sie, der heute leider schwer krank ist, der Denn das Recht ist schon so oft gebogen wor-
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Ulbrich 

den, Herr Dr. Schleinzer, durch die Macht und 
nicht durch die Anerkennung des Rechtes. Das 
brauche ich Ihnen nicht zu erzählen, Idas wils­
sen Sie genauso gut wie ich. 

Wenn man meint, man könne Grundsätze 
nicht freigeben, dann verstehe ich nicht, daß 
nach der Erklärung des Bundeskanzlers, die 
er am selben Tag vor den sowjetischen Parla­
mentariern abgegeben hatte, in denen er klar 
und deutlich .ausspricht, daß die Grundsätze 
der Humanität gewahrt bleiben, daß die 
Durchreise der Juden, wenn sie mit den ent­
sprechenden Ausweisen und Dokumenten be­
legt sind, nicht gefährdet ist, noch immer in 
der Frage auf einem solchen Standpunkt ste­
hen. Ich habe von Ihnen scbon eine andere 
Sprache gehört. Ich erinnere mich an ein kur­
zes Ereignis; es ist noch nicht lange her. Es 
gab ein furchtbares Blutvergießen, als man 
in Chile die demokratische Verfassung stürzte 
und die Männer der demokratischen Vertre­
tung zusammenschoß. Da war die einzige Er­
klärung dafür: Na ja, jetzt ist es zu Ende, 
alles zu Ende; schade, die Demokratie leidet 
darunter. - Ein Empfinden für diese Men­
schen dort habe ich in keiner Ihrer Äußerun­
gen gehört. 

Wissen Sie, daß uns das auch zu denken 
gibt, wenn man auf Ihrer Seite für diese Dinge 
überhaupt kein Gefühl merkt? 

Wenn man. fragt, ob man sich einen Regie­
rungschef wile Kreisky leisten kann, dann gra­
tuliere ich Ihnen zu der Leistung eines Bun­
desparteiobmannes, wie es der Herr Doktor 
Schleinzer ist. 

Jetzt frage ich Sie noch einmal in aller 
Freundlichkeit, denn die Antwort haben Sie 
noch nicht gegeben: Vor die gleiche Situation 
gestellt, unter den gleichen Bedingungen eine 
Entscheidung herbeizuführen - meine Her­
ren, wie hätten Sie entschieden? Wären Sie 
unter Umständen bereit gewesen, Iden Befehl 
zur AnwendlilIlg von Waffengewalt zu geben? 

Dann erinnere ich an ein Wort eines großen 
Präs,identen dieser Republik, an ein Wort des 
Bundespräsidenten Körner, der im Jahre 1933 
auf die Frage, warum die Arbeiterschaft niCht 
aufstehe und der faschistischen Bewegung 
wehre, folgendes gesagt hat: Auf meinen Be­
fehl zu töten müßte ich zur Frau, zur Mutter 
oder zu den Kindern gehen und sagen: Uber 
meine Order ist Ihr Mann, Ihr Sohn, euer 
Vater gef,allen. 

Das zu verhindern, war entscheidend wich­
tig. Und das hat diese Reg~erung mit ihrer 
Handlung eben getan. Denn auf Grund manch 
anderer Uberlegung wäre es anders gekom­
men. 

Ich bin der Meinung: Jede andere Lösung, 
die zu einern Opfer geführt hätte, die Tote 
gebracht hätte - es tut mir leid, Herr Doktor 
Schleinzer, daß Sie von "nur" fünf Toten ge­
sprochen haben; das "nur" wlar betont -, 
wäre Mord an unschuldigen Menschen gewe­
sen. Das müßten dann Sie mit Ihrem christ­
lichen Gewissen, mit Ihrer moralischen Ein­
stellung zum Leben und der Gemeinschaft 
selbst verantworten. 

Wir können derartige Verantwortungen 
nicht übernehmen, und wir Istehen nach wie 
vor auf dem Standpunkt: Leben ist wichtiger 
als politischer Erfolg und Erfüllung von Prin­
zipien. (Beifall bei dei SPtJ. - Zwischenrufe 
bei der tJVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus! Herr Bundesminister 
für Justiz, Si,e haben mich persönlich beleidigt. 
fdt sehe Ihnen dies Ihrer Streßsituation wegen 
nö.ch. Sie mußten gehört haben, daß ich die 
Geiselentlas:sung als eine Tat angesehen habe, 
die ich würdige. Die Schließung des Lagers 
betraChte ich aber als eine inhumane Ent­
scheidung. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die heutige 
Debatte stand von Haus aus unter der Gefahr 
der gegens'eitigen Provokation und des Anhei­
zens der Stimmung in diesem Haus. Wir haben 
uns von vornherein bemüht, keiner Provoka­
tion nachzugeben. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Ich glaube, daß kaum jemals zuvor von der 
Regierungsbank so Gebrlauch davon gemacht 
wurde, daß wir dn den letzten Jahren Pol'emik 
von der Regierungsbank plötzlich als eine 
Selbstv>erständlichkeit hingenommen haben. 

Herr Justizministerl Was Sie heute hier 
von der Regierungsbank herunter gesagt 
haben, geht weit über das hinaus, was j,emals 
von einer Regierungsbank. herunter gesagt 
worden .ist. (Beifall bei der tJVP.) Sie haben 
sich darauf berufen, Parlamentarier mit Leib 
und Seele zu sein; ich würde Sie sehr bitten, 
daraus auch die ;Konsequenz zu ziehffil und 
wenigstens zuzugeben, daß Sie 'sich hier in der 
Erregung im Ton vergriffen haben, denn ~ch 
glaube, der Vorfall, der sich wenige Minuten 
vor Ihrer Äußerung abgespielt hat, ist viel­
leicht der Anlaß für Ihre Emotionen gewe­
sen. Ihl'le Äußerung, Herr Bundesminister, hat 
sich in einer Sitzung des Nationalrates abge­
spielt, in der sich ein Mitglied des Kabinetts 
nach einer Äußerung in der Offentlichkeit, die 
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Dr. Koren 
niemand anders als eine antisemitische Äuße- schen Armee Hunderttausende Soldaten jüdi­
rung qualifizieren konnte, hier zu Wort gemel- schen Glaubens gegeben hat, die genauso 
det, di,ese Äußerung wiederholt und jede ihren Blutzoll geleistet haben. 
Kritik an dieser Äußerung zurückgewiesen 
hat. 

Herr Bundeskanzler! Ich frage mich, ob das 
auch eine Zurückweisung Ihrer Rüge war, die 
wir vor 14 Tagen mit einiger Befriedigung 
zur Kenntnis genommen haben. (Beifall bei der 
avp.) 

Wenn diese Äußerung des Herrn von Lüt­
gendorf hier von Ihnen unw,idersprochen 
bleibt, Herr Bundeskanzler, daIlll1 werden Sie 
niemals mehr in diesem Haus Äußerungen 
von sich geben können, wie wir isie immer 
wieder von Ihnen erfahren haben. Danke. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Herr Abgeordneter Professor Korenl Ich habe 
die Äußerung des Herrn Bundesministers Lüt­
gendorf so verstanden - ich sage das aus 
vollster Uberzeugung, und das deckt sich auch 
mit dem, was :er mir auf meine seinerzeitigen 
Vorhalte selber gesagt hat -: Er habe diese 
Äußerung, wonach die Kritik in Zeitungen er­
hoben wurde, die sich in jüdischen Händen be­
finden, in einer Weise gemacht, die mißver­
standen worden ist. Ich habe dann auch meine 

In meiner eigenen Familie war es bei eLni­
gen Geschwistern und Cousins meines Vaters 
auch der Fall, die auf den verschiedensten 
Schlachtfeldern dieses Kr.ieges gefallen sind. 
(Rufe bei der avp: Das ist unbestritten!) Ich 
habe das so verstanden - kann nur anneh­
men, daß das auch der richtige Ausdruck sei­
ner Uberzeugung ist -, daß das, was er damals 
nach einem Empfang gesagt hat, offenbar in 
hastiger Weise ausgesprochen und unbedacht 
war und jedenfalls nicht mit dem Akzent ge­
sagt wurde, der ihm letztlich UiIlterlegt werden 
konnte. Ich will aber nicht leugnen, daß diese 
Aussage in einer Form erfolgt ist, aus der 
ein derartiger Schluß durchaus möglich ist. 

Ich habe das bedauert und habe den Herrn 
Minister Lütgendorf nicht nur zurechtgewie­
sen, sondern ihn auch darüber aufgeklärt, 
daß das sachlich gar nicht richtig list. (Abg. 
Mit t er e r: Er hat ja noch nie das Richtige 
gesagt! Das wundert uns nichtf) Die großen 
Zeitungen in der Welt gehören Leuten - das 
darf ich hier gl'eich sagen -, von denen ich 
persönlich mcht weiß, welchen Glaubens­
bekenntnisses sie sind. Ich habe mich auch 
nie dafür interessiert, welcher religiösen Uber­
zeugung oder welcher Gesinnung ein Mensch 
list, der irgend etwas tut oder in einer Zeitung 

Meinung dazu in sehr deutlicher Weise ge- schreibt. (Beifall bei der der spa.) 
sagt. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
Heute wollte 'er mit seiner Äußerung zum mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ausdruck bringen, daß er als einer, der aus 
einer ,altösterreJchLschen Offiziersfamilie 
komnit, frei wäre von jeglicher antisemiti­
schen Regung, wisse er doch, welch großer 
Blutzoll von den Staatsbürgern jüdischen 
'Glaubens zu feiner. Zeit geleistet wurde, als 
man ihnen erlauöf hat, für ihr Vaterland zu 
kämpfen. .' 

So habe ich diese Äußerung verstanden. So 
hat er mir sie erklärt, und so kann ich sie 
auch nur hier, Herr Bundesminister außer 
Dienst, als von mir verstanden wiedergeben. 
Das ist alles, was ich zu sagen habe. 

Er hat auf etwas verwiesen, was von ande­
ren nie geschehen ist, nämlich. daß es zu einer 

, Zeit, als es noch den großen Staat, die Donau­
m0Jtarchie~ gab, in der österreichisch-ungari-

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
rn u n g über den Entschließungsantrag der Ab­
geordneten Dr. Karasek und Genossen betref­
fend Geiselaffäre. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit, daher a b g e­
lehnt. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung, die für Mittwoch, 
den 7. November 1973, um 10 Uhr in Aussicht 
genommen ist, wird auf schriftlichem Wege 
einberufen werden. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

SchlUß der Sitzung: 22 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 30213 
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